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Vorwort. 



In meiner im vorigen Jahre erschienenen Abhandlung 
„Polenfrage und Ansiedelungs - Kommission" habe ich die 
staatliche Besiedelungstätigkeit in Posen und Westpreussen 
eingehend dargestellt und so weit dies erforderlich schien, 
auch kritisiert 

Die vorliegende Schrift bildet nun den zweiten Teil 
meiner Arbeiten über die neuzeitliche innere Kolonisation, 
die ich in ihren verschiedenartigen Formen schildern wollte, 
um einen Gesamtüberblick über sie zu ermöglichen. 

Durch meinen ganz unerwarteten und schnellen Wieder- 
eintritt in die Praxis der inneren Kolonisation sehe ich mich 
leider gezwungen, die Fertigstellung meiner Hauptarbeit, zu 
der ich in mehrjährigen Vorarbeiten bereits ein umfangreiches 
Material gesammelt hatte, die Darstellung hochwichtiger Teile 
der neuzeitlichen Kolonisationstätigkeit, nämlich der Renten- 
gutsbildung, Domänenkolonisation, Arbeiteransiedelung und der 
Tätigkeit privater Gesellschaften und Parzellanten aufzugeben 
oder doch auf längere Zeit zu verschieben. Aus dem gleichen 
Grunde hat auch die vorliegende Arbeit in ihren letzten 
Kapiteln schon eine beträchtliche Abkürzung erfahren. Ins- 
besondere war es mir nicht mehr möglich, auch die Frage 
, der Besiedelung der grossen Heide-Ödländereien zur Dar- 
stellung zu bringen. 

Anlänglich war es allerdings nur meine Absicht, den in 
der vorliegenden Schrift behandelten Stoff im Rahmen einiger 
kurzer Kapitel einer einzigen zusammenfassenden Arbeit über das 
ganze Gebiet der inneren Kolonisation gewissennassen blos 



IV 



übersichtsweise zu behandeln. Die erste Bereisung der ge- 
waltigen, wüst daliegenden, zur landwirtschaftlichen Kultur und 
zur Besiedelung aber meist sehr wohl geeigneten Ödländereien 
zeigte mir jedoch bald, eine wie grosse kolonisatorische Auf- 
gabe hier noch der Erfüllung harre. Diese Erkenntnis führte 
mich immer tiefer in die Materie hinein und veranlasste mich 
zwecks eingehendster Materialsammlung zu wiederholten Reisen 
in die nordwestdeutschen und holländischen sowie ostpreussischen 
Moor- und Heidegebiete und zur ausführlichen Darlegung des . 
gegenwärtigen Standes der Urbarmachung und Besiedelung. 

Dem habe ich einen kurzen Rückblick auf frühere, gleich- 
laufende Besiedelungsbestrebungen vorausgesandt, weil man 
aus ihnen trotz vielfacher Änderungen in den Verhältnissen 
doch noch manches auch für die Gegenwart lernen kann, was 
bislang augenscheinlich leider viel zu wenig beachtet worden 
ist. Zur Darstellung der früheren nordwestdeutschen Moor- 
kolonisation habe ich u. a. insbesondere die treffliche 
Hugenbergsche Arbeit über die Kolonisation im Nord- 
westen Deutschlands grundlegend benutzt. Im übrigen 
sind seit ihrem Erscheinen so viele Fortschritte und Er- 
fahrungen gerade auf dem Gebiete der Hochmoorkoloni- 
sation gemacht worden und ausserdem grosse Änderungen in 
der Lage der Hochmoor- wie insbesondere auch der Fehn- 
kolonisation eingetreten, dass es durchaus gerechtfertigt sein 
dürfte, die Frage der Nutzbarmachung und Besiedelung der 
Moore erneut zu beleuchten. Zudem habe ich mich bei der Be- 
sprechung der gegenwärtigen Ansiedelungsbestrebungen nicht 
nur auf eine einfach referierende Darstellung beschränkt, 
sondern mir in erster Linie die schwierigere und undank- 
barere Aufgabe gestellt, an der bisherigen Ansiedelungstätig- 
keit*'„positive", aufbauende Kritik zu üben. Ich möchte 
hierj nicht unterlassen zu bemerken, dass, wenn schon 
bezüglich der Rentengutsbildung aus altem Gutsland 
Präsident Metz*) mit Recht sagt: „Die innere Kolonisation 

*) H. Metz, Generalkomraissions-Präsident ; Innere Kolonisation in 
den Provinzen Brandenburg und Pommern. Landw. Jahrbücher XXXI, 
Band 2; Ergänzungsband III, S. 19; Berlin bei Parey 1903. 
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ist eine Kunst, und zwar eine recht schwere Kunst, die einen 
weiten Blick, grosse Geschäftsgewandtheit und unendliche Ge- 
duld erfordert," dies treffende Wort für erst urbar zu machendes 
•und unter grossen Schwierigkeiten zu besiedelndes Hochmoor- 
Ödland in erhöhtem Masse gilt. Die Aufgabe, die hier der 
Kolonisator zu erfüllen hat, ist in der Tat keine leichte. Sie 
wird insbesondere auch dadurch sehr erschwert, dass man 
sich nicht nur die eigenartige Besiedelungstechnik unter 
Zahlung von Lehrgeld wiedergewinnen muss, sondern dass es 
gleichzeitig gilt, für die Urbarmachung und Bestellung 
der Hochmooriändereien einen neuen Weg, ein neues Ver- 
fahren zu finden und an dieses neue Verfahren die Kolonisten 
gleichzeitig fest zu gewöhnen. 

Wenn nun späterhin die Tätigkeit und die Erfolge der 
neuzeitlichen Besiedelungsbestrebungen einer teilweise nicht 
zustimmenden Besprechung unterzogen worden sind, wobei 
auf wünschenswert erscheinende Änderungen und auf ein bis- 
heriges, augenscheinlich nicht ganz richtiges Vorgehen in 
etwas bestimmter Weise hingewiesen ist, so geschah dies, 
um zu einer möglichst genauen Durchsicht des Verfahrens 
und zu einer tunlichst völligen Nutzbarmachung bisheriger Er- 
fahrungen anzuregen. Zweck der Kritik ist aber nicht, das 
bisher Geleistete zu tadeln, sondern die bisherigen Erfahrungen 
zur Nutzbarmachung für die Zukunft tunlichst klar darzulegen, 
zu Vergleichen der verschiedenartigen Verfahren anzuregen 
und für sie zugleich die Möglichkeit zu bieten. 

Die kolonisatorische Aufgabe, die die Besiedelung der 
ödländereien noch stellt, ist wahrlich eine gewaltige und er- 
fordert eine energische und zielbewusste Tätigkeit. Ihren 
Umfang festzustellen ist allerdings leider auch nicht annähernd 
möglich. Nach den Angaben von Dr. Grieb*) gibt es in 
Preussen, Oldenburg und Bayern etwa 3550000 ha Öd- 
ländereien. Davon entfällt ein grosser Teil auf ganz leichte 



*) Dr. R. Grieb, Assistent am akadem. Forstinstitut, Glessen : Das 
europäische Ödland, seine Bedeutung und Kultur; Frankfurt a. M. 
1898; S. 8. 
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Sandböden, also auf „reines Forstland-' und ein allerdings 
verhältnismässig kleiner Teil auf Gebirgsödland. Es dürften 
vielleicht 1,5 Millionen Hektar ganz neu oder doch 
viel dichter zu besiedelndes Ödland verbleiben, auf dem ein- 
schliesslich Handwerker, Arbeiter u. s. w. etwa eine Million 
Menschen Unterkunft und Nahrung finden könnte. 

Man kann auf diese wichtige und viel zu wenig bekannte 
Tatsache nicht oft und scharf genug hinweisen. Wir haben in 
unserem Vaterlande in der Tat noch sehr viel Raum für den 
Nachwuchs an landwirtschaftlicher Bevölkerung, um ein viel- 
faches mehr, als ihn unsere gesamten Kolonieen auf abseh- 
bare Zeiten uns zu bieten vermögen. 

Was für grosse Summen lassen wir uns aber unsere 
Kolonien kosten! Ohne die Berechtigung dieser Ausgaben 
an sich irgendwie in Frage stellen zu wollen, kann man nicht 
umhin, den Wunsch auszusprechen, dass der Staat, ehe er 
bezw. wenn er schon Millionen für die Besiedelung Südwest- 
afrikas, des Kilimandjarogebietes u. s. w. ausgibt, in allererster 
Linie doch dafür sorge, dass die kulturfähigen Ödländereien im 
eigenen Innern verschwinden und er sich in allen Teilen zu 
einem wirklichen Kulturlande verwandle, ein Ziel, von dem 
wir vielerorts noch weit entfernt sind. 

Wir sind von diesem Ziele in der Tat noch sehr weit 
entfernt, viel weiter, als man gemeiniglich wohl glaubt. Da- 
von überzeugt man sich staunend, wenn man durch die weiten, 
oft meüenweiten Moor- und Heidegebiete des sogenannten 
„hochkultivierten" Westens fährt, durch Westfalen und vor 
allem durch die Emslande, durch die Lüneburger Heide, durch 
Oldenburg u. s. w. Die dortigen Verhältnisse, das Unbenutzt- 
lassen Hunderttausender von Hektar durchaus kulturfähiger 
Ländereien sind eines Kultur Staats, der in manchen Jahren 
Hunderttausende seiner Landeskinder mit Hunderten von 
Millionen an Geld und Geldeswert ans Ausland abgab, in 
der Tat durchaus unwürdig. 

Der einzig richtige und streng zu befolgende 
Grundsatz kann nur der sein, zuerst eine möglichst 
lückenlose Besiedelung des Inlandes und dann erst 
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eine Besiedelung der Kolonieen anzustreben und 
herbeizuführen. 

Eine im I n 1 a n d angesessene Bauernfamilie hat für den Staat 
einen viel grösseren Wert, als eine deutsche Farmer- oder Kauf- 
mannsfamilie in den Kolonieen. Daher sollte man die innere 
Kolonisation neben der äusseren, deren Erfolg (oder Miss- 
erfolg !) allerdings mehr in die Augen springt, auch in unseren 
Ödländereien, die ja gewissermassen doch „Kolonisations- 
Neuland" sind, in höherem Masse pflegen und durch staat- 
liche Beihilfen und Anregungen fördern, als es bisher geschieht. 

Hoffentlich ist es mir gelungen, mit den nachstehenden 
Ausführungen einen Beitrag zum Beweise der Notwendigkeit, 
Nützlichkeit und Möglichkeit einer umfangreichen ödland- 
besiedelung zu geben und, ähnlich wie bei der Kgl. An- 
siedelungskommission in Posen, zu einer gründlichen Durch- 
sicht des bisherigen Vorgehens und Verfahrens anzuregen. 

Friedenau, im März 1903. 



E. Stumpfe. 
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I. Hochmoorkolonisation. 

1. Besiedelung des „Grossen Donaumooses. * 

Für viele Kolonisationsfragen sehr lehrreich ist die Ge- 
schichte der Besiedelung des sog. grossen Donau- 
mooses, südlich von Neuburg und Ingolstadt.*) Es ist ein 
Niederungsmoor von wechselnder Mächtigkeit (0,2 — 7 m) und 
besserer Bodenbeschaffenheit und gehört bei einer Länge von 
rund 28 km und einer Breite von 5 — 8 km mit seinem Flächen- 
inhalte von 17 709 ha zu den grössten Moorflächen Ober- 
deutschlands. 

Seine Urbarmachung und Besiedelung wurde am Ende 
des 18. Jahrhunderts in Angriff genommen. Es stand ähn- 
lich wie unsere nordwestdeutschen Moore, im Besitz von 
einer ganzen Reihe von Gemeinden und Einzelpersonen, so dass 
die freiwillige Vereinigung aller zu gemeinschaftlichem Vorgehen 
nicht zu erwarten war. Zudem wurde seine Trockenlegung 
dadurch sehr erschwert und verlangsamt, dass es von der 
Landesgrenze zwischen Bayern und Neuburg durchschnitten 
wurde, beide Regierungen sich über eine Grenzfestsetzung 
aber nicht einigen konnten. Nach der Verschmelzung beider 
Länder im Jahre 1777 wurden die Vorarbeiten für die Trocken- 
legung baldigst in Angriff genommen. Ein Priester, namens 

*) Als Quellen sind benutzt: Pechmann, Heinr. Frhr. von, Ge- 
schichte der Austrocknung und der Kultur des Donaumooses, 1832. 
Dr. J. Spöttle, Kurze Darstellung der Kulturentwickelung im Donau- 
moos; Augsburg 1896. Prof. Dr. Tacke, Reisebericht, 47. Prot. d. 
Zentr.-Moor-Kom. 1901, S. 11/16. 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. I 
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• Lanjc,'*.,fd*er in dem wohlbegründeten Rufe eines Natur-kundigen» 
Vand", arbeitete einen Entwässerungsplan aus. Die Ausführung: 
" wurde einer Kommission unter Graf von Pappenheim über- 
tragen, die aber nach fast 10 Jahren das Werk um nichts 
vorwärts gebracht hatte. 

Erst eine zweite, im Jahre 1787 eingesetzte Kommission 
förderte unter Leitung des um die Sache hochverdienten 
Freiherrn von Stengel das Werk erfolgreich und begann un- 
verzüglich mit seiner Durchfuhrung durch den Ausbau des 
Hauptentwässerungskanales, wozu die kurfürstliche Kammer 
einen Vorschuss von 20000 fl. gewährte. 

Interessant ist hierbei die Rechtsaufiassung, die man in 
Bayern gegenüber dem ungenutzten Privateigentume vertrat, 
und die Freiherr von Pechmann*) folgendermassen darstellt: 

„Die Verordnungen von den Jahren 1723, 1762, 1775 
und 1783 befehlen, dass alle öden Grunde und Sümpfe in 
Bayern angebaut, und dass jene, an welchen dieses unter- 
lassen würde, als öde und herrenlos eingezogen werden sollen ; 
dass ferner keiner Gemeinde zu gestatten sei, unter dem Vor- 
wande des hergebrachten Weiderechtes die Kultur landesherr- 
licher öder Gründe zu verhindern." „Grundeigentümer und 
Weideberechtigte, welche ihre öden Gründe weder selbst 
kultivieren, noch andere kultivieren lassen wollen, sollen ihr 
Recht gegen jene, welche diese Kultur übernehmen wollen, 
verlieren; und wenn ein Auswärtiger diese Kultur wirklich 
ausgeführt hat, so soll er nicht verpflichtet sein, selbst gegen 
Ersatz der darauf verwendeten Arbeit und Kosten, die kulti- 
vierten Grundstücke den vorigen Eigentümern zurückzugeben." 

Eine sehr vernünftige und empfehlenswerte Auffassung 
vom (nur bedingten) privaten Eigentumsrechte. 

Der Zustand des Moores rechtfertigte ein staatliches Ein- 
greifen vollkommen, es war derartig versumpft, dass es den 
Besitzern in Wirklichkeit so gut wie keine Nutzung mehr 
gewährte und ihnen eher eine Last als eine Stütze war. Von 
den kapitalarmen und in dürftiger Lage befindlichen, in den. 



*) Frhr. von Pechmann a. a. O. S. 33/34. 
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Dörfern rings um das Moor wohnenden Besitzern war ein 
Geldbeitrag für das Unternehmen nicht zu erwarten. Die 
Kommission musste daher versuchen, sich auf andere Weise 
die erforderlichen Mittel zu verschaffen. 

Sie fand einen in der Tat höchst zweckmässigen und 
glücklichen Ausweg, welcher es ermöglichte, die Austrocknung 
auszuführen, ohne die Besitzer zu belasten und dabei die 
Unkosten doch zum grossen Teile aus der Sache zu decken. 

Das Unternehmen sollte von einer Aktiengesellschaft aus- 
geführt werden, an welche die Interessenten einen Teil ihrer 
im damaligen Zustande für sie fast völlig wertlosen Flächen 
als Entgelt für die Kosten der Entwässerung abzutreten 
hatten. Dadurch wurden sie aller gegenwärtigen wie künftigen 
Geldausgaben enthoben und waren trotz der Abgabe eines 
Teiles der ohnedies zu grossen Flächen wirtschaftlich nur 
gestärkt, da sie an Stelle ertragloser, oft weit und unpassend 
gelegener Flächen, kleinere, aber passend gelegene und 
kulturfähige Flächen empfingen. Die Kommission verlangte 
die Hälfte der Flächen als Ersatz der Austrocknungskosten. 
Daflir sollten die Interessenten die andere Hälfte ausgetrocknet, 
möglichst in der Nähe der Wohnungen und statt als Lehen als 
freies Eigentum, aller Dienstbarkeit entledigt, und für 15 Jahre 
frei von allen Steuern und Abgaben erhalten. Diese Grund- 
stücke sollten in Zukunft keine Gemeinweiden mehr bilden, 
sondern unter sämtliche Gemeindeglieder zu gleichen Teilen 
verteilt werden. Durch einen Vergleich nahmen alle Grund- 
besitzer im Moore diese Bedingungen an. 

Um das über den Beitrag des Staates und der kurfürst- 
lichen Privatkasse hinaus noch fehlende Geld zu beschaffen 
wurde eine Aktiengesellschaft errichtet mit einem Kapital von 
300000 Gulden in 30 Aktien zu je 10000 Gulden. Dieser 
hohe Betrag jeder Aktie bewirkte, dass nur 6% Aktien in 
Privatbesitz, und zwar fast ausnahmslos in den hoher Staats- 
beamten kamen. Der Kurfürst selbst nahm 5% Aktien, die 
kurfürstlichen Hofkammern in München und Neuburg zu- 
sammen 4, die beiden Landschaften je 1 und der kurfürstliche 
Hofkriegsrat 4 Aktien. Diese 22 Aktien wurden bar einbezahlt, 
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während von den restlichen 8 Aktien 6 der kurfürstliche Ober- 
lehenshof für die abgetretene Oberlehensherrlichkeit u. s. w. 
erhielt. Die beiden letzten Aktien wurden den beiden Kom- 
missarien „anstatt der Tagsgebühren und für die Reisekosten, 
auch alle übrigen vorkommenden Arbeiten" gegeben. 

Die Gesellschaft trat am Anfang des Jahres 1790 in 
Tätigkeit und nahm baldigst die Entwässerung nach einem 
von dem Obersten von Riedel entworfenen Plane in Angriff. 

Auf die technische Seite der Sache können wir hier nicht 
näher eingehen. Es sei nur bemerkt, dass der Hauptkanal 
eine Länge von 34 km erhielt und dass das Unternehmen 
von seinem gewissenhaften Geschichtsschreiber, Oberbaurat 
Frhr. von Pechmann, i. J. 1832 als in der Hauptsache geglückt 
und technisch richtig ausgeführt bezeichnet wird. Zweierlei 
tadelt er indes: erstens die zu grosse Breite des Kanales, 
die bei seinem geringen Gefälle seine schnelle Verschlammung 
durch das aus den Bergen kommende, senkstoffreiche Wasser 
bewirke, und dann das Belassen einer Reihe von Wasser- 
mühlen, deren Stauwerke eine ungenügende Entwässerung 
weiter Strecken herbeiführten. Beide Fehler sind später be- 
seitigt worden, doch hat insbesondere der letztere der Urbar- 
machung und Besiedelung des Moores sehr geschadet Die 
schädUchen Wassermühlen wurden von 1803— 181 1 aufgekauft, 
wobei gewissermassen als „Kuriosum" zu erwähnen ist, dass 
man gleichwohl in Karlskron an dem Hauptkanale eine Mühle 
zu bauen gestattete, jedoch nur mit dem Erfolge, dass man sie 
wegen des äusserst nachteiligen Rückstaues bald für schweres 
Geld ankaufen und wieder wegreissen musste! 

Die Arbeiten wurden so eifrig gefördert, dass schon im 
ersten Jahre 8000 (bayerische) Morgen trocken lagen und 
man mit der Anlage von Kolonieen beginnen konnte. Ende 
1793 war die Entwässerung und der Ausbau der Wege be- 
endet. Interessant sind die Bemühungen, die Arbeit möglichst 
billig und schnell zu bewältigen. Zuerst versuchte man es 
mit Soldaten, die einen Teilkanal, der noch jetzt Militärkanal 
heisst, ausgeführt haben. Man fand aber bald, dass ihre 
Arbeit „wegen der dabei kommandierten Offiziere und Unter- 
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Offiziere und wegen der erforderlichen Baracken, welche 
öfters versetzt werden mussten", teurer kam, als die freier 
Arbeiter. Der grösste Teil der Arbeit wurde demzufolge von 
freien Arbeitern im Akkord ausgeführt, während man zu den 
leichteren Arbeiten einige Hundert Kinder aus den be- 
nachbarten Dörfern für je 12 Kreuzer des Tages heranzog. 

Übrigens wurden auch damals schon, wie bei den neu- 
zeitlichen Moorkultivierungen, Sträflinge zu den Kulturarbeiten 
verwendet, daher sei des Vergleiches wegen nachstehend an- 
geführt, was Frhr. von Pechmann darüber sagt: „Für die 
schweren Arbeiten, welche nicht in Akkord gegeben werden 
konnten, wurden Vaganten oder geringerer Verbrechen halber 
zur Zuchthausstrafe Verurteilte verwendet. Es wurde denselben 
der landesübliche Tagelohn gegeben. Sie erhielten ihn aber 
nicht bar, sondern täglich zweimal warme Speisen und eine 
halbe Mass Bier, sie wurden gekleidet und ihre Kleidung 
unterhalten. Darüber wurde jedem Rechnung geführt, und er 
bekam bei seiner Entlassung das übrige auf die Hand, damit 
er nicht durch die Not zu neuen Verbrechen gezwungen 
wurde." *) 

Über ihre Leistungen sowie über die Rentabüität ihrer 
Verwendung findet sich leider kein Urteil, doch ist sie allem 
Anschein nach eine mindestens nicht unbefriedigende gewesen. 

„Auf diese Weise wurde die ausgedehnte Arbeit binnen 
so kurzer Zeit, als wohl noch kaum eine andere von solchem 
Umfang, und mit verhältnismässig geringen Kosten vollendet," 
sagt der genannte Autor. 

In der Tat scheint diese freiere Form staatlicher Tätig- 
keit, diese Aktiengesellschaft, deren Aktionäre der Kurfürst 
selbst sowie staatliche Korporationen und Würdenträger 
waren, zu einer guten, schnellen und billigen Ausführung des 
grossen Kulturwerkes sehr geeignet gewesen zu sein. Sie 
besass einerseits eine genügende geschäftliche Freiheit und 
Beweglichkeit ohne bureaukratische Einengung und war 
andrerseits durch ihre Aktionäre doch vor einer Ausbeutung 



•) Frhr. v. Pechmann. a. a. O. S. 49. 
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des Unternehmens geschützt. Sie vereinigte also gewisser- 
massen die Vorzüge eines Privatunternehmens mit denen einer 
staatlichen, ohne doch die Fehler beider zu besitzen und 
bietet in seinen Grundzügen ein Beispiel, wie es für ähnliche 
Unternehmungen auch jetzt vielleicht nicht von der Hand zu 
weisen wäre. 

Übrigens hatte die Kulturskommission, wie die Leitung der 
Gesellschaft bezeichnet wurde, jahrelange schwere Kämpfe mit 
den Interessenten zu bestehen. Durch den unerwarteten glück- 
lichen Erfolg des Unternehmens wurden Eigennutz und Geiz 
aufgeregt. Die vorher mit dem Abkommen durchaus zu- 
friedenen Interessenten, die ihre Anteüe zum Teil schon mit 
Zufriedenheit übernommen hatten, oder zu deren Übernahme 
bereit waren, wurden durch „Neid und Kabale, welche nicht 
länger gelassen ertragen konnten, dass die gute Sache einen 
so glänzenden Fortgang hatte", zur Unzufriedenheit und zur 
Stellung immer neuer Forderungen aufgereizt. „Unter dem 
Schutze einer mächtigen Partei," d. h. der mit grösseren 
Flächen mitbeteiligten einflussreichen Hofmarchsherren, wurden 
an einzelnen Stellen von den Unzufriedenen die Kanäle wieder 
zugeworfen, die Bäume an den Wegen ausgerissen und um- 
gebrochen, die Grenzpfähle beseitigt u. a. mehr. 

Zur BeÜegung der Streitigkeiten wurde ein Schiedsgericht 
ernannt, das seinen Urteilsspruch im Oktober 1792 abgab. 
Dadurch wurden die Schwierigkeiten behoben, freilich nicht 
zum Vorteile der Gesellschaft. Sie erhielt u. a. statt der ihr 
vertraglich zustehenden Hälfte der zu kultivierenden Flächen 
nur ein Drittel, hatte sich aber, um nur zum Ziele zu 
kommen, wohl zu grossen Entgegenkommen bereit erklärt. Der 
wiederholte Vertrags- und Vergleichsbruch vieler Interessenten 
und Hofmarchsherren machte sich also wohl bezahlt! 

Die erste Kolonie, Karlskron, wurde auf dem zuerst ab- 
getrockneten und der Gesellschaft zugefallenen Teile im 
Jahre 1792 errichtet Schon im Frühling dieses Jahres be- 
fanden sich 15 Häuser im Bau, Materialmagazine waren 
errichtet und der Anfang zu einer Ziegelbrennerei war 
gemacht. Die Kolonie sollte als erste Anlage besonders gut 
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ausgeführt und ausgestattet werden, wozu man die 4 Aktien 
verwenden wollte, welche die Hofkammem dem Kurfürsten 
überlassen hatten. 

Die Kolonistenfamilien, welche ganz allein vom Ackerbau 
leben sollten, erhielten unentgeltlich 9 Tagwerke (= 3,06 ha) 
und 450 fl Beihilfen teils an barem Gelde, teils an Materialien 
zur Erbauung eines Hauses. Diese Summe sollten sie in 
I5 Jahresfristen, nach 5 Freijahren, zurückzahlen. Zum An- 
kaufe eines Stückes Vieh empfingen sie ausserdem ein 
Geschenk von 30 fl. Den Handwerkern wurden 450 fl. als 
Geschenk überwiesen, doch mussten sie die Grundstücke für 
147 Gulden pro ha unter den obigen Zahlungsbedingungen 
kaufen. Jeder Ansiedler im Moore erhielt 30 von allen 
Steuern und Abgaben freie Jahre, Freiheit von Rekruten- 
aushebung und Einquartierung und von allen Frondiensten 
sowie die Grundstücke, an seinem Hause belegen, als freies 
und unbeschränktes Eigentum. Nur zur Unterhaltung der 
Kanäle und Gräben hatte er von Anfang an einen Kanal- 
batzen von 4 Kreuzern vom Tagwerke zu zahlen. Zum Bau 
der „von Backsteinen nach einem zweckmässigen reiflich über- 
legten Plan" aufgerührten Häuser lieferte die Kulturskommission 
das Tausend Backsteine und Dachziegel für 9 fl. 

Insgesamt wurden bis zum Jahre 1804 in schneller Folge 
teÜweise von Privatleuten und auf Privatgrund 24 Kolonieen 
im bezw. am Donaumoose errichtet. 

Die an die Entwässerung und Besiedelung des Donau- 
mooses geknüpften Erwartungen erfüllten sich leider nur 
unvollkommen. Die Schuld daran trifft, wie Frhr. von Pechraann 
hervorhebt, soweit es die Kultivierung anlangt, nicht die erste 
Ausfuhrung der Anlage, sondern deren spätere völlige Ver- 
nachlässigung und ganz ungenügende Unterhaltung. 

Nach einem Thronwechsel schien das Interesse der 
Staatsbehörden an dem Unternehmen völlig erloschen zu 
sein, so dass man den ganzen Anteü an Moorgründen, welche 
durch die von verschiedenen Landeskassen genommenen 
Aktien Staatseigentum geworden waren, einschliesslich des 
Jür die Unterhaltung der Kanäle hestimmten Kanalbatzens 
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an einen israelitischen Privatmann, Kommerzienrat Bresslauer r 
verkaufte, der es doch nur auf einen möglichst grossen 
Gewinn absah. Das beweist, wie wenig Interesse und Ver- 
ständnis die Staatsbehörden später dem Unternehmen entgegen- 
brachten und wie wenig sie sich um das Gedeihen ihrer An- 
siedler kümmerten. Der Kauf wurde glücklicherweise, da 
Bresslauer den Kaufpreis nicht aufbringen konnte, nach 
einigen Jahren wieder rückgängig gemacht, der Kulturzustand 
des Moores hatte inzwischen aber schon arg gelitten, da der 
Käufer an den Kanälen in der Zwischenzeit nichts getan 
und den Kanalbatzen nicht seiner Bestimmung gemäss 
verwandt hatte. 

Auch nach der Rücknahme des Moores vernachlässigte 
es die Regierung vollkommen, wohl mit infolge der 
napoleonischen Kriege, so dass seine Kultur immer mehr 
verfiel und die Zustände immer schlimmer wurden. „Die 
Räumung der grösseren Entwässerungskanäle und Gräben 
wurde vernachlässigt, wodurch auch die kleineren in Verfall 
geraten mussten; die Wege mit ihren Brücken und Durchlässen 
wurden nicht mehr unterhalten, die entlang der Strassen und 
Kanäle gepflanzten Bäume niedergehauen und viele vorher 
ganz trockene Stellen des Moores fingen an, sich wieder dem 
alten versumpften Zustande zu nähern. Die Schutzdämme 
entlang des Hauptkanals wurden ( — auf den Vorschlag des 
nächsten Rentamtes! — ) zum Teil veräussert und der Kanal 
war vom Weidevieh derart ruiniert, dass er stellenweise gar 
keiner künstlichen Wasserleitung mehr ähnlich sah. In diesem 
Zustande befand sich das Donaumoos, als im Jahre 1818 die 
k. Staatsregierung diesem LandesteÜe aufe Neue ihre Auf- 
merksamkeit zuwendete".*) Eine bedeutende Strecke des 
Hauptkanals war sogar so stark verschlämrat, dass sie nicht 
mehr imstande war Wasser abzuleiten, und — Gras und 
Gesträuch auf ihrer Sohle wuchsen! 

Diese Missstände waren dadurch noch verschärft worden, 



*) Dr. J. SpiHtle, Kurte Darstellung der Kulturentwickelung im 
Don»umoos; Augsburg 189$, S. 15. 
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dass man das seinerzeit zwecks Beförderung der Anlage und 
des Gedeihens der Kolonieen in Karlskron eingerichtete Moos- 
gericht, welches auch für die Polizei und für die Erhaltung 
der für das Moor nötigen Anstalten zu sorgen hatte, späterhin 
bei beginnender Vernachlässigung des Moores wieder aufhob. 
Es hatte aus einem Administrator, zwei Amtsschreibern und 
einem Amtsdiener bestanden und auf die Entwickelung 
der Kolonieen und die Zustände im Moore sehr segensreich 
gewirkt. 

Dass bei solchen Verhältnissen welchen sich bei der 
gegebenen Sachlage der einzelne nicht zu entziehen ver- 
mochte, die Kolonien nicht gedeihen konnten, sondern 
gleichfalls in Verfall geraten mussten, ist selbstredend.*) 

In gleicher Richtung wirkten überdies Fehler, welche bei 
der Kolonisation begangen worden waren. Hierbei haben 
wir zu unterscheiden zwischen den Kolonieen, welche von der 
Kulturskommission, also gewissen nassen vom Staate begründet 
waren, und solchen, welche von Privaten, d. h. von den Hof- 
marchsherren (den Grafen von Preysing und von Sandizell, den 
Freiherren von Gumpenberg, von Pfetten und von Brutscher) 
ausgelegt waren. Die ersteren befanden sich in ungleich 

*) Die ungünstige Wendung in der Lage der Kolonieen wird von 
Frhr. von Pechmann an dem Schicksale eines Kolonisten überzeugend 
dargestellt. Dieser pachtete bald nach der Trockenlegung des Moores 
eine Wirtschaft von 50 Mrg. in Karlskron und verfugte hierfür über ein 
Vermögen von 600 Gulden. Nach Aufgabe der Pacht kaufte er zuerst 
II Morgen (für je 66 Gulden), baute darauf ein Wirtschaftsgehöft und 
vergrösserte nach und nach sein Gütchen bis auf 75 Mrg. Er hielt 
darauf einen Viehstand von 24—26 Stück Hornvieh und verkaufte jährlich 
26—30 Stück Mastochsen und konnte gleichwohl noch jährlich 200 Ztr. 
Heu verkaufen. Er stattete zwei seiner Töchter mit zusammen 
2200 Gulden Heiratsgut aus und hatte auf seinem Gute trotzdem nur 
100 Gulden Schulden. Dann wendeten sich aber die Verhältnisse, die 
Entwässerungsanlagen verfielen, dazu kamen nasse Jahre (1816/18), das 
Wasser verdarb seine Ernten, er geriet immer tiefer in Schulden, musste 
zuerst sein Vieh, schliesslich sein Haus und die Hälfte seiner Felder ver- 
kaufen, und sah sich schliesslich gezwungen, die Regierung um Unter 
Stützung anzuflehen! 
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besserer Lage, da ihre Ansiedler verhältnismässig günstig ein- 
gesetzt waren, wie die früher mitgeteilten Bedingungen er- 
kennen lassen. Gleichwohl litten auch sie an drei bei der 
Begründung begangenen Fehlern: Man hatte 

1. den Kolonisten eine zu kleine Fläche (3,06 ha) gegeben, 

2. meist völlig mittellose Kolonisten angesetzt und 

3. diesen mittellosen Kolonisten das Moor ganz unkultiviert 
übergeben. 

Alle Freigebigkeit, die man bei der Anlage der Kolonie 
hatte walten lassen, war nicht imstande gewesen, die Wirkung 
dieser Fehler, deren erster um so grösser war, als sich in der 
Nähe keine Gelegenheit zum Nebenerwerb fand, aufzuheben. 
Über die Vermögenslosigkeit der Kolonisten und deren 
ungünstige Wirkung äussert sich Frhr. von Pechmann*) 
folgendermassen : 

„Ausserdem ist von einem Kolonisten, der erst wesent- 
licher Unterstützung bedarf, um sich niederlassen zu können, 
selten viel zu erwarten. Es war nicht zu verlangen, dass der 
sich hier niederlassende Kolonist ein wohlhabender Mann sein 
sollte, aber er sollte wenigstens soviel besitzen, dass er bei 
hinlänglicher Erleichterung der Erwerbung der für sein Fort- 
kommen notwendigen Grundstücke ohne fremde Unterstützung 
die für seine Niederlassung notwendige Einrichtung raachen, 
bis zur ersten Ernte für seinen und seiner Familie Unterhalt 
sorgen und das Wohl derselben begründen könne. Diese so 
reichlich unterstützten Kolonisten kamen auf ihren wenigen 
Tagwerken nicht fort, und kaum einer derselben vermochfe 
in der Folge die ihm gemachten Vorschüsse zurückzubezahlen." 

In diesem Zusammenhange und auf Grund solcher Er- 
fahrungen spricht sich Frhr. von Pechmann dann gegen den 
Vorschlag aus, ähnlich wie in Holland die trocken gelegten 
Moore zur Anlage von Armenkolonieen zu verwenden (vergl. 
Friedrich- Wilhelmsdorf). So che Kolonieen könnten vielleicht 
in einem dicht bevölkerten Lande mit guten Absatzverhält- 
nissen, wo der Kolonist mehr Garten- als Landbau treiben 



*) Frhr. von Pechmann a. a. O. S. 70. 
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könne, und unter strenger Aufsicht gedeihen. Unter minder 
günstigen Verhältnissen bei einem etwas grösseren land- 
wirtschaftlichen Betriebe, zu dem „die Erfahrung und Kenntnis 
des eigentlichen Bauern notwendig werde", werde man keinen 
Erfolg erzielen. Dafür habe man im Donaumoose ein gutes 
Beispiel. Dort seien von den völlig mittellosen Ansiedlern 
trotz reichlichster Unterstützung durch die Regierung nur wenige 
vorwärts gekommen, dagegen sehr viele von den Ansiedlern, 
welche aus dem Bauernstande stammten und einiges Vermögen 
besessen hätten. 

Wenn nun auch die Lage der staatlichen Kolonieen keine 
günstige gewesen ist, so würden sich bei ihnen die Verhältnisse 
immerhin ohne grosse Opfer haben verbessern lassen. 

Man kann diese staatliche Kolonisation in der Tat 
nicht als verfehlt, wenn auch mit Fehlern behaftet, hinstellen 
und kann ihr auch den schlechten Ruf nicht zur Last legen, 
in den die Donaumooskolonisation gekommen war. Sie würden 
vielmehr, wenn man die Kulturanlagen im Donaumoose nicht 
so gänzlich hätte verfallen lassen, sich wohl ganz leidlich 
entwickelt haben. Der schlechte Ruf der Donaukolonieen 
stammt dagegen in allererster Linie von den von den 
Hofmarchsherren begründeten Privatkolonieen her. 

Um die schnelle Besiedelung des Donaumooses zu fordern, 
hatte nämlich die Regierung denjenigen Grundbesitzern, die 
wenigstens 200 Tagwerk (= 68 ha) Land im Moor besassen, 
die Hofmarchsgerechtigkeit verliehen, um sie dadurch zur An- 
lage von Kolonieen aufzumuntern. Nach dem UrteÜ des Frhr. 
von Pechmann haben diese Hofmarchen jedoch eine ungemein 
schädliche Besiedelungstätigkeit entfaltet. Er sagt*): 

„Während die von der Regierung angesetzten Kolonisten 
Freiheit von allen Lasten und Abgaben genossen, wurden die 
Anbauer jener neuen Hofmarchen, die nur die Ansetzung 
möglichst vieler und möglichst hoch zu belastender Ansiedler 
ohne Rücksicht auf deren Fortkommen im Auge hatten, 
mit Grundzinsen, Laudemien u. a. überlastet." Einer der 



*) Frhr. von Pechmann a. a. O. S. 76. 
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Hofmarchsherren „siedelte auf 36 Morgen 32 Familien an, 
deren jährliche Abgabe mehr als den Grundwert ihres Eigen- 
tums betrug. Er brachte diese unglückliche und schädliche 
Bevölkerung meistens dadurch zusammen, dass er Bettler von 
offener Strasse aufnahm, ihnen die Heiratserlaubnis erteilte, 
und sie so zu Kolonisten nicht nur seiner eigenen, sondern 
auch der andern Kolonieen, deren Verwalter er war, stempelte. 
Der Pfarrer von Weichering, in dessen Pfarrei diese Kolonieen 
gehörten, weigerte sich, diese Vagabunden und Bettler zu 
trauen, allein seine Weigerung blieb ohne Erfolg, er erhielt 
den Befehl, die von den Hofmarchsherren oder dessen Be- 
vollmächtigten erteilten Heiratserlaubnisse anzuerkennen". 

Da die staatlichen Kolonisten auch nur ganz kleine Wirt- 
schaften besassen, die ihre eigene Arbeitskraft kaum richtig 
auszunutzen gestatteten, so fand sich für die Ansiedler der 
Hofmarchen auf dem Donaumoose selbst keinerlei Be- 
schäftigung. Es ward vielmehr zur „Pflanzschule von 
Bettlern und Dieben, und es wurde dadurch mehr für die 
Bevölkerung der Strafarbeitshäuser und Zuchthäuser, als für 
die des Moors gesorgt"! 

Diese „Kolonisten" des Donaumooses, d. h. Vaga- 
bunden, Bettler und Diebe fielen bald und dauernd einer 
weiten Umgegend zur Last. Man sah das allgemein als eine 
unvermeidliche Folge der Kolonisation an sich an, anstatt es, wie 
es richtig gewesen wäre, den verfehlten Massnahmen bei der 
Kolonisation und vor allem dem krassesten Eigennutz der 
Hofmarchen-Kolonisatoren zuzuschreiben. 

Bei solcher Sachlage und Entwickelung ist es nur zu 
natürlich, dass die Kultur und die ersten Kolonieen des 
Donaumooses so schnell und gründlich verfielen und das 
ganze Werk in den schlechtesten Ruf brachten. 

Erst als die Klagen zu allgemein und zu gross wurden, 
sah sich die bayrische Regierung unter dem Staatsminister 
Frhr. von Lerchenfeld gezwungen, sich ihres Werkes im 
Jahre 18 18 wieder anzunehmen. Sie verwandte bis zum 
Jahre 1825 ausser dem „Kanalbatzen" 25470 Gulden für die 
Wiederinstandsetzung des Moores, eine infolge des billigen 
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Arbeitsangebotes der in schlimmster Not befindlichen 
Kolonisten sehr niedrige Summe. Damit wurden u. a. „60 
deutsche Meilen Kanäle und Gräben bis zur ursprünglichen 
Breite und Tiefe wieder ausgehoben, die alten Wege wieder 
hergestellt und rund 3^ Meilen neue gebaut". Sie richtete 
wieder eine Donaumoos-Inspektion ein, in deren Hand die 
Aufsicht über alle Kultur- und kolonisatorischen Massnahmen 
gegeben wurde. 

In dieser Zeit begann sie auch mit der Anlegung neuer 
Kolonieen auf den noch in ihrem Besitze befindlichen rund 
7000 Tagwerk (— 2380 ha). Hierbei machte sich die Re- 
gierung die aus den früheren Fehlern zu ziehenden Lehren gut 
zu nutze und Hess die Ansiedelungsbedingungen von dem 
Donaumoosinspektor Manhard, „der in dem wohlverdienten 
Rufe eines ausgezeichneten praktischen Landwirts stand" und 
sich „mit den erfahrensten und fleissigsten Kolonisten und 
anderen geschickten Landwirten vorher beraten hatte", aus- 
arbeiten. 

Der wichtigste Inhalt dieser „Ansiedelungsbedingungen" 
ist nachstehend zusammengestellt:*) 

Der Ansiedler erhält 50 Morgen Moorgrund (je zu 
5 Gulden, zusammen für 250 Gulden). Die Kaufeumrae ist 
5 Jahre zinsfrei und wird dann in 15 Jahresfristen bezahlt 
Diese 50 Morgen werden sein vollkommen (auch zehnten- 
und grundzinsen-) freies Eigentum. Ausserdem werden ihm 
10 steuerfreie Jahre bewilligt. 

An den Ansiedler stellte man ziemlich schwere An- 
forderungen und verlangte von ihm u. a. neben dem Nachweise 
einer unbedingt guten Führung, Arbeitsliebe u. s. w. soviel Ver- 
mögen, dass er mit demselben die nötigen Gebäude errichten, 
das erforderliche Vieh anschaffen und wenigstens bis zur nächsten 
Ernte von seinem Vorrate sich, seine Familie und sein Vieh er- 
nähren könne. Über diese Erfordernisse musste er gerichtliche 
Zeugnisse beibringen. Ferner wurde die vorschriftsmässige 
Herstellung der Gebäude (sowie deren Versicherung) auf vorher 
■ 

•) Pechmann a. a. O. S. 117/119. 
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bestimmten Plätzen gefordert. Insbesondere machte man ihm 
auch Vorschriften hinsichtlich seiner Wirtschaftsführung, man 
verlangte von ihm die Einfuhrung der Stallfütterung nach 
spätestens 5 Jahren. Auch sollte er „ohne erhebliche 
Ursachen von der bis jetzt bekannten besten Benutzungsart 
der Moorgründe, nämlich von der Wechselwirtschaft und dem 
5jährigen Betriebe der 50 Morgen, nicht abweichen, also 
immer 30 Morgen Feld und 20 Morgen Wiesen halten, bis 
der verbesserte Zustand seiner Äcker einen ausgedehnteren 
Feldstand zulassen würde". Zur Unterhaltung der Kanäle 
hatte er den Kanalbatzen vom ersten Jahre an zu zahlen, die 
Wege und Gräben auf seinem Anteile (vom 5. Jahre an) zu 
unterhalten, um seine Feldgründe einen Graben zu ziehen und 
die Besetzung wenigstens der äussersten Grenzen seines Gutes 
mit Obstbäumen, die ihm unentgeltlich geliefert wurden, aus- 
zuführen. 

Diese Bedingungen sind augenscheinlich gut durchdacht 
und können in mancher Hinsicht auch jetzt noch als muster- 
gültig gelten. Nur hinsichtlich der Grösse der Stellen, erklärt 
Frhr. von Pechmann, könne man künftig etwas herabgehen, 
da die Erfahrungen auch in den älteren Kolonieen hinlänglich 
gezeigt haben, dass schon 30 Morgen für den Unterhalt einer 
Familie vollkommen hinreichten. Auch für die Stallfütterung 
ist er nur bedingt, da die Arbeitskraft der Familie in den 
ersten Jahren dazu nicht hinreichen werde, sie solle daher 
lieber durch eine zweckmässige Weide ersetzt werden. 

Unter diesen, an das Kapital der Kolonisten grosse An- 
forderungen stellenden Bedingungen wurden von 1820 — 30 die 
vier Kolonieen Grasheim, Brandheim, Ludwigmoos und 
Klingraoos errichtet. In den beiden letztgenannten und 
zuletzt begründeten Ansiedelungen befanden sich 1831 schon 
über 70 Ansiedlerfamüien, die wohl zum grossen Teile von 
ausserhalb des Moores zugezogen waren. Trotz des 
schlechten Rufes, in dem sich bis dahin das Donaumoos 
befand, hatte man es doch verstanden, Vertrauen zu er- 
wecken und verhältnismässig sehr kapitalkräftige Ansiedler 
heranzuziehen. „Die in den letzten Jahren nach einem besseren 
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Systeme, zu dessen Annahme freilich die Belehrungen, welche 
man durch den Erfolg der früheren misslungenen Versuche er- 
halten hatte, das Ihrige beigetragen haben mochten, errichteten 
Kolonieen hatten, ohne dass sie dem Staate das Geringste 
kosteten, einen vollkommenen Erfolg." 

In jener Zeit nahm sich die Regierung des Donaumoors 
auch energisch an. Es erfreute sich damals überdies einer 
vorzüglichen Leitung, deren bautechnischer Teil dem schon oft 
erwähnten Frhr. von Pechmann, k. Oberbaurat, unterstand, 
während die übrige Leitung in den Händen eines sachkundigen 
Donaumoos-Inspektors lag. Nach Manhards Tode wurde 
dazu der Ökonomieverwalter Häutle gewählt, ein erfahrener, 
praktischer Landwirt, welcher für das Donaumoos äusserst 
erfolgreich gewirkt und viel zur Hebung seiner Kultur bei- 
getragen hat. 

Von den Massnahmen, welche durch ihre Veranlassung 
und unter ihrer Leitung zur Besserung der Verhältnisse ergriffen 
bezw. in Aussicht genommen wurden, sind die wichtigsten der 
weitere Ausbau der Kanäle und deren Vertiefung bis zur 
Benutzbarkeit flir kleine Kähne, Ausbau und Verbesserung der 
Wegenetze, die Anlage einer Musterwirtschaft und, ähnlich 
wie es jetzt in den Kolonieen des grossen Moosbruches in 
Ostpreussen geschieht, eine teilweise Umsiedelung der zu 
kleine Flächen besitzenden Kolonisten unter entsprechender 
Vergrößerung der Stellen der Zurückbleibenden durch Zulage 
teüs noch freien, teüs durch die Umsiedelung frei werdenden 
Landes. 

Auf die Lehren, die auch für die jetzige Moorkoloni- 
sarion aus der vorgeschilderten Besiedelung des Donau- 
mooses zu ziehen sind, soll später nach der Darstellung 
noch einiger anderweiten Moorkolonisationen genauer ein- 
gegangen werden. 

Der Vollständigkeit halber sei nachstehend die Weiter- 
entwickelung und der gegenwärtige Zustand des Donaumooses 
und seiner Kolonieen kurz geschildert. 

In den siebziger Jahren erforderte sein Zustand wieder 
ein dringendes Eingreifen der kgl. Regierung, da verheerende 
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Spätfröste und Hagelwetter einen grossen Notstand in ihm 
herbeigeführt hatten. Mit der Untersuchung der Ursachen des 
Rückganges und mit der Ausarbeitung von Abstellungsvor- 
schlägen wurde eine besondere Kommission betraut, die als 
einen Hauptübelstand die zu grosse Entwässerung des Moores 
ansah und deshalb in erster Linie Bewässerungsmassnahmen 
empfahl. Ausserdem seien mehr künstliche, phosphorsäure- 
und kalihaltige Düngemittel zu verwenden, Düngungsversuche 
auszuführen und der Frostgefahr wegen den Anbau von Futter- 
pflanzen auf Kosten des Getreidebaues auszudehnen. 

Die Bewässerung bezw. Anfeuchtung durch Stauwerke hat 
sich zwar, der hohen Kosten und des fraglichen Erfolges 
wegen, nicht als ausführbar erwiesen, die anderen Vorschläge 
scheinen aber Erfolg gehabt zu haben. So haben die 3 im 
Donaumoos bestehenden Raineisenvereine im Jahre 1895 für 
ihre Mitglieder zusammen 10466 Ztr. Kunstdünger vermittelt 
und zwar 4233 Ztr. Superphosphat, 1000 Ztr. Thomasmehl 
und 5233 Ztr. Kainit, wodurch sich die Ernten beträchtlich 
gehoben haben. Die Landesmoorkulturanstalt hat ferner in 
Karlshuld ein Versuchsfeld errichtet und hat auch ausserdem 
durch Anlage von Versuchs- und Musterfeldern, namentlich 
Dauerwiesen, auf die Hebung der Kultur des Moores äusserst 
fördernd eingewirkt. Ferner hat die Regierung, um das 
Interesse der Moorbesitzer an der Hebung der Kultur des 
Moores zu fördern, eine aus den Moorinteressenten zusammen- 
gesetzte Kommission von 22 Mitgliedern gebildet, welche nach 
vielen Richtungen hin anregend und beaufsichtigend eine 
äusserst erspriessliche Tätigkeit entfaltet. Schliesslich sind von 
der Regierung nicht unbeträchtliche Summen verwendet worden 
für Wegebauten, Förderung der Hausindustrie (Korbflechterei), 
Dotationen von Pfarrei und Schule, Einrichtung von Frauen- 
arbeitsschulen u. s. w., während von wohlwollender privater 
Seite eine Spahnkorb -Industrie -Genossenschaft gegründet 
worden ist, um den vielen Spahnkorbflechtern des Moors 
daheim Beschäftigung zu geben. 

Alles in allem kann man demnach wohl sagen, dass die 
Verhältnisse im Moor einer dauernden und völligen Gesundung 
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entgegen gehen, wenn auch nach vielseitigem Urteil die Pflege 
der Wiesen und der Futterbau auf dem Ackerlande und in 
Verbindung damit die Viehhaltung zur Zeit noch viel zu 
wünschen übrig lassen, ein Urteil, das übrigens für die meisten 
Moorgebiete zutrifft. 

Ein zahlenmassiger Überblick über die Entwicklung des 
Donaumooses lässt sich leider nicht geben, da in der Literatur 
genaue Angaben darüber augenscheinlich nicht vorliegen. 
Nach Spöttle*) erstreckt sich das 17709 ha grosse Moorareal 
in 29 politische Gemeinden. Ganz im Moor liegende, 
durch die Kultur neugeschaffene Kolonistengemeinden gibt es 
dagegen nur sechs: 

1. Grasheim mit 388 Seelen und 79 Haushaltungen 

2. Karlshuld „ 1330 „ „ 289 



3. Karlskron „ 1285 „ „ 269 

4. Klingsmoos „ 448 „ „ 77 

5. Ludwigsmoos ,,461 „ „ 84 

6. Untermarxfeld „ 11 36 „ „ 209 



1» 

» 
1» 



» 

mit zusammen 6638 ha Flächeninhalt und einer Gesamt- 
bevölkerung von 5048**) Seelen in 1007 Haushaltungen. Inner- 
halb dieses Areals befinden sich 10 Kirchen und 13 Schulhäuser. 

Nach der Viehzählung von 1892 besassen obige 6 Ge- 
meinden : 

Pferde Rindvieh Schafe Schweine Ziegen Bienenstöcke 
Stück 921 2677 435 1602 137 594 
Die grosse Zahl von Pferden ist durch die allseitige Torfver- 
frachtung hervorgerufen. Die Rindviehhaltung ist mit nur 
1 Haupt auf 2,5 ha für den graswüchsigen Niederungsmoor- 
boden in der Tat sehr gering, noch geringer aber die gerade 
für den Kleinbetrieb so rentable Schweinehaltung, zumal da 
die Kartoffel zu den sichersten Früchten des Moores zählt.***) 
Wenn die Donaumooskolonieen demnach auch noch in mancher 



*) Spöttle a. a. O. S. 26. 

**) Nach der Volkszählung vom 2. Dezember 1895. 
') In der erst im vorigen Jahrzehnt begründeten und später zu be- 
sprechenden Hochmoorkolonie Provinzialmoor kamen schon 1901 auf je 
2 ha 1 Haupt Rindvieh und I SchweHT 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. 2 
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Beziehung der Hebung fähig und bedürftig sind, so hefindert 
sie sich durch die neuzeitlichen Massnahmen der Regierung 
doch zweifellos auf dem Wege zu völliger Gesundung. 

2. Die Besiedelung der ostpreussischen Moore. 

Unter ganz anderen Bedingungen und Verhältnissen sind 
im äussersten Nordosten Preussens, in dem grossen Memel- 
delta am Kurischen Haff, eine Anzahl Moorkolonieen im 
Laufe der beiden letzten Jahrhunderte entstanden. Die dortigen 
Moore eignen sich aus zwei Gründen sehr zur Besiedelung. 
Sie werden erstens von einer grossen Anzahl schiffbarer 
Wasserläufe, dem sich in mehrere Arme teilenden Memelstrome 
und seinen Nebenflüssen, durchzogen und besitzen dadurch 
äusserst günstige Verkehrsverhältnisse. Ausserdem finden sich 
an den Ufern dieser Wasserläufe breite Streifen zu Grünland 
sehr geeigneten Niederungsmoors, das infolge der schlickreichen 
Ablagerungen der Überschwemmungsstauwässer zum Teil 
einen hohen Grad von Fruchtbarkeit besitzt. Hinter diesen 
Niederungsmoorstreifen lagern nun weite Flächen Hochmoor, 
die bei der günstigen Vorflut verhältnismässig leicht zu ent- 
wässern sind. Die Moore befinden sich fast gänzlich im 
Staatsbesitz und gestatteten dadurch eine planmässige Koloni- 
sation in grösserem Umfange. 

In Betracht kamen und kommen dafür insbesondere das 
sogenannte „Grosse Moosbruch" im Kreise Labiau südlich 
des Nemonienstromes gelegen mit einer Fläche von rund 
20000 ha,*) das Rupkalwer Moor, 1813 ha gross und 
das Augstumalmo or mit 3018 ha Fläche, die beiden 
letzteren im Kreise Heydekrug, nahe bei dem Städtchen 
gleichen Namens gelegen. 

*) Die Zahlenangaben schwanken je nach Begrenzung; obige 
Grössenangabc bezieht sich auf die Moore des Gebietes, welches nörd- 
lich von dem Linkuhnen-Seckenburger Polder, westlich vom Seckenburgcr 
Kanal und Gr.-Friedrichsgraben und östlich von der Bahn Labiau — 
Heinrichswalde begrenzt wird. 
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a) Das grosse Moosbruch. 

Zunächst zur Besiedelung des erstgenannten Moores, des 
grossen Moosbruches, die schon unter Friedrich dem Grossen 
und zwar seitens der Umwohner in Angriff genommen wurde. 
Damals sind jedoch nur 3 Kolonieen gegründet worden: 
Alt -Heidlauken (1756), Schenkendorf (1781) und Alt-Susse- 
milken (1782). Die preussische Kriegs- nnd Domänenkammer 
muss also die Verhältnisse wohl nicht für sonderlich günstig 
für die Besiedelung gehalten haben, sonst hätte Friedrich der 
Grosse sich die Gelegenheit, die Kultur und Bevölkerung seines 
Landes zu mehren, sicherlich nicht entgehen lassen. Insgesamt 
sind im Grossen Moosbruch bis 1874 die folgenden Erb- bezw. 
Zeitpachtkolonieen gegründet worden.*) (Tabelle S. 20.) 

Die ersten 6 Kolonieen wurden vom Forstfiskus, welchem 
das ganze Moosbruch unterstand und, soweit es nicht an 
Kolonisten zu Eigentum vergeben ist, auch jetzt noch unter- 
steht, in Erbpacht ausgegeben und durch das Ablösungs- 
Ergänzungsgesetz vom 2. März 1850 in Eigentumskolonieen 
umgewandelt. Die Kolonieen verblieben, solange sie Erb- 
pachtkolonieen waren, im Gutsverbande des Kgl. Forst- 
revieres. Über die Ansetzungsbedingungen finden sich in 
der Literatur nähere Angaben nicht, doch sind sie augen- 
scheinlich — abgesehen von der anderen Form des Besitzrechts 
— annähernd dieselben gewesen, wie bei den in den Jahren 
1820 — 1874 ausgegebenen, mit denen die Kolonate in Anlage, 
Betriebsgrössen u. s.w. vollkommen übereinstimmen. Die Kolo- 
nieen 1 — 17 liegen an schiffbaren Gewässern, nur die zuletzt 
angelegte Kolonie Langendorf hat keine Wasserverbindung. 

DiePachtbedingungen nun, unter denen diese Ansiedelungen 
entstanden, sind eigentlich nichts weniger als günstig, und 
man muss sich um so mehr wundern, dass die Kolonieen 
trotz aller Ungunst zu dem geworden sind, was sie sind. 

*) Die i. J. 1889 gegründete Zeitpachtkolonie Schnecken soll, 
weil unter anderen Bedingungen ins Leben getreten, später besonder* 
besprochen werden. 

2* 
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! Lfde. No. j 


Namen 
der 

Kolonieen 


Jahr der Gründung 


Zahl der 
Kolo- 
nisten- 
stellen 

(i. J. 1866) 


Za 
d 

Einw 
1877 


hl 
er 

ohner 
r866 


L 

bruch- 
acker 

ha 


rticl 
(«877) 

Wiese 

ha 


1 e 

£ 

e 

J 

ha 














i 1 1 





A. Eigentumskolonie en (frühere Erbpacht- 

kolonieen). 



I 


Alt Heidlauken 


1756 


41 


378 


428 






74,8 


2 


Schenkendorf 


1781 


65 


582 


613 






104,4 


3 


Alt-Sussemilken 


1782 


49 


297 


3" 






165,1 


4 


Alt-Heidendorf 


1797 


43 


346 


300 






4i,i 


5 


Julienbruch 


1814 


26 


23J 


»54 






35.7 


t\ 


Schön dorf 


1829 


19 


240 


230 






72,2 




A. Sa. | 


243 


2076 


2036 


489,3 



B. Zeitpachtkolonieen. 



7 Neu-Heidlauken 

8 Neubruch 

9 Friedrichsdorf*) 


1830/40 
.» 


(i- J. "877) 
9 
19 
22 


65 
100 

317 




",7 
9,8 
38,2 


3,3 
4.4 


".7 

13.1 
42,6 


10 Grünheide*) 

1 1 Neu-Sussemilken 

1 2 Neu-Heidendorf 


1, 
,» 
», 


17 

67 
32 


"5 
342 
126 




20,6 

77.5 
28,8 


5,5 
17,9 


26,1 

95,4 
28,8 


1 3 Franzrode 

14 Karlsrode 

15 Wilhelmsrode 


1858 
1862 
1862 


78 
69 
46 


442 
347 

*ss 




59,7 
53.4 
37,4 


41,6 
35,2 
23,8 


101,3 
61,2 
88,6 


16 Königgrätz 

17 Sadowa 

18 Langendorf 


1869 
1870 
1874 


49 
21 

42 


252 

103 

94 




74,2 

33,1 
66.1 


30,6 
16,1 


104,8 
49,2 
66,1 


B. Sa. 




471 II 2558 




510,5 


178,4 688,9 


1 A. u. B. Sa. 




714 I 4634 






1 1178,2 



*) Friedrichsdorf und Grünheide wurden 1882 an die Pächter 
rerkauft und in Timber eingemeindet. 
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Aus einem Pachtvertrage*) aus der Kolonie Franzrode vom 
3. Dezember 1876 seien nachstehende Abmachungen als von 
besonderem Interesse hier wiedergegeben. 

Der Fiskus verpachtet an den Forstzeitpächter D. G. 
1,277 ha, m 2 Teilen gelegen, und zwar 0,766 ha Moor- 
land und 0,511 ha Wiesen, vom 1. März 1877 bis 30. Sep- 
tember 1888, also auf 12 Jahre, wobei die Zeit vom 1. März 
bis 30. September 1877 als ein volles Jahr gelten soll. 
Die Jahrespacht hierfür beträgt Mk. 30, also per ha Mk. 24 
und ist in Jahresraten im voraus zu zahlen ($ 1 und 2). 
Ausserdem hat Pächter zugleich mit der Jahrespacht einen 
Pachtzuschlag von Mk. 9.00, gleich Mk. 7.20 per ha zu zahlen 
zur Deckung der vom Fiskus zu tragenden öffentlichen Lasten 
sowie als Sicherheit für etwa dem Pächter zur Last fallenden 
Konventionalstrafen. Ein nach Ablauf der Pacht etwa ver- 
bleibender Überschussbetrag wird dem Pächter nach 1—3 
Jahren nach Ermessen des Fiskus zurückgezahlt (S 3). Der 
Pächter darf das Pachtland nur als Acker oder Wiese benutzen; 
muss es in landesüblicher Düngung halten; darf es nicht in 
Afterverpachtung geben; darf Personen, die nicht zu seinem 
Hausstande gehören oder deren Unterhalt ihm nicht gesetzlich 
obliegt, insbesondere auch als Mieter, Einlieger, Einwohner 
oder Gesinde ohne Genehmigung der Verpächterin bei 20 Mk. 
Strafe für jeden Fall, unter Umständen bei Verwirkung der 
Pachtrechte nicht aufnehmen; muss bis zum 30. September 1877 
(also innerhalb des ersten Pachtjahres bezw. -halbjahres) ein 
Wohnhaus auf der ihm anzuweisenden Baustelle errichten; 
muss ohne Entschädigung alle innerhalb der Kolonie bestehen- 
den Wege,**) Triften, Gräben und Brücken in Stand halten und 
von der Verpächterin für erforderlich erachtete neue Gräben 
anlegen und erhalten und muss schliesslich dem Pächter der 
Nachbarparzellen die von dem betr. Förster anzuweisenden 
Karrensteige über seine Parzelle gestatten (S 4). Verpächterin 
ist berechtigt, das Pachtverhältnis jeder Zeit mit dreimonat* 

*) 10. Protokoll d. Zentral-Moor-Kommission ; S. 84/86. 
*♦) Die Unterhaltung der öffentlichen Wege ist später vom Fiskus 
übernommen worden. 
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licher Frist aufzuheben, wovon sie namentlich bei Holz- oder 
Wilddiebstahl des Pächters oder bei Widersetzlichkeit gegen 
die Anordnungen der Lokal -Forstbeamten Gebrauch machen 
will (S s). Bei Beendigung der Pacht ist der Pächter so 
berechtigt wie verpflichtet, die auf dem Pachtlande befindlichen 
Gebäude wegzuräumen und die Baustelle innerhalb 2 Monaten 
vom Tage des Abzuges an zu planieren. 

Sonstige Meliorationen hat Pächter auf dem Pachtlande 
zurückzulassen, ohne dafür wie für ausgeführte Kulturarbeiten, 
Saat- und Bestellungskosten, vorausbezahlte Pacht u. s. w. einen 
Anspruch an Verpächterin machen zu können. Die auf dem 
Kolonate mit oder ohne Zutun des Pächters entstandenen 
Bäume irgend welcher Art gehen in das Eigentum der Ver- 
pächterin über. Er ist nur befugt, sie während seiner Pacht- 
zeit hinsichtlich der Früchte etc. zu nutzen (8 6). 

Oberforstmeister Müller äussert sich in einem Berichte*) 
über die Leistungen der Pächter folgenderweise: 

„Es zahlt gegenwärtig der Zeitpächter bei 12— 24 jähriger, 
von den Umständen abhängiger Pachtdauer durchschnittlich 
20 M. per ha der ihm überwiesenen Fläche. Dabei ist er 
verpflichtet, sein Wohnhaus und seine Wirtschaftsgebäude aus 
eigenen Mitteln zu errichten und zu unterhalten, er muss 
ferner zur Sicherung der Leistung der Kommunal- und 
Sozietätsksten an die Königliche Kasse einen Pachtzuschlag 
von 25— 50% zur Jahrespacht je nach den Verhältnissen ent- 
richten und hat hiernach an Gesamtlasten per ha des von 
ihm gepachteten Terrains mindesten Mk. 50 jährlich aufzu- 
bringen, zumal er beim gänzlichen Mangel an Grundeigentum 
keinen Realkredit hat und das ihm für seine Person zur Be- 
schaffung von Baumaterialien auf Wechsel geliehene Geld 
meist mit 30 — 35% jährlich verzinsen muss. Dessen 
ungeachtet steigt die Nachfrage nach Moosbruchkolonieen 
namentlich da, wo sich Gelegenheit bietet, die Stellen an- 
gemessen mit Wiesen zu dotieren." 

„Auch wird diesen Ergebnissen entsprechend in der 



*) Protokoll d. Zentral- Moor-Komraission ; VI. Stzg.; S. 68. 
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neuesten Zeit das rohe Moorland im grossen Moosbruche 
mit einer Jahrespacht von Mk. 10*) per ha ausgeboten und zu 
einem geringeren Preise der Zuschlag nicht erteilt." 

Rimpau-Cunrau sagt in seinem der Zentral -Moor- 
kommission in ihrer 9. Sitzung erstatteten Bericht über die 
Benutzung der ostpreussischen Moore**) hinsichtlich der Lage 
der Kolonisten und ihrer Pachtverhältnisse: 

„Für die neuzubegründende Kolonie hat der Kolonist an 
Kapital per ha mindestens aufzuwenden: 

1. für Hochbauten Mk. 450.— 

2. „ Entwässerung, Düngung und Bestellung 

nebst Saatgut per ha für 3 Iahre . . „ 250.— 

3. „ Anschaffung von Inventar „ 300. — 

Sa. Mk. 1000.— 

Dazu hat er die zwar geringe Pacht,***) aber die vollen 
Lasten der Kolonisten zu tragen, während die in den ersten 

*) Für eine i. J. 1 878 verpachtete Neubauerstelle in Karlsrode sind 
(X. Prot. d. Z.-M.-K. S. 86) zu zahlen in den ersten 6 Pachtjahren 10 Mk. 
per ha, in den zweiten 6 Jahren 20 Mk. und in den letzten 6 Jahren 
30 Mk. Die Gewährung zweier Freijahre wird dadurch illusorisch, dass 
man die Kolonisten in diesen beiden Jahren einen der Pacht voll ent- 
sprechenden Beitrag zur Herstellung der Wege und Gräben zahlen lässt. 
Ausserdem sind 30% der jeweüigen Pacht als Beitrag zu den Ver- 
waltungskosten u. s. w. des Fiskus zu zahlen. 
**) Prot. d. 9. Sitzung, S. 39. 

***) Die Pacht scheint zwar ihrem Gesamtbetrage nach gering, ist 
•es aber für das Pachtobjekt an sich nicht. Es ist zu beachten, dass 
dieses zum grossen Teile aus „Unland" bestand, das vom Kolonisten nur 
unter Aufwendung von einigen Hundert Mark in Nutzland um- 
gewandelt werden konnte, sowie, dass die Verpächterin keinerlei Gebäude 
und andere Wirtschafts- und Kultureinrichtungen, wie fahrbare Wege, 
Brücken u. s. w. zur Verfügung stellte. Bei den grossen Aufwendungen, 
die der Pächter für all dies zu machen hatte, und die Rimpau mit 
Mk. 1000 noch zu niedrig angenommen haben dürfte, kann es gar keinem 
Zweifel unterliegen, dass der Forstfiskus mindestens in der ersten Pacht- 
periode jeder neu ausgelegten Stelle in der empfangenen Pacht grossen- 
teils nicht einen wirklichen Oberschussanteil vom Pachtlande, sondern 
▼on dem Arbeitsverdienst des Kleinpächters erhielt. 
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3 Jahren geernteten Kartoffeln unverkäuflich und allein als 
Viehfutter verwendbar sind und nur eine geringe Ernte 
geben.*) Er wird kaum seinen eigenen Bedarf an Ess- 
kartoffeln decken können und hat lediglich die geringe Ein- 
nahme aus dem Verkauf einiger Schweine. Die Folge ist, 
dass er, da er selten in der Lage ist, diese für seine Ver- 
hältnisse bedeutenden Ausgaben aus eigenen Mitteln zu 
decken, in Schulden gerät und das erborgte Kapital mit 
30 — 50% p. a und höher verzinsen muss. Mancher 
Kolonist erliegt dieser schweren Last, mancher wird erst 
schuldenfrei, nachdem er die besten Jahre seines Lebens in 
Sorge und Not verwirtschaften musste. Es ist nicht möglich, 
dass unter solchen Verhältnissen die Kolonieen rasch empor- 
blühen können, und es ist dringend geboten, hier Remedur 
zu schaffen. Wenn irgend möglich, müsste hier unter strenger 
Beaufsichtigung des Forstfiskus und unter Mitwirkung der 
Gemeindevertreter eine Vorschusskasse gebildet werden, die 
gegen eine massige Verzinsung von 7 — 8°/ 0 p. a nicht allein 
die Mittel für dieses Übergangsstadium, sondern auch Vor- 
schüsse für künstliche Düngemittel und Meliorationen gewährt, 
wofür das Vermögen der Kolonisten als: Gebäude, Inventar, 
Feldfrüchte u. s. w. zu verpfänden sind." 

Es ist sehr bezeichnend für die Zustände in den dortigen 
Kolonieen, dass eine unter der Mitwirkung des Forstfiskus 
einzurichtende Vorschusskasse, die „nur" 7 — 8°/ 0 Zinsen 
nimmt, als eine grosse Wohltat für die Ansiedler gelten kann ! 

In der Tat hat der Forstfiskus für seine Ansiedler jahr- 
zehntelang sehr schlecht oder, richtiger gesagt, gar nicht 
gesorgt! Von einer „Kolonisation" kann man im vorliegenden 



*) In den ersten beiden Jahren erntet der ostpreussische Moorkolonist 
bei der dort von alters her üblichen Art, das Moor urbar zu machen, 
auf solchem Neuland nur ganz geringe Mengen kleiner, wässriger und nur 
zu Viehfutter verwendbarer Kartoffeln. Erst im 3. Jahre erzielt er eine 
bessere Ernte nun auch grossenteils zu menschlicher Nahrung brauchbarer 
Kartoffeln. Das Nähere über diese technischen Fragen siehe u. a. Prot, 
.d. Zentr.-M.-Kom.; 6. Sitzg. S. 68/69; 44- Sitzg. S. 63. 
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Falle auch kaum sprechen, die Ansetzung der Pächter*) ist 
augenscheinlich zu sehr unter dem Gesichtspunkte aus- 
geführt worden, das wilde nutzlose Moor in für den Fiskus 
möglichst vorteilhafter Weise auszunutzen, wenn man auch an 
leitender Stelle, im Finanzministerium, das nicht gewollt oder 
wenigstens nicht so in erster Linie gewünscht hat. Diesen 
Zweck hat man in der vorbezeichneten Weise allerdings 
ziemlich vollkommen erreicht. Der Forstfiskus hat bis 1867 
den Pächtern im wesentlichen nichts weiter geleistet, als 
ihnen die Flächen angewiesen, für die öffentlich-rechtlichen 
Aufgaben und Ausgaben Sorge getragen, wofür er sich in 
30— 5o°/ 0 igem Pachtzuschlage annähernd schadlos hielt, und 
die Pacht für die ursprünglich völlig nutzlosen Flächen ein- 
gezogen. 

Die Kolonieen waren bis zum Jahre 1867 und zum Teil bis 
Mitte der siebziger Jahre auf die Wasserstrassen als einzigen 
Verkehrsweg angewiesen, Landwege besassen sie gar nicht. Der 
Mangel hieran war ihrer Entwickelung stark hinderlich und 
fügte ihnen bisweilen schweren Schaden zu. Die beste Verkehrs- 
gelegenheit bot ihnen die Eisdecke im Winter, die den Verkehr 
nach allen Seiten hin ennöglichte. Die Zeit des Einfrierens 
und Auftauens, in Litauen „Schacktarp" genannt, in welcher 
die Eisschollen oder die noch zu dünne Eisdecke jeden Verkehr 
auf den Wasserläufen wie auf den meistens meilenweit über- 
schwemmten Niederungen ganz unmöglich machte, isolierte 
die Kolonisten oft so, dass stellenweise wochenlang selbst 
zwischen Nachbarn kein Verkehr möglich war, „dass weder 
Ärzte noch Hebammen zu Kranken und Wöchnerinnen geholt, 
noch die Leichen der inzwischen verstorbenen Personen be- 
erdigt werden konnten". Da der Kolonist darauf angewiesen 
war, das Heu von den vielfach weit entlegenen Wiesen in 
der Hauptsache zu Schlitten für den eigenen Wirtschaftsbedarf 
anzufahren oder zum Verkauf abzufahren, so drohte in den 
Jahren, in welchen der „Schacktarp" ungewöhnlich lange 



*) Sic ist allerdings teilweise halb wider Willen des Fiskus und 
auf das Drängen der Bewerber hin erfolgt. 
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währte oder die feste Eisdecke nur zu kurze Zeit benutzbar 
war, seinem Viehstande Hungersnot und ihm noch ausserdem 
durch die Unmöglichkeit, das oft teuer erpachtete und mit 
grossen Kosten geworbene Heu zu verwerten, grosser Verlust. 
Diesem so schweren Mangel, der, wie Oberforstmeister Müller*) 
sagt, „eine grosse Menge zuverlässiger Menschen abhielt, sich 
dort niederzulassen" und die Entfaltung der Kolonie „zur voll- 
ständigen Blüte" verhinderte, entschloss man sich erst ein Ende 
zu machen, als im Jahre 1867 ein allgemeiner Notstand zu 
Notstandsarbeiten im Moosbruche Anlass gab. Man baute die 
erste Kiesstrasse im Bruche von Lauknen über Schenkendorf 
nach Alt-Heidlauken mit 6 km Länge. Geldmangel veranlasste 
dann einen Stillstand im Weiterbau bis 1872, dann wurde der 
Bau fortgesetzt, so dass jetzt sämtlichen Kolonisten jederzeit 
der Verkehr zu Lande möglich ist. 

Neben den bisher schon besprochenen Eigentümlichkeiten 
der ostpreussischen Moorkolonieen, dass sie nur auf verhältnis- 
mässig kurzbefristete Pachtperioden vergeben sind und dass 
sie jahrzehntelang nur zu Wasser zugänglich waren, besitzen 
sie noch manche andere Sonderheiten. 

Zunächst hatten sie im grossen Durchschnitt nur eine 
Betriebsfläche von rund 1,5 ha. Dies traf wenigstens, wie die 
nebenstehende Tabelle (S. 27) zeigt, für die dort angegebenen 
287 Kolonate im Jahre 1877 zu, während die 332 Kolonisten 
derselben 7 Kolonieen im Jahre 1900 durchschnittlich 2 ha 
bewirtschafteten. In dieser Zeit hatte sich insbesondere ihre 
Ackerfläche von 1,08 auf 1,53 ha, also um mehr als 40 °/ 0 
vergrössert. Solche Kolonate sind aus sich heraus natürlich 
nicht lebensfähig und nur dadurch Uberhaupt möglich, dass 
die Kolonisten vom Fiskus sowohl Heu als auch Streu (Wald- 
streu) pachten konnten. Ihr Streubedarf ist ein ausserordentlich 
grosser und wurde von der Forstverwaltung**) im Jahre 1890 fiir 
die damaligen ca. 480 reinen Moosbruchwirtschaften auf ca. 
85 000 Ztr. berechnet, wozu 1400 ha an Streufläche zur Ver- 



♦) Prot. d. VI. Sitig.; S. 65. 
**) Prot. d. 30. SiUg. der Zentr.-Moor.-Kom. S. 9, Anm. 
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fügung gestellt werden mussten. Hierzu kam noch für die 
auswärts wohnenden Pächter von Moosbruchäckern, welche 
gleichfalls auf Waldstreu angewiesen sind, eine jährliche Streu- 
fläche von ca. 700 ha. 

Eine auf solcher Grundlage beruhende Kolonisation kann 
als eine gesunde nicht bezeichnet werden. Sie schädigt zudem 
die Entwickelung der Forst, die bei einer jährlichen Abgabe 
an Waldstreu von mehr als 2000 ha an den Grenzen ihrer 
Leistungsfähigkeit hinsichtlich der Streuabgabe angelangt war 
und den Kolonisten doch nur ein verhältnismässig minder- 
wertiges, durch Pacht-, Werbungs- und Transportkosten zumal 
bei der scharfen Konkurrenz überdies oft sehr teures Streu- 
material liefern konnte. Die dadurch gebotene Ergänzung für 
die zu klein ausgelegten Stellen kann als eine genügende 
nicht betrachtet werden, sie ist vielmehr nur ein dürftiger 
Notbehelf. 

Allerdings war man früher, was besonders hervorzuheben 
ist, da man die Anwendung des künstlichen Düngers wie der 
Gründüngung nicht kannte, bei der Moorkultur in viel höherem 
Grade auf die Zufuhr von animalischem Dünger bezw. von 
Materialien (Heu, Stroh, Streu) zu seiner Bereitung angewiesen 
als jetzt. Indessen war das doch in keinem Moorgebiete, 
z. B. weder im Donaumoor noch in den bremisch-verdischen 
Moorkolonieen, in dem Masse der Fall, wie in Ostpreussen. 
Hier war es bedingt durch die Kleinheit der Stellen, die zum 
ausschliesslichen Kartoffelbau zwang bezw. auf ihn berechnet 
war. Anderwärts gestatteten dagegen die grösseren Stellen 
auch den Anbau von Halmfrüchten, wodurch einmal der 
Düngerbedarf an sich relativ fiel, da durch den Verkauf der 
Roggenkörner der Wirtschaft wesentlich weniger Nährstoffe 
entzogen werden als durch den Verkauf von Kartoffeln, und 
da ausserdem dabei ein Teil des Streubedarfs in der Wirtschaft 
selbst hervorgebracht wurde. Zudem war damit ein gewisser 
Fruchtwechsel ermöglicht sowie, was gleichfalls sehr wichtig 
ist, eine bessere Ausnutzung der Arbeitskraft und eine gleich- 
mässigere Verteilung der Arbeit auf die ganze Arbeitszeit des 
Jahres. 
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Von all dem war und ist in den Moosbruchkolonieen 
keine Rede. Der Kolonist kann auf seiner kleinen Fläche 
von o,7S — x »5° na nichts anderes bauen als alljährlich Kar- 
toffeln, was auf manchen Flächen wohl ununterbrochen schon 
seit i'/t Jahrhunderten und länger geschieht Denn die Kar- 
toffel ist die sicherste und rentabelste Frucht, durch ihren 
Anbau allein kann der Kolonist seinen Zahlungsverpflich- 
tungen nachkommen. Sie wuchs aber nur nach alljährlicher 
starker animalischer Düngung, was die schon erwähnte starke 
Zufuhr von Streu bedingte, brachte dann meist befriedigende 
bis gute Ernten und fand als sehr gesuchte Ware guten 
Absatz. Indessen war der ausschliessliche Kartoffelbau doch 
immer eine Art Glücksspiel, ähnlich dem Buchweizenbau in 
den ostfriesischen Mooren, wenn auch in viel geringerem 
Grade. Missrieten die Kartoffeln oder waren ihre Preise zu 
niedrig, so war die Lage der Kolonisten eine sehr missliche. 

Während nun die Generalkommission danach strebt eine 
Gesundung der Verhältnisse durch Vergrößerung der Kolonate 
herbeizufuhren, widerstrebt dem die Forstverwaltung aufs hart- 
näckigste und behauptet die Siedler könnten nicht mehr als 
i '/] — 2 ha Moosbruch bearbeiten. Sie legt sogar gegenwärtig 
eine neue Kolonie (E Wersdorf) auf der alten Grundlage und 
in der alten Stellengrösse bei allerdings etwas grösserer Breite 
der Stellen aus. 

Dass diese Art der Kolonisation überhaupt ausführbar war, 
beruhte darauf, dass, wie schon dargelegt, die Kolonisten in 
beträchtlichem Umfange Heu und Stroh aus den grossen 
fiskalischen Wiesen- und Waldflächen pachten konnten, freilich 
bei der grossen Nachfrage oft nur zu sehr hoch getriebenen 
Preisen, und vor allem darauf, dass die litauische Bevölkerung 
jener Gegend für diese Art der Besiedelung ein sehr geeig- 
netes Kolonistenmaterial darbot. Rimpau urteüt über sie im 
Vergleiche mit der Ostfrieslands und der Emsgebiete, für die 
erstere allerdings wohl viel zu günstig, folgendem! assen : *) 

„Möglich waren diese Resultate nur mit Hilfe eines 



*) Protokoll d. 9. Sitzg. d. Zentr. -Moor-Kommission S. 40/41. 
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kräftigen, arbeitssamen, dort schon seit langer Zeit sesshaften 
Menschenschlages, der das Bedürfnis, einen eigenen Herd zu 
begründen, in sich trägt, und durchaus ohne grosse Ansprüche 
ist. Der erstgemeinte Kolonist zeichnet sich durch obige 
Eigenschaften ganz entschieden vor dem Kolonisten Ostfries- 
lands und des Emsgebietes aus; der letztere ist moralisch 
verkommen, träge, selbst arbeitsscheu." „Allerdings kommt 
dem Kolonisten in Ostpreussen die bessere Kommunikation 
durch SchiftTahrt und gut angelegte Kiesstrassen*) sehr zu 
statten." 

Der ostpreussische Moorkolonist steht wohl auch deshalb 
intellektuell etwas höher als der des Emslandes nnd Ostfries- 
lands, weil er teilweise Schiffahrt betreibt, wenn auch nur in 
kleinerem Umfange, seine Kartoffeln vielfach selbst per Kahn 
nach Königsberg bringt und bisweilen auch noch mit er- 
pachtetem Heu Handel treibt. Er ist also in der Hauptsache 
aus ähnlichen Gründen dem eigentlichen und typischen Moor- 
kolonisten Nordwestdeutschlands überlegen, soweit das über- 
haupt der Fall ist, wie sie für die Überlegenheit des dortigen 
Fehntjers über den eigentlichen Hochmoorkolonisten zutreffen. 

Ganz anders und wohl mit mehr Recht urteilt jedoch 
Geh. Reg.-Rat Dr. Fleischer über die Moosbruchbevölkerung 
in seinem Referate in der 45. Sitzung der Zentral-Moor-Kom- 
mission (S. 62): „Unter dieser Bevölkerung spielt die Trunk- 
sucht mit ihren verderblichen Folgen eine ganz andere Rolle 
als unter der Bevölkerung unserer hannoverschen und olden- 
burgischen Hochmoorkolonieen. Dazu tritt ein starker Hang 
zum leichtsinnigen Geldausgeben und Schuldenmachen. Die 
Lust zum Prozessieren ist vielleicht nirgends grösser und wird 
durch zahlreiche Winkeladvokaten, die von den fortwährenden 
Streitigkeiten ihren Lebensunterhalt ziehen, geschürt. Holz- 
und Wild <li eh stahl gelten auch jetzt noch als ein beliebtes 
Mittel, um die Einkünfte der Kolonate zu heben." 

Was nun die Lage der Moosbruchkolonisten anlangt, so 
ist sie vielfach eine sehr trübe gewesen, wie das schon die 

*) Ihre Anlage war aber damals eben erst beendet! 



Digitized by Google 



— 31 — 



Seite 19 zitierten Äusserungen Rimpaus erkennen lassen, hat 
sich jedoch in den letzten Jahren infolge befriedigender 
Ernten und Konjunkturen sowie der umfangreichen, von 
der Kgl. Generalkommission ausgeführten Wiesenmeliorationen 
wesentlich gebessert. Wenn auch insbesondere früher sehr 
viele Kolonisten nicht vorwärts gekommen sind, so ist es doch 
so mancher tüchtigen, arbeitssamen und ordentlichen Familie 
gelungen, auf ihrer Stelle nicht nur ihr Auskommen zu finden, 
sondern auch immerhin nicht unbeträchtliche Kapitalien zu 
ersparen. 

So fand ich bei dem Gemeindevorsteher von Timber, der 
in der früheren, nunmehr zu Timber geschlagenen (Eigentums-, 
vormaligen Zeitpacht-)Kolonie Grünheide wohnt, folgende 
erfreulichen Verhältnisse. N. ist seit 55 Jahren auf der Stelle 
und hat mit nichts angefangen. Von seinen 7 Kindern sind 
4 in den Städten „versorgt", ein Sohn, 22 Jahre alt, ist eben 
vom Militär nach Hause gekommen und hilft nun in der 
väterlichen Wirtschaft, der jüngste ist zur Zeit Soldat. Ein 
Sohn ist Lehrer in einer benachbarten Kolonie. Die Steile 
besteht aus 7 Morgen (1,75 ha) eigenem Lande, zum Teü 
Niederungs-, grösstenteils aber Hochmoor. Alles ist mit 
Kartoffeln bebaut, nur im Garten werden einige Rüben zu 
Futter gepflanzt. Zugepachtet sind auf längere Zeit 8 Morgen 
Hochmoor, von denen aber erst 1 Morgen urbar gemacht ist, 
und dann vor allem 17 Morgen Wiesen, welche das Futter 
für den Viehstand (1 Bulle, 2 Kühe, 1 Färse; Schweinezucht 
nur nebenbei) und damit die Grundlage für die Düngerwirt- 
schaft liefern. An Wiesenpacht zahlte der Kolonist 1901 
Mk. 400, doch ist in anderen Jahren die Pacht meist höher 
gewesen. Die Wiesen sind übrigens weit entlegen und nur durch 
Kahn zu erreichen. Die kleine Wirtschaft machte in jeder 
Hinsicht einen guten Eindruck, freilich ist eine derartige voll 
befriedigende Entwickelung mehr eine Ausnahme, als die Regel. 

Die Fehler, an denen die Kolonieen des Moosbruches 
kranken und die ihre gedeihliche Entwickelung verhindert 
haben, sind in der Hauptsache wohl die folgenden: 

1. In allererster Linie kommt die Kleinheit der 
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Kolonate (meist 1,5 ha) in Betracht, die eine Menge Fehler 
und Erschwernisse im Gefolge hat. Da alle Kolonate an den 
schiffbaren Wasserlauf stossen sollten, erhielten sie meistens 
sehr unwirtschaftliche Formen (z. B. in Karlsrode durchschnitt- 
lich 20 — 40 m breit und 250 — 900 m lang, bisweilen in der 
Mitte nur 5—6 m breit). Da der Transport des Düngers 
wie der Ernteerzeugnisse mit der Schiebkarre erfolgen 
muss, ist für die weiteren Flächen jede Rentabilität aus- 
geschlossen. Als eine weitere Folge der Kleinheit der Kolonate 
ist der dabei fast unvermeidliche, ewige Kartoffelbau*) zu 
betrachten, durch den zunächst jeder Fruchtwechsel mit seinen 
wohltätigen Wirkungen (bessere Arbeitsverteilung anstatt der 
jetzigen Zusammendrängung der Hauptarbeit insbesondere auf 
die Zeit der Kartoffelernte; bessere Ausnutzung des Düngers; 
Verminderung des Dünger- und Streubedarfs durch Selbst- 
erzeugung von Streumaterialien; Anbau bodenbereichernder 
Pflanzen — Stickstoffsammler — ) ausgeschlossen ist Auch 



*) Dass an dem so stark im Vordergrund stehenden Kartoffelbaue 
in der Tat nur der geringe Flächenumfang die Schuld trägt, scheint 
mir die aus nachstehenden Zahlen sich ergebende Entwickelung ru 
beweisen. Es waren bestellt ha in der Kolonie Bismarck: 

mit Kartoffeln mit Halmfrüchten mit Futterpflanzen 
Roggen Hafer u. Gerste (Klee u. Kohlrüben) 
1891 300 80 • 25 20 

1896 340 150 10 25 

Zunahme 40 60 

Die mit Halmfrüchten und Futterpflanzen (Klee) bestellte Fläche hat 
also um rd. 5°% zugenommen, die mit Kartoffeln bestellte aber nur 
um 13%, obwohl in dieser Zeit dem Kolonisten durch Anlage von guten 
Wiesen und Weiden in früher ungeahnter Weise die Möglichkeit geboten 
wurde, reichliches und gutes Heu zu angemessenen Preisen zu erwerben. 
Damit konnte er die Viehhaltung und Düngerproduktion stark vermehren 
und hätte nun die Möglichkeit gehabt, seinen Kartoffclbau erst recht 
auszudehnen, was er aber nicht getan. 

Die Kleinheit der Kolonate in erster Linie hat es verhindert, dass 
sich die Kolonisation der ostpreussischen Moore in ähnlicher Richtung 
entwickelt hat, wie in den bremisch-verdischen Mooren. 
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hat der ausschliessliche Anbau der Kartoffeln in Jahren mit 
Missernten oder sehr niedrigen Preisen die Kolonisten öfters 
in die schwierigste Lage versetzt. 

2. Die ungünstigen Ansiedel u ngsbedingungen 
haben in mehrfacher Hinsicht schädigend gewirkt. Dass der 
Pächter ohne Freijahre und ohne die geringste Unterstützung 
bei seinem schweren Anfange Pacht zahlen musste, — für 
das erste Halbjahr sogar die volle Jahrespacht — hat das 
Gedeihen der Ansiedler äusserst erschwert und verzögert 
(3°— 35°/o Schuldenzinsen!). 

3. Auch das Pachtsystem hat in gewisser Hinsicht 
nicht günstig gewirkt. Es bot zwar eine sehr wichtige Hand- 
habe, wenigstens die allerschlechtesten Elemente durch „strenge 
Ballotage" fernzuhalten bezw. zu entfernen, aber es hat in 
Verbindung mit der Kleinheit der Stellen andrerseits sicherlich 
die Wirkung gehabt, gerade auch wieder besonders tüchtige 
Elemente von der Ansiedelung abzuhalten. Der Pächter besass 
aber nicht die genügende Sicherheit davor, die eben erst mit 
grossen Kosten urbar gemachte Pachtfläche im neuen Pacht- 
termine teuer wieder pachten oder seine aufgewandte Mühe 
und Ausgabe ohne jede Entschädigung verloren geben zu 
müssen, wenn auch der Fiskus die alten Stelleninhaber bei der 
Neuverpachtung schon stets bevorzugt haben dürfte und ihnen 
gegenwärtig ihre Stellen wohl meist freihändig wieder weiter 
verpachtet. Hätte man den Ansiedlern wirtschaftlich ge- 
nügende Flächen gegeben und ihnen zudem die käufliche 
Erwerbung ihres Grundstücks nach der ersten 12 — 18 jährigen 
Pachtperiode in bedingungsweise Aussicht gestellt, so würde 
man sicherlich besseres Ansiedlermaterial bekommen und eine 
bessere Entwickelung der Kolonieen erzielt haben. 

4. Jahrzehntelang haben die Kolonieen oft sehr schwer 
unter dem Mangel an jeder Landverkehrsmöglichkeit gelitten, 
was sie periodisch immer wieder sehr zurückgebracht hat. 

5. Die vorerwähnten ungünstigen Eigenschaften der litau- 
ischen Bevölkerung mussten sich in den Moorkolonieen eher 
noch schärfer zeigen, da man es dort nicht mit einer bäuer- 
lichen, sondern eigentlich nur mit einer Arbeiterbevölkerung, 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. 3 
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wahrscheinlich sogar mit dem weniger guten Teile derselben 
zu tun hat. 

Wenn trotz der eben geschilderten, durchaus nicht 
erfreulichen Lage und Entwickelung der Kolonieen die Nach- 
frage nach Kolonaten anscheinend stets eine sehr rege war, 
ja, die Besiedelungen vielfach sogar gewissermassen gegen den 
Willen der Forstverwaltung auf das Drängen der Kolonisten 
entstanden sind, so beweist das, wie gross der Drang der 
„kleinen Leute" nach einem eigenen Heim, nach einer eigenen, 
selbst nur gepachteten Scholle ist wie gross ferner ihr 
Drang, wenn irgend möglich in der Heimat zu bleiben, 
und wie ausserordentlich gering die Ansprüche sind, die sie 
an das Leben stellen. Nur mit solchem Ansiedlermateriale 
war die Moorbesiedelung möglich, die der Forstfiskus auf den 
ostpreussischen Mooren zur Ausführung gebracht hat. 

Interessant, wenn auch leicht erklärlich, ist übrigens die 
Tatsache, dass die Eigentumskolonieen sich eher ungünstiger 
entwickelt haben, als die Zeitpachtkolonieen. Wenn daraus 
seinerzeit die Kgl. Regierung Veranlassung genommen hat, 
sich gegen die Form der Eigentums-(Erbpachts-)Kolonie und 
für die der Zeitpachtkolonie auszusprechen, so mag das für 
die dortigen, dem Wirtschafter sehr ungünstigen Verhältnisse, 
wie sie vorstehend dargestellt sind, Geltung haben. Pächter 
wie Eigentümer bewirtschaften dieselbe geringe Fläche von 
i — 2 ha in ganz derselben Weise (ewiger Kartoffelbau) und 
sind in gleicher Weise darauf angewiesen, vom Fiskus Heu 
und Streu zu pachten. Der Besitzer hat also weder Anlass 
noch auch Möglichkeit, die Arbeiten in nennenswerter Weise 
mit der grösseren Liebe und Sorgfalt des Eigentümers unter 
Anwendung von Kulturverbesserungen u. s. w. auszufuhren, als 
der Pächter; er ist, mit andern Worten, kaum in der Lage, 
besser zu wirtschaften als dieser. Dagegen steht er in anderer 
Hinsicht viel ungünstiger da. Die besseren und näheren Wiesen- 
und Streuflächen erhalten die fiskalischen Zeitpächter bei ge- 
ringerer Konkurrenz meist auch noch zu büligeren Preisen, die 
Eigentümer stehen also in diesem wichtigen Punkte, der bis- 
weilen eine grosse finanzielle Rolle spielt, schon wesentlich un- 
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günstiger da. Ferner werden sie sicherlich auch mit Kommunal- 
abgaben starker belastet sein, als die Pächter im fiskalischen 
Gutsbezirke, in dem der Fiskus z. B. die Last der Unterhaltung 
der öffentlichen Wege übernommen hat. 

Auch hat das zweifellos vorhandene grosse Verlangen 
nach Selbständigkeit eine rege Nachfrage nach Grundstücken 
und damit einen regen Grundstückswechsel herbeigeführt. So 
haben in den beiden jetzt mit der Gemeinde Timber vereinigten 
früheren Zeitpachtkolonieen Grünheide und Friedrichsdorf, die 
1882 zu Eigentum erworben wurden, in den 14 Jahren 1884/97 
bei überhaupt 54 Siedelungen 68 Besitzwechsel stattgefunden. 
Hiervon entfallen nur 12 auf Erbgang und 22 auf Altsitzer- 
verträge, dagegen 31 auf sonstigen Verkauf und 2 auf Zwangs« 
Versteigerung*) 

In den Zeitpachtkolonieen ist der Besitzwechsel viel seltener 
und erfolgt überwiegend im Erbgange, was wohl grossenteils 
darin begründet ist, dass der Fiskus sich des anziehenden 
Teiles gegenüber dem abziehenden energisch annimmt, so dass 
jener von diesem nicht übervorteÜt werden kann, was in den 
Eigentumskolonieen sicherlich häufig der Fall sein wird. Der 
Zeitpächter hat für seine Pachtung immer nur eine für die 
kultivierten Flächen angemessen erscheinende Pacht zu 
zahlen. Der Eigentümer hat aber einen hohen Kaufschilling 
zu bewilligen und diesen in den meisten Fällen wahrschein- 
lich ausserdem noch hoch zu verzinsen. 

Nimmt man nun alles zusammen, was für den Eigentümer 
ungünstig ist: hoher Kaufspreis, hohe Schuldenzinsen, 
ungünstigere Pachtgelegenheit und höherer Pachtpreis für die 
bei seinem kleinen Eigentum so nötige Wiesen- und Streufläche, 
wahrscheinlich auch höhere Kommunallasten, so ist die minder 
gute Entwickelung der Eigentumskolonieen nur zu natürlich. 
Allgemeine gültige Schlüsse darf man aber hieraus nicht 
ziehen. 



*) Oberförster Dr. Storp; Prot. d. Zentr.-Moor-Kom., 39. SiUg.; 
S. 150. 

3* 
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b) Rupkalwer Moor (Kolonie Bismarck)»*) 

Auf wesentlich anderer Grundlage aufgebaut ist die Kolonie 
Bismarck, deren Besiedelung und Entwickelung auch einen 
anderen Verlauf genommen hat, als die der vorgeschilderten 
Kolonieen des grossen Moosbruches. Die Kolonie liegt auf 
dem Rupkalwer Moor im Kreise Heydekrug, Regierungsbezirk 
Gumbinnen, wird von der Chaussee Russ-Heydekrug durch- 
schnitten und ist von dem letztgenannten kleinen Städtchen 
ungefähr 5 km entfernt. 

Das Rupkalwer Moor ist ein meist 7 m tiefes Hochmoor 
mit 18 13 ha Fläche, wovon ca. 300 ha Übergangsmoor und 
91 ha, teils mit Lehm- und Sandkuppen durchsetzt, mit Erlen 
(und Birken) bestanden sind. Es lag bis zum Jahre 1835 als 
ein arges „Verkehrshindernis" völlig unbenutzt da. Auf das 
Drängen der Nachbargemeinden, welche, am Wasser gelegen, 
viel Wiese aber wenig Acker besassen, wurden die Ränder des 
höher gelegenen Bruchs von da an teilweise den Anliegern 
verpachtet. Aus dieser Verpachtung an Besitzer und Losleute 
hatte sich gleich nach Beginn der Pachtperiode 1849 — 1860 
eine Art Besiedelung entwickelt, indem die Pächter auf den 
fiskalischen Parzellen Gebäude errichteten, die man „eher 
Hütten als Wohnhäuser" nennen konnte. Gegen diesen 
Anbau ging die Regierung vom Jahre 1854 an vor, die An- 
siedler wichen aber nicht gutwillig, die Regierung musste 
schliesslich die Frist, bis zu welcher die Hütten abzubrechen 
waren, teilweise bis zum Jahre 1860 verlängern und erst am 
1. Mai dieses Jahres war die „wilde Kolonie" wieder ver- 
schwunden. 

Im Jahre 1865, als Finanzminister von Bodelschwingh 
die dortigen Moore auf ihre Eignung zur Anlage von Zeit- 
pachtkolonieen nach Königsberger Muster untersuchen liess, 

•) Näheres über die Kolonie Bismarck und ihre Entstehung in den 
Verhandlungen der Zentr.-Moor-Kom. Protokoll: 8 Anl. III, S. 13/19; 
30, S. 34/35; 39, S. 152/153; 44, S. 64 und 7 o/72; 4 5- S. 9, S. 17/36. 
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drang eine der Besiedelung freundliche Auflassung durch. 
Damals waren am westlichen Rande des Moores 136 Parzellen 
mit 318 Morgen Fläche auf 22 — 24 Jahre mit von 6 zu 6 Jahren 
steigender Pacht sowie mit der Genehmigung verpachtet, auf 
diesen Parzellen je 1 Wohnhaus zu errichten. Von dieser 
Erlaubnis hatten aber erst 29 Pächter Gebrauch gemacht. 

Der Herr Minister wollte mit der Ansiedelung folgende 
Ziele erreicht sehen: 

„1. Fiskalische Liegenschaften, die bis dahin völlig ertraglos 
gewesen waren, sollten für den Staat nutzbringend gemacht 
werden. 

2. Den damals in dortiger Gegend zahlreich vorhandenen 
sogenannten kleinen Leuten sollte die Möglichkeit ge- 
boten werden, neben ihrem eigentlichen Erwerbszweige 
(Fischerei, Schifflahrt, Forstarbeit etc.) durch eine kleine 
Landwirtschaft ihre Bedürfnisse an Bodenprodukten sich 
selbst zu verschaffen. 

3. Sie sollten in einer eigenen Wohnung ein selbständiges 
Unterkommen finden. Damit sollte: 

4. Den vielfachen Missständen begegnet werden, die eine 
Folge davon waren, dass viele kleine Leute auf un verhältnis- 
mässig teure Mietswohnungen angewiesen waren, wo sie 
in kleine Stuben zusammengedrängt, an Gesundheit und 
Sittlichkeit Schaden litten. 

5. Losleute sollten berücksichtigt, Grundbesitzer zurück- 
gewiesen werden."*) 

Man wollte also eine reine Arbeiterkolonie gründen und 
hat sie auch mit allen ihren Fehlern geschaffen, gemildert 
allerdings dadurch, dass sie im Forstfiskus einen kapitalkräftigen 
und als Verpächter auch auf die Siedler Einfluss besitzenden 
Träger der öffentlich-rechtlichen Aufgaben und Verbände besass. 

Die Kolonate sollten laut Ministerialverfügung die Grösse 
von 5 Morgen erhalten, und zwar 3 Morgen Moorland und 
2 Morgen Wiesen. Da aber Wiesen im Rupkalwer Moor 
fehlten, erhielten die Kolonisten 5 Morgen Moorland, wobei 

*) 45. Prot. d. Zcntr.-Moor-Kom. ; S. 20/21. 



Digitized by Google 



- 38 - 



ihnen die Zupachtung von Wiesen überlassen blieb. Es hat 
jedoch ein grosser Teil der Kolonisten die obige „Normal- 
fläche" von 1,25 ha nicnt erhalten. Nach dem Bericht des 
Kgl. Oberförsters Liebeneiner (45. Prot d. Zentr.-Moor-Kom. 
S. 23) besassen die 453 Kolonate der Kolonie im Jahre 1900 
folgende Grösse: 

bis 1, 1— iVj. 1V2— 2, 2— 2% 2 Vi- 3. 3—4, über 4 ha 
126 105 80 52 33 42 15 Kolonate. 

Unter den 15 Zeitpächtern, die über 4 ha Fläche be- 
wirtschaften, befinden sich 8 Leute, die ausser ihrem Kolonate 
ausserhalb des Moores grössere Wiesen besitzen. Von ihnen 
wohnen vier ausserhalb des Moores, was insgesamt bei 75 von 
obigen 453 Pächtern und durchschnittlich wohl mehr bei den 
grösseren zutrifft. 

Es entstand also, wie die Zahlen zeigen, in der Tat eine 
wirkliche Arbeiterkolonie, der wiederholt ausgesprochenen 
Absicht der Regierung gemäss, die einige Bewerber auf ihren 
Antrag, Kolonate von 8 — 10 Morgen zu erhalten, durch Ver- 
fügung vom 28. Juni 1870 abschlägig beschied, weil die Pächter 
erfahrungsgemäss nicht einmal die Kraft und Zeit hätten, 
Flächen von 2 — 3 Morgen in kurzer Zeit urbar zu machen, 
und die noch im Jahre 1878 in einer Verfügung sagt: „Es 
liegt durchaus nicht in unserer Absicht, grössere Grundbesitzer 
zur Anpachtung auf dem Moore zuzulassen." 

Die Besiedelung im grösseren Massstabe wurde ermöglicht 
durch den Ausbau der das Moor durchschneidenden Chaussee 
Heydekrug-Russ, an weiche sich die einzelnen Strassen recht- 
winklig anschlössen. Die Pachtbedingungen waren den im 
grossen Moosbruche üblichen annähernd gleich, nur in 
einem Punkte zeichneten sie sich von denselben wesentlich 
aus. Sie trugen der erst allmählich beginnenden Produktivität 
des Moores mehr Rechnung und setzten die Minimalpacht der 
ersten 1 8jährigen Periode für neu zu kultivierende Flächen 
von 6 zu 6 Jahren steigend auf 6 bezw. 9 bezw. 21 Mk. 
per ha fest. In der zweiten 18 jährigen Pachtperiode waren 
in den 3 sechsjährigen Perioden je nach den Verhältnissen 
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steigend zu zahlen: 16 — 20 Mk. bezw. 24—33 bezw. 
30—40 Mk. per ha. 

Oberförster Liebeneiner sagt dazu (Prot. d. Zentr.-Moor- 
Kom.; 45. Sitzg.; S. 32): „Von Interesse dürfte auch die 
1880 geäusserte Ansicht des Revierverwalters sein, dass die 
Kolonie Bismarck nicht den vierten Teil so gross geworden 
Väre, wenn damals die Königsberger Pachtbedingungen 
gegolten hätten. Anfänglich hohe Pachtgelder wirken 
schädigend auf die Kolonisation der Moore, da gerade im 
Anfange der Kolonist grosse Ausgaben, grosse Arbeit und 
geringe Einnahmen hat." Eine unbedingt sehr richtige und 
beachtenswerte Anschauung und Erkenntnis, die man, obwohl 
die Moore fast benachbart, leider nur bei der Regierung in 
Gumbinnen, nicht aber auch bei der in Königsberg ge- 
habt hat! 

Bei der Auswahl der Pächter wollte man vorzugsweise 
darauf sehen, dass der Bewerber ein rüstiger und unbescholtener 
Mann sei, das 40. Lebensjahr noch nicht überschritten habe 
und womöglich ein kleines Kapital zum Hausbau besitze. 
Diese guten Absichten sind aber begreiflicherweise nur zum 
kleinen Teüe verwirklicht worden und das erste Kolonisten- 
material scheint vielfach ein höchst fragwürdiges gewesen zu 
sein. In dem vorerwähnten Berichte heisst es diesbezüglich: 
„Eine so rasche Kolonisation, wie sie in den Jahren 1874/1877 
sich vollzog, konnte unmöglich alle schlechten Elemente 
fernhalten und so kommt es, dass noch heut die Kolonisten 
selbst oft klagen, sie könnten machen, was sie wollen, wenn 
sie auswärts Arbeit nehmen, werden sie noch jetzt, trotzdem 
strenge Ballotage stattfindet, meist argwöhnisch mit einem: 
,Ach so, von der Kolonie' empfangen." 

Es ist selbstredend, dass bei so fraglichem Ansiedler- 
materiale die Verwaltung der Kolonie Bismarck, die 1899 
1711 Seelen zählte, der Forstverwaltung eine sehr grosse und 
nichts weniger als angenehme Arbeislast verursachte. Über- 
haupt hatte man wohl die Folgen und Lasten, die diese 
Arbeiter-Massenansiedelung zeitigen würde, nicht recht berück- 
sichtigt und eingeschätzt. So heisst es in einem Berichte des 
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Forstmeisters Wiese vom August 1878,*) da bis zum Jahre 1874 
bei einem 15— 20jährigen Bestehen der früheren Kolonie dem 
Forstfiskus nur ca. Mk. 40 Armenlasten entstanden seien, so 
stehe zu erwarten, dass die Kolonie in ihrer neuen Verfassung 
noch weniger Armenlasten zu tragen haben werde. 

Diese Hoffnung musste sich natürlich als trügerisch 
erweisen, da man bei ihr nicht beachtet hatte, dass die damals 
neu angesetzten Kolonisten eben noch verhältnismässig junge 
und arbeitsfähige Leute waren, und dass demzufolge die 
Armenlasten erst dann den normalen Stand erreichen konnten, 
wenn die erste Generation in das arbeitsunfähige und eventuell 
unterstützungsbedürftige Alter gekommen sein würde. Das ist 
für die zuletzt angesiedelten Kolonisten wohl auch jetzt noch 
nicht der Fall. Die Armenlasten sind denn in der Neuzeit 
auch ganz beträchtliche trotz der verschiedenen Versicherungen 
und betrugen für 1895/96 Mk. 1530 und für 1896/97 Mk. 1044. 
Dem Pachtvertrage nach hat die Gesamtheit der Pächter alle 
die Lasten zu tragen, welche die Kolonie Bismarck, wenn 
sie eine selbständige Gemeinde bildete, zu tragen hätte. Sie 
werden nach Verhältnis der von sämtlichen Kolonisten zu 
zahlenden Pachtzinsen auf die Kolonisten verteilt und in 
4 Raten eingezogen. Obige Lasten sind jedoch nicht alle 
von den Kolonisten erhoben bezw. wirklich bezahlt worden, 
das Fehlende (bis 1896/97 = 3481 Mk.) ist vielmehr aus Staats- 
mitteln vorgeschossen worden. 

Für die Kirchen- und Schulverhältnisse ist in befriedigender 
bezw. für die letzteren in guter Weise gesorgt. Die (rd. 400 !) 
Kolonisten sollten ursprünglich dauernd in eine Nachbar- 
gemeinde eingeschult werden, das haben sie aber, wie es in 
dem Liebeneinerschen Berichte heisst, „hintertrieben, indem 
sie die Gemeinde zu so hohen Forderungen beredeten, dass 
von dem Vorhaben Abstand genommen werden musste und 
auf dem Moore selbst die Schule erbaut wurde". Nun, zu 
diesem Erfolge ihres Vorgehens gegen die fiskalische Sparsam- 
keit kann man die Kolonisten nur beglückwünschen. Dem- 



•) Prot d. Zentr.-Moor-Kom., 9. Sitzg., III. Aul., S. 16. 
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zufolge stehen den Kolonisten jetzt auf dem Moore selbst 
zwei Schulen mit 5 Klassen zur Unterrichtung der (i. J. 1900) 
318 Kinder zur Verfügung. Eine eigene Kirche wird die 
grosse Kolonie demnächst wohl auch erhalten. 

Eigenartig ist die Entwicklung des Bauwesens eines 
solchen Kolonates, wie es sich in nach gewisser Hinsicht 
ähnlicher Entwickelung auch auf den nordwest-deutschen 
Mooren bezw. Fehnen findet. Freilich ist die endgültige 
beiderseitige Bauart ganz verschieden. Erst baut sich der 
Kolonist eine „Kupstenhütte", d. h. gewissermassen einen 
mächtigen Termitenhügel nur aus Moortorf und Heidekraut 
auf, in dem er ein oder mehrere, bisweilen auch viele Jahre 
wohnt, zu dem er Holz fast gar nicht verwendet und der ihm 
ausser seiner Hände Arbeit kaum bares Geld kostet. Wenn 
er sich etwas Geld gespart hat, baut er sich meist aus 
russischem Flössholz ein „besseres" Haus, was einer mensch- 
lichen Behausung schon etwas mehr ähnlich sieht. Auch 
dieses Haus ist nur tür wenige Jahre berechnet und mit viel- 
fach geradezu bewundernswert schwachem Holze gebaut. 
Ist der Kolonist dann wirtschaftlich erstarkt, so errichtet er 
erst das Normalhaus, d. h. das mit Bohlenwänden ver- 
sehene ostpreussische Blockhaus und trennt dann Stall 
mit Scheuerraum, den Baupolizeiverordnungen gemäss, vom 
Wohnhause. Die ersten Häuser haben ihm kaum mehr 
als 400 — 800 Mk. bar gekostet. Die bei Bauten auf 
dem Moor so schwierige Fundamentierung löst er in ein- 
facher, freilich . nicht ganz befriedigender Weise, indem 
er unter die Schwellen an mehreren Stellen Kiefernstubben 
legt, die sich in den ostpreussischen Mooren (meist in ver- 
schiedenen Schichten) in grosser Zahl finden. Mit ihren 
flachen weitstreichenden Wurzeln verteilen sie die Last des 
Hauses auf eine grössere Moorfläche. Die Dauer dieses 
Hauses ist nun sehr verschieden, vor allem je nach der 
Sorgfalt bei der Legung der Schwellen. Wenn genügend 
Sorge getragen ist, dass sie freiliegen, steht ein solches 
Blockhaus nach mir mehrfach, z. B. auch von dem 55 Jahre 
auf dem Moore wohnenden Gemeindevorsteher in Timber ge- 
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machten Angaben 20—30, ja bis 40 Jahre. Bei mangelnder 
Sorgfalt kann es freilich auch schon in 10 Jahren baufällig 
sein. Einen grossen Wert besitzt ein Moorkolonistengehöft 
allerdings nicht. So waren im Jahre 1900 in Bismarck 
192 Wohnhäuser und 60 Ställe bei der ostpreussischen Land- 
feuersozietät mit Mk. 116 800 Wert versichert, das Gebäude 
also durchschnittlich mit Mk. 462 ! Ein grosser Teil der Wohn- 
häuser (141) ist immer noch nicht versichert, 30 Häuser sind 
nicht versicherungsfähig. Unsereres Erachtens sollte der 
Fiskus die Versicherung der Häuser — abgesehen von den 
nicht versicherungsfähigen — vertraglich verlangen. 

Aus diesen Zahlen ergibt sich, dass auf dem Moor eine 
äusserst anspruchslose Bevölkerung wohnt, eine andere hätte 
unter den dortigen Verhältnissen die Kultivierung der Moore 
auch nicht übernehmen können. Das Haus ist Eigentum 
des Stelleninhabers. Es gewährt ihm eine gewisse, wenn 
auch beschränkte Realkreditbasis und dem Fiskus eine 
Sicherheit für seine Forderungen an den Pächter. 

Interessant ist nun, zu sehen, dass diese Arbeiterkolonie 
sich allmählich in eine Kleinbauernkolonie verwandeln wird. 
Noch im Jahre 1878 hat sich die Einziehung von Schul- 
abgaben im Juli nicht ermöglichen lassen, weil 90 °/ 0 der 
Kolonisten auswärts, teils sogar mit Familie, auf Arbeit waren. 
Am Ende des Jahrhunderts gestaltete sich die Sachlage 
ganz anders. Nach einer Berechnung des Kgl. Oberförsters 
Liebeneiner*) sind folgende 5 Gruppen von Kolonisten, je 
nach ihrer Beschäftigung, zu machen: 

1. Kolonisten, welche infolge intensiver Bewirtschaftung ihrer 
Kolonate (und wohl auch Vergrösserung gegen früher) 
mit allen Angehörigen in ihrer Wirtschaft voll zu tun 
haben, beim Legen und Ernten der Kartoffeln sogar selbst 
noch Arbeitskräfte (Russen) brauchen = rund 100 

Dazu solche, welche zu alt oder zu faul sind, um 

auf Arbeit zu gehen = rund 70 — 170 

2. solche, die mit kurzen Pausen in der Bestellungs- 

•) Prot. d. Zentr. -Moor-Kommission, 45. Sitzg., S. 34/35. 
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zeit und Heuernte täglich ausserhalb ihres Kolonates 
arbeiten: auf den Schneidemühlen — rund 45 
bei der Chausse- und Wasserbauverwaltung und 
bei den Fähren = rund 25 = 70 

3. solche, welche a) zeitweise, 4—5 Monate im Jahre 
zur Holzflösserei und Fischerei gehen = rund 40; 

b) forstfiskalische Arbeit auf dem Moore selbst 
oder in dem Nachbarreviere nehmen = 20—30 ; 

c) bei der Kgl. Generalkommission und dem 
Torfstiche = 30 Sa. rund = 100 

4. solche, die Handwerker (25) oder Handelsgewerbe- 
treibende (15) sind oder sich mit Brettschneiden, 
Dachdecken oder Frachtfahren befassen (10) Sa. = 50 

5. solche, die in mehr oder weniger langen Zwischen- 
räumen nach dem Westen auf Arbeit gehen = 20 

Sa. 410 

Die übrigen Zeitpächter wohnen nicht in der Kolonie selbst. 
Von den 410 Zeitpächtern der Kolonie Bismarck nahmen 
damals bereits 41 °/ 0 keine fremde Arbeit mehr. Die Kolonisten- 
söhne dienen zu einem kleinen Teil bei der besitzenden 
Nachbarschaft, zu einem weiteren Teile als Schiffsjungen und 
Matrosen, während ein grosser Teü (etwa 20) im Westen 
arbeitet, wo auch fast ebensoviele Mädchen beschäftigt sind. 

Dies die Angaben Liebeneiners für das Jahr 1900. Sie 
sind aber mindestens für die Kinder der Kolonisten und 
wohl auch für sie selbst nicht erschöpfend und geben dadurch 
ein nicht ganz zutreffendes Bild von dem Nutzen, den die 
Kolonie Bismarck der benachbarten Landwirtschaft auch jetzt 
noch gewährt. Dass dieser Nutzen insbesondere durch die aus- 
wärtige Beschäftigung der Kinder der Kolonisten beträchtlich 
grösser ist, geht aus den folgenden Angaben hervor:*) „In den 
Jahren 1898— 1900, also der Zeit der Industrie-Hochkonjunktur, 
waren von den jungen Bismarckern durchschnittlich 104 jährlich 
auswärts, davon waren aber 67 als Landarbeiter tätig (42 i. 
d. Umgegend), 27 als Gesinde und Arbeiter in den Nachbar- 



*) Oberförster Dr. Storp; 48. Prot. d. Z.-M.-K. S. 92. 
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orten und nur 10 in den Städten und der Industrie des 
Westens." 

Immerhin geht zweifellos die vorhandene Entwicklung*) 
dahin, die Kolonie aus einer Arbeiterkolonie in eine Kolonie 
allerdings an der untersten Grenze der Selbständigkeit stehender 
Kleinbesitzer umzuwandeln, was im Interesse einer wirklichen 
und dauernden Gesundung der Verhältnisse unter der Bedingung 
einer zweckentsprechenden Umwandlung nach Lage der Dinge 



•) Die zahlenmäßige Entwickelung der 
folgender Tabelle (Prot, der Zentr.-Moor- 
Die Zählungen ergaben: 



ergibt sich 
j 45-Sitxg. S.36). 



Im Jahre 



Kolo- 
nate 



Ein- 
wohner 



Wohn- 
häuser 



Kolonatsfläche 



Sa. 
ha 



urbar 



Pferde 



Rind- 
vieh 



Schweine 



1865 
1869 



29 



29 
45 



80 



65 



1872 

1873 
1874 
1879 
1883 
1887 





297 


70 




343 


85 


80 


394 


80 




1137 


268 


338 


1364 


298 


353 


1366 


3 2 5 


359 


M65 


329 


375 


1575 


752 


453 


171 1 


378 



508 
530 



i68(?) 
3ii 



6 

3 



39 
44 



76 
102 

165 

33o 
? 



164 



380 
3-400 



1891 

1895 
1899 



656 



793 



572 
605 
645 



56 
68 
152 



367 
392 

533 



940 
961 
1215 



Es ist also in den neunziger Jahren noch eine ganze Anzahl Kolonate 
zur Vergebung gelangt, obwohl passende Arbeitsgelegenheit in der 
nächsten Nähe durch den Rückgang der Flussschiffahrt und Flösserei 
oft nicht genügend vorhanden war und obwohl es andrerseits durch die 
wiederholten Besichtigungen und Verhandlungen der Zentral -Moor- 
Kommission schon längst klargelegt war, dass die Grösse und Aus- 
stattung der angelegten Stellen unbedingt als fehlerhaft betrachtet werden 
musste. Noch Ende 1899 musste Präsident vom Hove den dringenden 
Wunsch aussprechen, dass „mit der Ansetzung derartiger unwirtschaft- 
licher Existenzen nicht weiter fortgefahren werde, weil schon jetzt das 
Areal beschränkt sei, wenn die gegenwärtig vorhandenen Existenzen ge- 
fördert werden sollen!" 
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nur erwünscht sein kann. Auf die dafür in Aussicht 
genommenen Massnahmen und Vorbereitungen soll in einem 
späteren Zusammenhange, bei der Besprechung der neuzeit- 
lichen Moorkolonisation durch die Generalkommission in 
Königsberg, eingegangen werden. 

Die Urteile über die gegenwärtige Kolonie Bismarck 
lauten nun ganz verschieden, wobei wohl der Standpunkt des 
Kritikers auch etwas mitspricht Verhältnismässig recht wohl 
zufrieden mit ihrem Kinde ist die Kgl. Forstverwaltung. So 
schliesst Liebeneiner seinen Bericht an die Zentral-Moor-Kom- 
mission über die Kolonie Bismarck mit folgendem, volle 
Befriedigung atmenden Satz: „Erfreut werden alle die- 
jenigen, die an ihrem Wohlergehen bisher gearbeitet haben, 
sein, wenn sie erfahren, dass Se. Exzellenz, der Herr Ober- 
landforstmeister Donner bei seiner letzten Besichtigung der 
Kolonie (Juni 1900) sich dahin äusserte, dass die Verhältnisse 
an Ort und Stelle einen überraschend guten und besseren 
Eindruck gemacht hätten, als es die bisherigen schriftlichen 
Berichte hätten annehmen lassen." 

Ganz anders lautet das Urteü, welches Präsident 
vom Hove im Jahre 1899 abgab.*) 

„Ohne Mittel auf das rohe Moor gesetzt, Erträge dem- 
selben erst nach mehreren Jahren abgewinnend, blieb den 
Leuten nichts anderes übrig, als auf Aussenarbeit zu gehen, 
um Brot zu haben. Eis war also das Abwandern eine not- 
wendige Folge der Ansetzung ohne Hilfsmittel auf rohem Moor. 
Und so erwiesen sich die unvollkommenen Zustände, die ge- 
zeitigt sind, als Folge eines Systems, das inzwischen als fehler- 
haft erkannt ist." „Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Kolonie 
Bismarck sind unter den vorgetragenen Umständen nicht 
günstige, die ganze Entwickelung derselben bietet vielmehr 
ein nicht erfreuliches Bild. Die Angesiedelten stehen auf einer 
wenig hohen Stufe wirtschaftlicher und moralischer Kraft, wie 
aus den unendlich vielen Schwierigkeiten sich ergibt, mit 
denen der als Gutsvorsteher fungierende Königliche Torfmeister 



*) Prot. d. Z.-M.-K.; 44. Sitsg.; S. 70/71. 
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zu kämpfen hat. Änderungen herbeizuführen ist daher dringen- 
des Bedürfnis." 

Geh. Reg.-Rat Dr. Fleischer äussert sich in der eben 
angeführten Sitzung der Zentral-Moorkommission (S. 64) in 
ähnlichem Sinne: »Jetzt verfallen die Siedler, die in ihren 
. Zwergwirtschaften genügenden Unterhalt nicht finden konnten, 
und denen auch die Beschaffung von Viehfutter die grössten 
Schwierigkeiten bereitete, zu einem grossen Teile — natürlich 
nicht zum Vorteil der dortigen Wirtschaftsbetriebe — der 
Sachsengängerei. Wenn nach dem angezogenen Regierungs- 
berichte (v. 18. April 1899) die Kolonie Bismarck stets ein 
Schmerzenskind gewesen ist, so dürfte dafür in erster Linie . . . 
die Kleinheit der Weideplätze und der Mangel an Futter 
liefernden Flächen in der Umgebung des Moores die Ver- 
antwortung tragen, die eine Sanierung der Zustände auf das 
äusserste erschwerten." 

Nach dem Eindruck, den ich von der Kolonie Bismarck 
empfangen und nach dem, was ich über sie an Ort und Stelle 
gehört habe, kann ich mich dem Urteile der beiden eben ge- 
nannten Referenten nur unbedingt anschliessen und muss an- 
nehmen, dass die der Forstverwaltung erstatteten Berichte 
ausserordentlich ungünstig ausgefallen sind, wenn im Vergleich 
damit die dortigen Verhältnisse auf Oberlandforstmeister 
Donner einen „überraschend guten" Eindruck machen 
konnten. Dass übrigens auch in der Kolonie Bismarck eine 
ganze Anzahl Ansiedler durch persönliche Tätigkeit, Arbeit- 
samkeit und Ordnungsliebe gut vorangekommen sind, braucht 
wohl nicht erst hervorgehoben zu werden und zeigt, wie wichtig 
diese Eigenschaften für das Gedeihen der Ansiedler sind, das 
sie selbst unter schwierigen Verhältnissen ermöglichen. So 
traf ich dort eine Altsitzerin, deren Vermögen, als sie mit 
ihrem Mann in das Bruch gekommen war, nur aus Mk. 3,— 
bestanden hatte. Gleichwohl waren sie gut vorangekommen, 
hatten Wohnhaus sowie Scheuer (sie hatten auch Halmfrucht 
mit gutem Erfolge gebaut) und Stall sehr hübsch und solid 
gebaut, wobei sie darauf gerechnet hatten, dass ein Kind die 
Stelle übernehmen werde. Die zahlreichen Kinder waren aber 
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sämtlich in den Städten gut verheiratet, i Sohn war Gerichts- 
sekretär, und hatten die Stelle nicht übernehmen mögen. 
Die Kinderausbildung habe ihnen viel Geld gekostet, sie seien 
aber doch gut vorwärts gekommen, denn sie hätten tüchtig 
gearbeitet und sehr sparsam gelebt Der jetzige Wirt komme 
zurück, er sei untüchtig und neige zum Trünke. 

Bei diesem wie bei dem Seite 31 erwähnten Ansiedler 
hat übrigens, was hervorgehoben werden muss, die Haupt- 
grundlage zum wirtschaftlichen Vorwärtskommen, mindestens 
in der ersten Zeit, nicht der Ertrag der Wirtschaft gegeben, 
sondern die gut ausgenutzte Möglichkeit zu lohnendem Neben- 
verdienst, wie er sich dort früher zeitweise reichlich bot 
Immerhin ist es sehr bezeichnend, dass die Kinder gerade 
so tüchtiger Kolonisten nicht in dem Berufe der Eltern bleiben 
mögen. Es ist das ein Beweis dafür, dass die Aussicht auf 
eine solche Pacht- oder Eigentümer-Miniaturparzelle gerade 
tüchtige Elemente nicht mehr zu fesseln vermag. 

Die Erfahrungen, die man mit der reinen Arbeiterkolonie 
Bismarck gemacht hat, bestätigen das allgemeine UrteÜ über 
solche Kolonieen, wie es z. B. Freiherr von der Goltz*) und 
Professor Sering**) sehr klar und treffend zum Ausdruck 
gebracht haben, nach jeder Richtung und sind eine un- 
bedingt beachtenswerte Warnung, solchen Weg wieder zu be- 
schreiten. 



*) „Eine Ansiedelung, die lediglich oder fast lediglich aus grund- 
besitzenden Arbeitern besteht, ist ein krankhaftes Glied am sozialen 
Körper und kann nicht gedeihen, weder wirtschaftlich noch moralisch. ,l 
Frhr. v. d. Goltz, Handbuch der gesamten Landwirtschaft, Tübingen 
1890, Bd. I, S. 657. 

**) „Alle Einwohner stehen auf derselben Stufe der Dürftigkeit, 
keinerlei Ausblick auf eine freiere und bessere Zukunft erleichtert die 
täglich gleiche Arbeitsmühe." „Nach wie vor ist der Arbeiter in 
solchen Kolonieen gesellschaftlich isoliert; die Kluft, welche ihn vom 
Bauern und Grossgrundbesitzer trennt, ist keineswegs überbrückt" 
Sering, Die innere Kolonisation im östlichen Deutschland. Leipzig, 
Duncker und Humblot 1893; s - I2 °- 
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c) Kolonie Schneckenmoor. 

Die jüngste Siedelung*) der Forstverwaltung ist die P a c h t - 
kolonie Schnecken-Moor,**) auf dem zur Oberförsterei 
Schnecken, Reg.-Bez. Gumbinnen gehörigen Teile des grossen 
Moosbruches gelegen. Sie ist von der Forstverwaltung in den 
Jahren 1889/ 1890 (1893 = 58, 1899 = 65 Kolonate) angelegt 
worden, um sich Arbeitskräfte fiir die Forstarbeiten zu sichern. 
Bei ihrer Anlage hat die Forstverwaltung manchen Fehler ihrer 
früheren Kolonisation vermieden und die dabei gemachten 
Erfahrungen in mancher Hinsicht nutzbringend anzuwenden 
verstanden. , 

Zunächst sind die Kolonate von Anfang an grösser und 
in wirtschaftlicherer Form ausgelegt worden. Sie bekamen 
2 ha rohes Hochmoor und 5 ha benachbarte Lauknewiesen 
(Niederungsmoor). Um eine spätere Vergrösserung zu er- 
möglichen, wies man die Moorpläne 100 m breit und zunächst 
200 m lang aus, eine wirtschaftlich sehr glinstige Form, welche 
eine beträchtliche Vergrösserung der Wirtschaft durch ein- 
fache Zulegung der dahinter liegenden Moorflächen in sehr 
bequemer Weise gestattet. Da sich das Heu der zugehörigen 
Lauknewiesen als minderwertig erwies (Knochenbrüchigkeit des 
Viehes), wurde 1895 jeder Stelle noch 1 ha guter Pamurgis- 
wiesen zugelegt, so dass jede Pachtstelle nunmehr 8 ha 
umfasst. 

Wie die Grösse der Stellen angemessener ist, so ist es 
auch der Pachtpreis. Er beträgt nur Mk. 4,00 p. ha für das 
Hochmoor bei 18 jähriger Pachtdauer, während er in den 
älteren Kolonieen des Moosbruchs, wie wir sehen, mit 10 Mk. 
beginnend bis zu Mk. 30 in je öjähriger Steigerung sich 
erhöht, also wesentlich ungünsliger gestellt ist Auch die 
Wiesen sind verhältnismässig bülig verpachtet und zwar für 



*) Abgesehen von der eben entstehenden Kolonie Ewersdorf. 
**) Vergl. Protokoll d. Zentral-Moor-Kommission, 30. Sitzg., S 7. 
und 36/37 sowie 44. Sitzg. S. 73/75. 
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Mk. 10 p. ha. Sie sind allerdings augenscheinlich sehr minder- 
wertig, liegen im Überschwemmungsgebiete der Laukne, deren 
Stauwasser aber ohne Nährwert ist und müssen erst in Kultur 
gebracht werden. Sie liefern daher trotz ihres grossen Um- 
fanges nur einen sehr geringen Ertrag. Das lässt sich auch 
schon daraus erkennen, das im Jahre 1893, also 3—4 Jahre 
nach der Verpachtung, auf den rund 112 ha Hochmoor und 
277,4 ha Wiesen, die an 58 Kolonisten vergeben waren, nur 
39 Kühe und 33 Schweine gehalten wurden. Es waren damals 
in Schneckenmoor vorhanden: Haushaltungen 43; Wohn- 
häuser 44 und Wirtschaftsgebäude nur 9. 

Für die Verkehrsverhältnisse hat die Forstverwaltung in 
dieser Kolonie von Anfang an gut gesorgt. Sie liegt an einer 
guten, allzeit fahrbaren Kiesstrasse und zum Teü auch an 
einem Schiffahrtskanale und ist hierin also wesentlich 
günstiger gestellt, als es die anderen Moosbruchkolonieen 
jahrzehntelang waren. 

Die Forstverwaltung ist in ihrer Fürsorge tür die 
Kolonisten diesmal noch einen Schritt weiter gegangen und 
hat ihnen durch Gewährung von Baudarlehen zu billigem 
Zinsfusse das Bauen sehr erleichtert. Leider haben die Bau- 
darlehen nicht überall sinngemässe Verwendung gefunden. 
Der in Geldsachen wenig erfahrene Kolonist, der wohl noch 
nie eine so grosse Summe Geldes in der Hand gehabt, hat 
sich vielfach durch die sich in solchem Falle herandrängenden 
Händler und Agenten, wie das ja überall bei der Kolonisation 
der Fall ist, unnütze Sachen aufreden lassen und sich dann 
gezwungen gesehen, das Nötigste auf Borg zu nehmen. Der 
Zinsfuss beträgt zwar nur 6°/ 0 , weil aber das Geld auf 
Wechsel genommen wird, kommen dazu meist noch weitere 
Leistungen für Geldbesorgung u. s. w., die insbesondere in 
billiger Arbeit bestehen, so dass Leute, die in Not sind, 
meist in Wirklichkeit 12 — 15% als Schuldenzinsen zahlen 
bezw. leisten müssen. 

Um sich vor solcher fälschlichen Verwendung des Geldes 
zu sichern, lässt man sich bei der Rentengutsbildung, z. B. der 
Generalkommission zu Frankfurt a/O., entweder die Bau- 
st umpfc, Moor-Kolonisation. 4 
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rechnungen zur direkten Begleichung vorlegen oder fordert 
als Beläge über das verwendete Geld die quittierten Bau- 
rechnungen zur Einsichtnahme ein. Diese Erfahrung hat die 
Forstverwaltung begreiflicherweise noch nicht besessen, andern- 
falls würden die gewährten Baudarlehen noch viel segensreicher 
gewirkt haben. 

Die Entwickelung der einzelnen Ansiedelungen der Kolonie 
ist nun sehr verschieden. Teilweise finden sich schon durch- 
aus ansprechende Häuser, eine hübsche Gartenanlage und die 
Moorfelder augenscheinlich voll in Kultur. Meist ist jedoch^ 
wie ich auf meiner Fahrt durch Schnecken im September iqoi v 
also rund 1 1 Jahre nach der Begründung der Kolonie, wahr- 
zunehmen Gelegenheit hatte, nur erst ein Teil, bisweilen nur 
ein kleiner Teil der Kolonate in Kultur. Vielfach finden sich 
noch ganz einfache, niedrige Torfhäuser oder, richtiger gesagt,. 
Torihütten. Das ist sehr begreiflich, der ganz besitzlose 
Kolonist ist eben unmöglich in der Lage, aus dem Nichts 
auf rohem Moore eine normale, mit Gebäuden sowie lebendem 
und totem Inventar besetzte Wirtschaft hervorzuzaubern. Was 
er für seine Arbeit einnimmt, verbraucht er annähernd zu 
seinem Lebensunterhalt, was er borgt, muss er hoch verzinsen, 
das rohe Moor kostet ihm 2— 3 Jahre lang viel mehr, als es 
ihm bringt. Daher kann er sich, falls er nicht besonders 
tüchtig und arbeitsam ist und besonders gut gelohnte Arbeit 
findet, nur ganz langsam emporringen, wenn er nicht» 
was nicht selten der Fall, dem Wucherer rettungslos verfällt. 
Man wird sicherlich annehmen dürfen, dass die sich jetzt gut 
präsentierenden Kolonate meistentefls schon mit etwas Anfangs- 
kapital begründet worden sind, was das Emporkommen ausser- 
ordendich erleichtert und sichert. 

Die Kolonie ist, wie bereits erwähnt, als Forstarbeiter- 
siedelung gedacht, also als Arbeiterkolonie. Sie ist indessen 
augenscheinlich ein Zwitter und zwar mit ihren rund 8 ha 
Fläche per Wirtschaft keine reine Arbeiterkolonie und anderer- 
seits bei der schlechten oder nur teüweisen Kultur der Flächen 
auch keine Kleinbauernkolonie. Zuerst mochte der Zwecke 
sich in ihr Forstarbeiter zu sichern, erreicht sein. Nach einer 
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Angabe aus dem Jahre 1893*) fand damals eine ausgedehnte 
Sachsengängerei in der Kolonie noch nicht statt. Die Kolonisten 
arbeiteten im Sommer auf ihren Kolonaten oder bei sonstigen 
landwirtschaftlichen Betrieben, im Winter in der Forst, doch 
wird die Ansicht ausgesprochen, dass sie später auch an 
anderen Orten lohnenderen Verdienst suchen würden. Über 
die diesbezügliche neueste Entwicklung liegen Angaben leider 
nicht vor. Je grösser und ertragsfähiger übrigens die Wirtschafts- 
fläche wird, um so weniger werden die Kolonisten, wenigstens 
im Sommer, Zeit finden, nebenbei auf Arbeit zu gehen, während 
sie, zumal bei ihren vielen Wiesen und ihrem ausgedehnten 
Kartoffelbau zur Forstarbeit im Winter wohl meistens Zeit 
haben werden. 

Im allgemeinen sind die Verhältnisse in Schneckenmoor 
augenscheinlich unbedingt gesünder als in Bismarck, wenn die 
Entwicklung der Kolonie auch in so mancher Hinsicht noch 
viel zu wünschen übrig lässt. 



•) Prot. d. Zcntr.-Moor-Kora. ; 30. Sitzg. S. 37. 



Die nordwestdeutsche Moorbesiedelung. 



Viel grössere Moore als der äusserste Nordosten Preussens 
besitzt der Nordwesten der Monarchie sowie vor allem das 
Grossherzogtum Oldenburg. Es handelt sich hier um Flächen 
von gewaltiger Ausdehnung. Prof. Dr. Fleischer gibt folgende 
Zusammenstellung über die Grösse der Moore in den einzelnen 
Provinzen Preussens:*) 





ungefähre Grösse 


von der Gesamtfläche 


Provinz 


des Moorbodens 


der Provinz 




in Q- Meilen 


in % 


Hannover 


102,3 


14,6 


Pommern 


55,5 


10,2 


Schlesw. - Holstein 




9,3 


Brandenburg 




8,7 


Posen 


36,8 


7,— 


Ostpreussen 


34,7 


5,i 


Wesfalen 


15,8 


4,3 


Westpreussen 


15,6 


3,4 


Sachsen 


15,2 


3,3 


Schlesien 


15,8 


2,2 


Rheinland 


8,2 


i,7 


Hessen -Nassau 


0,2 


0,1 


Insgesamt würde 


dies — nach 


den Ergebnissen der 



Grundsteuereinschätzung berechnet — rund 400 Geviertmeilen 
ergeben, doch ist die wirkliche Moorfläche Preussens in 
Wahrheit nicht unerheblich kleiner und wohl noch nicht halb 



*) Der gegenwärtige Stand der Moorkultur und Moorbesiedelung 
in Preussen. Denkschrift. Im Protokoll d. 42. Sitzg. der Zentr.-Moor- 
Kommission; S. 53« 
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so gross. Genügend sichere Feststellungen liegen nur für 
Westfalen vor und hier hat es sich ergeben, dass die Grösse 
der wirklichen Moorfläche hinter der nach der Grundsteuer- 
veranlagung und sonstigen Quellen berechneten doch merklich 
zurückbleibt. 

Oldenburg besitzt eine Moorfläche von rund 120000 ha, 
d. h. von fast ^4 °/o der ganzen Fläche : es übertrifft also hierin 
sogar noch Hannover, die moorreichste Provinz Preussens. 

Abgesehen von Ostpreussen und einem missglückten 
Ansiedelungsversuche in Schleswig-Holstein (Amt Gottorp) zu 
dänischer Zeit im 18. Jahrhundert ist in Norddeutschland nur 
Hannover für die Besiedelung der Hochmoore in Betracht 
gekommen. Sie hat sich dort in der verschiedenartigsten 
Weise vollzogen, was einmal damit zusammenhängt, dass sie 
sich innerhalb dreier Jahrhunderte vollzogen hat, und dann vor 
allem damit, dass sie von verschiedenen Landesregierungen 
(Erzstift Münster, Preussen, Hannover) und unter ganz ver- 
schiedenen Gesichtspunkten und Bedingungen ausgeführt 
worden ist. 

a) Die Moorkolonisation im münsterschen 

Emslande. 

Die Kolonieen im sogenannten Niederstifte des 
Bistums Münster gehören jetzt zum Regierungsbezirk 
Osnabrück und liegen in den früheren Ämtern Meppen, 
Aschendorf und Hümmling. Dies sind die moorreichsten 
Teile des Regierungsbezirks, der nach amtlichen Angaben*) 
100734 ha Moore enthält. Von ihnen entfallen auf Amt 
Meppen 23915, auf Amt Aschendorf 21720 und auf Amt 
Hümmling 25070 ha, auf alle drei zusammen also 70705 ha, 
so dass die übrigen 13 Ämter nur 30029 ha Moor enthalten. 

Nach Hugenberg**) enthält der Reg.-Bez. Osnabrück nach 

*) XI. Protokoll d. Zentr.-Moor-Koramission ; S. 79 ff. 
**) Dr. Alfred Hagenberg, Innere Kolonisation im Nordwesten 
Deutschlands ; Strassburg bei Trübner, 1 89 1 ; S. 304. 
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der neuen Grundsteuerveranlagung 127 160 ha*) (anstatt wie 
oben angegeben 100734 ha) Moorboden, wovon über 
100000 ha allein auf den Kreis Meppen entfallen sollen. 
Dieses Gebiet (das Herzogtum Arenberg-Meppen) ist über- 
haupt nur zum kleinen Teile kultiviert. Nach Marcard**) 
waren damals von den 843496 Morgen des Herzogtums nur 
77644 Morgen als Äcker und Gärten, 69857 Morgen als 
Wiesen und Weiden, 20442 Morgen als Forstgrundstücke 
eingeschätzt, dagegen 633378 Morgen = 75,1% der Gesamt- 
grundstücke als zur Zeit ertraglos, obwohl kulturfähig, nicht 
veranlagt. 

Es handelt sich bei den Mooren des Emslandes um meist 
ziemlich mächtige, auf Geestland aufgewachsene Hochmoore, 
nur im Norden des Hümmling finden sich grössere Niederungs- 
moorflächen. Allen gemeinsam ist die ungünstige Verkehrs- 
lage, da sie nirgends von einem schiffbaren Gewässer durch- 
schnitten oder auch nur berührt werden. Erst die seit den 
siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts von der preussischen 
Regierung ausgeführten umfangreichen Kanalbauten werden 
in den von ihnen berührten Bezirken eine grosse Wandelung 
zum bessern herbeiführen. Die Hauptmoore des Emsgebietes 
liegen auf dem linken Emsufer an der holländischen Grenze 
im Zusammenhange mit den grossen holländischen Moorflächen 
des Bourtanger Moores. Von ihm liegen rund 78000 ha auf 
deutscher Seite. Die grössten Moore des rechten Emsufers 
befinden sich am Hümmling, überwiegend an dessen Nord- 
abhange, und erstrecken sich noch mit weiten Flächen in 
das oldenburgische Gebiet 

Die münstersche Regierung ist erst verhältnismässig spät 
mit einem Versuche zur Besiedelung dieser ungeheuren Moore 



*) Nach Hugenberg a. a. O. S. 460 würde sich dieses Mehr an 
Moorflächen von 26426 ha gegenüber der obigen amtlichen Angabe 
daraus erklären, dass in dieser die bereits kultivierten Moore nicht mit- 
gezählt sind. 

**) E. Marcard: Über die Kanalisierung der Hochmoore im 
mittleren Emsgebicte; Osnabrück b. Kisling, 1871. 
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vorgegangen, auf deren Kultivierung sie im ganzen wenig 
Sorge verwandt zu haben scheint. Den Hauptanstoss zu ihrem 
kolonisatorischen Vorgehen gaben wohl die Grenzstreitigkeiten 
mit Holland, das seine Grenzen möglichst weit in die deutschen 
Moore vorzuschieben mit Erfolg bestrebt war. Um diesem 
Bestreben einen sicheren Damm entgegenzusetzen, beschloss 
man längs der Grenze einige Kolonieen anzulegen. Kolonisten- 
material war reichlich vorhanden, denn die Regierung war 
schon seit Jahren mit Ansiedelungs-Bittgesuchen (im Jahre 1787 
z. B. 75) insbesondere von den Heuerlingen bestürmt worden. 

In den sechsziger Jahren des 18. Jahrhunderts unternahm 
die Regierung die ersten Ansiedelungsversuche. Sie stiess 
dabei aber auf den Widerspruch der Bauern und Markgenossen, 
in deren ungeteiltem Besitz die Moore sich befanden, und die 
die Ansprüche des Landesherrn und Markenrichters auf die 
Tertia nie anerkannt hatten. Sie waren Gegner jeder staat- 
lichen Kolonisation auf ihren Mooren, da sie von den gegen 
einen Kanon in ihrer Mark angesetzten Kolonisten „in guten 
Zeiten keinen Vorteü, in schlechten Zeiten aber Nachteil und 
Lasten" erwarteten. Auch wünschten sie wohl nicht das 
Selbständigwerden der kleinen Leute und Heuerlinge, für die 
sie zwar hin und wieder auch neue Stellen begründeten, die 
sie aber doch möglichst in Abhängigkeit zu halten strebten. 

Ein im Jahre 1765 unternommener Kolonisationsversuch 
führte dazu, dass die berechtigten Markgenossen, die „Beerbten", 
mit ihrem Widerspruch bei Gericht ein obsiegendes Urteü 
erstritten und daraufhin die wenigen schon errichteten Gebäude 
sowie die anderen Kolonisationsvorarbeiten wieder zerstörten. 
Sie wurden zwar gezwungen, die Häuser wieder aufzubauen, 
doch stellte man daraufhin die Kolonisation ein. 

Die Besiedelung wurde erst im Jahre 1787 aus den gleichen 
Gründen (Grenzsicherung gegen Holland und Ansetzung der 
kleinen um Landanweisungen bittenden Leute) wieder auf- 
genommen und zwar nun mit besserem Erfolge. Die Vor- 
bereitung und Ausführung der Besiedelung wurde den Leutnants 
Bartel(ArtÜlerie-Offizier) undFlensberg („geschworener Landes- 
eigenem-") übertragen, die durch längere Tätigkeit bei der 
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Grenzberichtigungskommission einen gründlichen Einblick in 
die Verhältnisse des Moores und in die Grundlagen seiner 
Kultur und Besiedelung erhalten hatten. Ihr mit einem ein- 
gehenden Berichte versehener Plan wurde mit wenig Abände- 
rungen genehmigt und zufolge einer Verfügung vom 3-/3. 1788*} 
im Laufe des Sommers 1788 zur Ausführung gebracht. 

Flensberg und Bartel legten mit Recht einen hohen Wert 
auf eine Verständigung mit den berechtigten alten Bauern, 
deren Interesse sie dauernd mit dem der Ansiedelungen zu 
verknüpfen suchten. Durch die Zahlung eines Kaufschillings 
werde sich dies nicht erreichen lassen, da er nur klein sein 
könne, sich in viele Teile verteile und zudem auch bald ver- 
ausgabt werde. 

Statt des unzweckmässigen einmaligen Kaufgeldes, das 
überdies den Kolonisten gerade zu einer Zeit belaste, wo er 
seine Barmittel selbst dringend benötige, solle man ihn in 
einem bestimmten Verhältnisse dauernd an die Gemeinheit 
zahlen lassen, um deren Gemeindelasten dadurch herabzu- 
mindern. Auf diese Weise sollte die Gemeinde den Vorteil, 
den ihr die Ansiedelung bringe, dauernd vor Augen haben. 
Man legte zu diesem Zwecke dem Hofe einen dauernden 
Kanon auf, der zu 2 / 3 der Gemeindekasse, zu ^3 dem Marken- 
richter, also der bischöflichen Kammer zufloss. Der Anbauer 
wurde aber voller Eigentümer des Hofes, den er frei ver- 
erben, verkaufen und vertauschen konnte. Die Zersplitterung 
der Höfe suchte man vertraglich zu beschränken, doch ist sie 
späterhin teilweise gleichwohl in beträchtlichem Umfange ein- 
getreten, da die bald darauf ausbrechenden langjährigen 
Kriegswirren und der mehrmalige Wechsel der Landeszugehörig- 
keit jede Aufsicht über die Weiterentwickelung der Kolonieen 
verhinderten. 

Die den Ansiedlern überwiesene Fläche war in den ein- 
zelnen Kolonieen verschieden gross. Nach Flensbergs eigenen 
Angaben**) sollte den Stellen durchschnittlich „80 Scheffel 

*) Abgedruckt in Hilgenberg a. a. O. S. 511. 
**) Prot. d. Zentr.-Moor-Kommission; 21. Sitzg. S. 8. Hauptmann.. 
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Grundes zu 72 Quadratruten" als Eigentum zugelegt werden r 
d. h. rund 8 ha. Ausserdem sollten hinzukommen an „Grund 
zum Torfstich, zur gemeinen Hude für Pferde, Hornvieh und 
Schafe, und zum Buchweizenbau in der offenen Mark die 
unweit grössere Quote, welche die Verteilung unter die ange- 
legten neuen Höfe jedem ausgeben würde". Damit hätte man 
in der Tat das erreicht, was Bartel und Flensberg als unbe- 
dingt erstrebenswert bezeichneten, die Schaffung eines durchaus 
lebensfähigen und selbständigen Kleinbauernstandes, der den 
Muttergemeinden nach keiner Richtung zur Last zu fallen 
brauchte, dessen Stellen sogar von einer Grösse gewesen 
wären, dass sie nicht nur die Arbeitskraft der Familie voll in 
Anspruch genommen, sondern allmählich auch die Ansetzung 
von Heuerleuten bedingt hätten. Letzteres ist übrigens viel- 
fach auch geschehen. 

Nach Hugenbergs wohl aus den Osnabrücker Akten 
stammenden Angaben*) sind indessen die aus Hausstelle, Acker- 
und Wiesengrund bestehenden Plätze überwiegend wesentlich 
kleiner ausgefallen. Sie betrugen in den Kolonieen des Bour- 
tanger Moors zwischen 30 — 60 Vierup (zu je 14 a, also 4,20 
bis 8,40 ha), in den rechtsemsischen Kolonieen sogar nur 
27—31 Vierup (3,88 — 4,32 ha). Bei der damaligen extensiven 
Wirtschaftsweise werden die letzteren trotz der in der offenen 
Mark zustehenden Weide- und Buchweizenbauberechtigung 
schon vielfach zu klein gewesen sein. 

Die zur Auslegung der Kolonieen bestellte Kommission, 
der auch Bartel und Flensberg angehörten, begann ihre 
Tätigkeit im Mai 1788. Sie sollte u. a. auch „dahin sehen, 
dass bei der Gelegenheit der Torfstich reguliert und Wege 
und Wasserleitungen angelegt werden, damit das Moor ab- 
getrocknet und zum Buchweizenbau, zur Schafweide und zum 



Flensberg hat im Jahre 1815 seine hierbei gesammelten Erfahrungen 
über Moore in einem im genannten Prot. d. Zentr.-Moor-Kommission 
S. 3 — 14 abgedruckten Artikel „über Moore und deren Anbau in 
Nord -Westfalen" niedergelegt. 

*) Hugenberg a. a. O. S. 319. 
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■Grünland geschickter gemacht werde".*) Sie verhandelte 
zunächst mit den Markenberechtigten über die Örtlichkeit und 
über die Bedingungen der Stellenauslegung. Die Verhand- 
lungen verliefen mit den meisten Gemeinden glatt und schnell, 
nur in einigen Gemeinden, insbesondere den rechtsemsischen 
Lorup, Dörpen und Börger stiess man auf energischen Wider- 
stand. Es kam zum Prozess, den das Hofgericht zunächst 
zu Ungunsten der Kommission entschied. Auf Grund eines kur- 
fürstlichen Reskripts, das die hierüber entrüstete Hofkammer 
erwirkt hatte, erklärte sich das Hofgericht dann für unzuständig, 
so dass die Streitsache vor das Reichsgericht hätte gehen 
müssen. Um dies zu vermeiden, gab die Regierung in ver- 
schiedenen Punkten nach, zumal die Missstimmung in einigen 
Gemeinden schon zu argen Ausschreitungen geführt hatte. 
So waren die Loruper gegen die Neubauer mit Äxten, Mist- 
gabeln u. s. w. vorgegangen, hatten einen Teil der Gebäude 
niedergerissen, das Bauholz zerschlagen und die Neubauer 
im Falle des Widerstandes zu erschlagen gedroht. Um nun 
zu einem friedlichen Ausgleich zu gelangen, kam die Regierung 
den Wünschen der Markeninteressenten möglichst entgegen. 
So wurde in Neudersum und am Gelenberge den noch nicht 
zugezogenen Ansiedlern der Anbau verboten, bezw. die Stellen 
wurden mit Kindern der Beerbten besetzt In den anderen 
Kolonieen wurde die Zahl der Neubauerstellen verringert und 
auf die Wünsche der Markeninteressenten hinsichtlich der 
Wahl der ürtlichkeit Rücksicht genommen. Gegen die Loruper 
ging man strafrechtlich vor. 

Glatter wie stellenweise die Verhandlung mit den Marken- 
interessenten vollzog sich der eigentliche technische Teil der 
Besiedelung. Er lag in den Händen von Bartel und Flensberg, 
welche die Vermessung und Absteckung der einzelnen Stellen, 
die Heranziehung von Kolonisten, den Vertragsabschluss mit 
ihnen und die Einweisung in ihre Stellen vorzunehmen hatten. 
Es wurde für jede Kolonie ein einheitlicher Plan entworfen, ein 



•) Dr. F. Huldermann : Die bäuerlichen Verhältnisse im Emsland. 
Schriften d. V. f. Soz.-Pol., Bd. XXIV. S. 102. 
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Platz für die Schule zurückbehalten, die zur gemeinschaftlichen 
Weide bestimmte Fläche festgelegt, das Wege- und Grabennetz 
festgestellt und all diesem in einem Protokoll eine gewissennassen 
rezessmässige Rechtsgrundlage gegeben. Zur Ausführung der 
grösseren Wege- und Gräben-(Folgeeinrichtungs-)arbeiten ver- 
pflichteten sich die Bauern der Markgemeinde, da diese An- 
lagen Markensache waren. 

Die Nachfrage nach Stellen war eine äusserst rege und 
konnte nicht befriedigt werden, so dass sie durch das Los 
zur Vergebung kamen. Die grosse Mehrzahl der Bewerber 
stammte aus den benachbarten Dörfern und hatte sich wohl 
durch das „Hollandgehen" ein kleines Kapital verdient. 
Diepenbrock*) sagt von ihnen : „alle waren arm und brachten 
ausser zahlreicher Kinderschar selten etwas mit; dabei zeigten 
die meisten in ihren Sitten noch eine Unkultur, die von der 
Wildheit des neuen Grundgebietes nicht viel abzuweichen schien", 
„Sie trugen sich aus Plaggen, Stangen und Reisern eine ärmliche 
Hütte zusammen, jenen der germanischen Urväter nicht un- 
ähnlich." Die Ansiedler bestanden also überwiegend aus 
minderwertigem Material, was ja leicht begreiflich, wodurch 
andererseits die Entwicklung der neuen Kolonieen natürlich 
von vornherein ungünstig beeinflusst wurde. 

Bei der Dorfanlage wählte man nicht die geschlossene 
Dorflage, sondern man suchte jedes Gehöft auf seinem Grund- 
stücke zu errichten, indem man die Gehöfte möglichst gruppen- 
bezw. reihenweise an den Wegen zusammenfasste. 

Die Kolonisten erhielten 10 volle Freijahre zugebilligt. 
Nach deren Ablauf hatten sie von ihren Eigentumsgründen 
eine Abgabe (Kanon) zu zahlen, je nach Verhältnis der Güte 
des Grundes, welche nach Flensberg**) auf das Scheffel 
(= rund 10 a) nicht 5 gute Groschen überstieg, nach Hugen- 
bergschen Angaben***) dagegen im Durchschnitt 10 — 13 Sgr. 
vom (Vierup =14 a), also 7—9 Sgr. auf 10 a betrug. 

*) Diepenbrock, Geschichte des Amtes Meppen u. s. w. Münster 
J838; S. 594. 

•*) Flensberg a. a. O. S. 8. 
***) Hilgenberg a. a. O. S. 319. 
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Wie bei der Grösse, so scheint man also auch bei der 
Belastung die Kolonieen später ungünstiger gestellt zu haben r 
als es im ursprünglichen Plane lag. Den Bartel-Flensbergschert 
ursprünglichen Kolonisationsplan hatte die Hofkammer fast 
durchweg genehmigt, nur in zwei Punkten hatte sie ihn ab- 
geändert. Erstens hatte sie die Gewährung einerBauunterstützung 
(von etwa 100 Talern für jeden Hausbau, und zwar nicht in bar, 
sondern in Materialien), welche die gedeihliche Entwickelung 
der Kolonate sicherlich gefördert und die Belastung der Stelle 
mit (vielfach) Wucherschulden von ihrer Neubegründung an 
verhindert haben würde, aus Mangel an hierzu verfügbaren 
Mitteln abgelehnt. Ferner sollte man im Gegensatz zu den 
bestehenden Markverordnungen und zu dem von Bartel und 
Flensberg ganz besonders und scharf hervorgehobenen Grund- 
satze, die Markinteressenten für die Kolonisation zu gewinnen 
und ihren Widerstand nicht durch Gewalt, sondern durch 
Interessierung an der Sache zu beseitigen — »nur aus Uber- 
mut und Missgunst" hervorgehende Widersprüche (ein Begriff, 
den man nur zu leicht zu weit ausgedehnt haben wird), der 
Gemeinden unberücksichtigt lassen. Auch das hat sich, wie 
wir schon sahen, schwer bestraft. 

Die Belastung der Stellen kann als eine zu grosse nicht 
bezeichnet werden, da von ihnen ausser dem Kanon von 
5 — 10 Mk. p. ha nur eine geringe feste Abgabe an die fürst- 
liche Kasse („Rauchhühnergeld" für jede Feuerstätte in Höhe- 
von 14 Ggr. und ein ganz geringes „Landfolgegeld" von- 
ca. 2 Ggr.) erhoben wurde. 

Da die Kolonisten den Kanon nur von ihren (kleineren) 
Eigentumsflächen zu zahlen hatten, ausserdem aber noch 
Weide-, Torfstich- und Buchweizenbauberechtigungen in [der 
Mark besassen, müssen ihre Ansetzungsbedingungen in finan- 
zieller Hinsicht als zweifellos günstige bezeichnet werden, als 
viel günstigere, wie sie z. B. der preussische Fiskus seinen 
ostpreussischen Moorkolonisten gewährte. 

Auf der vorgeschilderten Grundlage wurden im Sommer 
1788, ohne weitere Vorbereitung in den vorhergehenden 
Jahren, sieben Kolonieen im Bourtanger Moor angelegt. 
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nämlich Neurheede, Neudersum, Neusustrum, Rütenbrock (zer- 
fallend in Bärenflär, Harentange, Rütenbrock, Schwarzenberge 
und Lindloh), Hebelermeer, Neuversen und Twist (aus Heseper- 
und Rühlertwist bestehend). Als achte linksemsische Kolonie 
der münsterschen Regierung wäre noch Schwarzenpohl und 
Mühlengraben, die in den Jahren 1765 (5 Kolonate) und 1786 
ausgelegt wurden, zu erwähnen. Nach Flensbergs Angaben 
wurden insgesamt 237 Kolonate ausgelegt. Da die Aus- 
führung des Entwurfs die kühnsten Erwartungen überstieg, und 
auch aus den rechtsemsischen Moorgebieten zahlreiche Wünsche 
nach gleichem kolonisatorischen Vorgehen an ihn herantraten, 
erwirkte er sich die Ermächtigung, im gleichen Sommer auch 
dort noch 6 Kolonieen (Neulehe, Neudörpen, Neubörger, Neu- 
vrees, Gelenberg — später Neuaremberg genannt — und Bred- 
denberg) anzulegen. In ihnen wurden 88 Kolonate ausgelegt 
unter den eben besprochenen Bedingungen, doch fand man 
hier, wie bereits geschüdert, den grössten Widerstand bei den 
Markgenossen. Auch war die Entwickelung dieser Kolonieen 
— abgesehen von Neubörger — am ungünstigsten. 

Insgesamt waren es 14 Kolonieen mit 311— 341 Plätzen 
und einer Fläche von rund 1750 ha (11429 Vierlop s 
25000 Scheffelsaat)*). Der Erfolg dieser einsommerigen 
Tätigkeit der Kommission ist also ein ganz bedeutender ge- 
wesen. 

Leider hat die Weiterentwickelung der Kolonieen ihrem 
Anfang und den an sie geknüpften Erwartungen teilweise nicht 
entsprochen und man hat den ersten Versuch, als was Flensberg 
ihre Gründung bezeichnet, nicht weiter fortgesetzt. Man hat, 
wie das so oft der Fall ist, das Lehrgeld nur gezahlt, aber 
nicht ausgenützt Daran trägt die Schuld einmal wohl der 
Widerstand einiger Gemeinden, deren grossenteüs sicherlich 
berechtigten Wünsche man zuerst augenscheinlich, zu sehr 
vernachlässigt hatte, und dann der Ausbruch der Kriegswirren, 
die nach wenigen Jahren zur Auflösung und Verteilung des 
dem Erzbischofe von Köln gehörigen Bistums Münster führten. 



*) Die Angaben sind in den einzelnen Quellen verschieden. 
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Die Absicht, mit der Kolonisation weiter fortzufahren, scheint 
die Regierung in der Tat gehabt zu haben. 

Wie hat sich nun die Entwickelung der Kolonieen weiter 
vollzogen und warum hat sie den Erwartungen vielfach nicht 
entsprochen ? 

Es ist zunächst unbestreitbar, dass der Bartel-Flens- 
bergsche Kolonisationsentwurf an sich, nach welchem die 
Kolonisten insbesondere nach der finanziellen Seite sehr 
günstig gestellt wurden, wirtschaftlich wie kolonisations- 
technisch durchaus Billigung verdient Ich glaube sogar, dass 
man in der finanziellen Heranziehung der Kolonisten eher 
nicht weit genug gegangen ist und dadurch die Unzufrieden- 
heit der Muttergemeinden erregt hat, die demzufolge in der 
Erfüllung ihrer Pflichten, dem Ausbau des Wege- und Graben- 
netzes, sehr nachlässig gewesen sind. Eine gute und zweck- 
entsprechende Ausführung dieser Arbeiten würde bei den 
häufig sehr weiten Entfernungen in den Mooren, z. B. nach 
Hebelermeer in der Mark von Wesuwe, den Markgemeinden 
sehr grosse Kosten verursacht haben, die zusammen mit der 
Abgabe eines Teiles der Mark sowie weitgehender Be- 
rechtigungen an der verbleibenden zu den nach 10 Freijahren 
zu erwartenden Einnahmen von Mk. 3,30—6,60 p. ha (nach 
Abzug eines Drittels tür den Markenrichter) in keinem rechten 
Verhältnisse gestanden hätten. Man hätte bei dieser Sach- 
lage besondere Sorgfalt auf die Überwachung der guten 
Ausführung der von den Gemeinden übernommenen Arbeiten 
verwenden und die neugegründeten Kolonieen nicht ohne jede 
weitere Sorge um ihr Gedeihen einfach ihrem Schicksale über- 
lassen sollen. 

Die erzbischöfliche Landesregierung, der, wie Flensberg 
hervorhebt, „alle obigen Ansiedelungen (diese sonst äusserst 
kostspieligen Unternehmungen) auch nicht einen Heller 
gekostet haben", hat aber augenscheinlich nichts weiter getan, 
als die jährlichen Gefälle, die ihr als Markenrichter gemäss 
ihrem Ansprüche an die Tertia der Mark zustanden, zu er- 
heben. So kam es, dass sich in jenen Kolonieen Zustände 
herausstellten, ähnlich denen, wie sie bis in die siebziger Jahre 
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des vorigen Jahrhunderts in den ostpreussischen Kolonieen 
bestanden, vielleicht sogar noch schlimmer: In nasser Jahres- 
zeit waren die Ansiedler einzelner, weit drinnen im Moore 
liegender Kolonieen vom Verkehr mit der Aussenwelt so gut 
wie völlig abgeschnitten und auch in trockneren Zeiten 
waren die unbesandeten Moordämme nur ungenügend be- 
fahrbar, so dass der Buchweizen oder Roggen bisweilen auf 
dem Felde gedroschen und die Körner unter Zurücklassung 
des Strohes auf dem Rücken nach Hause gebracht werden 
mussten. Manche Kolonieen lebten jahrelang mit ihren 
Muttergemeinden wegen der mangelhaften Ausführung der 
Abwässerungs- und Zuwegungsarbeiten im Streite, so ins- 
besondere die Kolonie Rütenbrock. 

Sie verweigerte bei Ablauf der Freijahre der alten Mark- 
gemeinde die Zahlung, da sie die protokollarisch zugesicherte 
Abwässerung nach der Ems nicht ausgeführt habe. Zwanzig 
Jahre lang, während deren die Rütenbrocker keinen Kanon 
zahlten, zog sich der Prozess hin und wurde erst in einem 
Vergleich der hannoverschen mit der holländischen Regierung 
im Jahre 1824 dadurch beendet, dass die letztere die Ab- 
wässerung nach der holländischen Seite (nach der Aa, der 
natürlichen Vorflut) gestattete, wodurch sich die bis dahin 
höchst ungünstigen Wasserverhältnisse wesentlich besser ge- 
stalteten. 

Ein weiterer Faktor, der auf die Entwicklung mancher 
Kolonie ungünstig wirkte, war die Berechtigung der Kolo- 
nisten zum Buchweizenbau in der Mark, die in manchen 
Kolonieen über Gebühr ausgenutzt wurde. Der Anbau des 
unsicheren Buchweizens gleicht in hohem Grade einem 
Glücksspiele, das bisweilen hohe Gewinne, sehr häufig aber 
völlige Nieten ergiebt. Die Möglichkeit, den Buchweizenbau 
in das jungfräuliche Moor weit auszudehnen, verführte viele 
Kolonisten zur Zerteüung ihrer ursprünglich wirtschaftlich 
durchaus genügenden Kolonate, wobei die häufig sehr kleinen 
Teilstücke meist eben nur an minderwertiges Ansiedlermaterial 
verkäuflich gewesen sein werden. Die Regierung tat nichts 
gegen diese vertragswidrige Zersplitterung, so dass manche 
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Kolonieen, in denen die alten Markgemeinden der über- 
massigen Ausdehnung des Buchweizenbaues nicht entgegen- 
traten, sich zu reinen Brandfruchtbaukolonieen mit allen ihren 
Nachteilen entwickelten. Von den linksemsischen Kolonieen 
gehört hierher insbesondere Hebelermeer, die schlechteste im 
Bourtanger Moor, die, abgesehen von den durch schlechte 
Zuwegung und Abwässerung hervorgerufenen schweren Nach- 
teilen, durch den Brandfruchtbau und die damit zusammen- 
hängende Zersplitterung sowie — in weiterer Folge — durch 
den Schnaps und durch den Schmuggel (sie liegt hart an der 
holländischen Grenze) vollkommen heruntergekommen war, 
und zwar augenscheinlich von Anfang an. Dies lässt schon 
das 1815 bestehende Verhältnis ihrer kultivierten Fläche zur 
unkultivierten erkennen (Tabelle S. 65 Sp. 8 und 9). 

In Hebelermeer waren im Jahre 18 15, also 28 Jahre nach 
der Gründung, noch 1892 von insgesamt 2000 Scheffelsaat, 
<i. h. rund 95% der Fläche unkultiviert, in Rütenbrock da- 
gegen nur noch 546 von 3670 Scheffelsaat, d. h. nicht mehr 
15%. Die Rütenbrocker waren augenscheinlich von ihrer 
Muttergemeinde, mit welcher sie im Streit lebten, an der 
ungebührlichen Ausdehnung des Buchweizenbaues gehindert 
und dadurch zur normalen Kultivierung ihrer Flächen ge- 
zwungen, sicherlich sehr zum Nutzen einer gedeihlichen Ent- 
wicklung. 

Ein weiterer Grund zu ungleichmässiger Entwickelung 
der Kolonieen ist in dem Vorhandensein oder Fehlen von 
•Grünland zu suchen. Die beiden Kolonisatoren Bartel und 
Flensberg haben zwar seine Wichtigkeit erkannt gehabt und, 
wie sich aus ihrem Berichte schliessen lässt, zur Anlage 
von Kolonieen Stellen ausgesucht, wo Grünland entweder 
-schon vorhanden war oder sich doch schaffen liess.*) Sie 
wiesen solche Flächen zur Anlage gemeinsamer Weiden aus. 
Da hierzu aber Geld, Zeit, Verständnis und einheitliches Zu- 



*) In ihrem Berichte (Hugenbcrg a. a. O. S. 330) heisst es sehr 
treffend : „Das ganze Geheimnis der Ausdehnung unserer Kultur besteht 
<Iarin, wie wir die Fütterung auf jede Jahreszeit sichern und vermehren." 
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sammenwirken der Kolonisten erforderlich war, so wird die 
Ausführung eben sehr häufig ganz unterblieben oder eine nur 
teilweise und ungenügende gewesen sein, zumal weder die 
münstersche, noch die nachfolgende herzoglich arembergsche, 
noch die hannoversche Regierung sich um die Entwicklung 
der Kolonieen gekümmert hat. 

Entsprechend dem Einflüsse all dieser verschiedenen 
Faktoren haben sich denn manche Kolonieen gut oder doch 
befriedigend, manche dagegen ganz ungünstig entwickelt, je 
nach dem Zusammentreffen von überwiegend günstigen oder 
überwiegend ungünstigen Momenten. 

Am besten sind Rütenbrock und Twist gediehen, 
welche schon 1798 bezw. 1799 eme selbständige Pfarre und 
1808 bezw. 1820 eigene Kirchen erhielten und zwar, wie 
Flensberg hervorhebt, aus eigenen Mitteln der Neubauern ohne 
irgend einen Beitrag von seiten der Landesbehörden.*) 
Rütenbrock wird von Hugenberg**) als „wohlhabendes Dorf" 
bezeichnet, das in dem öden Moore „mit seinen weit- 
ausgedehnten Fluren den Eindruck einer blühenden Oase" 
mache. Selbst Hebelermeer, das sich noch nach 1870 in 
traurigster Verfassung befand, hat sich in der Neuzeit infolge 
der neuen Wirtschaftsmethoden und unter der ständigen An- 
regung und Anleitung der Lingener Emsabteilung der Moor- 
versuchsstation ausserordentlich gehoben, was sich schon aut 
den ersten Blick erkennen lässt. Man findet dort, insbesondere 
in dem trocken gelegten Meere, grosse Grünlandsflachen, welche 
der Viehhaltung zu starkem Aufschwünge verholfen haben. Es 
kann keinem Zweifel unterliegen, dass in wenig Jahrzehnten 
Hebelermeer ein befriedigend situiertes Dorf sein und die alte 
„Schmuggler- und Brandfruchtbauerkolonie Hebelermeer" 
nur noch der Geschichte angehören wird. Von den 

*) Nach Diepenbrock (a.a.O. S. 599) sind der Gemeinde allerdings 
hierzu zahlreiche Zuwendungen von Privaten (Drost von Velen) sowie 
durch Kollekten, deren eine im Münsterlande 3000 Taler brachte, zu 
teil geworden. Den Bau von Pfarrei und Kirche völlig aus eigenen 
Mitteln zu bestreiten, wäre den Rütenbrockern wohl unmöglich gewesen^ 
•*) Hugenberg a. a. O. S. 325. 
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Kolonieen der rechten Emsseite hat Neubörger, das gleich- 
falls viel Grünland besitzt, die verhältnismässig günstigste Ent- 
wicklung gehabt. Am ungünstigsten gestaltete sich die Lage 
(neben Hebelermeer im Bourtanger Moor) von Breddenberg 
und Neuvrees am Hümmling. 

Überblicken wir noch einmal das eben Ausgeführte, so 
sehen wir, dass auch bei dieser Besiedelung grosse Fehler 
und Versäumnisse der Kolonisatoren die Schuld an der 
minder freudigen Entwicklung der an sich lebensfähigen 
und gesunden Siedelungen tragen, wenn schon ohne weiteres 
zuzugeben ist, dass die Schwierigkeiten, die damals die Moor- 
kultur bei dem Fehlen der neuzeiüichen Hilfsmittel — künst- 
licher und Gründüngung — bereitete, auch ihrerseits wesentlich 
dazu beigetragen haben. 

Man hat zwar einen guten Plan entworfen, die Anlage 
der Kolonie zweckentsprechend gestaltet und die Bedingungen, 
die für eine gesunde Entwicklung der Siedelungen er- 
forderlich waren, sehr wohl erkannt. Man hat aber nichts 
getan, um das als gut Erkannte und in Aussicht Genommene 
nun auch plan- und zweckmässig durchzuführen und die Ent- 
wickelung der Kolonie in den ersten schweren Jahren zu 
überwachen und zu sichern. 

Die Regierung hat die Anlage der für das Gedeihen 
einer Moorkolonie hochwichtigen Wege und Gräben zwar 
projektiert und sogar schon zur Herstellung vergeben, sie hat 
sich aber um die Ausführung gar nicht gekümmert. Die 
Regierung war ferner wohl unterrichtet darüber, wie wichtig 
das Vorhandensein von genügendem Grünland sei, sie hat 
demzufolge die Anlage von Gemeinweiden in jeder Kolonie 
an passender Stelle in Aussicht genommen, sich um die Aus- 
führung oder Nichtausführung der wichtigen Anlage aber 
nicht gekümmert. Ihr war ferner bekannt, wie schädlich die 
Zersplitterung der Stellen wirken müsse, sie hat sie daher 
vertraglich untersagt, später aber die schlimmste vertrags- 
widrige Zersplitterung ohne jedes Eingreifen zugelassen. 
Ebenso hat sie für eine genügende Regelung des Gemeinde- 
(Schul- und Kirchen)wesens keine Sorge getragen. Schliesslich 
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hat sie auch die in Aussicht genommene Regelung des Brand- 
fruchtbaues, dessen schädliche Folgen insbesondere bei zu 
weiter Ausdehnung ihr wohl bekannt waren, gänzlich unterlassen. 

Was die Kolonieen, von denen manche sich ja von An- 
fang an befriedigend entwickelt haben, geworden sind, das 
sind sie also aus eigener Kraft geworden und zeigen wieder 
recht deutlich, welche Widerstandskraft und Leistungsfähigkeit 
gerade dem kleinen Kolonisten innewohnt, der sich mit 
geringem Kapital einen selbständigen Besitz schaffen will. 

Wenn diese Ansiedelungen auch nur einen ersten Ver- 
such darstellen, dem die eigentliche grössere Kolonisation 
erst folgen sollte, so waren sie für das so dünn bevölkerte 
Emsland doch nicht ohne Bedeutung. Denn Diepenbrock*) 
schätzt, dass die Bewohner der bis dahin angelegten Kolonieen 
den zehnten Teil der damaligen Bevölkerung des Herzogtums 
Aremberg (i. J. 1838) erreichten. 



b. Die ostfriesische Moorbesiedelung. 

Wesentlich anders wieder, wie im münsterschen Emsland 
vollzog sich die Kolonisation im nördlich daran angrenzenden 
Ostfriesland, das in einigen Ämtern gleichfalls sehr reich an 
Mooren ist, wie die nachstehende Zusammenstellung zeigt. 

Der ganze Landdrosteibezirk Aurich enthält**) nach den 
bei der Grundsteuerveranlagung vorgenommenen Ermittelungen 
an Mooren 23% des Gesamtareals. Sie betragen 
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*) Diepenbrock a. a. O. S. 606. 

') Prot. d. Z.-M.-K., 18. Sitzg. Anlagen S. 48. 
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Esens 
Norden 
Weener 
Emden 



4,975 

4,9 2 9 
6,286 



16,8 
8,6 
6,4 



1625 
7 



30779 ha 



Von den rund 3000 qkm des ganzen Bezirkes entfallen 
demnach auf die Moorflächen 690 qkm oder 69000 ha.*) 
Darin sfnd nur enthalten die Hochmoore und die daraus 
durch Abtorfung entstandenen Leegmoore, nicht aber die 
bedeutenden Grünlandsmoore Ostfrieslands. Übrigens besitzen 
auch diese Angaben, ebenso wie die früher gegebenen, nur 
einen Annäherungswert. 

Über das Eigentumsrecht an den Mooren ist länger als 
ein Jahrhundert zwischen den Landesherren und den Mark- 
genossen gestritten worden. Als Ostfriesland 1 744 an Preussen 
kam, wurde der Streit um das Besitzrecht an den Mooren 
und Heiden von der Regierung energischer und mit mehr 
Erfolg aufgenommen und fand in dem „Urbarmachungsedikt" 
von 1765 einen gewissen Abschluss, wenn auch die Stände 
wie die Markinteressenten noch öfters dagegen Sturm zu 
laufen versucht haben.**) Das Edikt bestimmte, dass die 
Eigentümer unabgegrabener, von allen Seiten genau begrenzter 
Moore bei ihrem Rechte zu schützen seien. Im übrigen 
sollte jedem vollen Bauernhofe, der nicht einen allseitig 
begrenzten Torfstich besitze, eine Fläche von ca. 4 ha als 
unbeschränktes Eigentum zugewiesen werden. Alle übrigen 
Moore werden dem Landesherrn zugesprochen, der 
Buchweizenbau auf ihnen wird den Bauern nur gegen Erlaubnis 
und Bezahlung (1 Stüber pro Tagwerk) gestattet. 

Das Leegmoor verbleibt dem, der es befugter Weise ab- 



•) Nach den Hugenbergschen, sich gleichfalls auf die Grund- 
steuerveranlagung berufenden Angaben (Hugenberg a. a. O. S. 459) 
entfallen auf den Reg.-Bez. Aurich 76305 ha, gleich 24,6 °/ 0 der Fläche 
an Moorländereien. 

**) Das Nähere über die ganze Entwickelung dieser Besitzfrage 
siehe bei Hugenberg a. a. O. S. 46 ff. 
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gegraben hat, früher abgegrabene, aber nicht in Kultur 
genommene Leegmoore fallen dagegen dem Landesherrn zur 
Besiedelung zu. 

Um die aus dem Urbarmachungsedikt sich ergebenden 
Streitpunkte schneller zu erledigen, wurde 1770 eine besondere 
„Urbarmachungskommission" eingesetzt, welche aus je 
zwei Mitgliedern der Kammer und der Regierung (ständische 
Landesselbstverwaltungsbehörde) bestand. Sie erlless eine 
Instruktion für das Verfahren in Urbarmachungssachen, nach 
welchem die Ausweisungen durch Lokalbeamte (Beamte und 
Rentmeister) erfolgen sollten. Die hierbei entstehenden, in 
Güte nicht beilegbaren Streitigkeiten waren der Urbar- 
machungskommission zur Erledigung auf dem Vergleichs-, 
gegebenenfalls auf dem Prozesswege, für den ein abgekürztes 
Verfahren vorgeschrieben war, nebst Protokoll und Gutachten 
vorzulegen. 

Übrigens hat sich der Kampf des Fiskus um den Besitz 
der Moore wohl gelohnt, denn trotz der Abgaben und 
Verkäufe von Moor an die Fehne, Moorkolonie en, alten 
Bauern u. s. w. befanden sich, wie die vorstehende Tabelle 
zeigt, immer noch (um 1880) 30779 ha*) im Besitz des 
Fiskus. Die staatlichen Moorflächen liegen hauptsächlich in 
den drei Ämtern Stickhausen, Aurich und Wittmund und 
zum kleinen Teüe auch in den Ämtern Leer und Esens. 

Es ist leicht begreiflich, dass das Vorhandensein bezw. 
der Besitz so grosser Moorflächen die Regierung eines 
Friedrichs des Grossen zur Kolonisation drängen musste, 
zumal dazu noch ausgedehnte Heideflächen traten, die durch 
das Urbarmachungsedikt in ähnlicher Weise wie die Moore in 
fiskalischen Besitz gelangt waren. 

Die Ausführung der ostfriesischen Moorbesiedelung unter 
preussischer Herrschaft ist höchst lehrreich — allerdings über- 
wiegend (leider!) im negativen Sinne. Sie zeigt, wie man 
nicht kolonisieren soll, und soll nachstehend in ihrem 



*) Nach den Angaben im Prot. d. Z.-M.-K. 18. Sitzg., S. 60—79 
berechnet 
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kolonisationstechnischen Teile in Kürze dargestellt werden, 
wozu in der Hauptsache die äusserst eingehenden Aus- 
führungen Hugenbergs,*) der umfangreiche Quellenstudien in 
den amtlichen ostfriesischen Akten gemacht hat, als Grund- 
lage gedient haben. Es ist ein sehr düsteres Bild, das uns 
Hugenberg von der kolonisatorischen Tätigkeit der ost- 
friesischen Kammer entrollt. 

In den ersten Jahren nach der preussischen Besitz- 
ergreifung stand die neu errichtete ostfriesische Kammer der 
Kolonisation der Moore und Heiden noch abwartend oder 
sogar ablehnend gegenüber. Damals sassen in ihr noch 
einige mit den besonderen Verhältnissen Ostfrieslands und 
insbesondere der Moore vertraute Ostfriesen, welche die der 
Besiedelung der Moore und Heiden entgegenstehenden 
grossen Schwierigkeiten kannten und scheuten, zumal auch 
die ostfriesische Regierung, die ständische Selbstverwaltung 
des Landes, die, weü fast durchweg aus Ostfriesen bestehend, 
mit den Verhältnissen am besten bekannt war, Bedenken in 
gleicher Richtung äusserte. 

Mit dem siebenjährigen Kriege fand aber ein grosser 
Wechsel in der Anschauung der Kammer statt, der in einem 
Wechsel der Kammerbeamten, in der Ersetzung der Ost- 
friesen durch landesunkundige Beamte in der Hauptsache 
begründet war. Diese hatten in Berlin gesehen, welchen 
hohen Wert man dort auf eine schnelle Bevölkerungs- 
vermehrung legte, und wollten in Ostfriesland in gleicher 
Weise vorgehen. Bis dahin waren Neuansiedelungen nur in 
ganz geringem Umfang vorgenommen worden. Die Regierung 
äusserte auch jetzt wieder ihre Bedenken, insbesondere legte 
der Präsident, von Derschau, die wichtigsten wirtschaftlichen 
Punkte klar dar. 

Er war mehr für eine Stärkung der alten Wirtschaften 
und Hebung ihres Betriebes. Für Ostfriesland sei es das 
wichtigste, eine besondere Untersuchung darüber anzustellen, 
auf welche Weise aus den Wildnissen Viehweiden 



•) Hugenberg a. a. O. S. 69 ff. 
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herzustellen seien, worüber man das Gutachten wirt- 
schaftsverständiger Leute einholen oder Preisaufgaben im 
Intelligenzblatte ausschreiben solle. Er legte also mit Recht 
den Hauptwert auf die Sicherung der Fütterung und damit 
auch der Düngung, sowie des weiteren auf ein planmässiges 
Vorgehen und auf die Heranziehung einiger bemittelter 
Elemente. 

Doch wie es so oft geht, ging es auch hier : die wirklichen 
Sachverständigen blieben ungehört und die Kolonisation 
wurde von Leuten ausgeführt, die für ihre Aufgabe kein 
Verständnis und vor allem keinerlei Kenntnis von den Grund- 
bedingungen einer gesunden Besiedelungstätigkeit besassen. 
Dem entsprach denn auch die Ausführung wie der Erfolg. 

Die Kammer konnte sich den Bedenken nicht ganz ver- 
schliessen. Sie gab vor allem zu, dass es an Heuland 
(also der Grundbedingung für die Sicherung der Viehhaltung!) 
fehle, und dass deshalb auch die Kultur im Grossen nicht 
möglich und für den Kapitalisten nicht rentabel sei. Mit 
Bauern und Tagelöhnern dagegen, die ihre saure Arbeit nicht 
rechneten, sich von weitem ein paar Fuder Heu zusammen- 
holten und sich notdürftig durchschlügen, werde es viel 
besser gehen! 

Obwohl die Kolonisation in Ostfriesland in Verhältnis 
mässig grossem Umfange stattfand, so ist es doch nicht 
möglich, selbst aus ihrer eingehenden aktenmässigen Dar- 
stellung bei Hugenberg ein klares BÜd über die dabei be- 
folgten Grundsätze und Pläne zu gewinnen. Hugenberg hat 
augenscheinlich nur zu recht mit dem folgenden Urteü:*) 
„Überhaupt ist es charakteristisch für das Vorgehen der 
Kammer, dass die ganze Angelegenheit niemals nach einem 
einheitlichen Plane behandelt ist. Es war die beliebte Politik des 
,Handelns von Fall zu Fall 4 in ihrer gefährlichsten Gestalt" 

Die Besiedelung begann allmählich und in der Weise, 
dass sich die Bewerber, verstreut „in den wüsten Heyde- 
districten", die Plätze selbst aussuchten, wozu sie zunächst 



*) Hugenberg a. a. O. S. 84. 
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begreiflicherweise die Ränder der Moore wählten. Dort 
konnten sie vielfach am ehesten Grünland anlegen und doch 
gleichzeitig den Buchweizenbau weit in das Moor ausdehnen. 
Den ersten Ansiedlern schlössen sich oft andere an, insbe- 
sondere wenn die Kammer durch ein Ansiedelungsgesuch auf 
eine solche Stelle aufmerksam geworden war und durch ein 
Publikandum zum weiteren Anbau einlud. Auf solche Weise 
kam schliesslich mancherorts ein kleines Dorf zustande. 

Nach einem Wechsel im Kammerpräsidium, 1767, begann 
man die Gründung ganzer Dörfer, doch ohne für die Lebens- 
fähigkeit der Ansiedelungen irgend genügend Sorge getragen 
zu haben. Für einzelne Ansiedelungen mochten die benach- 
barten Geestdörfer wohl den nötigen Heubedarf von ihrem 
knappen Vorrat abgeben können, nicht aber für ganze Dörfer. 
Die Kammer hat sich um diese Frage augenscheinlich nicht 
gekümmert. „In den Akten sucht man vergebens eine 
Antwort," sagt Hugenberg. Auch für die dorfschaftsweisen An- 
siedelungen hat man keine nur halbwegs genügenden Kolonie- 
plane gehabt, wie wir sie z. B. im münsterschen gefunden 
haben, in denen man eine genügende Zuwegung und Ab- 
wässerung sowie die Anlage gemeinschaftlicher Weiden u. s. w. 
wenigstens vorgesehen hatte. „Die Kolonate wurden übergeben 
wie sie waren, oft in einem Zustande, in welchem ohne aus- 
gedehnte Verbesserungen eine landwirtschaftliche Nutzung 
kaum möglich war, unentwässert und ungangbar oder für den 
menschlichen Verkehr wegen Mangel an Wegen unerreichbar. 
Höchstens Hess man, um Kolonisten zu bekommen, einmal 
ein paar Gräben durch ein sonst völlig unzugängliches Moor 
ziehen, liess einen Streifen Moor dazwischen liegen, ebnete 
ihn und nannte das einen Weg." 

Waren also schon alle Vorbereitungen und Vorarbeiten 
für die Ansiedelungen völlig ungenügend, so gilt das gleiche 
Urteil in noch viel höherem Grade für die übrigen Bedingungen, 
die man dem Ansiedler bot, insbesondere hinsichtlich der ihm 
überwiesenen Fläche. 

Im Publikandum von 1770 war den Bewerbern zwar die 
Zuteüung von 2 — 15 Morgen in Aussicht gestellt Die obere 
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Grenze ist jedoch nur in wenigen Fällen erreicht worden, da 
man „einige (— Morgen — ) abzudingen sich pflichtmassig 
angelegen" sein Hess. Die Kolonate hatten vielmehr im 
Durchschnitt nur 6 Morgen Heide- oder Hochmoorboden, die 
selbst in voller Kultur eine Familie natürlich nicht entfernt 
beschäftigen und ernähren können.*) Diese Flächen bleiben 
hinter den münsterschen weit zurück und stimmen an Grösse 
ungefähr mit denen der ostpreussischen Moorkolonien überein, 
die den ostfriesischen gegenüber freilich durch ihre vorzügliche 
Wasserstrassenverbindung, sowie durch die Möglichkeit reichlich 
Heu und Streu hinzupachten zu können, ausserordentlich viel 
günstiger gestellt waren. 

Was nun die übrigen Ansiedelungsbedingungen anlangt, 
so standen auch hierin die ostfriesischen Ansiedler denen der 
anderen Landesteile Preussens weit nach. 

Auf eine an die Kammer im Jahre 1769 ergangene 
Anfrage, wieviel und unter welchen Bedingungen Ansiedler in 
ihrem Bezirke angesetzt werden könnten, erklärte sie, dass in 
der Wildnis „die beste und herrlichste Gelegenheit" 
sei sich anzusiedeln. Allerdings müsse man aus Mangel 
an hierzu verfügbaren Fonds von den in den anderen Landes- 
teilen üblichen Unterstützungen zur Anschaffung von Vieh 
und Inventar, von freien Fuhren und Baubeihilfen in bar oder 
Materialien absehen. Die Kammer schlägt nur Vergünstigungen 
vor, die ihr kein Geld kosteten, wie 15jährige Freiheit von 
den landschaftlichen und 6 jährige von allen anderen Abgaben, 
ferner, was übrigens nur den in Ostfriesland bestehenden 
Zuständen entsprach, allgemeine Freiheit von gezwungener 

*) Bei der im Jahre 1869 aufgenommenen amtlichen Statistik 
ergab sich, dass die Durchschnittsgrösse der Kolonate 1 7 Morgen betrug, 
gegen Anfang des Jahrhunderts also stark gestiegen war. Immerbin 
war sie noch ganz ungenügend, zumal rund ein Drittel der Fläche 
noch unkultiviert lag. Letzteres ist andererseits wieder ein Zeichen 
dafür, dass neben der Kleinheit der Stellen noch andere Ursachen 
(Mangel an Futter, Heu und Dünger, an Kapital und Intelligenz zu 
Betriebsverbesserungen, an Wegen u. s. w.) der Kultivierung der Flächen 
und dem Emporkommen der Stellen hinderlich waren. . - 
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Werbung und Enrollierung, Gewissens- und Religionsfreiheit. 
Erst auf eine weitere Anfrage aus Berlin, ob sie denn keine 
weiteren beneficia vorschlagen könne, empfiehlt sie die Be- 
willigung von Bauhilfsgeldern und die Freilassung des für 
Haus und Garten bestimmten Platzes von der Kanonzahlung, 
Vorschläge, welche von Berlin aus genehmigt werden. Zu 
ihnen treten später noch als weitere Vergünstigungen, die aber 
gleichfalls ohne Belang sind, die Sportelfreiheit und Herabsetzung 
der Beamtengebühren. 

Aus dem allem geht hervor, dass die Kammer die ganze 
Kolonisation ausschliesslich vom fiskalischen Standpunkte aus 
ansah und betrieb. Als ihr der zwecks Berichterstattung an 
den König Ostfriesland bereisende Geh. Finanzrat Colomb 
vorschlug, den Kanon auf die Hälfte herabzusetzen, lehnte 
sie dies ab. Nach dem Edikt war (neben einem Hühner-, 
Eier- und Dienstgeld von 12 Ggr. von jedem Hause) der 
Kanon mit 8—12 Ggr. für 1 Diemath (oder 15—23 Ggr. für 
1 ha) „auf das massigste determinieret". Doch sind diese 
Sätze nur als Untergrenzen zu betrachten, da die Kammer 
gern mehr nahm, wenn sie es bekam. Wären die übrigen 
Ansetzungsbedingungen halbwegs von der Art gewesen, dass 
sie der Masse der Kolonisten eine leidliche Existenzmöglichkeit 
geboten hätten, so müsste man den Kanon unbedingt als 
äusserst massig bezeichnen. Dass die Ansiedler späterhin 
selbst diesen Kanon („Erbpacht") von rund M. 2,0 vom ha 
nicht aufbringen konnten, beweist, dass die Gründungen der 
Kammer eben ganz und gar nicht lebensfähig waren. Es 
beweist das ferner, dass eine gute Einsetzung in lebensfähige 
Stellen mindestens ebenso wichtig ist, wie die Normierung der 
späteren Abgaben an Pacht, Zins oder Rente. Hätte die 
Kammer die zur Sicherung der Stellen erforderlichen Auf- 
wendungen gemacht, die Kolonate in wirtschaftlicher Grösse 
ausgewiesen und dadurch den Ansiedlern einen normalen 
Wirtschaftsbetrieb ennöglicht, dafür aber den Kanon doppelt 
oder dreimal so hoch festgesetzt, so wären dabei wahrschein- 
lich alle TeÜe besser gefahren. 

Die Vergebung der Stellen erfolgte im Wege des öffent- 
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liehen Meistgebotes, wodurch man eben meistens nicht 
unwesentlich mehr herausgeschlagen haben wird, als im Urbar- 
machungsedikt vorgesehen war. 

Als Hausbauprämien wurden den Ausländern und Soldaten 
40 Tlr., den Inländern 25 Tlr. bewilligt. Diese Bewilligung 
knüpfte man jedoch bald an die Bedingung, dass die ersteren 
nachweislich ein Haus im Werte von 160 Tlr. und die letzteren 
eins von mindestens ioo Tlr. erbaut hätten. Man hatte 
nämlich wiederholt die Erfahrung gemacht, dass die Ansiedler 
sich nur dürftige Torfhütten bauten, die Bauhilfsgelder aber 
verschwendeten und dann wegliefen. Diese Bedingung bewirkte 
andrerseits wieder, dass viele Kolonisten überhaupt nicht in 
den Besitz der Baubeihilfe gelangten, weil sie das übrige zum 
Bau erforderliche Geld nicht geliehen bekamen. Es wäre 
sicherlich viel zweckdienlicher und besser gewesen, wenn die 
Kammer die Baubeihilfen nicht in bar, sondern, wie es 
anderwärts meistens geschah, in Materialien gewährt hätte. 

Übrigens betrachtete die Kammer die Bauprämien*) auch 
weniger als Mittel, den Leuten das Fortkoramen zu erleichtern, 
sondern sah ihren wichtigsten Zweck mehr darin, „dass 
man durch sie Kolonisten in die abgelegenen Wildnisse 
locke". Gewährt wurden sie meist nur den ganz Unver- 
mögenden, um sie in den Stand zu setzen, „in der Wildnis 
ein kleines Warf-Haus zustande zu bringen, worauf alsdann 
die Kultur etlicher Dieraathen wüden Landes immediate von 
selbst folge, weü der Kolonist sein Brotkorn und Buchweizen 
selbst zu gewinnen suchen müsse". Hierzu bemerkt Hugen- 
berg:**) „Dieses Vertrauen auf die Logik der Tatsachen 
bildete in der Tat nach wie vor die einzige Richtschnur für 
das Verhalten der Kammer. Erst dann, wenn die Kolonieen 
fertig sind, heisst es ein übers andere Mal : die Leute können 

*) Im Jahre 1803 sprach man sich übrigens gegen die Wieder- 
einführung von Bauprämien aus, dasie nach den damit gemachten 
Erfahrungen nur ganz dürftige Leute zum Anbau locke. 
Statt dessen solle man lieber Prämien zur Hebung des landw. Be- 
triebes u. s. w. geben. 

**) Hugenberg a. a. O. S. 87. 
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nicht kultivieren, sie haben keinen Dünger. Land war der 
Kammer nicht viel mehr als eine vertretbare Sache, ob Acker-, 
Weide- oder Wiesenland, ob fruchtbar oder unfruchtbar, ob 
leicht oder schwer zu bearbeiten, ob Moor oder Sand, das 
waren alles Fragen, die es kaum gab". 

Bei all dem ist es ganz selbstredend, dass das Kolonisten- 
material, das sich der Kammer anbot, ein Uberwiegend höchst 
minderwertiges war. Am liebsten nahm sie Ostfriesen, da diese 
die Verhältnisse kannten, doch siedelte sie auch Ausländer an, 
wenn sie sie ohne grosse Kosten erhalten konnte. „Über- 
haupt wurde jeder genommen, der sich meldete. Es gab 
Kolonieen, in denen ein grosser Teil der Ansiedler aus ent- 
lassenen Sträflingen, Bettlern und Militärinvaliden bestand 
Selbst Leute, die nach genossenen Freijahren fortgelaufen 
waren, wurden unter Umständen zum zweiten Male an- 
gesiedelt."*) 

Dass ein solches Ansiedlermaterial keine erwünschte und 
wertvolle Bereicherung eines Kirchspieles, eines Gemeinde- 
oder Armenverbandes war, ist klar. Die alten Bauern sträubten 
sich daher auch gegen ihre Übernahme, die Kammer ihrer- 
seits wollte aber erst recht keinerlei Verpflichtungen gegen- 
über den auf ihrem Grund und Boden Angesiedelten über- 
nehmen und erreichte es, dass in dem Urbarmachungsedikte 
den Gemeinden diese Verpflichtung aufgezwungen wurde. Es 
bestimmte hierüber, „dass solche neue Colonisten bey der- 
jenigen Kirche, wohin der Ort des Anbaues nach seiner Lage 
gehört, unweigerlich als Farochiani gehalten, mithin auch bei 
vorkommenden Fällen an dem Genuss der Armenmittel Teil 
haben sollen". Diese Bestimmung war Mir die Kammer hoch- 
wichtig, sie nahm ihr den grössten Teü des finanziellen Risikos 
und wälzte es den meist ohnehin armen Geestdörfern auf. 
Unter dieser Last haben manche von ihnen auf das aller- 
schwerste zu leiden gehabt, ohne dafür in irgend etwas eine 
nennenswerte Gegenleistung zu empfangen, da die geringen 
Armensteuern, welche die Kolonisten leisten sollten, zum 
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grossen Teile gar nicht oder nur teilweise einkamen. Während 
die Kammer die Kirchen- und Armenverhältnisse der Kolonisten 
auf fremde Kosten notdürftig zu regeln suchte, tat sie für 
das Schulwesen und für die Gemeindepolizei anfangs in der 
Regel gar nichts. 

Auf diese Weise bildeten sich denn manche, insbesondere 
abgelegene Ansiedelungen zu Bettler-, Diebes- und Räuber- 
ansiedelungen aus, deren Nähe man möglichst mied. 

Dass die alten Bauernschaften sich solcher Besiedelungs- 
tätigkeit je länger um so feindlicher gegenüberstellten, ist nur 
zu natürlich. Glaubten sie sich doch von Anfang an dadurch 
geschädigt, da sie die zu besiedelnden Moor- und Heide- 
ländereien als ihr ihnen widerrechtlich genommenes Eigentum 
ansahen. Dazu kam, dass die unglückliche Ansiedelungspraxis 
der Kammer die eigenen Kinder der Bauern, also gerade die 
geeignetsten Elemente, von der Ansiedelung so gut wie völlig 
ausschloss. Denn, abgesehen davon, dass sie nicht Lust ge- 
habt haben werden, sich auf so kleiner Fläche selbständig zu 
machen, schreckte die Kammer sie auch noch dadurch von 
der Ansiedelung zurück, dass sie etwas wohlhabenderen Ele- 
menten keine Bauprämien gewährte und ihnen überdies einen 
möglichst hohen Kanon abzunehmen bestrebt war. 

Auf diese Weise waren die alten Bauern nicht geneigt, 
den Kolonisten Stütze und Hilfe zu bieten und der Kolonisation 
so dringend erwünschte kapitalkräftige Elemente zu liefern. 
Noch weniger waren natürlich die Neubauern geeignet, ein An- 
sporn zur Hebung der Wirtschaftsweise und der Ackerkultur 
der ersteren zu werden. „Also nicht nur, dass die Ko- 
lonisation dem Lande keinen Zuwachs in materieller 
und ethischer Kraft brachte — sie war sogar eine 
Last für dasselbe, sog materiell die alten Dorf- 
schaften aus und wirkte auf Gesetzlichkeit, Ordnung 
und Sittlichkeit zersetzend ein," sagt Hugenberg.*) 

Aus den bisherigen Ausführungen geht schon hervor, 
bezw. lässt sich erwarten, dass der Erfolg dieser Besiedelungs- 



*) Hugenberg a. a. O. S. 96. 
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tätigkeit ein sehr fraglicher sein musste. Selbst finanziell war 
er nicht entfernt so günstig als es erstlich den Anschein hatte, 
denn abgesehen von guten Buchweizenjahren musste die 
Kammer wohl alljährlich einen mehr oder minder grossen 
Teil der Kanon- und Pachtzahlungen erlassen. Diese mit der 
Zeit sich stark mehrenden und in ungünstigen Buchweizen- 
jahren geradezu häufenden Erlasse machten es der Kammer 
auf die Dauer unmöglich, die Misserfolge ihrer Kolonisation 
vor den Berliner Oberbehörden zu beschönigen, so dass sich 
hauptsächlich seit der zweiten Hälfte der achtziger Jahre „in 
den Reskripten aus Berlin wiederholt die Mahnung findet, 
auch für das dauernde Bestehen der Ansiedler zu sorgen", 
eine Mahnung, die vereinzelt schon früher (z. B. 1770) vor- 
kommt. 

Im übrigen hatte die Berliner Regierung bis dahin auch wenig 
Anlass, sich näher um die ostfriesische Kolonisation 211 kümmern. 
Die Hauptkolonisationsperiode begann erst 1770 nachErlass des 
Urbarmachungsedikts, die Zahlung der Kolonisten bezw. die 
Erlasse der Kammer dementsprechend erst Mitte der achtziger 
Jahre. Bis dahin musste man in Berlin ein verhältnismässig 
günstiges Bild von der Kolonisation der ostfriesischen Kammer 
haben, deren zahlenmässige Erfolge, insbesondere im Ver- 
hältnis zu den aufgewandten Barmitteln und in Hinsicht auf 
die in Aussicht stehenden Einnahmen aus dem Kanon u. s. w., 
in der Tat sehr beachtenswerte waren. Aber auch sonst 
lauteten die Berichte der Kammer nicht ungünstig. Sie teilte 
z.B. 1771 mit, das Ansiedelungsgeschäft in Ostfriesland nehme 
„einen ganz guten Fortgang durch die assistenz, welche man 
den Kolonisten gegen alle Zudringlichkeiten der alten Kom- 
munen angedeihen lasse, und bei denen sehr massigen Ab- 
gaben", sowie auch infolge der Zahlung von Bauhilfsgeldern. 

Noch im Jahre 1790 berichtet die Kammer nach Berlin, 
„einige der Kolonisten, die aus der Fremde gekommen, lebten 
nur schlecht und dürftig", doch kämen sie „nach und nach 
weiter fort 44 , sie „vermehrten die Bevölkerung und ihre Nach- 
kommen könnten dem Staate nützlicher werden". 

Erst Ende 1791 hatte man in Berlin den Charakter der 
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ostfriesischen Kolonisation erkannt und verfügte, „vorjetzt 
mit allen Kolonisten-Ansetzungen auf den Haidefeldern" ein- 
zuhalten, „zumahlen wir aus Eurem Bericht vom 17. v. Mts. 
über die Remissions-Tabelle pro 1790/91 mit Bedauern er- 
sehen, dass viele der von Euch angesetzten Colonisten nicht 
nur keine Abgaben entrichten, sondern sogar vom Betteln 
leben". 

Diese Erkenntnis war übrigens nicht durch wirklich auf- 
klärende Berichte der Kammer, sondern in der Hauptsache 
wohl durch die im Jahre 1789 von den ostfriesischen Ständen 
in Berlin vorgetragenen Landesbeschwerden gezeitigt worden, 
in denen die Ostfriesen sich sehr.scharf gegen die Kolonisation 
der Kammer aussprachen. Sie bezeichneten die Kolonisten 
„als Fremde, die . . . oft — sehr oft! — durch Beraubungen 
aller Art die Gemeinden und die ganze Nachbarschaft brand- 
schatzen, keine Dorflasten mittragen, und deren Kinder, von 
der Wiege an zum Betteln und zur Faulheit gewöhnt, in die 
Fusstapfen ihrer Eltern zu treten drohen, mit einem Worte^ 
welche gemeiniglich eine wahre Geissei der ganzen um- 
liegenden Gegend sind". 

Das ist ein sehr ungünstiges UrteÜ über Kolonisation und 
Kolonistenmaterial der ostfriesischen Kammer! 

Es kann freilich auch keinem Zweifel unterliegen, dass 
das Vorgehen der Kammer in der Tat in vieler Hinsicht höchst 
fehlerhaft war. Das einzige Interesse, das man wirklich im 
Auge hatte, war das fiskalische, hinter welchem das der Landes- 
kultur ganz zurücktrat Von einer Fürsorge für das Wohl- 
ergehen der Kolonisten kann überhaupt nicht die Rede sein, 
zumal die Beamten der Kammer von den für das Gedeihen der 
Moor- und Heidekolonieen erforderlichen Grundbedingungen, 
trotz der klaren Darlegungen des Regierungspräsidenten von 
Derschaq, keine Ahnung gehabt zu haben scheinen, andern- 
falls müsste man ihr kolonisatorisches Vorgehen als geradezu 
frevelhaft bezeichnen. 

Der Hauptfehler lag eben darin, dass man keine praktisch 
geschulten und in landwirtschaftlichen Dingen erfahrene Fach- 
beamten mit der Leitung der Kolonisation betraute, sondern 



Digitized by Google 



juristisch geschulte Beamte, welchen die speziellen Verhältnisse 
des Landes wie der Landwirtschaft überhaupt völlig unbekannt 
waren. Die mit den einschlägigen Fragen vertrauten unteren 
Beamten wurden mit ihren Ratschlägen und Meinungen nicht 
gehört So sagt Hugenberg*) mit Beziehung auf die Vor- 
stellungen der Unterbeamten gegen die wahllose Annahme 
von Ansiedlern: „Auf gelegentliche Vorstellungen der Unter- 
beamten und sog. Baubedienten, die bezeichnenderweise 
schon früh auf manche Fehler der Kolonisation hin- 
wiesen, ohne damit bei der Kammer Beachtung zu 
finden, wurde erwidert, 'sie sollten wegen künftiger Kolonisten 
wohl ihre praecautiones nehmen, jedoch darunter nicht zu 
strenge gehen, da ihnen sonst leicht ein übler Name gemacht 
werden könnte, damit der Anbau nicht verhindert werde,'" 

Gerade die ostfriesische Moorbesiedelung ist ein voll- 
gültiger Beweis dafür, dass die Kolonisation nicht ungestraft 
jedwedem Beamten ohne alle fachliche Vorbüdung übertragen 
werden kann. Würde man die Kolonisation in die Hände 
wirklich sachverständiger Männer gelegt haben, wie dies z. B. 
im münsterschen bei den ersten Kolonisationsversuchen und 
vor allem im bremisch-verdischen, wie wir bald sehen werden, 
im grossen Umfang geschehen ist, so würde man ungleich 
erfreulichere Ergebnisse erzielt haben. 

Hugenberg hat vollauf Recht, wenn er sagt: „Kurz, die 
ganze Kolonisation war im wesentlichen nur ein juristisch 
finanzielles Geschäft, sozialpolitisch gewissermassen ohne 
Inhalt und abgeschlossen ohne geschäftsraännische Über- 
legung"**) und, können wir hinzufügen, ohne jede Kenntnis 
von den vielen in Betracht kommenden und grund- 
legenden Fragen. 

Dem entsprach denn auch der wirtschaftliche Erfolg, der 
in den weitaus meisten Kolonieen ein mehr wie ungenügender 
war. Nur einige wenige Kolonieen in besonders günstiger 
Lage und mit besserer BesitzverteÜung (grösseren Wirtschafts- 



*) Hugenberg a. a. O. S. 86. 
•*) Hugenberg a. a. O. S. 94/95. 
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flächen), die nicht so ausschliesslich auf Brandfruchtbau an- 
gewiesen waren, haben sich leidlich entwickelt, manche von 
ihnen sogar befriedigend. Denn z. B. Pfalzdorf, Ludwigs- 
dorf und Dietrichsfeld besassen noch um 1860, also zu einer 
Zeit, wo die Buchweizenmissernten schon chronisch wurden, 
keine Armen. Mit Recht sagt daher Hilgenberg, dass die 
Moorkolonisation des achtzehnten Jahrhunderts 
nicht schlechthin aussichtslos war, sondern vorwiegend an 
den Fehlern der Ausführung gescheitert ist,*) ein 
Urteil, das sicherlich vollauf berechtigt ist. 

Auf die weitere Entwickelung der zahlreichen Kolonieen 
wollen wir, als für unsere Zwecke weniger von Belang, hier 
nicht näher eingehen.**) Insgesamt sind in Ostfriesland auf 
der „unheilvollen Grundlage" des Brandbuchweizenbaues, wie 
Prof. Fleischer***) sagt, in den rund 100 Jahren von 1744 — 1850 
(ganz überwiegend allerdings in der ersten Kolonisations- 
periode bis zu den napoleonischen Kriegen) 82 Moorkolonieen 
mit rund 22000 Einwohnern und einer Fläche von 67295 
Morgen, wovon zur Zeit der Erhebung etwa zwei Drittel 
kultiviert und ein Drittel unkultiviert waren ,f) entstanden. 

*) Hilgenberg a. a. O. S. 205. 
•*) Sie findet sich eingehend behandelt bei Hugenberg a. a. O. 
S. 191 ff. ; in dem mit seinen Schilderungen der Zustände der Moor- 
kolonieen von vielen Seiten zitierten „Bericht der von der Kgl. Staats- 
regierung berufenen Kommission zur Beratung der zur Hebung der 
Zustände in den Moorkolonien Ostfrieslands u. s. w. zu treffenden Ein- 
richtungen. Aurich 1871", sowie bei Roloff, Die ostfriesischen Moor- 
kolonieen, ihr gegenwärtiger Zustand und Vorschläge zu dessen Auf- 
besserung. Hannover 1870. 

***) Die Besiedelung der nordwestdeutschen Hochmoore; Festrede 
u. s. w. von Dr. M. Fleischer, Prof. d. Chemie, Kurator d. Moor- Versuchs- 
station; Berlin b. Parey 1894; S. II. 

f) Diese Angaben beziehen sich auf das Jahr 1869 und sind in 
dem eben erwähnten Kommissionsberichte enthalten. Sie finden sich 
auch bei Hugenberg a. a. O. S. 217 sowie S. 289 ff., wo die Tabellen 
sämtlich abgedruckt sind. 
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c) Die Besiedelung der Moore in den Herzog- 
tümern Bremen und Verden unter der 
hannoverschen Regierung. 

Das zwischen Weser und Elbe liegende Gebiet der ehe- 
maligen Herzogtümer Bremen und Verden, der jetzige Re- 
gierungsbezirk Stade, ist der moorreichste Bezirk Hannovers. 
Er enthält nach der Grundsteuerveranlagung 183576 ha 
Moorboden, das sind 28,2 °/ 0 der Gesamtfläche. Doch ist 
diese Zahl, wie schon bei den früheren Angaben vermerkt, 
mit grosser Vorsicht aufzunehmen und stellt nur einen An- 
näherungswert dar. Von der gesamten Moorfläche dürften 
noch gegen 60—70000 ha unkultiviert sein, zu einem nicht 
unerheblichen Teile sich aber im Besitz der alten Moor- 
kolonieen befinden. 

In diesen Gebieten finden wir auch die erste grössere 
planmässige Hochmoorkolonisation Nordwestdeutschlands. Die 
zum ehemaligen Erzbistum Bremen gehörigen Herzogtümer 
waren im westfälischen Frieden an Schweden gefallen und 
von diesem im Jahre 17 18 an Hannover abgetreten worden. 
In den ersten 30 Jahren der hannoverschen Regierung fand 
zwar auch schon eine umfangreiche Ansiedelungstätigkeit 
statt, wurden doch in dieser Zeit nicht weniger als 2000 Stellen 
neu gegründet, doch war sie noch ungeregelt und ging von 
der bäuerlichen Bevölkerung selbst aus. Sie ist zugleich ein 
Beweis dafür, dass damals ein dringendes Ansiedelungs- 
bedürmis bestand. Bei ihr wirkten die Ämter auch mit, da 
ihnen die Aufsicht und Leitung des Anbauerwesens oblag. Sie 
befolgten indessen zunächst noch keinen einheitlichen Plan bei 
ihrem Vorgehen. Dazu gelangte man erst um die Mitte des 
achtzehnten Jahrhunderts, begann dann aber, wie wir bald 
sehen werden, eine äusserst planvolle und zweckentsprechende 
Kolonisation, die als eine fast in jeder Hinsicht gesunde be- 
zeichnet werden muss. 

Die Gesamtfläche der in Rede stehenden annähernd 
100 Moorkolonieen umfasste 1875 rund 25000 ha mit 

6» 
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18000 Bewohnern in etwa 3000 Stellen, von denen jedoch 
fast die Hälfte erst im vorigen Jahrhundert durch Teilung der 
Kolonate entstanden ist Die überwiegende Mehrzahl der 
Kolonieen stammt aus den Jahren 1750— 1800. Nach 1836 
sind von der Regierung Moorkolonieen nicht mehr angelegt 
worden. 

Was zunächst ihre Grundlagen anlangt, so beruhte sie in 
der Hauptsache auf der landwirtschaftlichen Kultur des Hoch- 
und Niederungsmoores. Der TorfVerkauf spielte nur eine, 
wenn auch vielfach nicht unwichtige Nebenrolle und die Fehn- 
kultur trat dementsprechend ganz in den Hintergrund, zumal 
die Wasserverhältnisse sehr häufig ein Abtorfen bis auf den 
Untergrund nicht gestatteten, weil ein grosser Teil der 
dortigen Moore im ersten Wachstumsstadium Unterwasser- 
moore waren. Vor allen Dingen gründete man aber im 
bremisch-verdischen bewussterweise keine reinen Brand- 
fruchtbaukolonieen, sondern wollte den Brandfruchtbau nur als 
Vorbereitungsmethode für die dauernde Ackerkultur an- 
gesehen wissen. Das ist ein grundlegender Unterschied 
gegenüber den ostfriesischen und grösstenteils auch gegen- 
über den münsterschen Emsmoorkolonien, von denen viele 
durch Jahrzehnte fast ausschÜesslich auf Brandfruchtba« 
beruhten. 

Die damalige Hochmoorkultur schüdert Hilgenberg*) auf 
Grund der Akten der Stader Regierung aus dem Jahre 1752. 
Wenn sie auch längst verlassen und durch bessere Methoden 
ersetzt ist, so bietet sie doch genügend historisches Interesse, 
um die nachfolgende Wiedergabe der betreffenden Dar- 
stellung zu rechtfertigen. 

„Dabei ward so verfahren, dass man ein viereckiges Stück 
Moor — am liebsten kultivierte man weisses oder braunes 
,müllrichtes' Moor — ein 4 Fuss tiefer, 6 Fuss breiter 
Abzugsgraben gezogen wurde. Das Moorstück ward dann in 
Streifen geteüt, zwischen denen man je 4 Fuss als Gruppe 
liegen Hess, die Streifen nebst Heide und Moor umgegrabe» 



) Hilgenberg a. a. O. S. 227/228. 
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und dann mit */ 2 Fuss möglichst kurzem Mist bedeckt 
Darauf wurden, indem man der Festigkeit wegen auf beiden 
Seiten i Fuss Moor stehen liess, die Grüppen i l [ 2 Fuss 
breit und tief ausgeworfen. Mit dem vermittelst einer Mist- 
gabel klein geschlagenen Auswurfe bedeckte man den un- 
mittelbar in den Mist gesäten Roggen. Ebenso in den 
folgenden Jahren bei Reinigung der Grüppen. Jährlich wurde, 
wenn auch nicht so stark wie in den ersten Jahren, gedüngt. 
Die HauptfrUchte waren Roggen sowie auch Sommergerste, 
Hafer, Buchweizen, endlich Hanf und Rüben. Die Bestellung 
geschah mittelst leichter Pflüge, die mit Hilfe von Hürden aus 
Birkenholz (Flacken) über die Grüppen hinweggebracht 
wurden." 

Man trieb also regelrechte Hochmoorkultur trotz der 
hohen Anforderungen, die sie an den Düngervorrat stellte. 
Allerdings lagen und liegen in den Mooren zwischen Elbe 
und Weser die Vorbedingungen hierfür auch wesentlich 
günstiger als. z. B. in den ostfriesischen Mooren, da dort 
die Hochmoore in viel grösserem Umfange von Niederungs- 
mooren (Wiesenmooren) umsäumt bezw. als Einsäumungen 
der Flüsse und Gräben durchzogen sind, als hier. Man war 
also dadurch in der Lage, eine verhältnismässig ausgedehnte 
Viehhaltung zu haben und dementsprechend reichlicher Dünger 
zu gewinnen. Das war ein Moment, welches die Kolonisation 
in zahlreichen Fällen unbedingt stark begünstigte. 

Dazu kam, dass es in den meisten Kolonieen auch 
möglich war, durch Torfverkauf, insbesondere nach Bremen, 
Bareinnahmen zu erzielen und so das zur Ausgabendeckung 
erforderliche Bargeld in die Hand zu bekommen. Freilich 
hat die letzte Möglichkeit zeitweilig und für manche Kolonieen 
wenig günstig gewirkt, indem sie die Kolonisten von der 
Urbarmachung und intensiven Kultivierung ihrer Äcker abhielt 
und dazu verführte, sich zu sehr auf den Torfverkauf zu legen. 

Was zunächst das Eigentum an den Mooren anbelangt, 
so lagen die Verhältnisse hier ähnlich unklar wie in den 
anderen Moorgebieten. Die angrenzenden Gemeinden und 
Gutsherrschaften nahmen weitgehende Rechte an den Mooren 
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für sich in Anspruch, während die Landesherrschaft sich auf 
das dominium principis an herrenlosem Grund und Boden 
stützte. Sie befand sich dabei in viel günstigerer Lage als 
z. B. die preussische Regierung in Ostfriesland, da sie einmal 
weitgehende Zehntrechte besass und zudem der grösste Teil 
der am Moore interessierten Bauern ihre eigenen Meyer 
waren. Ausserdem war, was gleichfalls sehr wichtig, im 
dortigen Bezirk vor der Regelung der Besitzverhältnisse und 
vor dem Beginne der Kolonisation der Brandfruchtbau, dessen 
langjähriger Betrieb anderwärts die Ansprüche der Interessenten 
an das Moor ausserordentlich gesteigert hatte, noch nicht weit 
vorgedrungen. 

Andrerseits erhob die hannoversche Kammer auch nicht 
so weitgehende Ansprüche an das Moor als es die preussische 
in Ostfriesland durch das Urbarraachungsedikt tat. Vor 
allem stellte sie sich nicht so ausschliesslich auf den Rechts- 
standpunkt, sondern war jederzeit zu Vergleichen und Ent- 
gegenkommen bereit, auch wenn sie dabei ein kleines Opfer 
an Flächen bringen musste. Sie legte sehr mit Recht grossen 
Wert auf ein gutes Einvernehmen mit den alten Gemeinden, 
die sie ihren Bestrebungen günstig gesinnt zu erhalten suchte. 
Deshalb griff sie nur im äussersten Notfalle zum letzten Rechts- 
mittel, zum Frozess, und Hess sich sogar nach siegreichem 
Ausgange des Prozesses auf gütliche Vergleichsverhandlungen 
ein. Dies tat sie z. B. gegenüber den Gemeinden Wallhöfen 
und Vollersohde, womit sie den erfreulichen Erfolg erzielte, 
dass die Vollersohder baten, man möge bei der Annahme 
der Kolonisten in erster Linie auf ihre Kinder Rücksicht 
nehmen. Damit hatte sie denn erreicht, dass die alten Ge- 
meinden der Besiedelung der benachbarten Moore günstig 
gesinnt waren, was für die gedeihliche Entwickelung der 
Kolonieen höchst wichtig. 

Auf Grund solcher Erkenntnis war die Kammer bemüht, 
die Interessen der alten Gemeinden in keiner Weise zu ver- 
letzen und handelte dabei nach dem folgenden von ihr aus- 
gesprochenen Grundsatze: „Man ist darauf bedacht, neue 
Unterthanen zu etabliren, die erste Sorge muss also, wohl dahin 
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gehen, die alten beyzubehalten." Die gleiche Anschauung 
wurde auch an höchster Stelle im Jahre 1773 folgendermassen 
zum Ausdruck gebracht: „So sehr uns auch an der Landes - 
Cultur und Vermehrung der Höfe gelegen ist, muss dennoch 
auch allemahl dahin sorgfältig mit gesehen werden, dass denen 
alten Einwohnern durch die denen neuen Anbauern zuzu- 
teilenden Ländereyen auf keine Weise einige begründete Be- 
einträchtigung zugefüget werde, gestalt denn vielmehr auch 
darauf zugleich jederzeit ein Augenmerk mit zu richten ist, 
dass jene soviel möglich besser gesetzet werden mögen und 
letztere ihr Auskommen finden können, um nicht Bettler in 
das Land zu ziehen."*) Man ging also in Hannover bei der 
Besiedelung in so mancher Hinsicht von ganz anderen An- 
schauungen aus als in Ostfriestand, ein Unterschied, der sich 
noch öfters bei der Ausfuhrung der Kolonisation in vorteil- 
hafter Weise bemerkbar machen wird. 

Da man bei der Auseinandersetzung mit den Interessenten 
den Nachbargemeinden nicht unbedeutende Flächen Moores 
und zwar hauptsächlich an den Rändern überliess, kam die 
Regierung in den Besitz der mehr zentral gelegenen Flächen. 
Das hatte zur Folge, dass ihre Kolonisation sich mehr auf die 
Binnenmoore erstreckte, ähnlich wie in den Emsmooren und 
im Gegensatz zu Ostfriesland, wo die Besiedelung von den 
Rändern aus erfolgte. 

Was nun die Besiedelungsgeschichte der dortigen Moore 
so besonders interessant macht, das ist die vorzügliche 
Kolonisationstechnik und -methode, die dabei zur Anwendung 
gelangt ist. Sie soll im nachstehenden etwas genauer ge- 
schildert werden, da sie sich in vielen Punkten von den 
anderen, schon behandelten Kolonisationen vorteühaft abhebt 
und in mancher Hinsicht auch jetzt noch als Muster gelten 
kann. Wir wollen dabei von den ersten Kolonisationsjahren 
absehen, in denen die Technik naturgemäss erst in der Ent- 
wickelung begriffen war. 

Die hannoversche Kolonisation war gut vorbereitet worden. 

*) Hilgenberg a.a.O. S. 242. 
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Schon in den 30 er Jahren des 18. Jahrhunderts war der Re- 
gierung ein eingehender Bericht*) über die in den Ämtern 
Ottersberg, Lilienthal, Bremervörde und Osterholz befindlichen 
Moore und deren Nutz- und Artbarmachung erstattet worden. 
Er zeugt von einer ausserordentlichen Sachkenntnis und von 
einem vortrefflichen Blick für die Grundbedingungen einer 
gesunden Kolonisation und ist für die spätere Ausführung der 
Besiedelung zweifellos in der Hauptsache massgebend ge- 
wesen. U. a. wurde darin ausgeführt, dass man grössere 
herrschaftliche Vorwerke auf dem Moore nicht anlegen könne, 
da das zu teuer sein und sich zudem kein Pächter dafür finden 
würde. Man müsse also bäuerliche Ansiedelungen schaffen, 
aber es dürfe nicht jedweder mittellose Bewerber genommen 
werden, sondern nur solche, die etwas Vermögen ent- 
weder selbst besässen oder doch geliehen bekämen. Auch 
müssten sie ein Zeugnis guten Wandels und guter 
Wirtschaft haben. In erster Linie seien die Häusler der 
Nachbardörfer ins Auge zu fassen. Man solle aber nicht kleine 
Anbauer ansetzen, da diese doch immer nur armselige Häusler 
blieben, sondern volle Baumannsstellen mit 80 — 100 bremischen 
Morgen. Man müsse ihnen die Beschaffung der Baumaterialien 
von Amtswegen erleichtern, 8—10 Freijahre geben und ihre 
späteren Leistungen niedrig bemessen. Während der Freijahre 
seien sie von den Beamten zu beaufsichtigen. Man müsse 
immer eine Anzahl von Anbauern in einer Gegend zusammen- 
ziehen, ihnen eine gemeinsame Weide und möglichst auch 
einen gemeinsamen Holzdistrikt zuteilen. Der Weideordnung 
wegen müsse man den Ansiedlern die Verpflichtung auferlegen, 
eine gewisse Stückzahl Vieh zu halten. Mit der Kultur könne 
man nur langsam vorrücken. Das Land sei zunächst zu 
Ackerbau zu benutzen, späterhin, wenn es nach 60—80 Jahren 
„versunken Land"**) geworden und eine Erhöhung durch Sand- 

*) Sein Verfasser ist nicht angegeben ; Hugenberg (a.a.O. S. 231) 
nimmt an, dass er von dem um eine planvolle Moorbesiedelung hoch* 
verdienten Oberamtmann Meiners stamme. 

**) Da die Entwässerung in den dortigen Mooren teils wegen der 
natürlichen Lage und Gefidlverhältniss«, teils wegen ungenügenden Aus- 
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bedeckung oder -Vermischung nicht möglich sei, als Wiese oder 
Weide. Es empfehle sich auch wohl das Moorbrennen, doch 
sei Brandland weder von der Güte noch von der Dauer des 
Ertrags wie Kulturland. Des weiteren handelt der Bericht 
noch eingehend über den Torfstich und Torfabsatz, dem der 
Verfasser grosse Wichtigkeit für die Ansiedler beimisst. 

Wie die obigen kurzen Auszüge schon zur Genüge 
erkennen lassen, sind die Vorschläge, die der Verfasser jenes 
Berichtes der hannoverschen Regierung flir die Besied elung 
der Moore machte, als unbedingt zweckgemäss und gut durch- 
dacht zu bezeichnen. Sie lassen erkennen, dass die Regierung 
bei ihrem Vorgehen gut beraten war. 

Im übrigen bereitete sie die Kolonisation grösseren 
Stiles auch weiterhin planmässig und von langer Hand vor. 
Sie holte vorweg noch verschiedene Gutachten einzelner Be- 
amten wie besonderer, hierfür eingesetzter Kommissionen ein. 
Auch entsandte sie eine Kommission, bestehend aus zwei 
Amtmännern, mehreren Amtsauditoren, welche von vornherein 
flir die Zwecke der Moorbesiedelung und -kultivierung angelernt 
werden sollten, sowie einem Moorvogte nach Oldenburg, 
Ostfriesland und Holland zum Studium der dortigen Moor- 
kolonisation. Überdies setzten sich die einzelnen in Betracht 
kommenden Behörden, die herrschaftliche Rentkammer zu 
Hannover und die Regierung zu Stade, zum Teil unter Zu- 
ziehung der Stände, mit einander in Verbindung, um sich über 
die Hauptfragen zu einigen und ein harmonisches Zusammen- 
arbeiten zu erzielen, ein Ziel, das auch den einzelnen Ämtern 
gestellt war. 

Man betrachtete eben, wie Hugenberg*) sagt, die ganze 
Kolonisation als ein einheitliches Kulturwerk und schnitt 

baues der Entwässerungsziige vielfach eine ganz unvollkommene war 
und ist, kommen grosse Teile des vielfach 7 — 8 m mächtigen Moores 
nachdem sie sich während 60 — 80 jähriger Kultivierung stark gesenkt 
haben, im Winter und bei Hochwasser unter Wasser und sind dann nur 
noch als Wiesen oder Weiden benutzbar. Sie werden dann „versunken 
Land 4 * genannt 

*) Hugenberg a. «. O. S. 335. 
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alle Massnahmen daraufhin zu. Um dieses Ziel zu erreichen, 
richtete man, nachdem schon seit 1748 meist alljährliche 
sogenannte Moor-Kommissionen unter Leitung eines Mitgliedes 
der Kammer mit den Beamten und Moorbedienten an Ort 
und Stelle Beratungen über die zu ergreifenden Massnahmen 
gepflogen hatten, im Jahre 1764 jährliche regelmässige Moor- 
konferenzen ein. „Sie wurden in der Regel mit den Land- 
gerichten abgehalten und hatten den wichtigen Zweck mit 
den dazu von allen betreffenden Amtern an einem Orte ver- 
sammelten Beamten und Moorbetriebs -Ofiizianten zu unter- 
suchen, wie die wegen des Moor -Anbauungs- Geschäfts ange- 
ordneten Vorrichtungen ins Werk gesetzt worden, und zu 
prüfen, welche Vorschläge der Beamten oder sonstigen Herr- 
schaftsbedienten zur Beförderung der Kulturen zur Verbesserung 
jeder Kolonie für sich und aller Kultur -Anlagen in ihrem 
Zusammenhange zu machen und auszuführen sein möchten. 
Die wohltätigen grossen Folgen dieser mit Lokal-Besichtigungen 
und Untersuchungen meistens verbundenen, gemeinsamen 
Beratung, dieses Zusammenwirkens haben sich von jeher 
bewährt."*) 

Den Vorsitz führte ein Vertreter der Kammer zu Han- 
nover, wohl der zuständige „Departementsrat". Ferner 
nahmen teil die Beamten der beteiligten Ämter Osterholz, 
Lilienthal, Ottersberg und Bremervörde — wohl als „Dezer- 
nenten", ein Kammersekretär und die ausführenden technischen 
Forst- und Moorbeamten. 

Es erscheint ohne weiteres klar, dass solche alljährlichen 
Besprechungen der leitenden Oberbeamten wie der aus- 
führenden technischen Unterbeamten auf den Fortgang des 
Besiedelungswerkes höchst klärend und fördernd einwirken 
mussten. 

Denn auf diese Weise Hess sich ein harmonisches Zu- 
sammenwirken der anordnenden und ausführenden Instanzen 

*) Aus einem Bericht über Moorsachen, erstattet am 7. April 1824 
dem Kgl. Kabinetts-Ministerium ru Hannover von der Landdrostei Stade. 
Abgedruckt im Prot. d. 18. Sitzg. d. Zentr.- Moor -Kommission S. 46. 
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sowie die Vermeidung unzweckmässiger Anordnungen vom 
grünen Tisch am besten erreichen. Auf jeder Konferenz 
hatten die Dezernenten der einzelnen Ämter zunächst zu 
berichten über den Fortgang der Moorkultur in ihrem Bezirke. 
Dann war der Haushaltsplan für die in Vorschlag zu bringenden 
Moorkultur- und Betriebsanlagen „zeitig zuvor von den Beamten 
und Moor-Offizianten zu überlegen und zur gemeinschaftlichen 
Beratung bei der Moor-Konferenz vorzubereiten" und ihr vor- 
zutragen. Das Vorgehen im nächsten Jahre wurde nun von 
der S ach verstand igen- Versammlung eingehend erwogen 
und dadurch jeder Missgriff möglichst vermieden. Zudem war 
am Schluss der Konferenz jedem Interessenten, auch den 
Anbauern selbst, die Gelegenheit und Befugnis gegeben, 
Wünsche und Beschwerden vorzubringen sowie seine An- 
schauungen zur Geltung zu bringen. Den Konferenzen folgten 
gemeinsame Moorbesichtigungen. 

War einerseits, wie wir sahen, die Vorbereitung und 
Beratung der Kolonisation eine gut durchdachte und zweck- 
mässige, so gilt das in gleich hohem Masse auch von der 
Ausführung durch die technischen Beamten. Den letzteren, 
den Lokalbeamten, liess man möglichst freie Hand, da es 
„so viel darauf ankomme, ob die Beamten sich das erste 
Vertrauen des Anbauers erwerben". Prof. Fleischer*) sagt 
diesbezüglich : 

„Ein glücklicher Stern hat über der Anlage und Ent- 
wicklung dieser Ansiedelungen insofern geschwebt, als sie 
sich der Mitwirkung einer grossen Anzahl höchst tüchtiger, 
mit den Bedürfhissen der Ansiedler vertrauter und wohl- 
wollender Lokalbeamten erfreuten, denen die leitenden Be- 
hörden mit vollem Vertrauen möglichst freie Hand lassen 
durften und zum höchsten Nutzen der Unternehmungen auch 
gelassen haben." 

Es ist in der Tat eine grosse Anzahl augenscheinlich 
höchst tüchtiger Lokalbeamten bei der hannoverschen Koloni- 
sation mit bestem Erfolge tätig gewesen. Hugenberg (S. 237) 

*) Prof. Dr. Fleischer a. a. O. S. 9. 
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nennt in erster Linie den langjährigen Moorkommissar Findorf r 
den „Vater aller Mooranbauer", den Landesökonoraierat 
Witte, einen späteren Nachfolger Findorfe, den Oberamtmann 
Hintze, die Amtleute bezw. Oberamtmänner Heise, Meiners, 
Meyer, Ruperti, Schröter, die Amtsschreiber Bacmeister, Meier 
und Nanne. 

Ich bin aber der Ansicht, dass das Vorhandensein und 
Mitwirken einer so grossen Zahl tüchtiger Lokalbeamter weniger 
einem „glücklichen Stern", der über der Anlage der Ansiede* 
rangen geschwebt habe, das heisst dem Zufall zuzuschreiben 
ist, sondern der wichtigen Tatsache, dass die Oberbearaten 
der hannoverschen Regierung es verstanden haben, die richtigen 
Leute an den richtigen Platz zu stellen, und dass sie ihnen 
vor allen Dingen die zu einem befriedigenden, gedeihlichen 
und anspornenden Wirken unbedingt erforderliche Freiheit und 
Mitbestimmung belassen haben. Das letztere ist sehr wichtig 
und hat bewirkt, dass die betreffenden Beamten ihre Auf- 
gaben mit Lust und Liebe erledigten, mit ihnen in jahrelanger 
Arbeit gewissermassen völlig verwuchsen und in der Moor- 
besiedelung ihre ihnen liebgewordene Lebensaufgabe sahen. 
Aber auch die Oberbeamten haben augenscheinlich nicht 
so oft gewechselt, als es teüweise bei der gegenwärtigen 
Kolonisation der Fall ist. So ist der Kammerrat von 
Bremer viele Jahre hindurch Vorsitzender der Moorkonferenzen 
gewesen. 

Die technische Oberaufsicht über die Moorbesiedelung 
hatte man einem sog. Moorkommissar, einem technischen 
Lokalbeamten übertragen, der unter der Moorkommission stand 
und für alle vier Ämter wirkte. Er gab nach einem einheit- 
lichen Plane allen Kolonieen ihre erste Einrichtung und führte 
die ständige Aufeicht über sie. „Hierdurch wurde einerseits 
die Gefahr der Missgriffe unkundiger juristischer Beamten, 
andererseits diejenige der Unfähigkeit und Bestechlichkeit 
der niederen Ausführungsorgane vermieden."*) Beides sind 
Momente, deren Nichtbeachtung die ostfriesische Kolonisation 



*) Hilgenberg a. a. O. S. 216/217. 
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sehr schwer geschädigt hat und die auch jetzt noch die 
vollste Beachtung verdienen. 

Was nun die Einrichtung und Ausstattung der ganzen 
Kolonieen wie die Ansiedelungsbedingungen für die einzelnen 
Kolonisten anlangt, so ging man auch hierin sehr zeitgemäss 
und durchaus nicht fiskalisch-engherzig vor. 

Es war ein feststehender Grundsatz, dass alle Vorarbeiten, 
oder, wie es jetzt heisst, alle Folgeeinrichtungen von der 
Regierung ausgeführt wurden und dass man dem Kolonisten 
nur die Kultivierung seines Kolonates überliess. Man stellte 
also die Hauptabzugsgräben, die Schiffsgräben, die darin er- 
forderlichen Siele und Schütten, die Hauptbrücken und die 
wichtigsten Wege im Moore auf Kosten der Regierung 
ordnungsgemäss her. Die hierzu erforderlichen Arbeiten Hess 
der Fiskus von den Kolonisten im Tagelohn auf seine Kosten 
ausführen. Dies bedeutete für die Ansiedler eine ausser- 
ordentlich wichtige Hilfe in den ersten schweren Jahren. In 
den späteren Jahren, wohl gegen Ende des 18. Jahrhunderts, 
hat man jedoch wegen der bedeutenden Nachbewilligungen, 
die über den veranschlagten Kostenbetrag bei Ausführung 
der Arbeiten im Tagelohn erforderlich wurden, den An- 
siedlern die Ausführung des Bauplanes gegen Vergütung der 
veranschlagten Kosten überlassen, also gewissermassen in 
Bausch und Bogen im Akkord vergeben. Die Ausführung 
des Bauplanes wurde bei Mitwirkung und Oberleitung des 
Amtes durch den Distrikts-Moorbedienten unter spezieller 
Aufsicht sachkundiger sog. Grabenraeister geleitet 

Die Unterhaltung der baulichen Anlagen sollten die Ge- 
meinden bezw. die einzelnen Ansiedler übernehmen nach 
genauer bestimmten Anteilen. Doch kam man ihnen auch 
hierin verschiedentlich entgegen und übernahm manche 
grösseren Arbeiten auf Staatskosten, so die neuen Über- 
sandungen aller Hauptverkehrsdämme, die Erhaltung der 
darin befindlichen Brücken und Siele. Auch sind nachträg- 
lich noch verschiedentlich grössere Summen verwendet worden, 
um die Schiffsgraben weiter auszubauen und zu verbessern. 
Jede Kolonie wurde zugänglich gemacht, die meisten durch 
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SchiffsgTäben, wobei dann allerdings vielfach die Anlage 
von Landwegen der Kostenersparnis wegen vernachlässigt 
wurde. 

Zur Regelung der Schulverhältnisse überwies man den 
meisten Kolonieen in ihrer Mitte einen Schulplatz mit 10 
bis 30 Morgen. Ferner machte man jedem Moordorfe ein 
Geschenk von je 100 Talern zur Errichtung eines Schul- 
hauses und zur Einrichtung einer Schulstube sowie zur Be- 
zahlung des Lehrers den erforderlichen Zuschuss, um ihm ein 
Mindesteinkommen von 100 Talern zu verschaffen. 

Die erstmalige Regelung der kirchlichen Verhältnisse er- 
folgte meist gänzlich auf Kosten des Fiskus. So wurden im 
Teufelsmoore fast ganz auf Staatskosten drei Kirchen (Worps- 
wede, Grasberg und Gnarrenburg) errichtet und dem- 
entsprechend drei Moorsprengel eingerichtet Auch bei der 
Regelung der Pfarreiverhältnisse trat der Fiskus in freigebiger 
Weise ein. Wo selbständige Kirchengemeinden nicht ge- 
gründet werden konnten, mussten die Kolonisten zu den 
Kirchenlasten anteüig beitragen. 

Ferner überwies man den Gemeinden nach Möglichkeit 
gemeinschaftliche Viehweiden. 

All dies zeigt, dass die hannoversche Regierung ihren 
Grundsatz, die Moorgemeinden in öffentlich-rechtlicher Be- 
ziehung von den Geestgemeinden völlig zu trennen, getreulich 
befolgt und die unglückselige Verkettung vermieden hat, die 
in Ostfriesland die Ansiedlungen mit den Muttergemeinden 
infolge der Bestimmungen des Urbarmachungsedikts ver- 
band. Insbesondere wälzte man den Nachbargemeinden auch 
nicht die Armenlasten auf, wie in Ostfriesland, wo manche 
Geestgemeinde schwer daran zu tragen hatte. In schlimmen 
Fällen von Armenlasten sprang hier der Fiskus ein. Das 
hatte zur Folge, dass die Geestbauern, nachdem die ersten 
Streitigkeiten geschlichtet waren, späterhin der Kolonisation 
durchaus nicht feindlich gegenüber standen, sondern den An- 
siedlern in vieler Hinsicht (durch Überlassung des Grüppen- 
grases, von Heu, Wiesen, Dünger u. s. w.) entgegenkamen. 
Die Kolonieen wurden nach jeder Richtung selbständige 
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Gemeinden, allerdings meist kleineren Umfanges, da sie meist 
nur 25 — 30 Plätze enthielten. 

Für jede Kolonie wurde ein vollständiger Plan aus- 
gearbeitet, der auf der Moorkonferenz eingehend besprochen 
und abgeändert bezw. genehmigt wurde. Einzelne Kolonate 
im Moor verstreut gelangten nicht zur Ausweisung, vielmehr 
fasste man alle Kolonate zu Dorfschaften zusammen. Für 
eine ordentliche Regelung der Gemeindeverwaltung trug man 
von vornherein Sorge durch die Bestimmung, dass überall 
Bauermeister gewählt werden mussten, denen die Aufsicht 
und die niedere Polizei oblag. Ausserdem mussten von jeder 
Gemeinde Kanal- und Dammgeschworene ernannt werden, 
die durch besondere Verfügungen ihre Dienstanweisungen 
erhielten. 

So war also für ein gedeihliches, ordnungsmässiges Ge- 
meindeleben nach Kräften Fürsorge getroffen in einer Weise, 
die auch jetzt noch unsere volle Anerkennung verdient. 

Wie die Regelung der Gemeindeverhältnisse für damalige 
Verhältnisse vorzüglich durchdacht war, so hatte man auch 
die Ansiedelungsbedingungen für die einzelnen 
Kolonisten zweckmässig gestaltet. 

Die Grösse der Kolonate schwankte in den einzelnen 
Ämtern zwischen 20—60 Calenberger Morgen. In den Ämtern 
Osterholz und Lilienthal betrug sie meist 32 Morgen ein- 
schliesslich 8 Morgen Weide, in den Ämtern Ottersberg und 
Bremervörde dagegen meist 40 — 60 und häufig auch über 
60 Morgen. Die Verschiedenheit der Kolonatsgrösse be- 
ruhte hauptsächlich auf dem Unterschiede in der Bodengüte, 
insbesondere in dem Umfange des zuteilbaren Grünlandes. 
War solches in guter Beschaffenheit und genügend vorhanden, 
so konnte die Hochmoorzuweisung viel knapper ausfallen. 
Man berechnete 1751, dass Futter da sein müsse für 2 Pferde, 
7 Stück Rindvieh und 30 Schafe, deren auf 126 Fuder be- 
rechneter Dünger für das Saatland erforderlich sei. Freilich 
scheint diese Forderung doch mehr Theorie geblieben und in 
der Wirklichkeit nur zum Teil erfüllt worden zu sein. Sie 
hätte einen Besitz von 50 Morgen neben der Weide und 
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etwas Holzland erfordert. Im Jahre 1829 berechnete der 
Moorkommissar, Landesökonomierat Witte, den erforderlichen 
Viehbestand eines Hofes auf 3 Kühe, 1 Stück Jungvieh, 
1 Schwein und 6 Schafe, sowie als notwendiges Mass einer 
soliden Landwirtschaft eine Fläche von 40 — 50 Morgen. 

Übrigens entfielen noch 1875 im Durchschnitt auf die 
Kolonistenstelle an Ackerland im Durchschnitt nur 1,5 ha, 
an Grünland wohl rund 1 ha (0,3—1, 4 ha im Durchschnitt 
der einzelnen Ämter). An kultiviertem Land einschliesslich 
Garten und Hofraum besass damals die Kolonistenstelle m 
den besten Ämtern nur rund 13 Morgen, im Gesamtdurch- 
schnitt aller rund 3000 Steilen sogar nur 10 Morgen, wobei 
allerdings die in fremden Gemarkungen liegenden, bisweilen 
nicht ganz unbedeutenden, gepachteten oder gekauften Wiesen- 
oder Weideflächen nicht einbegriffen sind. Da 1870 die 
Stellen insgesamt noch über 30 Morgen gross waren, be- 
fanden sich also erst wenig mehr als 4o°/ 0 der Gesamtfläche 
jeder Stelle in Kultur, obwohl die Stellen zum Teü schon über 
100 Jahre bestanden. 

Von der ursprünglichen bezw. damaligen Gesamtgrösse 
der alten Stellen kann man demnach noch nicht ohne weiteres 
auf die erforderliche bezw. wünschenswerte Grösse der bei der 
neuzeitlichen Kolonisation auszulegenden Stellen schliessen. 
Höchstens könnte man bei entsprechenden Schlussfolgerungen 
und Vergleichen von der Fläche des Kulturlandes aus- 
gehen, doch werden wir diese Frage später noch eingehender 
zu behandeln haben. 

Es lag im Kolonisationsplane, nur Stellen auszulegen, die 
mit der Arbeitskraft der Besitzerfamüie bestellt werden konnten. 
Pas hatte zur Folge, dass man unselbständige Wirtschaften, 
Häuslerstellen, gar nicht auslegte, da für ihre Besitzer ja auf 
dem Moore keine Arbeit gewesen sein würde. Man überliess 
ihr Entstehen der Zukunft, die durch zahlreiche Kolonats- 
teüungen denn auch eine grosse Anzahl Kleinstellen, wenn 
auch weniger eigentliche Arbeiterstellen, gebracht hat. Um 
Streitigkeiten und Missgunst zu vermeiden, machte man die 
Wirtschaften in jeder Kolonie gleich gross und verteilte sie 
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unter die Bewerber möglichst durch das Los, was darauf 
schliessen lässt, dass man reichliche Nachfrage hatte. Im 
allgemeinen kam das Kolonistenmaterial aus den „kleinen 
Leuten", den Häuslern der Nachbardörfer, die sich durch 
Hollandgehen etwas Geld verdient hatten und die man auch 
für das geeignetste Material hielt, sowie aus den Kreisen der 
weichenden Erben von herrschaftlichen Meierstellen der be- 
nachbarten wohlhabenden Dörfer. Findorf erklärte, dass er 
für die mühsame Moorkultur lieber vermögenslose und 
fleissige, als „bloss bemittelte" Kolonisten annähme. Wirklich 
wohlhabende Kolonisten gehörten zu den Seltenheiten, nur in 
der Zeit des siebenjährigen Krieges gelang es, mehrere Dörfer 
fast nur mit verhältnismässig wohlhabenden Vollhöfenerssöhnen 
zu besetzen, da diese dadurch (bei der Werbefreiheit der 
Moorkolonisten) der Werbung entgingen. Andererseits hat man 
aber augenscheinlich darauf gesehen, doch möglichst nicht 
ganz mittellose Leute zu nehmen, was ja schon in dem früher 
erwähnten Gutachten und in einer entsprechenden Äusserung 
von höchster Stelle als unerwünscht bezeichnet worden ist 

Sehr günstig wirkte die Tatsache, dass die Kolonisten, 
im Gegensatze zu denen der Emsmoore und Ostfrieslands, 
Nutzungsrechte an fremden, insbesondere den herrschaftlich 
gebliebenen Mooren, nicht erhielten. Sie bekamen ihre 
Wirtschaftsfläche zu vollem privaten Meierrechte überwiesen 
und hatten nur einen entsprechenden Anteil an der Gemein- 
weide, die übrigens später auch noch unter den Interessenten 
geteilt wurde. Sie kamen also nicht so leicht in die Ver- 
suchung, sich über Gebühr auf Brandfruchtbau zu legen und 
die dauernde Kultivierung ihrer Flächen zu vernachlässigen. 

Die Ländereien selbst wurden dem Ansiedler nicht in 
Rechnung gestellt, sie wurden ihm gewissermassen geschenkt, 
gemäss dem von der Regierung von Anfang an aufgestellten 
Grundsatz, die ihr zufallenden Moorgebiete zum allgemeinen 
Landesbesten zu verwenden. Dagegen sollten die Ansiedler 
die Kosten verzinsen, die der Regierung für die Folge- 
einrichtungen u. s. w. unter Berücksichtigung der Freijahre 
erwachsen waren. 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. 7 
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Die Fr ei jähre waren ganz liberwiegend auf 30 festgesetzt 
und zwar derart, dass die Kolonisten in den ersten 9 — 12 Jahren 
gänzlich grundzinsfrei sassen, in den folgenden 18 — 20 Jahren 
dagegen nur den halben Zins zu zahlen hatten. An weiteren 
„Benefizien" erhielten sie das erforderliche Feuerbodenholz 
zum Hausbau fiskalisch erseits in natura geliefert, ausserdem 
wurde ihnen nach Dichtmachung des Hausdaches eine Prämie 
von 5 Tlr. gezahlt. Zur Herstellung einer Brücke von ihrem 
Gehöft über den Schiffsgraben zum Fahrdamm erhielten sie 
eine Beihilfe von 4 Tlr. Schliesslich wurde ihnen zum Anfange 
1 Malter Roggen sowie Futterkräutersamen und Tabakpflanzen 
geliefert, ausserdem etwas Föhren- und Birkensamen zu Schutz- 
pflanzungen um ihr Gehöft. Auch erhielten sie die Befreiung 
von Kontribution und Einquartierung gegen Zahlung des 
Kontributionsgeldes. 

Die Abgaben wurden unter den verschiedensten Namen 
auferlegt bezw. erhoben (Haus- und Gartenzins, Dienstgeld, 
Weidegeld, Osterzinsgeld, zwei Rauchhühner, der Wiesenzins, 
das Kontributionsgeld, der Korn- und Schmalzehnt und der 
Bienenzehnt). Als Normalabgabe war ursprünglich alles in 
allem (ohne den Bienenzehnt) ein Satz von 6 Talern für die 
Stelle vorgesehen. Dieser Satz, der übrigens je nach Lage 
und Güte des Bodens schwankte, ist jedoch vielfach bedeutend 
überschritten worden. Ausser diesen feststehenden Abgaben 
war ein Weinkauf zu zahlen, der bei der Ansetzung nach 
Billigkeitsgründen (meist auf 1 Tlr.) festgesetzt, in den folgenden 
Besitzwechselfällen aber nach den allgemeinen Grundsätzen 
bemessen wurde. 

Die Ansiedler mussten sich verpflichten, ihre Stellen 
sofort zu begrüppen und in einer bestimmten, meist nicht zu 
lang bemessenen Frist (in der Regel bis nächste Pfingsten) 
mit „guten Häusern" zu versehen, sowie die auf sie fallenden, 
von der Gemeinde vorgeschriebenen Lasten und Leistungen 
zu übernehmen bezw. auszuführen. 

Um sich bei der Ansetzung der Ansiedler vor Missgriffen 
zu schützen und wohl auch um die Ansiedler nicht gleich mit 
Bemeierungsgebühren zu belasten, wurden ihnen die Meier- 
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briefe erst nach mehreren Jahren ausgehändigt, wobei die 
Lokalbeamten den Zeitpunkt zu bestimmen hatten. In der 
Zwischenzeit hatte man die Ansiedler in der Hand und konnte 
unruhige und untüchtige Elemente zum Nutzen der Kolonie 
rechtzeitig entfernen. 

Übrigens beaufsichtigte man die Ansiedler in der ersten 
Zeit ziemlich weitgehend. Man schrieb ihnen z. B. genaue 
Baulinien vor und überzeugte sich davon, ob sie innegehalten 
und ob auch gute Häuser und nicht nur Hütten gebaut 
würden. Ebenso beaufeichtigte man ihren ganzen Wirtschafts- 
betrieb, die Ackerkultur, die Instandhaltung der Wege und 
Gräben, sowie die ordnungsmässige Ausführung des Torfstiches. 
So sehr man ihnen in unverschuldeten Notfällen durch 
Erlasse und Vorschüsse von Brot- und Saatkorn beisprang, 
so rücksichtslos meierte man sie andererseits ab, wenn sie 
sonst ihren Verpflichtungen nicht nachkamen. Auch hatte 
man in der Übergangszeit, in der die Haupteinnahme der 
Ansiedler überdies ihr bei den fiskalischen Folgeeinrichtungs- 
arbeiten verdienter Tagelohn war, ein gutes Mittel die Ansiedler 
zu ordnungsmässiger Wirtschaft anzuhalten: man verbot ihnen 
den Torfstich, auf den sie vor der endgültigen Bemeierung keinen 
Rechtsanspruch hatten, oder drohte ihnen mit solchem Verbote. 

Wie schon erwähnt, sollte der Hauptzweck jeder Wirtschaft 
der landwirtschaftliche Betrieb, die dauernde Kultivierung des 
Moores sein. Hierbei sollte das Moorbrennen nur als Mittel 
zum Zweck, als Vorbereitung dienen. Findorf äusserte sich 
darüber: „Für einen Anfänger im Moore kann keine glück- 
lichere Erfindung sein, als dass er sofort eine Strecke Moores 
ohne den gewöhnlichen Stalldünger bestellen und davon 
ernten kann." Doch müsse man das Moor kultivieren, ehe 
der Moostorf ganz verbrannt sei, da das schwarze Moor sich 
nicht kultivieren lasse. Diese Erkenntnis und vor allem die 
mangelnde Möglichkeit, auf benachbarten Mooren Brandfirucht- 
bau zu treiben, hat die Stadeschen Moorkolonieen vor dem 
Schicksale der ostfriesischen Brandfruchtbaukolonieen bewahrt. 

Übrigens nehmen sie in der Hinsicht eine günstige Sonder- 
stellung ein, dass sie grossenteils auch Torfverkauf treiben 

7* 
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konnten. Bei ihrem Torfhandel lagen eigenartige Verhältnisse 
vor. An sich hatten sie vorzügliche Absatzgebiete, haupt- 
sächlich Bremen und Hamburg, woselbst andere Konkurrene 
kaum beschwerlich fiel. Auch insofern war ihre Lage günstig, 
als die dortigen Hauptmoore von zahlreichen Gewässern 
durchschnitten waren, die ohne grosse Unkosten zu schiffbaren 
Wasserläufen auszubauen waren. Diese Verhältnisse führten 
dazu, den Kolonieen einen Doppelcharakter -zu geben derart, 
dass sie z. B. in der Nähe Bremens sich mehr auf die Torf- 
wirtschaft, in entlegeneren Gegenden dagegen bezw. bei Fehlen 
einer Wasserverbindung sich möglichst ausschliesslich auf den 
landwirtschaftlichen Betrieb legen sollten. 

Indessen war der Torfhandel oder richtiger der Torf- 
transport die schwache Seite der dortigen Kolonieen. So 
vorzüglich die hannoversche Regierung sonst für ihre Kolonieen 
gesorgt hatte, ein wirkliches Aufblühen, ähnlich dem der ost- 
friesischen und insbesondere der holländischen Fehnkolonieen 
hat sie ihnen nicht ermöglicht, obwohl die Vorbedingungen 
dafür in jeder Hinsicht sehr günstige waren und der Ausbau 
des Kanalsystems verhältnismässig leicht und wenig kostspielig 
gewesen sein würde. So vorzügliche Kleinarbeit die hannover- 
sche Regierung bei der vorgeschilderten Kolonisation geleistet 
hat, so wenig Unternehmungslust grösseren Stiles hat sie 
bewiesen im Vergleich mit den Privatkapitalisten Ostfrieslands 
und den städtischen Kolonisatoren Nordhollands. Selbst 
wenn man die Tatsache berücksichtigt, dass damals wenig 
Kapital im Lande war, dass Hannover kein grosses und 
besonders wohlhabendes Land war, so hätte die Regierung 
die verhältnismässig geringen Kapitalien zum Ausbau eines 
ordentlichen Schiffahrtsweges vom Teufelsmoore bis Bremen, 
zumal an ihrer unbedingt nutzbringenden Verwendung nicht 
gezweifelt werden konnte, doch zusammenbringen müssen. 
Ein derartiges Vorgehen würde ihren Kolonieen eine glänzende 
Entwickelung und ihr selbst blühende, dichtbevölkerte Land- 
schaften gebracht haben. Leider hat man sich statt dessen 
mit halben Massnahmen und weniger begnügt und statt 
ordnungsmässiger Kanäle groningischer oder wenigstens ost- 
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friesischer Abmessung nur dürftige Schiffsgräben hergestellt. 
Im Kanalbau scheint die hannoversche Regierung Uberhaupt 
eine weniger glückliche Hand gehabt zu haben. So baute 
sie mit den verhältnismässig grossen Kosten von 70000 Hr. 
den Oste- Schwingekanal , als Verbindungsstück des sog. 
Weser -Elbekanals, der sowohl für den Durchgangsverkehr 
wie für den Torfabsatz ohne Bedeutung war und später 
wegen Nichtgebrauchs wieder verfiel, während sie mit nicht 
viel grösserem Kapital eine genügend tiefe Wasserverbindung 
des Teufelsmoores mit Bremen hätte herstellen können, wozu 
Bremen auf seinem Gebiete sicher mitgewirkt hätte. 

Während man an die ostfriesischen Fehnkanäle schon 
am Ende des achtzehnten Jahrhunderts die Anforderung stellte, 
dass sie jederzeit für Schiffe von 4—6 Hunt (ahrbar sein 
sollten, waren die Schiffsgräben im bremischen nur für Kähne 
von Vi - Vi Hunt un< * bisweilen auch nicht immer fahrbar. 
Dieser unzulängliche Schiffahrtsweg verteuerte natürlich den 
Torftransport und damit den Torfpreis ausserordendich, ver- 
minderte dementsprechend auch den Torfkonsum und erleich- 
terte der Steinkohle das Vordringen. Was aber vielleicht 
noch schlimmer war, sie entzog die Hauptarbeitskraft der 
Stelle, den Besitzer, wochenlang dem landwirtschaftlichen 
Betrieb und wirkte ausserdem durch seinen häufigen Aufenthalt 
in Bremen auf Solidität und Sparsamkeit nicht günstig ein. 
Diese in mancher Hinsicht ungünstige Verbindung von Torf- 
handel, Torfstich und Landwirtschaft hat der Entwicklung 
eines grossen Teiles der Kolonieen sehr geschadet 

Der Entwicklungsgang, der hier nur kurz berührt werden 
kann, war in den einzelnen Kolonieen und den verschiedenen 
Zeitabschnitten sehr verschieden. In Perioden mit günstigen 
Torfpreisen sehen wir manche Kolonieen einen hohen Stand 
von Wohlhabenheit erreichen, der freilich wieder den grossen 
Nachteil hatte, dass während dessen die Ansiedler den Wert 
ihrer Stellen überschätzten, sie vielfach hoch mit Schulden 
belasteten und vor allen Dingen viele Kolonatsteilungen vor- 
nahmen. Kamen dann durch längere Jahre schlechtere Torf- 
preise, so zeigte die Unzulänglichkeit der Schiffsgräben ihre 



.Schattenseiten um so schärfer und erschwerte den Ansiedlern 
das Durchkommen ausserordentlich. 

Interessant ist es, andererseits aber auch aus den eben 
geschilderten Verhältnissen erklärlich, dass man schon in den 
zwanziger Jahren des vorigen Jahrhunderts, als man sich den 
Verhältnissen der Moorkolonieen und der Moorkultur wieder 
mehr zuzuwenden begann, laut den damals von den Ämtern 
eingeforderten Berichten die Überzeugung besass, dass die 
Kolonieen am günstigsten gestellt waren, die sich am frühesten 
und meisten auf den Ackerbau gelegt hatten. So ist eine 
Reihe von Kolonieen hochgekommen, die wenig oder gar 
keinen Torfhandel trieben. Das waren zugleich meist auch 
diejenigen, welche entweder von Anfang an reichlich Grünland 
besassen oder solches von den Nachbargera ein den im Laufe 
der Zeit hinzugepachtet hatten. Diese Tatsache beweist auch 
für die Jetztzeit recht deutlich, wie wichtig für die eigentliche 
Hochmoorkultur und -kolonisation das Vorhandensein von 
genügendem Grünland bezw. die Möglichkeit eines ausgedehnten 
Futterbaues auf dem Acker ist. 

Alles in allem war auch schon vor dem Eindringen der 
künstlichen Düngung und der Gründüngung, also in den 
siebziger Jahren, die Lage der Kolonieen keine ungünstige. 
Wenn auch ein wirklicher Wohlstand nur in wenigen Ort- 
schaften existierte, so war andererseits Armut und Elend, etwa 
ähnlich wie in Ostfriesland und in manchen münsterschen 
Kolonieen nirgends zu finden. Die Gemeinde- und Armen- 
verhältnisse waren überall geregelt und die Verbände ohne 
Hilfe von aussen her lebensfähig. Die Kolonisation muss 
also im wesentlichen als geglückt bezeichnet werden. Auch 
ihr finanzielles Ergebnis war befriedigend, da die Ausgaben 
der Regierung durch ihre Einnahmen Deckung gefunden 
haben. Freilich hat sie für das Land keinen Ersatz erhalten, 
dieses hatte ihr aber auch nichts gekostet. 

Nach alledem wird man dem nachstehenden UrteÜe 
Hugenbergs*) vorbehaltslos zustimmen können, „die praktische 



*) Hilgenberg a. a. O. S. 302. 
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Durchführung der Kolonisation ist bis auf einige örtliche Miss- 
griffe, die bei jeder Tätigkeit unvermeidlich sind, eine so sorg- 
same und tadellose, dass es darüber keines Wortes mehr 
bedarf. Die von den damaligen Behörden entwickelten Grund- 
sätze bezüglich der rechtlichen Grundlegung einer Kolonie, 
ihres Verhältnisses zur Nachbarschaft, der Kolonistenauswahl, 
der Ausstattung, kurz die ganze Art der Behandlung einer 
solchen Aufgabe ist für jeden Praktiker äusserst lehrreich. 
Alles in allem sehen wir hier also eine achtungswerte koloni- 
satorische Leistung vor uns. Namentlich im Vergleich zu Ost- 
friesland — bei aller Ähnlichkeit der Verhältnisse und der 
Grundbestrebungen — welche Verschiedenheit!" 



IL Die Fehnkolonisation. 

1. Verfahren und Erfolge in Holland 
(Valthermond). 

Die bisherigen Moorkolonisationsskizzen haben aus- 
schliesslich die Kolonisation durch Kultivierung des Moores 
selbst zum Gegenstande gehabt. Dabei hat es sich, vom 
Donaumoos abgesehen, überwiegend um Hochmoor und nur 
gewissermassen als wichtige Zugabe zu den Hochmooräckern 
um Niederungsmoorwiesen und -weiden gehandelt. Die Kulti- 
vierung des Untergrundes nach erfolgter Abtorfung, die Fehn- 
kultur, kam dabei nirgends, selbst im Bremisch -Verdischen 
nicht, irgend nennenswert in Frage. 

Die letztgenannte Kultur, die sogenannte Fehnkultur*), ist 
bezw. war gewissermassen eine Eigentümlichkeit Hollands und 
Ostfrieslands nebst Papenburgs sowie des Herzogtums Olden- 
burg, dessen Unternehmungen in Fehn- wie Hochmoor- 

•) Für der Sache Fernstehende sei kurz erläuternd bemerkt, dass 
die Fehnkultur die vorherige völlige Abtorfung der Fläche bedingt, 
wobei die oberste, als Brenntorf nicht verwendbare Schicht, die „Bunk- 
erde" (Moostorf und Heideerde) in Stärke von 0,30—1,00 m „ab- 
gebunkt", d. h. auf den schon abgetorften Untergrund geworfen wird. 
Sodann wird sie mit mindestens 10 cm Sand bedeckt, der mit der 
obersten Schicht der Bunkerde durch mehrmaliges Pflügen eng vermischt 
wird. Die so gewonnene Ackerkrume verlangt in der ersten Zeit eine 
sehr starke Düngung, giebt dann aber vorzügliche und sichere Ernten. 
Die Bunkerde verzehrt sich in wenigen Jahrzehnten und es bleibt, da 
der Untergrund des Moores meistens aus schwach eisenhaltigem Sand 
und nur ganz selten aus Lehm oder Klei besteht, ein humusreicher 
Sand als Ackererde zurück. 
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kolonisation später im Zusammenhang zur Besprechung ge- 
langen werden. 

Die nachstehenden Ausrührungen sollen eine kurze Dar- 
stellung der Fehnkolonieen, und zwar insbesondere ihrer 
kolonisationstechnischen Seite und der diesbezüglichen Unter- 
schiede sowie in aller Kürze auch ein Bild von der ausser- 
ordentlich verschiedenen Entwickelung der holländischen und 
der deutschen Fehne geben. Diese Verschiedenheit in der 
beiderseitigen Entwickelung sowie ihre Ursachen haben schon 
vielseitige Erörterungen und Darlegungen erfahren.*) Jedoch 
handelt es sich dabei meist um eine allgemeinere bezw. histo- 
rische Darstellung der Entstehung und Entwickelung der Fehne, 
während die ausschlaggebenden kolonisationstechnischen 
Fragen nicht scharf genug hervorgehoben sind. Da wir zu- 
dem gegenwärtig vor einem neuen und wichtigen Abschnitt 
der deutschen Fehnkolonisation zu stehen scheinen, dürfte 
es angebracht sein, die für eine gesunde Fehnkolonisation 
wichtigen Fragen an der Hand der in der früheren Koloni- 
sation gemachten Erfahrungen, einmal eingehend und er- 
schöpfend zu beleuchten. 

An erster Stelle sind als deutscherseits leider unerreichte 
Muster die holländischen Fehnkolonieen zu betrachten. 

Während bei der Hochmoorbesiedelung der Staat als 
Kolonisator stets in erster Linie steht, tritt er — von Olden- 
burg abgesehen — bei der Fehnkolonisation überall völlig in 
den Hintergrund und hat, wo er sich wie in Ostfriesland damit 
versucht hat, wenig Erfolg gehabt. Auch hat er, abgesehen 

*) Insbesondere kommen in Betracht: 

1. J. C. Freese: Ober die Fehne; Aurich 1789. 

2. F. von Bodungen, Über Moorwirtschaft und Fehnkolonieen, 
Hüdesheim 1880. 

3. Protokolle der Zentral-Moorkommission ; No. 6, S. 21; No. 7, 
S. 1; No. 18, S. St; No. 20, S. 25; No. 24, S. 66; No. 40, S. 16, 
No. 44, S. 42. 

4. Hugenberg, Innere Kolonisation im Nordwesten Deutschlands; 
Strasburg 1891. Bei letzterem finden sich auch Angaben über die 
diesbezügliche holländische Literatur. 
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von der neuesten Zeit, wenig Geldopfer auf die Fehne ver- 
wendet und für ihre Entwicklung verhältnismässig wenig 
getan. Insbesondere in Holland hat der Staat in die. Ent- 
wicklung des Fehnkultur- und Kolonisationswesens im 
17. und 18. Jahrhundert so gut wie gar nicht eingegriffen. 
Er hatte zu den Fehnkolonieen damals kaum andere Be- 
ziehungen als die, dass er von ihnen nach 3ojähriger Grund- 
steuerfreiheit die Steuern einzog. Erst im vorigen Jahrhundert 
unterstützte er manche Kanalbauten durch Beiträge, die 
nach Marcard*) „regelmässig im Betrage von 60% der ge- 
samten Kosten der ersten Anlage und zwar zur einen Hälfte 
aus Staatsmitteln, zur anderen Hälfte aus Provinzialmitteln" 
bewilligt würden; „für grössere Kanalbauten belaufen sich die 
Subsidien häufig noch höher." 

Solche Beihilfen werden und wurden übrigens durchaus nicht 
allen Kanalunternehmungen und in früheren Jahrhunderten über- 
haupt nicht gewährt. Sie werden augenscheinlich erst seit etwa 
1850 und in der Hauptsache nur zum Weiterbau und zur Ver- 
breiterung und Vertiefung besonders wichtiger Hauptkan'äle 
bewilligt. So ist zu den beiden vom Stadskanaale ausgehenden 
Kanälen der Kolonie Valthermond (Prov. Drenthe) weder vom 
Staate noch von der Provinz irgend ein Beitrag geleistet 
worden. Ihre Anlage wurde 1852 begonnen und ist jetzt bis 
zu 7330 m also zusammen 14660 m fortgeschritten, ohne 
jede Beihilfe.**) Ebensowenig wurde eine Beihilfe zu den 
Kanalbauten im benachbarten Weerdingermond gegeben. 

♦) E. Marcard, Über die Kanalisicrung der Hochmore im mittleren 
Emsgebiete. Osnabrück 1871. 

**) Nach vom holländischen Ingenieur Worthmann in der Festschrift 
des holländischen Ingeniörvereins publizierten und von Ingenieur Dr. Frank 
in einer Sitzung der Zentral-Moorkommission (39. Protokoll; S. 58) vor- 
getragenen Angaben wurden in Holland (etwa seit 1847?) verwendet 
zum Neubau von etwa 350 km Haupt- und 650 km Nebenkanälen 
11 328000 Gulden. Hierzu leistete der Staat 3 140000 Gulden, die 
Provinzen 4870000 Gulden Zuschüsse und letztere beteiligten sich 
ausserdem noch mit 854000 Gulden in Aktien; ferner wurden zum 
Umbau, zur Verbesserung und Vertiefung älterer Kanäle 11 200000 
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Während der Staat also in früherer Zeit auf den Ausbau 
der Kanäle nichts verwendete, war die Abgabe, die er vom 
Torf erhob, die Torfaccise, eine ganz beträchtliche und wurde 
während der vielen Kriege der Niederlande erheblich gesteigert, 
so dass sie schon 1729 die Summe von 800000 Gulden ein- 
brachte. Erst in den sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
wurde sie wohl infolge der schärfer werdenden Konkurrenz 
der Kohlen ganz aufgehoben. Die holländische Fehn- 
kolonisation verdankt ihre Blüte also nicht staatlichem Ein- 
greifen, sondern ausschliesslich dem Unternehmungsgeiste von 
Privaten sowie von öffentlichen Korporationen. 

Die ersten Anfänge im grösseren Stile betriebener Fehn- 
kolonisation gingen von Privaten aus und reichen bis ins Ende 
des 16. Jahrhunders zurück. Damals entstand, von 5 Privat- 
leuten begründet, die Fehnkolonie Pekela. Sie wurde bald 

Gulden verausgabt: hiervon trug der Staat 4089000 Gulden, die 
Provinzen 6053000 Gulden, während den Rest die Kanalgesellschaften 
beigesteuert. In diesen Ausgaben, welche rund 38,3 Mill. Mk. be- 
tragen, sind aber die Aufwendungen für laufende Reparaturen und Unter- 
haltungskosten nicht mit einbegriffen. Die gesamte Länge der schiftbaren 
holländischen Moorkanäle, einschliesslich Inwieken und Hinterwieken, 
gibt Worthmann mit 4000 km an. Der direkte finanzielle Nutzen, 
welchen das in den Kanalbauten investierte Kapital bringt, ist ein 
sehr geringer. Die Rente war beim Orangekanal. 0,6 °/ 0 , bei der 
Hoogeveens Vaart i,3°/ 0 , beim Nord- Wilhelmskanal 1%, beim Stietjes- 
kanal 0,8, beim Oberysselscben Kanal i,6°/ 0 , also im Durchschnitt 
kaum 1 °/o- Um so bedeutsamer waren aber die Vorteile, welche Land- 
wirtschaft, Handel und Schiffahrt durch die Kanäle hatten. 

Im Mittel der Jahre 1891 — 95 betrug die Anzahl der auf den 
Hauptkanälen ankommenden und abgehenden Kanalschiffe 168393 und 
deren Ladung 6998000 Tons. Allein für den Transport des Torfes 
sind jährlich 30000 Schiffsreisen nötig; das für die Gewinnung dieses 
Torfs alljährlich abgebaute Hochmoor entspricht einem Quantum von 
10 Mill. cbm und die hierdurch dem Ackerbau gewonnene Fläche 
beträgt 400 ha. 

Die Provinzen sind also an den Kanalausgaben in allererster Linie 
beteiligt, was zum Teil daher rührt, dass sie eben auch selbst die Haupt- 
kanalunternehmer und -besitzer (z. B. Smildervaart, Dedemsvaart) sind. 
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grosszügig und echt geschäftsmännisch angelegt und von der 
Gesellschaft selbst mit mehreren Hundert Arbeitern betrieben. 
Zur Erleichterung der Torfausfuhr auf grösseren Schiffen an 
die ostfriesische Küste, ja bis nach Bremen und Hamburg 
wurde unter Beihilfe der Muttergemeinde Winschoten, von der 
die Gesellschaft die Torfländereien erworben hatte, das 
Flüsschen Aa, bezw. sein Arm Pekel-Aa vertieft und für 
grössere Schiffe fahrbar gemacht. Das Unternehmen ent- 
wickelte sich trotz mancher anfänglicher Schwierigkeiten 
glücklich, als ihm die Stadt Groningen, welche in der Provinz 
gewisse Hoheitsrechte ausübte, durch ein Torfausfuhrverbot 
die Lebensader unterband. Damit war die Gesellschaft, die 
mit ihrer Produktion fast ausschliesslich auf die Torfausfuhr 
angewiesen war, völlig lahmgelegt und es blieb den Teilhabern, 
schliesslich nichts übrig, als ihre Anteüe an die Stadt Groningen 
zu verkaufen. 

Diese reiche und mächtige Stadtgemeinde hatte inzwischen 
mit Beginn des 1 7. Jahrhunderts die Torfproduktion in Eigen- 
betrieb aufgenommen und grössere Torfländereien teils durch 
Pacht teils durch Kauf in ihren Besitz gebracht Sie strebte 
nun danach, mit ihrem Torf bedarf von den Lieferanten möglichst 
unabhängig zu werden und suchte dies dadurch zu erreichen, 
dass sie alle Fehne und Fehngelegenheiten der Provinz und 
des Nachbargebietes möglichst ganz in ihren Besitz oder doch 
in ein gewisses Abhängigkeitsverhältnis zu bringen trachtete^ 
Dass sie bei der Auswahl der Mittel zum Zweck nicht wählerisch 
verrühr, ist zuzugeben, doch ist man in diesem Falle wirklich 
versucht, zu sagen, dass der Zweck, der dem Lande ausser- 
ordentlichen Segen brachte, die Mittel geheiligt habe. 

Professor Fleischer*) sagt über ihr Vorgehen: „Mögen die 
Mittel, die zur Erreichung dieses Zieles in Bewegung gesetzt 
wurden, unserem heutigen Rechts- und Billigkeitsgefühl nicht 
ganz sympathisch sein — für die Gestaltung der niederländischen 
Moorkolonisation ist die Stellung der Moorunternehmungen, 
des Kanalbaues, der Torfgewinnung, der Besiedelung des 

*) Professor Dr. Fleischer, Festrede a. a. O. S. 6. 
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Bodens unter einer einheitlichen Leitung, zweifellos von 
günstigstem Einfluss gewesen." Sehr richtig, nur kann ich im 
Hinblick auf die ganze Rücksichtslosigkeit, ja Brutalität der 
gegenwärtigen, z. B. amerikanischen Interessenkämpfe, dem 
leider nicht zustimmen, dass wir soviel bessere Menschen ge- 
worden sind wie die alten Groninger. Schlimmer wie Armour, 
Rockefeiler, Morgan und andere trotzdem hochgeehrte Ge- 
nossen haben sie's sicherlich nicht getrieben. Sie sind mehr 
durch ihren grossen Unternehmungsgeist, ihren weit voraus- 
schauenden kaufmännischen Bück und ihre bedeutende 
Kapitalskraft, als durch, sagen wir „amerikanische" Kampfes- 
mittel die Herren der Lage geworden. 

Da ihr Fehnbetrieb und ihre Fehnkolonisation für 
Holland vorbildlich und typisch ist, genügt es, nur ihre Tätig- 
keit auf diesem Gebiete zu besprechen. Übrigens hat die 
Stadt Groningen nur einen Teil der Moore ihrer Provinz 
sowie der südlich daranstossenden Provinz Drenthe in ihren 
Besitz gebracht, allerdings vor allem den Teil, der ihr die 
Herrschaft über das übrige Moor sicherte, nämlich den Nord- 
rand der Moore sowie die an den zu erbauenden Haupt- 
kanälen liegenden Moorflächen in verschiedener Breite. Da- 
durch hatte sie den Zugang zu den Mooren in der Hand und 
konnte den Fehngesellschaften Vorschriften über ihren Betrieb 
machen. Die letzteren sind dabei durchaus nicht schlecht 
gefahren, wovon man sich schon durch einen Blick auf den 
blühenden Zustand z. B. der auf die Mitbenutzung des Stads- 
kanals angewiesenen Fehnkolonieen Nord-Drenthes , wie 
Valthermond, Buinenmond u. a. überzeugen kann. 

Die bedeutendsten älteren, vor Mitte des siebzehnten Jahr- 
hunderts begründeten Fehnkolonieen*) sind Hoogezand und 
Sappemeer, jetzt von der Neuschanz-Groninger Bahn durch- 
schnitten, sowie südlich von ihr Wildervank, schon 1687 
geteilt in Veendam und Wildervank, und südlich an Win- 

*) Gegenwärtig sind der Stadt Groningen noch 7 Kolonien 
abgabenpflichtig. Ausser einer jährlichen Erbpacht von 4 fl. p. ha ist 
bei Grundstücksverkäufen eine Abgabe von 3% des Kaufpreises zu 
zahlen 
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schoter anschliessend, Pekela. Letzteres wurde 1704 in Oude- 
und Nieuwe-Pekela geteilt. In den meisten ist das Moor 
übrigens schon längst so gut wie völlig verschwunden, sie 
sind zu stadtartigen Dörfern geworden. Auch im weiteren 
inneren Ausbau ihrer Kolonieen und in der Fürsorge für ihr 
Gemeindeleben bewies Groningen Energie und Geschick. Es 
sorgte für eine nach jeder Richtung geordnete Gemeinde- 
verwaltung, für ordentliche Rechtspflege, für das Kranken-, 
Armen- und Begräbniswesen, für Beaufsichtigung und Instand- 
haltung der Kanäle, Strassen, Brücken u. s. w., für den Bau 
von Kirchen und Schulhäusern, für die Anstellung von 
Pfarrern und Lehrern. Ja, es regelte sogar das Zusammen- 
leben in den Kolonieen bis ins kleinste, bestimmte die Länge 
und den Umfang der Taufen und Verlobungsfeiern, die 
„Polizeistunden" für die Wirtshäuser u. a. m. 

Wir sehen hier also eine bis ins kleinste durchgeführte 
und geregelte Verwaltung und die weitestgehende Fürsorge 
der Kaufherren für das Gedeihen ihrer Kolonieen, den 
denkbar schärfsten und erfreulichsten Gegensatz zu dem ziel- 
und planlosen Vorgehen der preussischen Kammer bei ihrer 
ostfriesischen Hochmoorbesiedelung. 

Schon in früheren Jahrhunderten trug man sich mit 
Plänen, die Groningischen Kanäle mit der Ems in Verbindung 
zu setzen, auch deutscherseits hat man wiederholt von der 
Ems aus den Kanalbau begonnen, aber bald hauptsächlich 
wohl wegen Kapitalmangel eingestellt.*) 

*) Schon 1483 schloss Groningen mit dem Bischof von Münster 
einen Vertrag zur Erbauung eines grossen Schiffahrtskanals von der 
Ems (bei Heede) bis Groningen. Münster wollte sich dadurch vor 
allem den ostfriesischen Emszöllen und Schiffahrtserschwerungen ent- 
ziehen. Der Kanalbau wurde auch begonnen, aber bald wieder eingestellt. 

Am Schlüsse des 16. Jahrhunderts wurde zwischen denselben 
Parteien über eine Schiffahrtsverbindung wiederholt verhandelt und ein 
Kanal Rhede-Bellingwolde, also durch die Aa in den Dollart projektiert 
(das Projekt ist ja jetzt wieder aufgenommen). Doch die Ungunst der 
Zeiten, die spanisch-niederländischen Kriege, brachten das Werk auch 
diesmal zum Scheitern. Vergl. Depenbrock. Geschichte des Amtes 
Meppen, Münster 1838, S. 248/251 und 324. 
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Erst 1764 begann die Stadt Groningen wirklich den Bau 
des Kanals, der den Namen „Stadskanaal" (Stadtkanal) führt, 
auf die Richtung nach Ter Apel zu, von wo aus er erst im 
letzten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts durch den Haren- 
Rütenbrocker Kanal Anschluss an den Süd-Nordkanal sowie 
auch an die Ems erhalten hat Auch an ihm erstand eine 
blühende Veenkolonie. Vor allen Dingen ermöglichte er 
aber die Abtorfung der grossen Moore der angrenzenden 
Drenther Markgemeinden Gieten, Bonnen, Gasselten, Drouven, 
Buinen, Valthe und Weerdinge, die sich mit Zweigkanälen, 
sogenannten „Monden", an den Stadtkanal anschlössen. 
Die zuletzt genannten, der deutschen Grenze am nächsten 
liegenden wurden auch zuletzt in Angriff genommen. Von 
ihnen soll die Fehnkolonie Valthermond, deren Kanalbau 
1852 begann, da ihre Entwickelung der Neuzeit angehört, 
später etwas eingehender behandelt werden. 

Die holländische bezw. die uns hier speziell interessierende 
groningische Fehnkolonisation bekam ganz im Gegensatz zu 
der deutschen von Anfang an einen grossen Zuschnitt, wie 
wir schon bei der Kolonie Pekela sahen, die sofort grösseren 
Schiffen, die sich in das Wattenmeer wagen konnten, zu- 
gänglich gemacht wurde. Wo man aber im Anfang im 
kleineren Stüe begonnen hatte, holte man das Versäumte 
bald nach. 

Von sehr grosser Wichtigkeit war es auch, dass durch 
das Eingreifen Groningens bald volle Planmässigkeit in die 
Kolonisation kam. Das hatte zur Folge, dass nicht für schmale 
und kurze Streifen Moores lange und wenig ausgenutzte 
Kanäle gebaut zu werden brauchten, sondern dass sie durch 
ein dichtes Inwieken- und Hinterwiekennetz ein grosses Moor- 
gebiet aufschlössen, so dass ihre Kosten die Flächeneinheit 
verhältnismässig gering belasteten. Eine weitere wichtige 
Folge dieser Planmässigkeit der Anlage bestand darin, dass 
man dadurch jedem Hauptkanal ein grosses Zuflussgebiet 
verschaffte. Dies sicherte dem Kanal einen grossen Wasser- 
reichtum, der zur Folge hatte, dass die Wasserhaltung des 
Kanals eine leichte war trotz des grossen Wasserverlustes 
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durch das bei der regen Schiffahrt notwendige häufige öffnen 
der Schleusen. 

Die Haupt- und Seitenkanäle haben bei meist i '/jflissiger 
Böschung eine obere Breite von 12 — 24 m, eine Sohlenbreite 
von 7 — 9 m und einen Mindestwasserstand von ca. 1,7 — 2 m. 
Sie sind an der einen Seite durchweg mit allerdings nur 
schmalen Klinkerchausseen versehen, die auch in den neuesten 
Kolonieen schon weit hinein reichen, während am Kanalanfang 
noch der Sandweg den Kanal begleitet. Wie die Kanäle 
selbst, so sind auch die Inwieken für beträchtlichen Tiefgang 
berechnet und besitzen bei einer oberen Breite von 6 m (20 Fuss) 
einen Wasserstand von 1,5—2 m, welcher grösseren Kanal- 
schiffen mit beträchtlicher Ladetähigkeit die Benutzung jederzeit 
gestattet. Den Wasserspiegel der Kanäle bestrebt man sich 
durchschnittlich 0,3—0,5 m unter dem Maifelde zu halten. 
Der Ausmessung der Kanäle entspricht auch die der Schleusen, 
die, schon seit langem meist massive Kammerschleusen, zur 
Aufnahme von 2—4 Schiffen eingerichtet sind und bei ent- 
sprechender Länge eine Torbreite von 5 — 7 m besitzen. Da 
die Kanäle bei ihrem grossen Zuflussgebiete, wie schon 
erwähnt, meist grossen Wasserreichtum besitzen, brauchen die 
Schiffer nicht wegen Rücksicht auf Wasserersparnis auf das 
Durchschleusen längere Zeit zu warten, wie es in Ostfriesland 
so häufig der Fall ist. Die Schiffahrtsverhältnisse liegen also 
äusserst günstig. 

Das Kanalsystem der Groninger Kolonieen ist verschieden 
gestaltet und war ursprünglich, wie das ostfriesische, das Ein- 
kanalsystem mit direkt einmündenden Inwieken, wie es sich 
z. B. in der ältesten Fehnkolonie, in Pekela findet. Es hatte 
indessen die unangenehme Folge, dass die in Abständen von 
nur 160 — 200 m erforderlichen Brücken den Landverkehr an 
der Seite der Kanäle ausserordentlich erschwerte. Um den 
Landverkehr wenigstens am Hauptkanale zu erleichtern, Hess 
man später an der einen Seite die Inwieken in einen Achter- 
kanal (Hinterkanal) einmünden, den man nur in längeren 
Zwischenräumen mit dem Hauptkanale verband. Doch hat 
auch dieses Kanalsystem, das z. B. in Sappemeer und Hooge- 
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zand eingeführt ist, seine Nachteile,*) so dass man dann zu dem 
Zweikanalsystem übergegangen ist, das sich mit einigen kleinen 
Verschiedenheiten in Veendam und Wildervank, am Stadtkanal 
und bei den an diesen anschliessenden Monden sowie anderwärts 
findet Es besteht bei den neueren Anlagen in zwei parallellaufen- 
den Hauptkanälen, die zwischen 150— 200 (am Stadtkanal 2i3)m 
von einander entfernt sind. An der einen Kanalseite 
dieses Binnenstreifens, Vooraffen genannt, führt eine Klinker- 
strasse, an der andern ein Sandweg. Die Kanäle sind in 
grösseren Abständen durch Querwieken verbunden. Dieses 
Zwischengelände ist in kleine Grundstücke geteüt und für die 
Ansiedelung der gewerbetreibenden Handwerker u. s. w. 
bestimmt, wahrend die Bauern, die „Landbouwer" auf ihren 
Plaatsen an den Aussenseiten der Kanäle wohnen, auf die 
Verkehrswege also nur auf ihnen gehörigen Dreh- (oder Zug-) 
brücken gelangen können. 

Dieses System wird in der neueren Zeit in Holland wohl 
allgemein angewendet, während es in Deutschland nirgends 
zur Ausführung gelangt ist Über die Schleusen-, Brücken- 
und allgemeinen Kanalabgaben macht v. Bodungen**) folgende 
Angaben. Es wurden erhoben in Pekela (zwischen P. und 
Veendam) als Schleusengeld von jedem Schiffe Mk. 0,42; aut 
dem Stadtkanal von dem aus angrenzenden nichtstädtischen 
(drenthischen) Mooren kommenden Torfe pro Tagewerk 
(= 12800 Soden) Mk. 1,70 als Kanalabgabe,***) bei jeder 
Schleuse je nach Schiffsgrösse Mk. 0,50 — 1, — ; bei jeder 
Brücke Mk. 0,08 — 0,17; auf der Dedemsvaart als Ausfahrts- 
geld pro Tagewerk für Baggertorf Mk. 5,63, für guten Stech- 
torf Mk. 2, — und für Fabriktorf Mk. 1, — , als Schleusen- 
geld (bei jeder Schleuse) pro Schiffstonne Torf («= */ 4 cbm) 
Mk. 0,03, für andere Schiffsgüter — ausser dem ganz befreiten 
Sand, Holz und Dünger — Mk. 0,045; au ^ der S milder 

*) Eine nähere Beschreibung der verschiedenen Kanalsysteme siehe 
bei Marcard a. a. O. S. 29/31. 

**) v. Bodungen a. a. O. S. 21 1/2 17 und S. 574. 
***) Diese auch jetzt noch zahlbare Abgabe hat der Vervener an 
die Stadtverwaltung zu entrichten. 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. g 
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Vaart pro Tagewerk als Abfahrtsgeld einschliesslich Schleusen- 
und Brückengeld i Tlr. Gold. Auf der Smilder Vaart zahlen 
die ledig zurückfahrenden Schiffe i Vi mal soviel Auffahrtsgeld, 
als wenn sie mit Torf beladen sind. 

Die Abgaben sind auf den holländischen Kanälen sehr 
verschieden. Ob und inwieweit die obigen Sätze noch Gütig- 
keit haben, muss ich dahin gestellt sein lassen. Auf der 
Hoogeveens- Vaart kostet ein Schiff mit 100 t Ladefähigkeit 
von Schöninghsdorf nach Meppel (Entfernung in Luftlinie etwa 
wie von Meppen bis Leer) und zurück zusammen rund 25 Gulden 
(zu 1,70 Mk.) Schleusengeld, indem an jeder Schleuse 1 i j i — 4 Pf. 
Schleusengeld p. Tonne zu zahlen ist Für jede Brücke sind 
ausserdem noch 5 Cents (8,5 Pf.) per Schiff zu entrichten. 

In Valthermond sind bei der Abfahrt (Auffahrt ist frei) 
gegenwärtig 2 1 /« Cents = ca. 4 Pfg. (früher 5 Cents) p. Tonne 
als Schleusengeld und 10 Cents Brückengeld p. Schiff zu zahlen. 

Die baulichen Anlagen werden teils von den Landschaften 
(z. B. Dedemsvaart und Smüder Vaart), teüs von der Stadt 
Groningen (Stadtkanal), — die sie teilweise wieder nebst den 
entsprechenden Einnahmen ihren Kolonieen übertragen hat — , 
teüs von den Interessentengruppen (z. B. bei den in den Stadt- 
kanal mündenden „Monden" der Drenther Marken) unterhalten. 
Wohl überall kann aber die Unterhaltung der Anlagen als 
eine vorzügliche und einwandfreie bezeichnet werden. 

Die Entfernung der Inwieken schwankt zwischen 
150—200 m. Der Holländer kennt keine ordentliche Fehn- 
kultur und -kolonisation ohne Inwieken, die den Transport 
des Torfs und später auch noch den der Wirtschaftserzeugnisse 
und -bedürfnisse, wie Kartoffeln einerseits und Schlick, Strassen- 
dünger und Kalk andrerseits, sowie insbesondere auch die 
Untergrundkultur (Sand- und Düngeranfuhr) ausserordentlich 
erleichtern, ja den ganzen Betrieb überhaupt erst lebenfähig 
machen. Die Entfernung der Inwieken von einander wirkt 
natürlich auch auf die Grösse der Plätze, die bei einer Breite 
am Kanal von 80—100 m sich in der Länge natürlich sehr 
verschieden erstrecken, meist aber 10—20 ha gross sind. 

Die Grösse der Plätze, ihr hoher Wert, sowie andere 
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Umstände haben zur Folge, dass in Holland nur verhältnis- 
mässig kapitalkräftige Leute als Verveener und Landbouwer, 
als Fehnunternehmer und Landwirte, auftreten können. Der 
mittellose oder kapital schwache Arbeiter ist davon im Gegen- 
satz zu Ostfriesland völlig ausgeschlossen. Vielfach sind 
Fehnunternehmer und Landwirte auch verschiedene Personen, 
von denen die letzteren häufig erst zuziehen, wenn die Ab- 
torfung gänzlich oder doch annähernd beendet ist. 

Die Erwerbs- bezw. Pachtbedingungen 
sind auf den zahlreichen holländischen Fehnkolonieen je nach 
Verhältnissen natürlich sehr verschieden. Am verbreitetsten 
und wichtigsten sind indessen die von der Stadt Groningen 
auf ihren Kolonieen*) eingeführten, die naturgemäss auch für 
viele andere Unternehmungen, wenn sie mit jenen kon- 
kurrieren wollten, massgebend werden mussten. 

Nachstehend geben wir das wichtigste von ihnen nach 
dem Hugenbergschen**) Auszuge aus den alten Pacht- 
bedingungen für die Fehne von und bei Sappemeer und von 
Pekela aus den Jahren 1624— 165 1. 

Die Stadt verpachtete zunächst die Plaatsen zur Ab- 
torfung und Kultivierung des Untergrundes. Sie bedang sich 
vom jährlich gegrabenen schwarzen Torf den vierten, vom 
grauen Torf den sechsten Teil aus, den ihr die Pächter höch- 
stens 5 Ruten vom Kanäle entfernt zur Abnahme aufstellen 
mussten. Auch war ihnen ein Mindestmass zum Abgraben (in 
Sappemeer 3 je acht Fuss breite Putten Torf [zu 15 Ruten]) 
vorgeschrieben, bei dessen Nichteinhaltung das Moor an 
andere gegeben werden konnte. Ausser der Hauptabgabe an 
Torf hatte der Meyer noch eine Reihe kleinerer Leistungen, 
zum Teil mehr kommunaler Natur, zu übernehmen. 

Er hatte zur Besoldung des Lehrers jährlich von seiner 
Plaatse 1 Gulden und von jedem Hause 10 Stüber zu geben. 
Er hatte das Graben der Wieke (in gehöriger Tiefe, oben 16, 
unten 12 Fuss breit) sowie das Anlegen einer Drehbrücke mit 

*) Gegenwärtig sind noch 7 Kolonieen der Stadt Groningen ab- 
gabenpflichtig. 

**) Hilgenberg a^a. O. S. 381/383 521/5*3- 
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seinem Nachbarn zu besorgen, den Landweg an der Wieke 
(8 Fuss breit) anzulegen und die Anlagen anteilmässig zu 
unterhalten. Das Moor rausste mit einem Grenzgraben und 
in genau vorgeschriebener Entfernung und Tiefe mit Gruppen 
versehen werden. Ferner hatte der Meyer in bestimmter Frist 
(in I bezw. vereinzelt auch 2 Jahren) ein Haus im Werte von 
wenigstens 100 Talern an einer vom städtischen Rentraeister 
bestimmten Stelle zu erbauen. 

Vor allen Dingen musste er aber den Untergrund ent- 
sprechend dem Fortschreiten der Abtorfung kultivieren und 
„met straeten-dreck of mis soo vele ymmer doenlich, te lande 
maacken", worauf man augenscheinlich grosse Sorgfalt legte. 
Kam er hierin oder im Hausbau seinen Verpflichtungen nicht 
nach, so konnte ihm seine Plaatse ohne Entschädigung für 
Verbesserungen genommen werden. Die städtischen Meyer 
bekamen den städtischen Dünger zur Untergrundkultur un- 
entgeltlich. Die einzelnen Feldstücke sollten nicht kleiner als 
„vier Gras" (= ca. 1 16 a) und die Gräben (sloten) zwischen 
ihnen nicht weiter als sieben Fuss sein. Sobald die Pächter 
eine Fläche von 2 Gras (= 58 a) urbar gemacht haben, müssen 
sie dies bei Strafe des Verfalls der Ernte dem Rentmeister 
melden. Sie erhalten dann dafür, gewissermassen zur Deckung 
der Urbarmachungskosten 6 — 10 Freijahre, worauf der 
Untergrund wieder der Stadt zufällt. Bei der Wiederver- 
pachtung hat der Verfehner aber ein Vorpachtrecht, dem- 
zufolge sogar ein Schiedsgericht den Pachtpreis festsetzt, 
wenn eine Einigung über den Pachtschilling zwischen ihm 
und der Stadt nicht zustande kommt. 

Der Rechtsform nach war die Pacht eine Art Erbpacht *) 
was ursprünglich von der Stadt, welche die Pacht als Zeit- 
pacht angesehen wissen wollte, bestritten, vom Gericht zu 
Winschoten indessen in diesem Sinne entschieden wurde. Die 
Rechte und Pflichten gingen demzufolge gegen ein geringes 
Erbstandsgeld auf die Erben über. Der Pachtschilling ist 
unablösbar und beträgt 1 Gulden für das Gras (ca. 29 a). 

*) Vergl. hierzu die Referate Lammers und RolofT im X. Prot. d. 
Zentr.-Moor-Komm. S. 5/10. 



Digitized by Google 



— ii7 — 



Der freihändige Verkauf, der in einzelnen Kolonieen an die 
Zustimmung der Stadt geknüpft ist, unterliegt der Abgabe 
des dreissigsten, der Zwangsverkauf der des achten Pfennigs. 
Auch sonst war und ist die Verfügungsfreiheit der Erbpächter 
stark beschränkt. Insbesondere ist ihnen die Teilung, Unter- 
vererbpachtung und Belastung der Stelle mit Servituten 
verboten. 

Die Pachtbedingungen sind den Pächtern 
schon insofern unbedingt günstig, als diese 
der Verpächterin in den ersten Jahren 
keinerlei Barzahlungen, insbesondere auch 
keine Anzahlung zu leisten hatten, ihrer Ver- 
pflichtung vielmehr durch Naturallieferung des Torfs (% bis 
% ihrer Produktion) nachkommen konnten. Auch brauchten 
sie kein Kapital zur Beschaffung eines Torfschiffes, da in 
Holland, abgesehen vielleicht von den ersten Jahren der 
Kolonisation, die Verfehnung stets und fast allgemein ein 
von der Torfverschiffung getrenntes Gewerbe gewesen ist. 
Der Verfehner konnte demnach sein Kapital wie seine Arbeits- 
kraft ganz ausschliesslich dem Torfstiche zuwenden und ihn 
in grossem Umfange, in vollkommenster Weise und mit bestem 
Erfolge, betreiben. Die Folge hiervon war, dass der hollän- 
dische Verfehner sich ganz im Gegensatz zu seinen ostfrie- 
sischen Berufsgenossen bald zum grösseren Torfstich - 
Unternehmer entwickelte oder aber von Anfang an als 
solcher begann. Er beschäftigt eine grosse Zahl von Ar- 
beitern, gräbt aber selbst wohl nur in seltenen Fällen mit. 

Dieser kapitalistische Betrieb des Torfstichs hat zur 
Folge, dass sich für die schwere Arbeit des Torfgrabens ein 
fester Arbeiterstamm und feste Arbeitsbedingungen heraus- 
gebildet haben. In den ersten Jahrhunderten des holländischen 
Fehnbetriebes kamen die Arbeiter zu einem grossen, wenn 
nicht zum grössten Teile aus Deutschland, zum Teil noch 
weit ostwärts der Weser her. Durch den neuzeitlichen Auf- 
schwung in unserem Lande hat sich aber, insbesondere seit 
den siebziger Jahren, der Arbeitsmarkt vollkommen ver- 
schoben, so dass jetzt umgekehrt Tausende holländischer Ar- 
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beiter als Wanderarbeiter zu uns kommen. Gleichwohl 
herrscht in den holländischen Fehnen im allgemeinen kein 
Arbeitermangel, da die Arbeiter zu der zwar schweren, aber 
auch verhältnismässig gut bezahlten Arbeit weit her aus 
Holland zugeströmt kommen und vor allen Dingen auf allen 
Fehnen selbst ein umfangreicher fester Arbeiterstamm besteht. 
Am Kopfende eines Kanals, wo der Torfstich erst beginnt 
bczw. noch in vollem Gange ist, finden sich daher vollständige 
Arbeiterkolonieen. Der Verfehner liefert den Arbeitern die 
Behausung, teils nur kleine und einfache, aber gleichwohl 
sauber und ordentlich aussehende Häuschen, vielfach noch 
auf dem Hochmoor stehend. Den besseren Arbeitern gibt 
er wohl auch Gelegenheit, ein kleines Haus öder einen Bau- 
platz mit Gartenland auf dem Vorgelände der abzutorfenden 
Plaatse, die ja für viele Jahre ständige Arbeit bietet, von 
ihm zu erwerben. Wenn der Torfstich vorbei ist, findet der 
Arbeiter, soweit er nicht auf längere Zeit zur Ernte in die 
Marschen geht, insbesondere bei der Kultivierung des Unter- 
grundes, dem Ausbau der Kanäle, in der Industrie (z. B. 
Stärkefabrikation) genügende Beschäftigung. 

Die Form, in der die Arbeit verdungen wird, ist sehr 
verschieden, wir wollen hierauf bei Besprechung der Kolonie 
Valthermond zurückkommen. Bemerkt sei hier nur, dass 
man mit grosser Strenge auf Einhaltung der von den Ar- 
beitern einmal übernommenen Verpflichtungen und auf Er- 
füllung ihres Arbeitsvertrages hält, was bei der kurzen Torf- 
stichkampagne (April — Juli) gewissermassen Lebensbedin- 
gung für den Verfehner ist. Dass dieser auch auf ordentliche 
Ausführung der Arbeit, auf vollständiges Wegnehmen gerade 
des besten, untersten Torfes hält, ist bei der zur Genüge be- 
kannten Sorgfalt und Ordnungsliebe sowie bei dem kauf- 
männischen Rechentalent der Holländer so gut wie selbst- 
redend. Wie sorgfältig er um die Herstellung nur guter Ware 
bemüht ist, zeigt die Tatsache, dass wohl allgemein die nach 
Beendigung jeder Torfstichzeit stehenbleibenden Torfwände 
mit schlechtem Torf versetzt werden, um sie vor den zer- 
bröckelnden Wirkungen der Sonne und des Frostes zu 
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schützen. Der Wichtigkeit der Sache entsprechend erliess 
die Stadt Groningen, um ein festes Arbeitsverhältnis 2u er- 
zielen und alle Störungen fern zu halten, zur Wahrung der 
Interessen beider Teile schon 1648 sowie 1668 und 1680 
Ordonnantien op de Torfgraverie.*) 

Die Verschiffung des Torfs erfolgt, wie schon er- 
wähnt, in Holland nicht durch den Verfehner, sondern fast 
ausschliesslich durch Schiffer, die mit der Abtorfung als 
solcher in keiner Beziehung stehen. Allerdings ist der Torf 
ihre Hauptfracht, neben welcher noch am meisten Holz, Ziegel- 
steine, Dünger und Kartoffeln in Betracht kommen. Der 
Torf wird vom Verfehner meist an Kommissionäre, die viel- 
fach Schiffer sind, abgegeben, von diesen wohl auch auf 
eigene Rechnung gekauft oder vom Moore weg an die Kon- 
sumenten verkauft, so dass der Schifter dann nur als Ver- 
frachter auftritt. Letzteres trifft insbesondere bei dem grauen 
Torfe zu, den er nur als Verfrachter zu den Verbrauchsorten, 
meist den Fabriken am Kanal, anliefert, wobei der Torf meist 
unmittelbar vom Schiff in die Kesselfeuerung wandert. Diese 
Seite des Fehnbetriebes hat daher für unsere Zwecke weniger 
Interesse. Bemerkenswert ist jedoch dabei, dass die völlige 
Trennung der Schiffahrt vom eigentlichen Fehnbetriebe, die 
ihm in schon erörterter Weise grossen Nutzen gebracht hat, 
ihm andererseits doch nicht, wie dies im bremischen der Fall 
war und dort zu wiederholten jahrzehntelangen Klagen An- 
lass gab, Schaden zugefügt hat. Beides ist übrigens wohl er- 
klärlich. In Holland ist der Verfehner ein kapitalkräftiger 
Unternehmer, der insbesondere in finanzieller Hinsicht vom 
Schiffer nicht abhängig ist. In der Schiffahrt gab es ferner 
einen grossen Wettbewerb, da Tausende von Kanalschiffern 
in den Fehnen tätig sind und ihre Menge einen Zusammen- 
schluss zur Ausbeutung der Frachtinteressenten sehr er- 
schwerte, zumal diese grossenteils kapitalkräftig genug waren, 
um bei ungebührlichem Hochhalten der Frachten die Ver- 
frachtung eventuell durch eigene Schiffe ausführen zu lassen. 

*) Der für 1903 gültige „Loontarief voor Valthermond" findet sich 
am Schluss dieser Arbeit auszugsweise abgedruckt. 
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Für die bremischen Moorbauern lagen die Verhältnisse 
dagegen viel ungünstiger. Sie waren infolge ihres Kapital- 
mangels oft darauf angewiesen, sich von den Torfschiffern auf 
ihre nächste Torfproduktion schon im Winter Vorschuss 
geben zu lassen und waren dann schon dadurch mehr oder 
minder in ihrer Hand. Die Bremer Torfschiffer*) aber bil- 
deten eine festgeschlossene Korporation von noch nicht 
50 Mitgliedern, die zudem von der Stadt Bremen in ihren 
monopolistischen Rechten besonders geschützt wurden, so 
dass freie Konkurrenz neben ihnen nicht so leicht auf- 
kommen konnte. Vor allen Dingen verhinderte aber der ganz 
ungenügende Ausbau der Wasserwege die Entwickelung einer 
lohnenden, grösseren, sich Konkurrenz machenden Schiffahrt, 
die sich bis zu den einzelnen Kolonieen bezw. Torfstichstellen 
ausgedehnt hätte, vollkommen. 

Sobald Verfehnung und Schiffahrt den Torf entfernt, tritt 
der Landbau dauernd die Herrschaft an, die man ihm 
in Holland, insbesondere auch in den Kolonieen Gro- 
ningens, von jeher auf das beste vorbereitete. Es wurde dort 
auf ein gehöriges Abbunken, Planieren, Bedecken der Bunk- 
erde mit Untergrundsand sowie vor allem auch auf eine mög- 
lichst starke, anfängliche Düngung gesehen und von den 
städtischen Meyern gefordert. In den groningischen Stadt- 
kolonieen fiel also die Person des Verfehners mit der des 
Kultivators einer Plaatse zusammen, selbst wenn der Ver- 
fehner die Stelle später nicht behielt, sondern den kultivierten 
Untergrund nach 6—8 Freijahren als Entschädigung für die 
Kultivierung an die Stadt zurückgab. Im allgemeinen kulti- 
viert wohl auch sonst der Verfehner die Stelle und begibt 
sie erst nach der wenigstens teilweisen Kultivierung weiter, 
wenn man auch vereinzelt Plaatsen findet, die, obwohl fast 
völlig abgetorft, doch ganz unkultiviert sind. Diese gehören 
dann reichen Verfehnern, die sich ausschliesslich auf das 
Torf geschärt werfen, eine Plaatse von 10 — 12 ha in der er- 
staunlich kurzen Zeit von vielleicht 10 Jahren völlig abtorfen 

*) „Eichenfahrer" genannt, weil ihre Schiffe auf ihre Grösse ge- 
eicht waren. 
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und sie dann erst mit ordnungsmässig abgebunkter und 
planierter Bunkerde bedeckt an den Landwirt weiter ver- 
kaufen. 

Natürlich muss auch dieser ein nicht unbeträchtliches 
Kapital besitzen, um die grosse Fläche in möglichst kurzer 
Zeit, zur Vermeidung sonstigen grossen Zinsverlustes beim 
Anlagekapital, unter Heranziehung vieler fremder Arbeiter 
kultivieren lassen zu können, um den nötigen Bestand an In- 
ventar und Gebäuden und um vor allem die grossen Mengen zu 
nachhaltiger Kultivierung erforderlichen Düngers beschaffen zu 
können. Die Tatsache, dass die Plaatsen meist in den Grössen 
von 12 — 15 ha angelegt und auch dauernd in diesen Grössen 
erhalten und verkauft werden, ja, dass sehr häufig 2 Nachbar- 
plätze in einer Hand sind, beweist, dass sich genug kapital- 
kräftige Bewerber um solche Stellen finden. Ein landwirt- 
schaftlicher Parzellenbetrieb durch Zersplitterung der früheren 
Besitzungen hat sich in den holländischen Fehnkolonieen 
wohl nirgends herausgebildet. Wenn die Fehne gleichwohl 
äusserst dicht bevölkert sind und dem kleinen Manne günstige 
Gelegenheit zur Sesshaftmachung bieten, so liegt das daran, 
dass an und zwischen den Kanälen viele kleine Grundstücke 
mit 1 — 2Mrg. gebildet werden und dem kleinen Manne zugäng- 
lich und von ihm sehr begehrt sind. An Arbeitsgelegenheit in 
Torfstich, Landwirtschaft, Handwerk und Gewerbe, Schiff- 
fahrt und Kanal- und Kultivierungsarbeiten fehlt es anderer- 
seits durchaus nicht, zumal viele Meilen weit an den Kanälen 
entlangführende Dampf- und Pferdebahnen das Aufsuchen 
einer passenden Arbeitsstelle sehr erleichtern. 



Im Anschluss an die vorstehenden allgemeinen Aus- 
führungen über die holländische Fehnkolonisation und an die 
Darstellung des musterhaften Vorgehens der Stadt Gro- 
ningen,*) will ich nachstehend eine kurze Skizze von der Ent- 

*) „Dass die Stadt Groningen ein besonders geeignetes Organ zur 
Durchführung der von ihr übernommenen Aufgaben war," sagt Hilgen- 
berg a.a.O. S. 379, „hat der Erfolg gezeigt. Die fortwährende 
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Wickelung der Fehnkolonie Valthermond geben. Diese 
von mir im Herbst 1901 besuchte Kolonie weicht in ihren 
rechtlichen wie wirtschaftlichen Grundlagen in mancher Hin- 
sicht von den vorgeschilderten ab und bietet auch insofern 
besonderes Interesse, als sie der Neuzeit, der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts, entstammt. Die Angaben verdanke 
ich Mynheer W. Bakker, Verveener und Landbouwer in Val- 
thermond, dem Vorsteher dortiger Kanalgenossenschaft, der 
mir auch seinen Landwirtschaftsbetrieb (2 benachbarte 
Plaatsen von ca. 25 ha) zeigte und erklärte, sowie ihm 
später zugesandte ausführliche Fragebogen gütigst beant- 
wortete. 

Valthermond ist nach Weerdingermond die östlichste und 
jüngste der norddrenthischen Kolonien, deren Kanäle in den 
Stadtkanal einmünden und zu dessen Weiterführung besagte 
Interessenten der Stadt Groningen einen Kostenbeitrag leisten 
mussten. Der Torfstich begann daselbst im Jahre 1852. 
Valthermond hat keine besonderen Kanalunternehmer*) die 

örtliche Berührung der verantwortlichen Beamten mit den 
Moorgebieten und die provinzielle Zusammengehörigkeit aller 
mitwirkenden Elemente musste die Fähigkeiten und das Interesse 
anregen. Auch hat man sich zu hüten, in der Groninger Stadtverwaltung 
eine deutsche bureaukratisch-j uristische Behörde zu erblicken." 

*) Da in Holland Interesse und Verständnis sowie die erforder- 
lichen Kapitalien für Nutzbarmachung und Besiedelung der Moore stets 
in reichem Masse vorhanden waren, so ist der Staat als Kanalunter- 
nehmer und damit gewissermassen als Kolonisator fast gar nicht oder 
doch nur in seltenen Notfällen (z. B. bei Ankauf und vor- 
läufiger WeiterfUhrung der Dedemsvaart, als Baron von Dedem nach 
Aufwendung seines ganzen Vermögens von 2 600 OOO Gulden nicht im- 
stande war, sie zu vollenden) aufgetreten. Doch verkaufte der Staat die 
1826 erworbenen Dedemsvaart schon 1828 an eine Privatgesellschaft, 
von der sie 1845 für den Preis von 450000 Gulden auf die Provinz 
Overyssel überging. Gleichwohl hat es an Kanal Unternehmern und 
Kolonisatoren nie gefehlt, an deren Spitze öffentliche Korporationen, 
wie die Landschaften, also unsere Provinzialverwaltungen, und vor allem 
die Stadt Groningen gestanden haben. Wohl die Mehrzahl der Fehne und 
ihrer Anschlusskanäle ist aber völliger Privatinitiative entsprungen, sei 
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Kanalgenossenschaft (watershap) wird vielmehr von den Fehn- 
plätzebesitzern, d. h. den „Eigenerfden" („Beerbten") der 
Markgemeinde Valthe oder den Käufern ihrer Mooranteile ge- 
bildet. Für die 3807,6 ha grosse Genossenschaftsfläche 
ist natürlich ein genauer Einteilungsplan entworfen, für 
dessen ordnungsmässige Einhaltung in den Genossenschafts- 
statuten, die alles aufs beste ordnen und die vorher den 
Behörden zur Prüfung und Genehmigung vorgelegen haben, 
Sorge getroffen ist Die Kolonie hat das Zweikanal- 
system mit verhältnismässig schmalem, nur wenig über 
100 m breiten Zwischengelände. An den Binnenseiten der 
Kanäle führt bei dem einen ein Sandweg, bei dem andern eine 
Klinkerstrasse entlang. Die Kanäle,*) in normalen Aus- 
messungen hergestellt und 185 1 begonnen, sind jetzt je 7330 m, 
also annähernd eine Meile lang. Es werden alljährlich von 
beiden Parallelkanälen 170 m, also die Breite von 2X2 Plätzen, 
gegraben. Die Verpflichtung hierzu liegt laut bestehen- 
dem Reglement jedem angrenzenden Besitzer ob, der also 
in einem Jahre den Kanal in der Breite seiner Be- 
sitzung, wenn bezw. soweit diese nicht mehr als 1 oder 2 Nach- 
barplätze umfasst, statutengemäss fertig stellen muss. Natür- 
lich müssen diesem Ausbau schon mehrjährige gründliche 
Entwässerungsarbeiten (Ziehen von Raygräben und Be- 
grüppung) vorausgehen, was dort in der Tat denn auch in 
grösstem Umfange und so zeitig und gründlich als möglich 
geschieht. Übrigens hat weder der Staat noch die Provinz 

es der einzelner (z. B. Wildervank) oder der von Aktienunternehmungen 
bezw. Privatgesellschaften in verschiedener Form, so im vorigen Jahr- 
hunderte vor allem der der Interessentenverbände der Markgenossenschaften 
bezw. Mooranteilbesitzer. 

*) Der Hauptkanal hat bei einer Tiefe von 1,90 m eine Wasser- 
spiegelbreite von 11 m und eine Bodenbreite von 6 m. Die Wieken 
sind 12 — 1400 m lang und haben 10 m Wasserspiegel- und 5 m Boden- 
breite bei 1,80 m Wasserstand. Valthermond hat nur 1 (massive) 
Schleuse von 26 m Länge, 1 1 m Breite und 6 m Türweite. Die ge- 
wöhnlichen Torfschiffe haben 30—60 t Tragfähigkeit, manche aber 
auch 100 und mehr Tonnen. 
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irgend welche Beihilfe zum Ausbau der Kanäle in Valther- 
mond geleistet. Da ebenso mindestens zum ältesten und 
grössten Teile des Stadtkanals keine Beihilfen gezahlt worden 
sind, so verdanken also die dortigen Kolonieen ihr Entstehen 
und ihre Blüte ausschliesslich eigener Kraft bezw. der Intelli- 
genz und Kapitalkraft der Stadt Groningen, wodurch die 
Bewunderung ihrer Leistungen nur noch wächst. 

Die Kolonie zählte schon Ende der neunziger Jahre, also 
in noch nicht 50 Jahren, 2800 Einwohner. Vorhanden sind 
3 Kirchen und 3 Schulen, jede mit 3 — 6 Klassenzimmern. 
Eigentliche Fehnplätze zählt die Kolonie 192, von denen 
z. Z. 114 bebaut bezw. in Abtorfung begriffen sind. Ihre Grösse 
schwankt zwischen 11.9 und 14 ha je nach der Länge bei 
einer gleichmässigen Breite von 85 m am Kanal. Die beiden 
Plaatsen des Mynheer W. Bakker sind ca. 1600 m lang und 
enthalten daher mit Wiekenanteil und Gräben rund 27 ha 
Gesamtflache und rund 25 ha Bauland.*) Beide Plätze sind 
in 18 Jahren völlig abgetorft worden, so dass also im Durch- 
schnitt 9 Jahre bei jedem zur Abtorfung gebraucht worden 

*) Nach Angaben im 49. Prot. d. C.-M.-K. kostet heut in Weer- 
dingcrrnond 

1 ha Hochmoor fern vom Kanal Mk. 670 

1 a „ am Kanal und Wijk „ 1600 

1 „ Dalgrond (völlig abgetorft, reif zum Kultivieren) , 830 
1 a a kultiviert (Neuland) „ 1600 

Je näher der Stadt Groningen, um so höhere Preise werden bezahlt, z. B. : 
] ha Veenkultur in Valthermond Mk. 2400 

I B , „ Buinermond „ 2800 

1 * „ , Veendam „ 3200 

1 , , " , Hogezand und Sappemeer „ 3600 

Ein Fehnplatz von 12 ha kostet in Valthermond mit Torf und so ge- 
legen, dass er in 2 Jahren zum Abbau kommen kann, auf der Südseite 
des Kanals etwa 17000 Gulden (rund Mk. 29000) auf der Nordseite 
12 — 13000 Gulden bei reichlicher Nachfrage. Das Hektar kommt also 
auf Mk. 1600—2500 o h n e die Aufschliessungskosten (Kanalbau). Eine 
gut abgetorfte und gut kultivierte normale Plaatse gleicher Grösse kostet 
mit ordentlichen Gebäuden, aber ohne Inventar, ungefähr 16 — 17 000 
Gulden, pro ha also ungefähr Mk. 2400. 
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sind, die zweite Plaatse war im Jahre 1889 noch un- 
berührtes Hochmoor. Der grösste Teil der Valthermonder 
Plaatsen ist schon völlig torffrei, höchstens am äussersten 
Ende der Plaatsen hat man sich vereinzelt etwas Torf zum 
Selbstverbrauch stehen lassen und nur der jüngste sich all- 
jährlich weiter ins Moor vorschiebende Teil der Kolonie lässt 
noch erkennen, welch ungeheuere Arbeit und „Erdbewegung" 
nötig war, um aus dem mächtigen Torfmoore ein üppiges, 
fruchtbares Gefilde in so kurzer Zeit zu schaffen. Übrigens 
hat ein grosser Teil der Plaatsenbesitzer noch einen Anteil, 
eine Plaatse oder auch mehrere auf dem Hochmoor und ist 
dadurch in der Lage, die Kinder auch wieder mit Fehn- 
plätzen auszustatten — ähnlich wie dies auch in den ost- 
friesischen Fehnen geschieht, wobei freilich, wie wir später 
sehen werden, ein gewaltiger Unterschied obwaltet. Wir 
haben es eben in Ostfriesland mit besitzlosen oder doch 
kapitalschwachen „Fehntjern" zu tun, hier dagegen mit wohl- 
habenden Fehnherren und Landwirten, deren Kinder zum 
Teil höhere Schule besuchen, und die sich auch sonst eine 
höhere Lebenshaltung gestatten können. 

Sehr interessant und lehrreich war auch die Besichtigung 
der Bakkerschen Besitzung, deren Wirtschaftsbetrieb im 
grossen ganzen für die dortigen Verhältnisse typisch sein 
dürfte, so dass ein kurzes Eingehen auf ihn wohl gerechtfertigt 
erscheinen wird. Die beiden Plaatsen liegen zusammen 
zwischen zwei Inwieken, bilden also ein geschlossenes Ganzes, 
in dessen Mitte sich der von 2 Gräben eingesäumte Feld- 
weg hinzieht. Feldweg sowohl wie die sich zwischen den ein- 
zelnen Feldstücken (Kampen) hinziehenden und senkrecht in 
die Inwieken mündenden Gräben (sloten) sind in bester Ord- 
nung. Am Kanal steht auf der einen Plaatse in kleinem Garten 
ein Arbeiterhaus, auf der andern das ausserordentlich an- 
sprechende grosse Wohn- und Wirtschaftsgebäude. Vor ihm 
dehnt sich bis zum Kanal ein schöner Ziergarten aus, während 
seitwärts an der Inwieke entlang der Obst- und Gemüse- 
garten liegte 

Das Gehöft kostete rund 15000 Gulden, während die nur 
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für i Plaatsc berechneten Normalgehöfte 6 — 7000 Gulden 
(10—12000 Mk.) kosten, also auch schon kapitalkräftige Be- 
sitzer bedingen. Der Bau entspricht seinem Grundriss nach 
annähernd dem der ostfriesischen Marschbauerngehöfte, ist 
aber aussen wie innen auf das Sorgfältigste und Praktischste 
ausgeführt. Die Ställe sind sämtlich mit Ziegelsteinen sauber 
gepflastert, mit Pumpen bezw. mit Wasserleitung versehen, 
auch ist die Futterzuführung auf das Bequemste eingerichtet. 
Doch der geräumige, lichte und hohe Rindviehstall steht leer, 
im Sommer gänzlich und zwar deshalb, weil das Vieh dann 
dauernd auf der Weide ist, im Winter zum grossen Teil, weil 
die Viehhaltung seit der deutschen Grenzsperre nicht mehr 
befriedigende Rente geben will. Über die deutsche Grenz- 
sperre, mit der wir die holländische Landwirtschaft leider 
schwer getroffen haben, klagt man bitter. Mehrfach wurde mir 
versichert, dass durch ihr Inkrafttreten der Preis pro Kuh 
sofort um ca. 100 Mk. gesunken sei. Diese Preisentwickelung 
hat wohl allgemein zu einer wesentlichen Einschränkung der 
Nutzviehhaltung geführt, so dass an Rindvieh und Schweinen 
meist nur der zur Deckung der Wirtschaftsbedürfnisse erfor- 
derliche Bestand gehalten wird. Rindvieh und Pferde waren 
schöne Tiere und in bestem Futterzustande. 

Obiger Entwickelung entsprechend ist natürlich auch der 
Futterbau stark eingeschränkt worden, wiewohl sich jene Neu- 
ländereien, die in Valthermond im Mittel 70 — 90 cm 
(„meiveld") über dem Wasserspiegel liegen, zum Grün- 
land sehr eignen. Was aber an mit Klee und Gras be- 
standenem Grünlande da ist, das ist vorzüglich, wie 
überhaupt die ganze Ackerwirtschaft unter reichlicher 
Anwendung von Maschinen (Drillmaschine) und besten 
Ackergeräten sorgfältig betrieben wird und auf der Höhe der 
Zeit steht. Die Ländereien werden auf das intensivste be- 
wirtschaftet, was schon daraus hervorgeht, dass ungefähr die 
Hälfte der Ländereien jährlich mit Kar- 
toffeln bestellt wird und dass gleichwohl die Ernte 
durchschnittlich 560 Ztr. p. ha beträgt. Bei dem 
schwachen Viehbestande werden sie grossenteils ohne Stall- 
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dung, dafür aber mit sehr starker künstlicher Düngung*) 
gebaut. Die Kartoffeln werden auf den Schlägen selbst dicht 
an den Inwieken entlang eingemietet und können auf diese 
Weise bequem aus der Miete in das dicht daneben anlegende 
Schiff geschafft werden. Sie wandern, abgesehen von dem 
geringen Selbst verbrauch, in die Stärkefabriken*) und 
bringen durchschnittlich 1,60 — 1,80 Mk. p. 100 kg. Trotz 
dieses nicht hohen Preises hält man den Kartoffelbau noch 
für sehr lohnend, jedenfalls für lohnender als alle anderen 
Produktionszweige und dehnt ihn auf deren Kosten soweit 
als möglich aus. Die Kartoffel ist die Hauptverkaufsfrucht, 
gegen welche auch die Halmfrüchte, Hafer und Roggen, stark 
zurücktreten. 

Wie die Kartoffel vom Schiffer unmittelbar vom Schlage 
auf dem sie gewachsen ist, weggeholt wird, so werden auch 
die grossen Düngermassen meist direkt auf jeden einzelnen 
Schlag abgeladen. Es handelt sich dabei vor allem um grosse 
Mengen von Strassendünger, Schlick und Kalk, der augen- 
scheinlich als feiner Staubkalk bezogen wird, sowie um den 

*) Als Düngung für Neuland wurde früher fast ausschliesslich 
Stratendreck verwandt und zwar 530—700 dz p. ha. Die gleiche 
Düngung wurde zunächst nach 2 Jahren und dann in etwas längeren 
Zwischenräumen wiederholt. Jetzt ist an Stelle des Stratendrecks vieler- 
orts die künstliche Düngung getreten, von welcher zu Kartoffeln p. ha 
gegeben werden: Kalk . Thomas- Chüi- 

iüäSSw . Kauut ~" ***** 

auf Neuland: 40 — 50 hl 18—20 dz 8 — IO dz 8 — 10 dz 
„ altem Land: — 6—8 „ 4—6 „ 4 „ 

Zu Roggen und Hafer wird weniger Stickstoff, aber meist mehr Phosphor- 
säure gegeben. 49. Prot. d. Z.-M.-K. S. 7. 

**) An den Kanälen liegt eine sehr grosse Anzahl von Stärke- 
fabriken, die in den ältesten Kolonieen (z. B. in Oude Pekela) ihre Ab- 
wässer direkt in die Kanäle fliessen lassen und diese dadurch geradezu 
verpesten. In den späteren Kolonieen hat man ihnen diese „bequeme" 
Abwässerung nicht mehr gestattet. Während bei uns die Lage der 
Stärkefabriken eine äusserst gedrückte ist, finden die holländischen 
vollauf ihre Rechnung, was sie in erster Linie ihrer vorzüglichen 
Verkehrslage an Wasserstrassen verdanken. 
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entsprechenden Kali-, Phosphorsäure- und Stickstoffdünger. 
Durch die billige und bequeme An- und Abfuhr aller 
Massenprodukte wird der Wirtschaftsbetrieb natürlich stark 
verbilligt und wirft trotz der viel niedrigeren Produktenpreise 
als sie bei uns sind, zumal bei der intensiven und intelligenten 
Wirtschaft der kapitalkräftigen Holländer noch eine leidlich 
befriedigende Rente ab, wenn auch der Rückgang der Pro- 
dukten- und insbesondere der Viehpreise ein nicht unbeträcht- 
liches Sinken der Bodenpreise herbeigeführt hat. 

Die Arbeiterverhältnisse wurden mir als befriedigend ge- 
schildert. Ein Mangel an Landarbeitern sei nicht vorhanden, 
auch seien die Löhne nicht zu hoch. Ein Mann erhalte 
5 Gulden = 8,50 Mk. wöchentlich, freie Wohnung, die wohl 
ausnahmslos gut ist, etwas Gartenland und Feuerung, sowie 
10 hl Kartoffeln. 

Dies zur Landwirtschaft in den holländischen Fehn- 
kolonieen. Es konnte hier leider nur eine ganz kurze Skizze 
gegeben werden, so interessant und lehrreich sicherlich auch 
für unsere Fehnwirtschaften der dortige Landwirtschafts- 
betrieb ist, und so sehr er infolgedessen wie durch seine Eigen- 
art zu genauerer Schilderung reizt. Wenn übrigens der 
Bakkersche Besitz auch zu den bestbewirtschafteten gehört, 
so stehen doch die andern augenscheinlich durchaus nicht 
nennenswert nach. Die allgemein verbreitete, gediegene land- 
wirtschaftliche Schulung, die einen starken kaufmännischen 
Einschlag hat (sorgfältige Buchführung!), die glückliche Ver- 
bindung von Stadt und Land, von Landwirtschaft und Ge- 
werbe, die grosse Kapitalkraft und dementsprechend geringe 
Schuldenlast sowie die dem Holländer eigentümliche Ord- 
nungsliebe und Sorgfalt haben die Landwirtschaft ganz allge- 
mein auf einen sehr hohen Stand gehoben, mit welchem der der 
oslfriesischen auch nicht annähernd verglichen werden kann. 

Über die neuzeitlichen Torfstichverhält- 
nisse, besonders inValthermond — sie wechseln aller- 
dings in den einzelnen Kolonieen sehr stark — äusserte sich 
Mynheer W. Bakker folgendermassen : „Das Torfgraben sowie 
seine Berechnung stellt sich gegenwärtig anders, als wie 
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Bodungen für 1861 angibt. Damals wurde die „veenexpjo- 
tatie", die Torf gräberei, mehr durch einen sogenannten „ploeg " 
(= Abteilung), der aus 6, 7, 8 oder 9 Mann bestand, je nach- 
dem die Arbeiten dies forderten, betrieben. Dieses so- 
genannte „ploegenvolk" (Arbeiter- Abteilungen) — meist nur 
Deutsche — ist seit Jahren verschwunden und dieselben 
Arbeiten sind durch die sogenannten „waldykers" (hollän- 
dische Torfgräber) mit einem „Kroder" oder auch wohl allein 
aufgenommen worden. Sie machen eine schönere, rechte 
Form von <iem Torf und eine „netter arbeid", die für den 
Verfehner vorteilhaft ist. Übrigens wird der Torf in Schlägen 
gesetzt ebenso wie in Ostfriesland. Jedoch hat jede Abteilung 
Torf gräberei („veendery"), zuweilen auch ihre eigenen Ab- 
messungen und Längenmasse, hier hat man z. B. 44 „stokken" 
(= 22 Ruten) Länge gleich einem Tagewerk, worauf un- 
gefähr 12 500 Stück Torf gehen. Doch ist dies mehr der kleine 
Torf, der eine Länge von 42, eine Breite von 10 — 12 und 
eine Dicke von 12 — 13 cm hat. Der Fabriktorf hat in der 
Regel eine Länge von 44 — 45, eine Breite von 14 — 15 und 
eme Dicke von 15 — 16 cm. 

Für diese Arbeiten bezahlen wir heut wie folgt: 
Das Graben von kleinem Torf, das noch nach einem von 
früher bestehenden Tarif, nach einem vollen „ploeg" berech- 
net wird, kostet 

für 6 Mann („manswerk") 8 fl. 60 cent (= Mk. 14,62) 

7 » 9 » 95 » 

8 m 11 » 3° » 

9 >» 12 » 6 5 » 

Für das Aufringen („opringen") und Inhaufensetzen 

(„inbultsetten") des kleinen Torfs werden fl. 3,75, des Fabrik- 
torfs fl. 3,90 gezahlt, alles für ein Tagewerk. Ein Torfarbeiter 
verdient während der Monate April — Juli (das ist die Torf- 
kampagne) durchschnittlich fl. 2,50 — 2,75 (= M. 4,25 — 4,67).*) 
Manche Arbeiter (freilich nicht alle) werden so vermögend, 

*) Ausserdem erhalten die Arbeiter freie Wohnung und natürlich 
auch Feuerung sowie ein einfaches Bett mit wollenen Decken, Küchen- 
geräte etc. 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. 9 
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dass sie selbst Verfehner werden. Ich kenne einige in meinem 
Alter, auch noch jüngere, die früher Arbeiter waren, sich ein 
kleines Kapital erspart und dann etwas Torfgrund („veen") 
gepachtet haben." 

Auf meine Fragen nach den Aussichten des Torfs gegen« 
über der Steinkohle sowie der Verfehnung und Besiedelung 
der nordwestdeutschen Moore, gab Mynheer Bakker folgendes 
Urteil ab: 

„Die niedrigen Steinkohlenpreise geben wohl eine Kon- 
kurrenz gegenüber dem Fabriktorf, aber wenn die Torfpreise, 
die sehr gut zu nennen sind, etwas herabgehen, 
dann bieten sie den Steinkohlen die Stirn, insbesondere hin- 
sichtlich der Ziegeleibesitzer, die lieber mit Torf als mit 
Steinkohle heizen. Es gibt sogar einige, die überhaupt nicht 
mit Steinkohle heizen, weil sie keine guten, schönen und 
gleichmässigen Steine damit brennen können und weil der 
Rost nicht rein gehalten werden kann. 

Ich hege gar keinen Zweifel, dass über- 
all, wo gutes Hochmoor liegt und Anlage 
und Ausbeute gut geregelt wird, auch ohne 
jede Frage später gut fortkommende Plätze 
und Dörfer entstehen müssen. 

Weiter möchte ich noch über die von Ihnen geäusserte 
Furcht, dass die Holländer den durch sie angekauften Torf- 
grund bis auf den Sand abgraben werden einschliesslich des 
„graauwveen", das mehr zur Bunkerde bestimmt ist, mitteilen, 
dass das gänzlich von den Preisen für Torfstreu abhängen 
wird. Behält dieser Artikel einen normalen Preis, — dann 
tritt wohl ein solches Verfahren ein und bringt eine un- 
glückliche Zukunft für eine Fehnkolonie. Der einzige Weg 
dagegen würde sein, ein Provinzialgesetz ins Leben zu rufen, 
wonach das oben sitzende lose Moor, das zur Unter- 
grundkultur am besten passt, bis zur Tiefe von ca. 40 — 50 cm 
abgebunkt und auf dem Untergrund liegen gelassen werden 
muss. Aus letzterem kann ohne diese Bunkerde kein gutes 
Bauland geschaffen werden. Ich kenne ganze Dörfer in 
Friesland, bei denen früher der Untergrund gänzlich von 
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Torf entblösst worden ist ohne Zurücklassung von Bunkerde. 
Sie sind jetzt zu einem Wasserloch geworden, wo Binsen, 
„twiegen" u. s. w. wachsen, ja, sie gleichen mehr einer Wild- 
nis. Hier hat man also das Grundkapital ganz herausgezogen 
und eine arme Bevölkerung, die sich dort zur Zeit der Torf- 
gräberei niedergelassen hat, zurückgelassen. Jetzt sieht jeder- 
mann das wohl ein, doch der Raub ist geschehen und die 
Wunde kann n i e geheilt werden ! 

Ich habe denn auch bei meinem Besuch in den olden- 
burgschen Fehnen Herrn Gass*) gesagt, dass die Anlage 
der Fehne nicht gut geregelt ist und dass in diesen Zustand 
keine Veränderung kommt, wenn sie es nicht auf andere Art 
z. B. wie hier anlegen und die Arbeit weiter in holländischer 
Weise ausführen. Ich halte daher auch dafür, dass der Ver- 
käufer die Verpflichtung auferlegen soll, nach welcher der 
Verfehner ca. 40 — 50 cm Bunkerde auf dem Feld zur Unter- 
grundkultur liegen lassen muss.*) 

Kann nicht ein ganz kleiner Teil der dortigen 
Torfländereien an hiesige sachkundige Verfehner weg- 
gegeben werden, wenn es auch für nichts oder unter ganz 
annehmbaren Bedingungen geschehen muss ? Dann 
kommt der Zuzug aus Holland von selbst!" 

Soweit der äusserst sachkundige Gewährsmann, dessen 
treffenden letzten Äusserungen, die hier im Zusammenhange 
wiedergegeben werden sollten und mit denen ich auf Grund 
meiner auf wiederholten Reisen in die oldenburgischen, ost- 
friesischen und holländischen Moore und Fehne gewonnenen 
Anschauungen durchaus übereinstimme, uns später noch ein- 
gehender beschäftigen werden. 

Ich kann die kurze Skizze von der holländischen Fehn- 
kolonisation nicht schliessen, ohne mit einigen Worten auf 
den Gesamteindruck einzugehen, den man von ihr empfängt. 

*) Moorkulturinspektor in Oldenburg. 
•*) Nach der neuen oldenburgischen Einweisungsordnung ist jeder 
Kolonist gehalten, nach Fehnmanier abzutorfen und zu kultivieren. 
Jedem Käufer grösserer Flächen wird vertraglich aufgegeben, mindestens 
75 cm einzubunken und den Untergrund zu kultivieren. 
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Er ist ja freilich schon oft geschildert worden und mit Recht, 
denn er haftet zu tief und gehört zu untrennbar zu jenem 
Bilde, als dass man es ohne diesen Abschluss lassen könnte. 
Doppelt nachhaltig und geradezu überwältigend ist der Ein- 
druck, den man von den holländischen Fehnkolonieen em- 
pfängt, aber dann, wenn man sie im unmittelbaren Anschluss 
an eine Besichtigung nordwestdeutscher Hochmoor- und 
Fehnkolonien besucht. Freese*) hat nur zu Recht, wenn er 
es schon vor mehr als 100 Jahren aussprach, dass die deutschen 
Fehne den holländischen bei weitem nicht gleich kämen! 
Das gilt von unseren besten Fehnen und gilt in noch viel 
höherem Grade von der Masse der minder guten Fehne, 
von den Hochmoorkolonieen im allgemeinen ganz zu 
schweigen. Wollte man die letzteren mit den holländischen 
Fehnen vergleichen, so würde der Vergleich für die grosse 
Mehrheit von jenen noch schlechter ausfallen, als wenn man 
das elendeste Kassubendorf mit dem besten Dorfe der 
Magdeburger Börde vergliche! 

Während man zu unsern Hochmoor- und zum Teil auch 
zu unsern Fehnkolonieen nach längerem Regenwetter bis- 
weilen nur auf grossen Umwegen gelangen kann und auf den 
aufgeweichten, vielfach schlecht gepflegten Sandwegen an 
den Kanälen auch nur langsam vorwärts kommt, führen in 
den groningischen Kolonieen von den Hauptpunkten, wie 
Winschoten, Veendam u. a. Strassenbahncn nach verschie- 
denen Richtungen meilenweit ins Land. So kann man von 
Winschoten über Oude und Nieuwe Pekela und Stadskanaal 
nach Valthermond erst rund 20 km (bis Stadskanaal) mit 
Dampfbahn und dann noch weit über Valthermond hinaus 
mit flottgehender Pferdebahn fahren. Fast ununterbrochen 
fährt man von Oude Pekela an /.wischen Häuserreihen, die 
nur schmalen Gärten zeitweilig Platz machen. Nichts er- 
innert in den älteren Teilen daran, dass man eigentlich durch 

*) Freese a. a. O. S. 131. Von Wildervank sagt er (S. 13s): „Mehr 
lässt sich von einer Kolonie nicht erwarten! Der untere Teil dieses 
einzigen Fehns hat fast einmal so viel Häuser, als unsere sämtlichen 
Fehne, von denen einige weit eher angelegt worden." 
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Geestland oder durch früher meterhoch von Hochmoor be- 
deckten, einstigen Meeressand fährt. Man merkt den Uber- 
gang aus den bis in die Nähe von Winschoten sich hin- 
ziehenden Marschen nach dem Moorsandboden der Fehn- 
kolonieen nicht wie anderwärts durch Dürftigerwerden der 
Gebäude, durch schlechteres Aussehen der Äcker u. s. w. 
Eher ist hier das Gegenteil der Fall! Die Bauernhäuser, in 
hübschen Gärten liegend, machen denselben wohlhabenden 
Eindruck, wie die der Marschen und auch Ackerkultur wie 
Viehzucht brauchen keinen Vergleich zu scheuen. Wie eine 
fast endlose, nur eine Strasse besitzende Stadt ziehen sich 
die Kolonieen hin mit zahlreichen Kirchen und öffentlichen 
Gebäuden, mit vielen am Kanäle liegenden Fabriken der ver- 
schiedensten Art, Schiffswerften u. s. w., mit zahllosen Läden 
und Schaufenstern, deren viele jeder Grossstadt würdig wären 
und die von dem Vorhandensein einer zahlreichen und kauf- 
kräftigen Kundschaft beredtes Zeugnis ablegen. 

Doch genug von dieser Schilderung, deren Urbild*) 
jedem Beschauer die grösste Bewunderung abringt für die 
Intelligenz und den weiten kaufmännischen Blick seiner 
Schöpfer, für ihre Unternehmungslust und ihre Tatkraft, und 
welches Betrübnis und Wehmut hervorruft, wenn man sich 
die damit verglichen mit verschwindenden Ausnahmen gerade- 
zu kläglichen Ergebnisse der deutschen Moorbesiedelung ins 
Gedächtnis ruft! 



*) Hilgenberg (a. a. O. S. 406) hat sehr recht mit folgendem Urteil : 
„Ohne Übertreibung glaube ich sagen zu dürfen, dass die Fehnkoloni- 
sation, wie sie sich in den Groninger Kolonieen entwickelt hat, die 
vollendetste Form der Ansiedelung ist, die es bisher gegeben hat. Denn 
sie vereinigt die Vorzüge unserer gewöhnlichen städtischen uBd länd- 
lichen Niederlassungen miteinander. 8 
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2. Papenburg und Börgermoor. 

Und nun zu den deutschen Fehnen, und zwar zunächst 
zu dem wohl besten und grössten, den holländischen durch 
Anlage, Ausfuhrung und Charakter in vieler Hinsicht ähn- 
lichsten, zu Papenburg. Auch hier kann es natürlich nur 
darauf ankommen, in Kürze das darzustellen, was für unsere 
vergleichenden Betrachtungen von besonderem Werte ist, zu- 
mal bereits mehrere eingehende Abhandlungen darüber von 
Behnes *)*) Diepenbrock*) und insbesondere von Hugenberg*) 
vorliegen. 

Angelegt wurde Papenburg von Diederich Freiherrn von 
Velen, dem Drosten des Emslandes, der 1630 den ein münster- 
sches Lehen bildenden Besitz erwarb. In der zweiten Hälfte 
des achtzehnten Jahrhunderts kam er durch Heirat der ein- 
zigen Tochter des letzten Grafen von Velen an die freiherr- 
lich Landsbergsche Familie. Aus ihrem Besitz ging es im 
Jahre 1853 durch Kauf für den Preis von 100000 Talern 
mit sämtlichen Rechten (an Kanälen, Sielen mit Gebäuden, 
Land — 7878 Mrg. nicht ausgewiesenes Moor — Erb- 
pächten**) u. s. w.) nebst allen Lasten mit Ausnahme des 
Patronatsrechtes über Kirchen und Schulen, des Wohn- und 
Gerichtshauses und einiger Grundstücke an die Gemeinde 
Papenburg selbst über, die das Kaufgeld von der Landes- 
kreditanstalt geliehen bekam. 

*) 1 Behnes, Beiträge zui Geschichte und Verfassung des ehemaligen 
Niederstifts Münster; Emden 1830 S. 135fr. 1 Diepenbrock a. a. O. 
S. 227/233; 534/541. " Hugenberg a. a. O. S. 329/357, von ihm ist der 
historische Teil der nachstehenden Schilderung grossenteib entnommen. 

**) Die Erbpachter hab tth Üb let rt ttft J ahrzehnt abgelöst, fiir das 
Ablösungskapital hat die Vererbpächterin, die Stadt, die grosse Ems- 
schleuse gebaut. 
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Diederich von Velen kaufte den Besitz von vornherein 
mit der Absicht, daselbst nach holländischer Art Fehnkultur 
zu treiben und er wie seine Nachfolger haben sich bei der 
Verfolgung und Erreichung ihres Zieles als vorzügliche Ge- 
schäftsmänner gezeigt. Als Muster dienten dem Gründer die 
holländischen Fehnkolonieen, über deren Einrichtung und 
Betrieb er sich ersichtlich eingehend unterrichtet hatte, da 
sich, wie Hugenberg auf Grund seiner Durchsicht des Gräf- 
lich Landsberg- Velenschen Familienarchivs berichtet, in dem- 
selben die Erbpacht- und Oktroibriefe aus einer ganzen Reihe 
von holländischen Fehnkolonieen befinden. Auch ein weiterer, 
von Hugenberg*) abgedruckter Vorschlag über die Anlage 
des Papenburger Fehns beweist, wie sorgfältig die Sache vor- 
bereitet und beraten war. Darin war u. a. die Anlage einer 
24 Fuss breiten, von der Ems — an welcher ein Ziegelwerk 
und ein Kalkofen anzulegen seien — ausgehenden Wieke 
empfohlen. Die Meyerplätze seien nach der Menge des 
Grünlandes und nach Befinden gross oder klein ab- 
zuteilen, mit fehnkundigen Meyerleuten auf bestimmte Zeit 
zu festen Bedingungen und bei zuerst niedriger Heuer zu 
besetzen. Der Torf sei mit einer Abgabe zu belegen und 
unter Aufsicht des Fehnmeisters zu verkaufen. Durch einen 
Oktroibrief seien Schutz und Befreiung von den Abgaben 
zuzusichern und zwar besonders dann, wenn „Veenparte" an 
Holländer und andere Liebhaber verkauft werden sollen, 
deren erstes Augenmerk die Freiheit sei. 

Kurz, die Absichten und Pläne für das neue Fehn sowie 
dessen günstige Lage an der dort noch Ebbe und Flut 
haltenden Ems waren unbedingt gut und viel versprechend. 
Wenn es sich gleichwohl bei weitem nicht so entwickelte, wie 
seine holländischen Vorbilder, so lag das zu einem Teil daran, 
dass es in dem durch den dreissigjährigen Krieg verwüsteten 
Deutschland und nicht in dem durch seinen Handel und 
Kolonialbesitz aufblühenden Holland lag, dann aber auch 
daran, dass man doch in manchen Punkten (geringere Aus- 
messungen der Kanäle, Fehlen von Inwieken u. s. w.) von 

*) Hugenberg a. a. O. S. 33*/333- 
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den holländischen Vorbildern zum Schaden der Sache sehr 
abwich. Gleich bei seiner Begründung hatte es unter den 
Kriegswirren schwer zu leiden und erst in den sechziger 
Jahren, also 30 Jahre nach der Inangriffnahme, begann unter 
dem Sohne des Gründers die eigentliche Besiedelungsperiode. 
Auch er hielt sich an die holländischen Vorbilder, Hess sich 
einen Fehnmeister von dort kommen und erliess insbesondere 
auch in Holland und Ostfriesland Ansiedelungseinladungen. 

Die Ansiedelungsbedingungen haben sich im Laufe der 
Zeit mehrfach geändert. Anfangs gab man die Stellen auf 
Zeitpacht von 5—20 Jahren, jedoch mit vorgesehener Ver- 
längerung und unter Gewährung gewisser Freiheiten von aller 
Schätzung aus. Bei der Anweisung der Plätze erfüllte man 
jedem möglichst seinen Wunsch. In der ersten Zeit nach 
ihrer Ankunft fanden die Kolonisten in dem sog. Bauhause 
Unterkunft. Zur Benutzung des Kanals bedurften die Kolo- 
nisten eines Erlaubnisscheines und waren zur Unterhaltung 
ihrer Teilstrecke, ausser bei gänzlichem Einsturz, verpflichtet. 
Für den Torfstich war vom schwarzen Torf der vierte und 
vom grauen Torf der fünfte (in den Groninger Kolonieen, 
wie wir sahen, der vierte, bezw. sechste Torf) in Haufen 
gesetzt abzuliefern, jedoch wurde auch auf Wunsch eine be- 
stimmte Fläche Torf gegen eine fest vereinbarte Summe zum 
Abtorfen verkauft. An Landpacht war zu zahlen das sog. 
Werftgeld für den Haus-, Hof- und Gartenplatz im Betrage 
von 1% Rtlr. jährlich sowie für das Neuland nach 4 Frei- 
jahren jährlich die allerdings sehr knapp gerechnete Einsaat. 
Da Papenburg reichlich Grünländereien besass, konnte den 
Kolonisten auch viel Weidegelegenheit geboten werden, die 
sie mit 3 schlechten Talern für eine Pferdeweide, 1% Rtlr. für 
eine Kuhweide und 1 schlechten Taler für jedes auf dem 
Moor weidende junge Rind bezahlen mussten. 

Die eigentlichen Ansiedelungsbedingungen waren also 
augenscheinlich etwas ungünstiger (höhere Abgaben vom 
grauen Torf, weniger Freijahre für Neuland) als in Holland. 

Aus der Zeitpacht wurde aber wohl noch im sieb- 
zehnten Jahrhundert ein E r b Pachtverhältnis und zwar 
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augenscheinlich derart, dass jeder nach Ablauf von 20 Pacht- 
jahren seinen Hausplatz zu erblichem Eigentum behalten, 
„von den übrigen Ländereien und Wiesen dagegen zur Er- 
kenntnis der Zuständigkeit des Hauses Papenburg und der, 
Pacht unter Fortdauer der Befreiung von obrigkeitlicher 
Schätzung und Abgabe ein Gewinngeld zahlen" solle. Die. 
ersten Anerbietungen müssen sich also wohl nicht als genü- 
gend zugkräftig erwiesen haben. 

Die Niederlassung auf dem Fehn wie die Zerteilung der 
Fehnstellen war an die herrschaftliche Zustimmung gebunden, 
die auch für den Beginn neuer Gewerbebetriebe eingeholt 
werden musste. Von ihren Hoheitsrechten machten die 
Drosten umfangreichen Gebrauch sowohl zur Regelung der 
Gemeinde- und sozialen Verhältnisse (Einrichtung einer Art 
Gemeindeverwaltung, Regelung der Sonntagsruhe, desSchank- 
wesens, des Schulbesuches u. s. w.) als auch der wirtschaft- 
lichen Zustände und insbesondere des Fehnbetriebes. 

Die Ansiedelungsbedingungen änderten sich später noch 
wesentlich und erhielten erst im achtzehnten Jahrhundert eine 
bleibendere Norm. Die Plätze gelangten in bestimmten 
Grössen, eine volle Plaatse z. B. gleich 16 (100 Ruten lang" 
und 18 — 20 Ruten am Kanal breit), eine halbe gleich acht 
Morgen, zur Ausgabe, wobei meistens der Ober- und Unter- 
grund gepachtet wurde. „Der Pächter einer Obergrundplaatse 
musste in hergebrachter Tiefe (3%, später 4 — 5 Fuss) und 
Breite längs derselben den Kanal graben, den Fahrweg in 
stand setzen und beide unterhalten. Dafür hatte er 10 Ruten 
Torf frei. Von jedem weiteren Tagewerke schwarzen und 
grauen Torfes mussten 32 bezw. 16 Stüber (zu je etwa 
5,6 Pfg.) entrichtet werden, ferner nach 4 Freijahren von 
der vollen Plaatse 2 Tage Arbeit (zu je 12 Stüber berech- 
net), 48 Stüber Werftgeld, 37 Stüber für den Pfarrer, 9 für 
den Küster. Im Falle der Behausung waren zwei Hühner 
ä 5 Stüber, und im Falle der Untergrundkultur nach acht 
Freijahren vom Ackerlande die hinter der wirklichen 
erheblich zurückbleibende Einsaat, vom Grünlande für 
je 300 Ruten (eine sog. Kuhweide) 24 Stüber zu entrichten. 
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Das Eigentum behält sich der Verpächter vor, Pächter räumt 
ihm an der Plaatse ein spezielles, an dem übrigen Ver- 
mögen ein generelles Pfandrecht ein. Er übernimmt die Ge- 
meinheits- und alle sonstigen herkömmlichen Lasten, sowie 
die Ausmessungs- und Gerichtskosten." „Diese Lasten sind, 
alles in allem, etwas geringer als die in Ostfriesland üb- 
lichen."*) 

Dies die Bedingungen, unter denen die Besiedelung**) 
Papenburgs erfolgte. Im Gegensatz zu Holland und ähnlich 
wie in Ostfriesland waren die Kolonisten wohl weit über- 
wiegend und bis zuletzt ganz oder fast ganz unvermögende 
Leute. 

Was die technische Entwickelung des Papenburger 
Kanalwesens anlangt, so wurde der Kanal zunächst zu 24 Fuss 
Oberbreite und 3%, später 4 — 5 Fuss Tiefe ausgegraben. 
Gegen die Ems war er früher durch ein Siel im Emsdeich, 
jetzt durch eine grosse Kammerschleuse abgeschlossen. 
Er enthält 4 Schleusen mit zusammen 22 Fuss Gefälle. 
Schleusen wie Siel waren bew. sind mit den Einnahmen 
teilweise an Privatleute verkauft oder verpachtet, welche 
dieselben zu unterhalten haben. Das Schleusengeld beträgt 

*) Hilgenberg a. a. O. S. 345/346. 

**) In bei Hilgenberg (S. 348 ff.) auszüglich abgedruckten Schilde- 
rungen aus Papenburg aus den Jahren 1799 und 1806 hebst es u.a. : 
„Jeder baut, wo und wie er will. Diese Unregelmässigkeit be- 
leidigt das Auge und wäre durch ein festes Reglement gar leicht zu 
vermeiden gewesen. Auf den Fehnkolonieen der Provinz Groningen 
findet sich dieser Übelstand weit seltener und überhaupt vermisst 
man in Papenburg eine Ordnung, Reinlichkeit und Nettigkeit der 
Kanalufer, der Garten, Flecken, Pfade, Brücken und Schleusen, die 
jeden Reisenden für die Pekela, für Wilderfang, Veendamm u.s. w. 
zu ihrem Vorteil einnehmen. Auf die Wege wird sehr geringe Sorg- 
falt verwendet. Es sind blosse Sanddämme neben der Fahrt.* „Was 
die Landwirtschaft anlangt, so sind die Plaatsen, wenigstens die halben 
und Viertelplaatsen in der Regel nicht hinreichend, um eine Familie 
zu ernähren. Entweder muss ein Nebengewerbe, wie der Torfstich, 
das Fehlende ergänzen, oder es müssen, wozu Gelegenheit vorhanden 
ist, Wiesen und Weiden zugepachtet werden." 
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je nach Schiff sgrösse Mk. 0,25—0,41. Im Laufe des 
letzten Jahrhunderts ist der Kanal verbreitert und vertieft 
worden und besitzt jetzt am untersten Teile auf eine kurze 
Strecke (von der Ems bis zum Hafen am Bahnhof) eine 
Breite von 23 — 25 m und eine Tiefe von 3% m, die bis zu 
5 m gebracht werden soll. Auf den oberen Strecken haben 
die Wieken durchschnittlich 10 m obere Breite und eine 
„offizielle" Fahrttiefe von 1,50 m. Dementsprechend sind auch 
die Kanalschleusen vergrössert worden und haben jetzt bei 
einer nutzbaren Kammerlänge von 33,60 m eine lichte Weite 
von 6 m, während die neue, mit gewaltigen Kosten erbaute 
Emsschleuse selbst bei einer lichten Weite von 15 m eine 
Fahrt-Tiefe von 4,5 m gestattet. Leider ist der ursprüng- 
liche Plan, den Dortmund-Emskanal durch das untere Ende 
des Papenburger Kanals in die Ems münden zu lassen, nicht 
zur Ausführung gekommen. Dadurch würde der Schiff- 
fahrtsverkehr Papenburgs einen grossen Aufschwung ge- 
nommen haben. Statt dessen hat die eigene kleine Segel-See- 
schiffahrt auch in neuester Zeit einen starken Rückgang er- 
fahren und ist zurückgegangen: 

1869 1890 1895 1900 
von 182 auf 71 auf 38 auf 18. 
Man nimmt dort übrigens an, dass man die kleinen Segel- 
schiffe in Kürze ganz verlieren wird, da sie gegenüber 
den Dampfern nicht konkurrenzfähig seien. 

Übrigens liegen die Schiffahrtsverhältnisse in und ober- 
halb Papenburgs nicht entfernt so günstig, als es nach den 
„offiziellen" Angaben über die dortigen Kanäle scheinen 
könnte. Danach sollte die Fahrttiefe in den Papenburger 
Kanälen 1,5 m betragen.*) In Wahrheit gestatten aber weder 
die Schleusen noch die Kanäle selbst solchen Tiefgang. Ins- 
besondere die III. Schleuse Papenburgs ist durch die städtische 

*) Nach Hilgenberg a. a. O. S. 355 sollen „auf den oberen Kanai- 
strecken sogar Schiffe von 40 Lasten mit einem Tiefgange bis zu 2 m* 
verkehren können! Man muss dem Verfasser wohl an Ort und Stelle 
sehr optimistische Angaben über Papenburger Zukunftskanäle gemacht 
haben. In Wirklichkeit sieht es leider ganz anders aus. 
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Baukunst zu einem wirklichen Verkehrshindernis geworden. 
Da nämlich die unteren Schleusentüren unten leck geworden, 
hat man sich auf einfache Weise zu helfen gewusst und nicht 
etwa die Türen selbst ausgebessert, sondern auf den 
Schlagbalken Bohlen aufgenagelt, durch die 
die Nutzbarkeit der Schleuse um rund i dm vermindert worden 
ist! Diese Schleuse kann bei normalem Wasserstande nur 
mit Schiffen bis 3% Fuss Tiefgang zu Tal befahren werden, 
zu Berg aber nur mit 3% Fuss oder rund 1 m. Bei schlechtem 
Wasserstande ist aber auch das noch nicht möglich. Häufig 
muss — bei irgend etwas grösserem Tiefgange oder bei 
schlechtem Wasserstande — „nachgeholfen" werden, d. h. bei 
der Talfahrt lässt man die oberen Schleusentüren etwas offen,, 
um durch den Druck des Oberwassers das Schiff über den 
untersten Schlagbalken hinweg zu schieben, bei der Fahrt zu 
Berge muss die untere Haltung aus der oberen etwas an- 
gefüllt werden, um dem Schiff die Einfahrt in die obere 
Schleuse zu ermöglichen. Beides ist natürlich mit beträcht- 
lichem Verluste an dem ohnehin zu knappen Wasser der 
oberen Haltungen, für die Schöpfwerke nicht bestehen, ver- 
bunden. 

Doch liegen die Schiffahrtserschwernisse nicht nur inner- 
halb der Stadt Papenburg selbst, sondern in ähnlicher Weise 
auch in dem die Papenburger Hauptwieke mit dem Moore 
von Börger verbindenden Teile des sog. Splittingkanales. 
Dieser auf Papenburger Gebiet liegende Teil des Splitting- 
kanals soll früher die für die Schiffahrt günstigste Strecke ge- 
wesen sein. Er ist aber von Jahr zu Jahr immer mehr ver- 
schlämmt (mit Sand und Moorschlamm), und enthält zahl- 
reiche Untiefen. Das hat zur Folge, dass die Schiffe im 
Sommer selbst bei nur 3 Fuss Tiefgang (d. h. bei einer 
Ladung von ungefähr 1% Tagewerk Torf, also bei etwa 12 bis 
15 t) in ihm auf weite Strecken durch Sand und Moor- 
schlamm gezogen werden müssen, wozu sich die Schiffer 
meist 1, häufig auch 2 Pferde mieten müssen, da sie dann 
nicht segeln können. 

Dieser Zustand schliesst die Verwendung rentabler 
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grösserer Schiffe überhaupt aus. Er verteuert nud erschwert 
die Schiffahrt ganz beträchtlich. Denn von der II. bis zur 
I. Schleuse des Splittingkanals, also auf rund 4 km, kostet 
die Miete für 1 Pferd Mk. 3, — , für 2 Pferde Mk. 5, — . Dazu 
kommt dann die Zeitversäumnis, da beim Segeln die Strecke 
in 1 Stunde, beim Ziehen aber nur in 3 Stunden durchfahren 
werden kann. Ursache dieses Verkehrshindernisses im 
Splittingkanale soll in der Hauptsache der Börger-Papen- 
burger Grenzgraben sein, der, ohne Schlammfang, die 
Schlammmasse dem Kanäle zuführt. Doch haben augen- 
scheinlich auch andere Gräben ihren Anteil daran. Diese 
Sachlage ist, wie mir gesagt wurde, der zuständigen Stelle 
bekannt, doch weigere sich Papenburg, den Kanal zu räumen, 
da der Schlamm von Börger komme, während das Landrats- 
amt die Räumung auch nicht vornehmen wolle, da die betr. 
Kanalstrecke der Stadt Papenburg gehöre. Man scheint leider 
die Räumungspflicht ebenso wie anderwärts z. B. beim Fehnt- 
jertief von Anfang an nicht genau genug festgestellt zu haben. 

Das wäre sehr bedauerlich, da die Papenburger Bürger- 
schaft nach Lage der Dinge, soweit sie nicht selbst an der 
Torfgewinnung in Börger beteiligt ist,kein Interesse hat, die 
obere Kanalstrecke gut schiffbar zu erhalten, denn je mehr 
dies der Fall ist, um so schwerer wird dem Papenburger Torf 
die Konkurrenz mit dem vorzüglichen Börger Torf. 

Alles in allem findet also die Schiffahrt in und oberhalb 
Papenburg kein günstiges Feld,*) was andererseits wieder 
ungünstig auf die dortigen Torfpreise einwirkt. 

Obwohl die Papenburger Moore ausgedehnt genug ge- 
wesen wären, ein umfassendes Wiekensystem nach hollän- 
dischem Muster entstehen zu lassen, so hat man doch hierin 
das holländische Vorbild ganz und gar nicht nachgeahmt, 
sondern vom Hauptkanale nur einige (4 grössere) Neben- 
kanäle ausgehen lassen. Die Anlage von Inwieken soll zum 

*) Als ein weiterer Übelstand für die Schiffahrt werden die mit jeder 
Schleuse verbundenen Schankstellen bezeichnet, deren es in Papenburg und 
Börger 7 giebt. Oft müssen alle sieben an einem Tage passiert und — be- 
sucht werden, was natürlich mit Geld- und Zeitopfern verbunden ist. 
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Teil deshalb unterblieben sein, weil der Sand stellenweise 
zu hoch sitze und die Anlage der Inwieken daher zu teuer sein 
würde. Doch kann dies der wirkliche Grund mindestens bei 
dem im ersten Jahrhundert der Papenburger Torfgräberei in 
Betracht kommenden Teil Papenburgs (für das „Untenende") 
nicht gewesen sein, da gerade dieser Teil ganz überwiegend 
Grünland enthält, also unmöglich hoch über dem Wasser- 
spiegel liegen kann, wie übrigens schon der Augenschein 
zeigt.*) Wahrscheinlich ist das Inwieken wohl mehr der 
Kleinheit der Kolonate (meist 8 Mrg.) wegen unterblieben, 
die bei ziemlicher Breite am Kanal (20 Ruten) nur eine 
verhältnismässig geringe Länge (100 Ruten) hatten. Länge 
zu Breite eines Vollkolonats von 16 Mrg. verhält sich also 
wie 5:1, in Holland dagegen (z. B. in Valthermond) wie 
15 bis 20 : 1. Man braucht bei dem Papenburger System auf 
dieselbe Moorfläche viel mehr Meter kostspieligen und 
schwerer anzulegenden Hauptkanales, hat aber trotzdem den 
weitesten Torf 4 — 5 mal soweit am Lande zu transportieren 
als in Holland, worunter die Rentabilität des Torfstichs natür- 
lich arg leidet. 



Die Entwicklung Papenburgs wird durch nachstehende 
Ubersicht veranschaulicht. Papenburg besass: 
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Papenburg hat Ende vorvorigen Jahrhunderts einen 



*) Auch v. Bodungen a. a. O. S. 205 sagt von Papenburg: „der 
Untergrund eignet sich besonders zu Wiesen und Weiden." 
t) mit 1692 Haushaltungen. 
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starken Aufschwung erlebt. Im vorigen Jahrhundert wech- 
selten Zeiten des Rückganges mit denen des Aufschwunges, 
wie schon aus der Zu- und Abnahme der Schiffe ersichtlich ist. 
Doch ist dieser Wechsel weniger durch die Lage des Fehn- 
betriebs als durch die der Schiffahrt, der auch der grosse 
Aufschwung Papenburgs in erster Linie zu verdanken ist, 
hervorgerufen worden. Der Torfstich ist zwar während der 
ersten beiden Jahrhunderte des Bestehens des Fehns sehr 
rentabel gewesen, da die ostfriesischen Verfehner wegen des 
viel schlechteren Zustandes ihrer Wasserstrassen mit den 
Papenburgern nicht recht konkurrieren konnten. Seit jedoch 
die Stadt*) selbst durch Kauf des Fehns (1853) die Ver- 
waltung in die Hand genommen hat, ist die Entwickelung 
der Fehnkolonisation nach wenig Jahren völlig zum Still- 
stand gekommen. Sie hat nämlich einige Jahre nach der 
Übernahme den gewissermassen merkwürdigen Be- 
schluss gefasst, künftig keine neuen Stellen 
zur Abtorfung mehr auszutun, obwohl sich 
noch jetzt rund 7000 Mrg. Hochmoor in 
städtischem Besitz befinden. 

Dieser Beschluss ist derart befremdend, dass wir seinen 
Ursachen etwas eingehender nachforschen müssen, zumal man 
auf den ersten Augenblick versucht sein könnte, darin einen 
Beweis dafür zu sehen, dass der Fehnbetrieb eben durch die 
Konkurrenz der Steinkohle erdrückt werde. Hugenberg**) 
sagt dazu wohl auf Grund der ihm auf der Bürgermeisterei 
erteilten Auskunft: 

„Man kann in diesem Beschlüsse bis zu einem gewissen 
Grade eine — zunächst nur negative — Reaktion gegen das 
bisherige System der Verfehnung durch kleine Leute 
sehen. Die Stadt litt unter einer starken Armenlast (um 1888 
ca. % der gesamten Kommunallasten), die, abgesehen von 
den Hinterbliebenen verunglückter Schiffer, hauptsächlich 
durch die neu angesetzten, z. T. dem Buchweizenbau im Stadt- 
moore übermässig ergebenen Kolonisten verursacht wurde. 

*) Papenburg erhielt 1860 Stadtrechte. 
**) Hugenberg a. a. O. S. 357. 
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Ein weiteres Anschwellen dieser Last sollte verhindert werden. 
Die Mangelhaftigkeit der zuletzt aufgeschlossenen Torflager, 
die sinkenden Kohlenpreise und die ungünstige wellen- 
förmige Gestaltung des Untergrundes der zuletzt ausgetanen 
Plaatsen verstärkten das Gewicht dieser Erwägung." 

Mir wurden für den Beschluss eine Reihe von Gründen 
angegeben. Die Stellen von 2 ha, wie man sie entsprechend 
der Anlage des städtischen Kanalsystems vergeben habe und 
nur vergeben könne, seien zu klein für eine spätere selb- 
ständige Wirtschaft. Andrerseits würde man für grössere 
Stellen, ja schon für die kleinen Stellen keine kapitalkräftigen 
Käufer finden und die Stellen würden, wenn die Besitzer in 
Geldnot kämen, doch bald wieder geteilt werden. Auf solcher 
kleinen Stelle könnten die Kolonisten aber nicht bestehen, 
sie würden bald ihre Zinsen nicht zahlen und der Stadt zur 
Last fallen, also die Armenlasten vermehren. Auch sei die 
Verwaltung der Stadt durch deren weitläufige Bebauung schon 
jetzt sehr erschwert und werde bei einer Weiterbesiedelung 
der städtischen Moore kaum zentral zu führen sein. Ferner 
seien die alten Einwohner Papenburgs auf Torfgewinnung in 
den städtischen Mooren angewiesen, da der Torf auf ihren 
Kolonaten zu Ende sei.*) Man nutzt gegenwärtig das 
städtische Moor grösstenteils durch Brandfruchtbau, aus dem 
die Stadt aber nur eine ganz geringe Reineinahme erhält, 
und dann durch Verpachtung von Torfgräbereien. Diese gibt 
man zu beiden Seiten des Splittingkanales sowie an den Kopf- 
enden der Nebenwieken aus, wobei der Grundpreis für den 
weissen Torf 1V2 und für den bessern Torf 3 Mk. p. Tage- 
werk**) beträgt, wofür an dortige Fabrikunternehmungen (ein 

*) Übrigens sparen viele Kolonisten von Obenende-Papenburg den 
vom Kanal entfernten Teil ihres Torfes für die Zukunft auf und pachten 
sich lieber Gräbereien im städtischen, zum Schifftransport günstiger 
liegenden Moor für augenscheinlich niedriges Entgelt. 

•*) Das Tagewerk Torf in Papenburg und Börger rechnet man zu 
60 cbm Moor in nassem Zustande und 12000 — 13000 Törfe, den ein- 
zelnen Torf wieder ungefähr zu 15:4:4 Zoll. In trockenem Zustande 
fasst dann das Tagewerk 32—34 cbm und kostet frei Schiff 35 bis 
38 Mk. Diese Preise sind verhältnismässig schlechter ab z.. B. in 
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chemisches Werk und eine Torfstreufabrik) grössere Flächen 
zur Abtörfung verpachtet sind. Übrigens sind diese Grund- 
preise durch Verpachtung bisweilen auf das Poppelte, für 
Lose mit gutem Torf sogar bis zu Mk. 7,— gesteigert 
worden*) 

Der Untergrund soll dann in grösseren Parzellen zu 
selbständigen Wirtschaften zur Kultivierung vergeben werden, 
womit man wenigstens in der Zukunft zu einigen selbständigen 
bäuerlichen Wirtschaften zu kommen hofft. Jetzt gibt es 
deren in Papenburg wohl keine einzige, da zum weitaus gröss- 
ten Teile auch die alten Halbkolonate von 2 ha noch weiter ge- 
teilt sind. Was zu hoch liegt, soll aufgeforstet, was tief liegt, zu 



Rhauderfehn und Idafehn, was man in Papenburg wohl mit Recht den 
schlechteren Schiffahrtsverhaltnissen zuschreibt. Ähnliches gilt aus gleichen 
Gründen für den vorzüglichen Börger Torf. 

*) Leider scheint aber die Abtörfung nicht gerade in einwand- 
freier Weise zu geschehen. Das an dem Splitting-Kanal sich entlang 
ziehende Torffeld bietet demzufolge keinen erfreulichen Anblick dar. Auf 
manchem Streifen hat man das Moor sorgfaltig bis zum Unter- 
grunde herausgenommen, auf anderen wieder ist man nicht so sorg- 
fältig verfahren, vereinzelt stehen sogar kleinere Bänke unberührten 
Hochmoores in ringsum abgetorftem Felde. Das liegt zum grossen Teile 
an den Vergebungsbedingungen, da die Pächter nicht für eine be- 
stimmte Fläche zu zahlen haben, sondern nur pro Tagewerk gestochenen 
Torfes und da ferner bei der jährlichen Neuverpachtung der Gräbereien 
keiner sicher darauf rechnen kann, seinen etwa gut angelegten Torfstich 
wieder zu erhalten, er ihm vielmehr von anderen weggepachtet oder 
sehr verteuert werden kann. Von einem Papenburger Torf-Grosshändler 
wurde mir über die dortigen Torfpreise folgende Auskunft zu teil: Die 
Torfpreise sind seit Jahren ziemlich konstant geblieben, in nassen 
Jahren steigen sie natürlich um einige Mark. In diesem Jahre sind die 
Torfpreise mittelgut, für ein Tagewerk zu 32 cbm (trocken) werden je 
nach Güte des Torfes 27—50 Mk. frei Schiff gezahlt. Der geringere Torf 
kann die Fracht nach der Ems nicht vertragen, er würde es können, 
wenn die Schiffer 45 t laden könnten. Nur der viel bessere Torf aus 
dem Börgermoor geht zum überwiegend grössten Teile nach den ost- 
friesischen Dörfern und Sielen. Der Absatz würde aber ein Weit 
grösserer sein, wenn eine grössere Schiffahrt möglich wäre. 
Stumpfe, Moor-Kolonisation. IO 
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Pachtwiesen umgewandelt werden. Ich stehe nun nicht an, 
es auszusprechen, dass ich die „Wirtschaftspolitik" der Stadt 
Papenburg nicht für richtig und die Gründe dafür, wenigstens 
die offiziell angegebenen, nicht für stichhaltig erachte. 

Was zunächst den Fehnbetrieb an sich anlangt, so ist es 
zweifellos, dass er auch gegenwärtig in Papenburg möglich 
und- rentabel wäre und es wohl auch in den letzen Jahrzehnten 
gewesen wäre, überhaupt, wenn man sich zur Anlage von 
Inwieken entschlösse*) Denn obwohl man keine Kolo- 
nisten angesetzt hat, findet ein umfangreicher Torfstich in 
Papenburg wie auch seitens der Papenburger in den benach- 
barten Mooren des Fiskus und von Börger statt.**) Dies 
zeigt sehr deutlich auch die Zahl der Torfschiffe, deren man 
1890 nur 64 zählte, während 1900 154 Kanal-, Fluss- und 
Wattschiffe, d. h. wohl ganz überwiegend Torfschiffe vor- 
handen waren. Ausserdem kommen aber noch sehr viele 
Schiffer aus den Georgs- und Rhauderfehnen, um den Torf 



*) In Papenburg ist man massgebenderadts freilich auch jetzt noch 
kein Freund von Inwieken. Man hält sie bei der Kleinheit der 
Kolonate nicht für erforderlich und furchtet eine Belästigung des Ver- 
kehrs durch die vielen Brücken. Man schätzt eben augenscheinlich 
ihre Vorzüge viel zu gering ein und erwägt nicht, dass sie nicht nur 
den Transport vom und rum Kolonat ausserordentlich verbilligen, sondern 
auch seine Kultivierung durch den aus ihm gewonnenen Sand sehr er- 
leichtern. Überdies bieten sie, was auch nicht zu unterschätzen, doch 
ein gewisses Hindernis gegen zu weitgebende Parzellierung. Jetzt ver- 
gibt man in den Papenburger städtischen Mooren den Torfstich noch 
an oder doch nahe an den Kanälen. Wenn man erst 300 m und mehr 
von ihnen ab sein wird, werden die jährlichen Pachtergebnisse viel 
weniger befriedigend sein, wenn sich dann für den Torf überhaupt noch 
Pächter finden werden. In den Kreisen der Grossefehn- und Spetzerfehn- 
gesellschaft ist man z. B. der Ansicht, dass ein nicht ganz guter Torf 
einen Landtransport mit der Karre von mehr als 250 m nicht vertrage. 
Berücksichtigt man das, dann stellt sich die Rentabilitätsrechnung für die 
jetzige Verwertungsart der städtischen Moore ganz anders, als es nach 
den gegenwärtigen Ergebnissen den Anschein haben mag. 

•*) Die Kosten des Torfstiches in Papenburg und Börger 
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nach Leer, Emden, Weener n. s_ w. zu verfrachten.*) 
Pächter der Gräbereien sind die Papenburger Bürger und 
z. T. wohl auch dort eingemietete Losleute. Zu dieser Art 
von Fehnbetrieb sind bei seinem immerhin nicht unerheb- 
lichen Umfange natürlich viele fremde Arbeiter erforderlich. 

Wie mir nun von mehreren Seiten, u.a. von einem Mitgliede 
der Armenkommission versichert wurde, stammten die Armen- 
lasten der Stadt in der Hauptsache von diesen, vielfach sehr 
minderwertigen Elementen her, die sich in der Hoffnung auf 
befriedigende Arbeitsgelegenheit aus der ganzen Nachbar- 
wurden mir (pro Tagewerk ä 60 cbm nassen = ca. 32 cbm trockenen 
Torfs) von wohlunterrichteter Seite, wie folgt angegeben. 

In Börger: 
1. Entwässern u. Abbunken rd. 3,35 Mk. 

} Graben und Karren „ ia,— „ 

4. Ringen „ 3» — «• 

5. ';, wird in Haufen gesetzt 

= aMk.p.Tagw.X , /s m 0.66 „ 

6. Ins Schiff schieben „ 5,— 
Arbeitslohn Sa. „ 33,91 « 

7. Für das Moor („Torf heuer") „ 10» — 
Gewinnungskosten u. Moor „ 33,91 „ 

Bei diesen Kosten gibt der leichte Moostorf, der nur Mk. 14 bis 
Mk. 20 bringt, natürlich keine Rente und man würde bei ordnungs- 
gemässer Fehnkultür besser tun, viel mehr abzubunken, als es in Wirk- 
lichkeit geschieht Der bessere Papenburger und Börger Torf hingegen, 
von dem der erstere mit 25 — 40 Mk., der letztere mit 35 — 50 Mk. frei 
Schiff bezahlt wird, lasst dem Verfehncr noch einen guten Gewinn neben 
einer reichlichen Bezahlung des Torfgrundes. 

Die Schiffer erhalten für die Reise nach Ostfriesland (Leer, Weener, 
Ditzum u. s. w.) für die Schiffsladung von etwa I '/t Tagewerk Torf 
35—45 Mk, im Durchschnitt Mk. 40. Die Frachten schwanken ziem- 
lich stark nach Angebot und Nachfrage, sowie nach den jeweiligen 
Wasserverhältnissen der Kanäle. Übrigens kaufen die meisten Schiffer 
den Torf selbst, sie handeln also damit. In Papenburg werden ca. 
2500 Schiffsladungen ganz überwiegend an die Bewohner und Fabriken 
Papenburgs verfrachtet. 

*) Im vorigen Herbst hat z. B. die in Stickhausen neu errichtete 
Koksfabrik nicht weniger als 1000 Tagewerk Torf in Papenburg und 
Börger gekauft 
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1. für Abbunken Mk. x— a rd. 1,50 Mk. 

3. , Graben 3 Kann a 3,75 , 5.50 » 
3., Abkarren a Frauen 3,— » 4,— , 

4. » Aufringen , 1.— » 

5. , In Haufen setzen , 1,50 » 

6. , Verladen ins Schiff 

(Durchschnitt) B 4.50 , 

Arbeitslohn Sa. , 19,— s 

7. » das Moor („Torfheucr") , 5,— , 
Gewinnungskosten u. Moor „ 34.— „ 
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schaft nach Papenburg zögen und dann sehr häufig der 
Stadt zur Last fielen, nicht aber von den eigentlichen Kolo- 
nisten. Das kann auch schon deshalb nicht wohl der Fall 
sein, weil bereits seit mehreren Jahrzehnten Kolo- 
nisten überhaupt nicht mehr angesetzt worden sind. 
In gleichem Sinne äusserten sich von mir über diese Ver- 
hältnisse eingehend befragte Papenburger Fehntjer. Ein 
Einlieger müsse für 1 Stube, die Küche und Wohnstube zu- 
gleich sei, mit dazu gehörigen „Butzen", den landesüblichen 
in die Wand eingelassenen abschliessbaren Bettlagerstätten, 
und % Mrg. Ackerland 75—100 Mk. jährliche Pacht geben. 
Das Land sei aber nicht Gartenland, sondern vielfach nur 
mässiges, draussen im Felde liegendes Ackerland, das zu- 
dem von dem Besitzer häufig jährlich umgetauscht werde, 
nachdem es der Pächter gedüngt habe. Damit verglichen 
wohne der Kolonist auf seinem Kolonate viel billiger, das ihm 
wie seiner Familie zudem eine bessere und sichere Arbeits- 
gelegenheit biete. 

In Wirklichkeit dürfte gerade das von der Stadt Papen- 
burg seit Jahrzehnten befolgte System der Abtorfung durch 
viele kleine Unternehmer, städtische Bürger, die alle in der 
Torfkampagne einige Arbeiter brauchen, für welche es nach 
ihr häufig an Arbeit fehlen wird, zur Steigerung der Armen- 
lasten beigetragen haben. Es wäre doch auch sonderbar, 
wenn gerade in Papenburg die Fehnkolonisation so grosse 
Armenlasten hervorgerufen habe, während über solche in 
den übrigen Fehnen nicht sonderlich geklagt wurde. 

Übrigens würde, wie man mir mehrfach versicherte, 
Nachfrage nach Stellen reichlich vorhanden sein. Da die 
Stadt noch rund 7000 Mrg. Moor hat, wäre eine Kolonisation 
grossen Stiles möglich. Doch wird es dazu leider nicht 
kommen, da dem hier nicht näher zu erörternde Hindernisse 
entgegenzustehen scheinen, die mit dem Fehnbetriebe und 
der Fehnkolonisation an sich nichts zu tun haben. 

Ich halte es für sehr bedauerlich und überdies für sach- 
lich nicht gerechtfertigt, dass Papenburg, das unter privater 
(Velen-Landsbergscher) Verwaltung „das gelungenste deut- 
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sehe Fehn, ja der Glanzpunkt der ganzen Moorkolonisation 
auf deutscher Seite"*) geworden ist, unter städtischer Ver- 
waltung seine Vergangenheit so völlig verleugnet und die 
Fehnkolonisation ganz einstellt, während alle seine ostfrie- 
sischen Konkurrenten gleichzeitig eine Vergrösserung ihrer 
Fehnflächen anstrebten und anstreben! 



Gewissermassen eine Fortsetzung von Papenburg bildet 
die in den letzten 20 Jahren, überwiegend aber in den 
90er Jahren entstandene Kolonie Börgermoor. Die 
grosse am Nordabhang des Hümmling liegende Börger-Mark 
mit einer Gesamtfläche von 12 158 ha wurde in den 80er Jahren 
geteilt (Rezess von 1886). Sie enthält insbesondere im nörd- 
lichen Teile mehrere Tausend Hektar Moor, z. T. Niederungs- 
moor und auf Niederungsmoor aufgewachsenes Hochmoor. 
Es ist grösstenteils von vorzüglicher Beschaffenheit (die 
„Börger Kohle") und stellt auch unabgetorft ein vorzügliches 
Kulturmedium dar. Aufgeschlossen wurde es durch den 
Splittingkanal, der auf Drängen und unter finanzieller Unter- 
stützung der Staatsregierung von der Stadt Papenburg An- 
fang der 70er Jahre bis an die Börger Mark mit aller Be- 
schleunigung gebaut wurde, weil man das Börger Moor mög- 

*) Hilgenberg a. a. O S. 357. In der Tat kommt der älteste Teil 
Papenburgs den holländischen Fehnen nahe, wennschon noch lange 
nicht gleich. Auch verfugt Papenburg wohl allein unter allen deutschen 
Fehnen an seiner Hauptwiekc Über eine Klinkerstrasse (wenigstens habe 
ich selbst in Mitte-Grossefehn und Spetzerfehn sowie anderwärts am 
Kanäle keine getroffen; in Rhauderfehn ist ein Teil der Hauptwieke 
als Teil einer staatlichen bezw. Kreischaussee ausgebaut), die allerdings 
grossenteils der Staat als eine Gegenleistung bei der Regelung des 
Streites über Ausbau und Öffnung des Kanales Papenburg und Börger 
gebaut hat. Im übrigen steht es den holländischen Fehnen aber in sehr 
rieler Hinsicht nach; es macht ihnen gegenüber besonders in seinen 
oberen Teilen einen geradezu dürftigen Eindruck, den Eindruck einer 
starken Stagnation, worauf schon die wenig zahlreichen Neubauten 
und die vielfach sehr alten und dürftigen Kolonistenhäuser schliessen 
lassen. 
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liehst schnell zugänglich machen wollte. Diese Eile hatte einen 
sehr teuren und fehlerhaften Kanalausbau (Lagerung des 
Kanalaushubes auf dem Moore an den Seiten des Kanales) 
zur Folge. Als er fertiggestellt war, brachen aber Zwistig- 
keiten zwischen der Regierung und Papenburg aus, deren 
Behebung sich einige Jahre hinzog, so dass die Strecke im 
Börger Moor (ca. 4 km) erst Anfang der 80er Jahre her- 
gestellt wurde. Dieser Kanal sollte der erste Teil eines um- 
fassenden rechtsemsischen Kanalnetzes sein. Er ist aber 
bislang ein Torso geblieben. Sein Wasserstand „soll" 1,70 m 
betragen, seine Sohlenbreite ist 6,30 m, die obere Breite 
13,10 m. Übrigens enthält er viele Untiefen, die selbst dann 
die volle Ausnutzung seines Wasserstandes nicht zulassen 
würden, wenn sie nicht schon durch die eben geschilderten 
Papenburger Kanalverhältnisse, deren Hauptwieken-Ver- 
längerüng er bildet, ausgeschlossen wäre. Verhältnismässig 
günstig für seinen Wasserstand ist die Tatsache, dass er an 
seinem Oberende am etwas höher gelegenen Börgerwald gute 
und ausdauernde Quellen anschneidet. Der Kanal wurde 
übrigens zunächst nur zu % seines Besticks hergestellt und das 
letzte Drittel erst nach 1888, nachdem es abgetorft war, 
vollends ausgebaut. 

Hinsichtlich der Schiffahrtsverhältnisse*) gilt das in 
Papenburg Gesagte. Nur liegen die Dinge noch etwas un- 
günstiger, da aller Torf durch die schlechte Papenburger 
Strecke des Splittingkanals geschafft werden muss. Eine 
eigentliche Schiffahrt kann sich dabei nicht recht entwickeln. 
Die Kolonie zählt (ausser den zur Berkmannschen Dach- 
pappenfabrik gehörigen) nur 3 kleine Schiffe mit nur je 
12V2 t Tragfähigkeit. Unter solchen Verhältnissen kann sich 
natürlich auch die Kolonie nicht voll gedeihen, was sonst 
sicher in hohem Grade der Fall sein würde. Vorhanden sind 
zur Zeit ungefähr 24 Kolonate mit meist 4—5 ha, auch bis 



•) Die Schleusengelder betragen je nach Grösse des Schiffes ?0 
bis 3? Pf. bei jeder Schleuse für das beladene Schiff,, für das unbeladene 
die Hälfte. Kanalabgaben werden nicht erhoben. 
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zu 2 ha herab. Das grösste hat 50 Mrg. und befindet sich im 
Besitz eines Handelsmannes, eines früheren Rhauderfehners* 
Es macht einen sehr guten Eindruck und wird augenschein- 
lich gut bewirtschaftet. An industriellen Unternehmungen 
ist nur die eben genannte Dachpappenfabrik kleineren Um- 
fangs und eine ganz dürftige Torfstreufabrik vorhanden, 
deren Arbeiter aus Papenburg kommen. Die Kolonisten 
mussten in den 80er Jahren rund 400 Mk. p. ha zahlen, 
während der Preis jetzt auf 800 Mk. gestiegen ist, natürlich 
nur für die Ländereien am Kanal in ungefähr 1000 m Länge. 
Der Kaufpreis ist bei der Auflassung meist gänzlich zu zahlen 
oder doch grösstenteils mit kurzen Fristen für den Rest. 
Die Bauern, die „Beerbten" von Börger, sind also sehr vor- 
sichtig. Viele Flächen sind allerdings inzwischen von Papen- 
burgern auf Spekulation gekauft worden, was einer gesunden 
Weiterentwickelung und -aus dehn ung der Kolonie kaum 
günstig sein dürfte. 

Übrigens ist noch kein Kolonist zu Grunde gegangen, 
obwohl sie meist fast mittellos gekauft und sich das Geld 
zu 4 — 5% (bisweilen wohl auch mehr) geborgt haben. 

Jetzt wird viel Moor, meist an Papenburger Schiffer 
oder Torfhändler, zum Abtorfen vergeben. Der Preis be- 
trägt 800—1200 Mk. p. ha für mittleren bis besseren Torf und 
ist in 5 Jahresraten zahlbar. Die Fläche selbst fällt nach 
10 Jahren an die Bauern zurück. Häufig tun sich einige 
Schiffer zusammen und pachten sich eine grössere Fläche 
etwa 10 ha (1000 m lang), die sie dann unter sich teilen. 
Z. Z. werden aus Börgermoor gegen 1000 Schiffsladungen 
nach Ostfriesland verfrachtet. Durch diese Papenburger 
Nachfrage ist nun das Moor sehr verteuert worden, so dass 
der Ankauf eines ganzen Kolonates überhaupt für kapital- 
schwache Bewerber kaum mehr möglich ist. Die Kolonie 
wird sich demzufolge wohl erst nach der Abtorfung weiter 
ausdehnen. Der Untergrund eignet sich zur Kultivierung 
sehr gut. Leider ist die Abwässerung, insbesondere ober- 
halb der IL Schleuse sehr mangelhaft. 

Börgermoor hätte alle Grundlagen zu einer blühenden 
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Fehnkolonie und wurde sich zweifellos grossartig entwickeln, 
wenn man ihm einen Kanal von den Abmessungen des Süd- 
— Nordkanals (aber „fehngerecht" und nicht nach früherem 
staatlichen Muster gebaut!) und einen ordentlichen 
Verfehnungsplan mit Inwieken (wie beispielsweise in 
Valthermond) verschaffte. Werden wir je dazu kommen?? 

Wie wichtig für Börgermoor ein brauchbarer Kanal 
wäre, zeigt die Tatsache, dass der jährliche Schiffs- 
verkehr auf der auf Börger Gebiet lie- 
genden Strecke von 5 km eine Einladung 
von nicht weniger als 15 100 t aufwies, der 
ganze Süd-Nordkanal dagegen auf 44,1 km 
nur 8560 t!*) Wäre das ursprünglich für die rechts- 
emsischen (Hümmlings-) Moore geplante Kanalnetz mit 2 m 
Wassertiefe und einer Sohlenbreite von 8,5 m bei einer zwei- 
fachen Dossierung zur Ausführung gekommen, dann würde 
der Versand aus Börgermoor um ein vielfaches 
grösser sein und blühende Fehnkolonieen 
haben entstehen lassen. 

*) Führer auf den deutschen SchiffahrUstwssen ; 1 893 L Tl., S. 222/224. 
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3. Die ostfriesischen Fehnkolonieen.*) 



Auch für sie hat die holländische Fehnkolonisation 
zweifellos die Anregung und das Muster gegeben. Doch die 
Kopie bleibt in allen Stücken weit hinter dem Original 
zurück ! Die Ausführung der ostfriesischen Fehnkolonisation 
weist wie die holländische bei erheblichen Abweichungen in 
der Art der Anlage, Ausführung und Entwickelung doch 
sehr viel Gemeinschaftliches auf. Für unsere spätere Be- 
trachtungen dürfte es aber von grossem Wert sein, die teil- 
weise nicht unerheblichen Unterschiede etwas näher kennen 
und in ihrer Bedeutung würdigen zu lernen. Deshalb em- 
pfiehlt es sich wohl, die Entstehung und Entwickelung einiger 
wichtiger Fehne im Zusammenhange vorweg kurz darzustellen 
und daran die Darlegung wichtiger Unterschiede (Vor- oder 
Nachteile) zwischen den einzelnen Fehnen sowie einige all- 
gemeine Betrachtungen zu knüpfen. 

a) Das Grossefehn (und Wilhelmsfehn I). 

Das Grossefehn ist ungefähr gleichaltrig mit Papenburg. 
Sein Ursprung datiert aus dem Jahre 1633, in welchem der da- 
malige Landesherr von Ostfriesland der Gesellschaft den 
Erbpachtbrief über eine Moorfläche von 400 Diemat (zu 

*) Bei den nachstehenden Ausführungen sind für den historischen 
Teil benutzt: 

1. v. Bodnngen a. a. O. S. 144/203. 

2. Freese, Über die Fehne, Aurich 1789. 

3. Hugenberg a. a. O. S. 98— 191. 

4. Verhandlungen der Zentral - Moor - Kommission ; Protokoll X 
S. Iiff.; XI S. t— V1X; XIII S. 26/30; XIV S. 84fr.; XVI Anhang 
S. 56/57; XXIV S. 66/67. Über Grossefehn speziell auch 43. Prot. 
Anhang I S. 17/25: Referat von Landrat Dr. Iderhoff- Aurich. 
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3% Mrg.) verlieh. Die Gesellschaft bestand aus 4 Emdener 
Bürgern, die die Torfgewinnung und Verwertung für ge- 
meinschaftliche Rechnung betrieben, allerdings mit wenig 
befriedigendem Erfolge, so dass ein späterer Teilnehmer so- 
gar seinen % Anteil im Stich Hess. Als die Geschäftsanteile 
1673 sämtlich in die Hand der Familie Lambers übergegangen 
waren, änderte diese das Betriebssystem und ersetzte den 
Eigenbetrieb durch das Pachtsystem. 

Sie verpachtete den Ober- und Untergrund getrennt und 
zwar den Torfstich nach „Pütten" (Flächenmass mit in den 
einzelnen Fehnen wechselnder Länge, meist 7 — 10 Fuss breit), 
den Untergrund gab sie dagegen in Flächen von etwa 
4 Diemat in Erbpacht. Dieses Verfahren gab zwar etwas 
bessere Rente, befriedigte aber auch nicht, so dass die Ge- 
sellschaft 1710 dazu überging, die unabgetorfte Fläche in 
Grössen von etwa 4 Diemat zu verpachten. Die in der Hand 
einer Familie vereinigten Gesellschaftsanteile zersplitterten 
sich später wieder, so dass die Gesellschaft 1781 schon 
aus 7 und 1812 aus 12 Mitgliedern bestand. Ihre Zahl war 
bis 1878/79 auf 40 angewachsen, während 1896 die Zahl der 
Anteile sogar 56 betrug, von welchen noch dazu einige wieder 
in mehreren Händen waren. Diese grosse Mitgliederzahl, 
deren Zustimmung zu jedem Vertragsabschlüsse erforderlich 
war, erschwerte jede Rechtshandlung und beeinträchtigte die 
Verwaltung ganz ausserordentlich. Um der Gesellschaft mehr 
Beweglichkeit zugeben, sind ihr auf ihr Gesuch in Anerkennung 
ihres gemeinnützigen Zweckes durch Allerhöchste Kabinetts- 
Ordre vom 24. Februar 1897 Korporationsrechte verliehen 
worden, also rund % Jahrtausend nach ihrer Gründung. Ihr 
statutenmässiger Zweck ist die „Kultivierung der ihr 
überlassenen bezw. noch weiter zu acquirierenden Moor- 
ländereien durch anzusetzende Kolonisten 
in der in Ostfriesland hergebrachten Weise. 0 

Die Gesellschaft hat wechselnde Schicksale durchgemacht, 
eine andauernde Rente aber erst im vorigen Jahrhundert er- 
zielt. Ihr anfängliches Betriebskapital betrug bei der Grün- 
dung 16000 Gld., es musste in der nächsten Zeit wieder» 
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holt verstärkt werden, ohne indessen eine dauernd oder an- 
nähernd befriedigende Rente abzuwerfen. Diese ergab sich 
erst am Schlüsse des 18. Jahrhunderts, das Jahr 1806 brachte 
jedoch schon wieder einen argen Wechsel, zumal die Gesell-; 
schaft inzwischen erhebliche Aufwendungen für Wasser^ 
bauten gemacht und sich dadurch mit 26000 Tlr. Schulden 
belastet hatte. Es kamen dann wieder sehr schlechte Zeiten, 
so dass die Anteile grossenteils weit unter Wert verkauft 
wurden. Erst um 1830 begann ein neuer Aufschwung und 
damit auch eine ziemlich regelmässige Dividendenzahlung. 
Während 1867 der Besitzstand der Gesellschaft auf 171 000 Mk. 
geschätzt wurde, bewertete sie ihr Reinvermögen, bestehend in 
Grundstücken, Erbpachten, Torfheuern und Kapitalien, nach 
dem neuesten Statut 446648 Mk. Ausserdem ist sie Eigen- 
tümerin des Kanals, der allerdings für den öffentlichen Ver- 
kehr freigegeben ist, sowie der Schleusen, Schleusenwärter- 
häuser und Schöpfwerke, ohne indessen aus diesen Anlagen 
ein Reineinkommen zu ziehen, da die betr. Gebühren nur 
zur Erhaltung der Anlagen verwandt werden. 

Die Fläche der Gesellschaft ist im Lauf der Zeit mehr- 
fach erweitert worden. Sie empfing im Jahre 1633 ihre 
ersten Erbpachtländereien in einem Umfange von 400 Diemat 
(ca. 390 ha). Da die Abtorfung zuerst sehr langsam vor 
sich ging, waren diese knapp 400 ha erst in ca. 150 Jahren 
ziemlich abgetorft und kultiviert, so dass die Gesellschaft 
erst 1781 auf ihren Antrag weitere 227 Diemat*) vom Fiskus 
überwiesen erhielt. Nun ging die Verfehnung schneller vor 
sich, da gleich nach dieser Zuweisung auch die Wasserstrasse 
des Fehns wesentlich verbessert wurde. Infolgedessen be- 
gehrte und erhielt sie weitere 473 Diemat 1802 faktisch und 
— durch einen Eigentumsstreit zwischen dem Fiskus und der 
Gemeinde Aurich-Oldendorf verzögert — 1812 auch rechtlich 
überwiesen. Späterhin erhielt sie noch zweimal — in den 
drcissiger Jahren des vorigen Jahrhunderts sowie 1878/79 — 



*) Nach Dr. Iderhoff; r. Bodungen (a. a. O. S. 192) dagegen 
300 Diemat. 
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je 400 Dicmat. Demnach würde die Gesellschaft jetzt, aus- 
schliesslich ca. 70 ha angekauften Privatlandes, rund 1800 ha 
besitzen. Nach den mir von der Direktion gemachten An- 
gaben beträgt ihr Areal einschl. Wilhelmsfehn I. nur 1759 ha 
oder 7036 Mrg. 

Bis auf die im Jahre 1878/79 überwiesene Vergrösserung 
von 400 Diemat, die einen eigenen Bezirk (Wilhelmsfehn I) 
bildet und der Gesellschaft für rund Mk. 25,— p. ha zu 
freiem Besitz übereignet wurde, empfing sie ihr Areal 
vom Fiskus (zuerst vom ostfriesischen Fürsten, dann von 
der preussischen, der französischen, der hannoverschen — 
und das letzte Eigentumsareal wieder von der preussischen — 
Regierung!) in Erbpacht. 

Für die ersten 400 Diemat waren jährlich 50 Taler an 
Torfheuer und für das Diemat abgetorften Landes nach 
2 Frei jähren und 8 mit nur halber Zahlung (also % Rtlr.) 
belasteten Jahren Vi Taler Erbpacht zu entrichten und ausser- 
dem von jedem Hause ein Huhn und eine Stiege Eier. Für 
die 1781 überwiesenen 227 Diemat hatte die Gesellschaft mit 
10 Talern pro 100 Diemat nach 6 Frei jähren beginnend und 
bis zu 50 Rtlr. steigend (und zwar alljährlich um rund 2 Taler) 
diesen Höchstbetrag als Erbpacht abzuliefern nebst der auf 
% Rtlr. erhöhten Hausprästation. Auch war sie verpflichtet, 
auf mindestens je 8 Diemat ein Haus zu errichten. Die frühere 
Erbpacht vom Untergrund war hierbei mit der gegen früher 
wesentlich erhöhten Torfheuer („Konsensgeld") verbunden, 
da die häufige Nachmessung des Untergrundes sich ebenso 
kostspielig wie lästig erwiesen hatte. 

Die dem Vererbpächter (Fiskus) zu zahlenden Erbpachts- 
und Hausprästationsgelder hat die Gesellschaft 1888 abgelöst. 

Die Schaffung und der Ausbau der Schiff- 
fahrtsstrasse war nun die erste Hauptaufgabe der Ge- 
sellschaft. Ihre Lösung ist indessen in wirklich befriedigender 
Weise auch jetzt noch nicht erfolgt. Die Schiffahrtsverhält- 
nisse lagen von Haus aus nicht ungünstig, da das südlich 
von Emden mündende und mit dieser Stadt durch einen 
von Emdener Bürgern gegrabenen Kanal verbundene Fehn- 
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tjertief (ein kleiner Fluss) eine schon schiffbare Wasser- 
strasse bot, an die sich (West-) Grossefehn leicht anschliessen 
Hess. Freilich wäre zu einem gedeihlichen Betriebe von An- 
fang an ein durchgreifender Ausbau dieser Wasserstrasse, die 
noch nicht 2% Fuss Wasserstand*) (gegen damals 
schon 4—5 Fuss in Holland) besass, und ein dement- 
sprechender Ausbau der eigentlichen Fehnkanäle erforderlich 
gewesen. An der Nichterfüllung dieser unerlässlichen For- 
derung krankte der ganze Fehnbetrieb von vornherein. 
Die Abmessungen der Kanäle waren viel kleiner wie in 
Holland und für eine gedeihliche Schiffahrt ganz ungenü- 
gend.**) Hieran hat gerade auch Grossefehn oft schwer zu 
leiden gehabt, da es keine Inwieken, sondern nur 2 gleich- 
laufende Hauptkanäle besass, von denen der eine, die Süder- 
wieke, schon mit rund 1500 m endigt, während die Norder- 
wieke rund 14 km lang ist 

Da der Kanal fast in gerader Linie bergan steigt — seine 
oberste Haltung liegt auf der Wasserscheide des Ems- Jade- 
gebietes — , so waren zur Bewältigung des Höhenunter- 
schiedes von ca. 7 m auf der kurzen Strecke 4 Schleusen 
nötig, die demnach durchschnittlich je 6 Fuss Gefälle haben. 
Bei der unglücklichen, direkt berangehenden und völlig 
inwiekenlosen Kanalanlage mit geringem seitlichem 
Zuflussgebiete mangelt den oberen Haltungen im Sommer 
natürlich sehr häufig das Wasser trotz eines Dampfhebe- 
werkes an der untersten Schleuse am Fehntjertief und trotz 
Windmühlenhebewerken an den oberen 3 Schleusen. Als 
nun 1780 die Klagen wegen der oft monatelangen Unpassier- 

•) So erliess die Stadt Emden, der der unterste Teil des Febntjer- 
tiefs gehörte, 1750 die Verordnung an ihre Sielwärter, dass im Interesse 
der Schiffahrt der Wasserstand des Tiefs auf 2 1 /« Fuss gebracht werden 
solle. Das lässt darauf schliessen, dass es diese Tiefe häufig nicht 
gehabt hat. 

**) Die obere Breite der Kanäle wechselte nach Freese a. a. O 
S. 101 in den verschiedenen Fehnen zwischen 24 — 34, die Sohlenbreite 
zwischen 12—24 Fuss, während die Fahrtiefe im Sommer zwischen 1,1 
bis 3 Fuss, schwankte, d.h. die Kanäle zeitweilig unpassierbar waren. 
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bärkeit des ; Fehntjertiefes immer lebhafter wurden, und die 
-Wettbewerbs- und Lebensfähigkeit aller an ihm liegenden 
Fehne völlig in Frage stand, rafften sich endlich die Fehn- 
gescllschaften auf und führten, da sie von der Kammer keinen 
Zuschuss erhielten, die Räumung des Fehntjertiefs wie einiger 
Privatkanäle (u. a. des Grossefehnkanals) auf eigene Kosten 
in der Art durch, dass sie sich durch Erhebung von Kanal- 
gtldern dafür wieder bezahlt machten. Obwohl dieses Vor- 
gehen schon sehr günstig gewirkt hatte, war es doch nicht 
durchgreifend genug, um alle Klagen verstummen zu lassen, 
so dass sich endlich der Fiskus wie die ostfriesischen Stände 
bereit fanden, den Fehnen, freilich wieder nur notdürftig, 
beizuspringen. Sie warfen insgesamt rund ioooo Taler aus zur 
Instandsetzung des Fehntjertiefs sowie 18000 Taler zur Her- 
stellung der Privatkanäle, letzteres als Darlehn, 10 Jahre 
zinsfrei. Mit diesen Mitteln wurde das Fehntjertief auf an- 
nähernd 3 Mi Fuss Wassertiefe gebracht, desgleichen auch der 
Grossefehnkanal. 

Leider wurde es verabsäumt, die Räumungs- und Unter- 
haltungspflicht für das Fehntjertief festzustellen, zu welcher 
sich für eine längere Strecke keine Instanz bekennen will. 
Die Folge davon war, dass nach 100 Jahren, also um 1890 
das Fahrwasser in demselben durch Versandung und Auf- 
schlammung (Moorschlamm), durch schnellere Wasserabfüh- 
rung infolge grösserer Siele schlechter war wie um 1790. 
Daher ertönten denn um 1890 auch aus Grossefehn fast die 
gleichen Klagen wie damals über die Erschwerung und zeit- 
weilige Behinderung der Schiffahrt. Den schlimmsten Ubel- 
stand hat man nun in der ersten Hälfte der neunziger Jahre 
durch Reinigung des Fehntjertiefs und des Grossefehnkanals 
mittels Baggerung abgestellt. Nach einer Polizeiverordnung 
vom 25. Aug. 1895 müssen es sich die Schiffer gefallen 
lassen, bei der Schleuse bis zu 3 Stunden (also bei den 
4 Schleusen zusammen event 12 Stunden!) zu warten, damit 
sie der Wasserersparnis wegen mit anderen Schiffen zugleich 
durchgeschleust werden können. Die Versuche, eine gründ- 
liche Abhilfe zu schaffen durch Schaffung eines beweglichen 
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Dampf Schöpfwerkes, sind trotz der in Aussicht gestellten 
staatlichen Beihilfe gescheitert, weil „die Fehngesellschaft die 
von den Fehnschiffern behauptete Verpflichtung zur Her- 
stellung solcher Anlagen, die eine genügende Wasserversor- 
gung zu jeder Zeit sicherstellen, nicht anerkennen will und 
vielmehr der Meinung ist, dass sie Schleusen und Hebewerke 
nur im bisherigen Zustande zu erhalten habe". 

In den beiden letzt verflossenen Jahrzehnten hat die 
Gesellschaft jährlich durchschnittlich etwa 200 m gewiekt, 
wobei die Verlängerung des Hauptkanals eine durchschnitt- 
liche Sohlenbreite von 6 m und einen mittleren Wasserstand 
von 1,60 m haben soll. Ob dieser in der Tat erreicht bezw. 
längere Zeit erhalten wird, dürfte indessen wohl fraglich 
sein, da die älteren Kanalteile nach amtlichen Angaben*) 
nur eine Tiefe von 1,1—1,4 m haben sollten und sie durch 
das Baggern kaum so sehr vertieft worden sein dürften. Als 
ich Anfang November 1902 in Grossefehn war, betrug der 
Wasserstand der unteren Haltung über dem Schlagbaum der 
II. Schleuse (Mittegrossefehn) nur ca. 4 Fuss, obwohl der 
Wasserstand verhältnismässig günstig war, so dass z. B. jedes 
einzelne Schiff ohne auf andere zu warten, durchschleusen 
konnte. Das lässt vermuten, dass in den oberen Haltungen 
die Verhältnisse zum mindesten nicht günstiger liegen. Wäre 
es etwa auf den neuesten Strecken aber doch der Fall ge- 
wesen, so brächte es der Schiffahrt keinen Nutzen, da nach 
obigem die Schleusen selbst bei günstigem Wasserstande 
keinen grösseren Tiefgang als vielleicht 3% Fuss zulassen, 
ein Tiefgang, der im Sommer bei knappem Wasser (wenig 
Wind zum Pumpen!) natürlich vielfach nicht erreicht wird. 
Übrigens wurde mir mehrseitig versichert, dass das Haupt- 
erschwernis der Schiffahrt im Fehntjertief liege, das die an- 
grenzenden Sielachten zu einseitig für ihre Abwässerungs- 
interessen benutzten, wodurch die Schiffahrt alljährlich lange 
Zeit schwer zu leiden habe. Jedenfalls liegen die Schiffahrts- 
verhältnisse für die Fehne der Fehntjertiefgruppe auch jetzt 
noch durchaus nicht befriedigend, obwohl man auch staat- 

*) Die Wasserstrassen in Preussen ; Denkschrift, Berlin 1877 u. 1893. 
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licherseits schon wiederholt Massnahmen zur Besserung der 
betr. Schiffahrts Strasse ergriffen hat. Die Massregeln waren 
leider nie durchgreifend, so dass nach dem letzten Ein- 
greifen des Staates der zuständige Landrat mit Recht „den 
Zustand als für die Dauer unhaltbar" bezeichnet.*) 

Die auf den Kanälen des Grossefehns**) verkehrenden 
Schiffe haben eine Grösse von 28—35 cbm und kosten neu 
rund 800 Taler. Die grösseren von ihnen haben eine Trag- 
fähigkeit von 10 Roggenlasten zu je 40 Ztr., also zu 400 Ztr. 
Ihre Ladung beträgt bei besserem Wasserstande 3 Torf- 
lasten, im Sommer nur 2%. Die Angaben über das Gewicht 
einer Emdener oder einer Grossefehner Torflast schwanken 
allerdings ausserordentlich. Ihrem Laderaum und ihrer Trag- 
fähigkeit sowie dem Wasserstande nach werden sie je nach 
Verhältnissen 240 — 400 Ztr. Torf (also ungefähr 1% bis 
2 Rhauderfehner Tagewerke Torf) laden. Das ist eine 
ungenügende, die Rentabilität der Schiffahrt wie der Torf- 
gewinnung herabdrückende Ladung. 

Die Ansiedelungsbedingungen haben im 
Laufe der Zeit grosse Änderungen erfahren. Nach- 
dem man 1710 den Torfstich auf eigene Rechnung eingestellt 
hatte, erfolgte auf dem Grossefehn, das damit allein in Ost- 
friesland stand, lange Zeit eine Trennung des Ober- und 
Untergrundes, ähnlich wie teilweise in Holland und Papen- 
burg. Der Verkauf des Obergrundes erfolgte nach „Putten" 
meistbietend gegen ein ratenweise zu zahlendes, nach Torf- 
lager und Konjunktur stark schwankendes Kaufgeld und 
gegen die Verpflichtung ordnungsmässigen Torfstiches und 
Zurücklassung und gleichmässiger Ausbreitung der Bunkerde. 
Der nach Abtorfung an die Gesellschaft zurückfallende Unter- 
grund wurde von dieser meist in Parzellen von 4 Diemat 
kauf- oder pachtweise abgegeben gegen ein Kaufgeld von 
50—500 Gld. und eine jährliche Erbpacht von 1% Rtrl. pro 
kultivierten Diemat. 

•) Landrat Dr. Iderhoff- Aurich ; 43 Prot. d. Z.-M.-K. S. 21. 
**) Ebenso des Spetzerfehns und der südlichen Fehntjertiefgruppe, 
von der einzelne Fehne noch schlechtere Fahrverhältnisse besitzen sollen. 
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Doch ist diese Trennung seit 1835 aus dem Gebraueh 
gekommen und das Verfahren hat sich hierin dem auf den 
anderen Fehnen üblichen angeschlossen. Der Pächter, der 
jetzt zwar nicht mehr rechtlich, da ja Erbpacht vertrage 
rechtsverbindlich nicht mehr geschlossen werden können, aber 
bisher doch tatsächlich als Erbpächter gelten konnte, da ihm 
die Ablösung sehr erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht 
wird*), muss alle Lasten und Servituten des Kolonats ohne 
Entschädigung übernehmen. Er darf es ohne schriftliche 
Genehmigung nicht verkaufen, zerteilen oder verpfänden und 
räumt dem Obererbpächter ein Vorkaufsrecht ein, abgesehen 
von Übergängen an „Aszendenten und Abkömmlinge". Bei 
jedem Besitzübergang (ausser auf „leibliche Descendenz und 
überlebende Ehegatten") muss je eine volle Erbpacht als 
Auffahrts- und als Abfahrtsgeld sowie je Mk. 3,— als 
Konsens- bezw. Umschreibegebühr gezahlt werden. Bei 
Zerstückelungen sind Konsens, Umschreibegebühr, Ab- 
und Auffahrt von jeder Parzelle zu entrichten. In 
spätestens 20 Jahren muss ein versicherungsfähiges Haus 
mindestens 13 m, früher 30 rheinl. Fuss (9,3 m) vom Kanal 
entfernt**) gebaut und gegen Feuer versichert werden, das 

*) Auf Jheringsfehn hat der Obererbpächter die Ablösung der Erb- 
pacht dadurch so gut wie gänzlich ausgeschlossen, dass er den Erb- 
pächtern für den Ablösungsfall vertraglich das Mitbenutzungsrecht für die 
Kanäle und Wege entzogen hat! Die Ablösung nach dem Gesetz vom 
2. Juli 1876 ist übrigens schon dadurch sehr erschwert, dass nicht der 
einzelne, sondern nur der ganze Verband der Untererbpächter ablösen 
kann und auch nur dann, wenn der Fortbestand der gesamten Kolonie- 
anlagen sichergestellt ist. Der Obererbpächter hat aber keinerlei 
Interesse an der Ablösung, da sie gesetzlich nur zum zwanzigfachem 
Betrage erfolgen kann. Dies hat zur Folge gehabt, dass obiges Ab- 
lösungsgesetz bislang sehr wenig Anwendung gefunden hat. Meines 
Wissens ist nur in Papenburg abgelöst und für Rhauderfehn ist im 
vorigen Herbst die beantragte Ablösung von der Generalkommission 
für „stattnehmig" erklärt worden. 

**) Mit dieser Bestimmung hat man es leider früher nicht genau 
genommen. Ich habe in Mittegrossefehn mehrfach die Entfernung der 
Häuser vom Wasserspiegel abgeschritten und habe an ein paar Stellen 
Stumpfe, Moor-Kolonisation. II 
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Land ist bald mit einem „tüchtigen Schloot" zu umgeben, 
der halbe Kanal ist vom Kolonisten in der Breite seines 
Kolonats zu unterhalten und am Kanal entlang ein Weg 
von 7 m (früher 24 Fuss) Breite anzulegen, ferner die Dreh- 
posten, zu denen er angewiesen wird, mit anzulegen und in 
stand zu halten, widrigenfalls die Fehngesellschaft die Arbeit 
auf Kosten des Saumigen ausführen lassen darf. 

Die Obererbpächter behalten sich das Recht vor, das 
Land zu allgemeinen Zwecken bezw. wenn der Pächter seinen 
Vertrag nicht erfüllt oder das Kolonat wirtschaftlich ver- 
kommen lässt, ganz oder teilweise nach unparteiischer Taxe 
zurückzunehmen. Der Erbpächter zahlt die Vertrags- und 
Eintragungskosten sowie dem Fehndirektor eine Vertrags- 
gebühr von Mk. 6, — . Er unterwirft sich jetziger und zu- 
künftiger Verlaatsordnung sowie der Verpflichtung zur 
Zahlung der betr. Kanal- und Schleusengelder.*) 

An Zahlungen hatte der Untererbpächter früher für den 
Torf ein Antrittsgeld und eine Torfheuer,**) für den Unter- 
grund ein Erbpachtsgeld zu entrichten. Das Antrittsgeld 
wurde in den ersten Jahren mit der Torfheuer bezahlt, be- 
deutete also gewissermassen nur ein erhöhtes Torfgeld. Die 
Torf heuer wurde für jeden Platz nach der Zahl der auf ihm 
nach Schätzung vorhandenen Tagewerke Torf (7 Fuss rheinl. 
breit und 96 Fuss lang) berechnet und in (meist 20—30) 
Jahresraten gezahlt. Die Erbpacht stieg periodisch bis zu 
1 % Tlr. für das Diemat.***) Für die Kanal- und Schleusen- 
eine Entfernung von noch nicht 6 m vom Wasserspiegel bis zur Haus- 
wand gefunden! Derartige Verhältnisse erschweren, ja verhindern geradezu 
jede Verbreiterung und wirklich genügende Vertiefung des Kanals. 

*) Früher: im Falle lässiger Erfüllung seiner Verpflichtungen der 
Verweigerung der Durchfahrt durch die Schleusen, sowie der paraten 
Exekuüon rücksichtlich der Erbpacht und sonstigen ständigen Gefälle. 

*♦) Nach v. Bodungen a. a. O. S. 174/175 betrug das Antrittsgeld 
5 — 7 Tlr., die Torfheuer 50 — 60 Tlr. pro Morgen. 

***) Gegenwärtig wird nur noch ein von Fall zu Fall vereinbartes 
unverzinsliches Kaufgeld erhoben, das sich im allgemeinen zwischen 
500—1000 Mk. pro ha hält und nach Fertigstellung des Kanals, also 
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gelder gilt der Tarif vom 14. Juli 1887. Die ersteren betragen 
je für Hin- und Rückfahrt für das unbeladene Schiff 30 Pfg., 
für das beladene je nach Art der Ladung 0,60 — 1,20 Mk. Als 
Schleusengelder sind bei jedem Verlaat zu zahlen für ein un- 
beladenes Schiff 20 Pfg., für ein beladenes je nach Ladung 
0,40 — 1,05 Mk. 

Da die Ansiedler vertraglich alle Lasten übernehmen, 
bleibt ihnen auch die Regelung ihrer Kirchen- und Schul- 
verhältnisse ohne finanzielle Mitwirkung des Obererbpächters 
ganz allein überlassen. Nur für das Gebiet der letzten Ver- 
grösserung, das den unter Herrschaft der Gesellschaft stehen- 
den Gutsbezirk Wilhelsmfehn I bildet, hat die Gesellschaft 
sich beim Kauf vom Fiskus die Verpflichtung auferlegen 
lassen, eine Fläche von je 4,194 ha (zusammen also 12,582 ha) 
seinerzeit der neugebildeten politischen, Kirchen- wie Schul- 
Gemeinde als Dotation zu überweisen und ausserdem für die 
Schule noch eine Baubeihilfe von Mk. 1500 zu zahlen. Alle 
ausbedungenen Verpflichtungen werden, soweit sie ein- 
tragungsfähig sind, bei der Auflassung ins Grundbuch ein- 
getragen. 

Die Grösse der Kolonate ist leider sehr niedrig 
gegriffen. Bei gleichbleibender Länge von 81 Ruten 
(= 377,67 m) schwankte die Kolonatsbreite früher 8 Ruten bis 
19,4 Ruten (ca. 37 m bis ca. 90 m) und dementsprechend die 
Grösse von 2% — 6 Kammerdiemat (1,42 — 3,40 ha). 1860*) 
wurden bei der damaligen Fehnaufstreckung von 208 Ruten 
meist nur Kolonate von 6 Diemat (3,40 ha) zu 
100 Ruten (467 m) Länge und 15,6 Ruten (72,8 m) 
Breite ausgewiesen, jetzt sind sie 1,87 ha gross und 
durch Anlage von Querwieken auf eine verhältnismässig 
günstige Form, Länge 250 m, Breite 75 m, gebracht worden. 
Diese Kolonate sind natürlich viel zu klein, um der Besitzer- 

2—4 Jahre nach Kolonatsübernahme beginnend, in 20 Jahresraten 
zahlbar wird, sowie eine nach 15 Freijahren fällige Erbpacht von 
10 Mk. pro ha. Konsensgebühr, Auf- und Abfahrtsgelder werden wie 
früher erhoben. 

*) v. Böchingen a. a. O. S. 193. 
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familie nach völliger Kultivierung Arbeit und Unterhalt zu 
gewähren. Die letzte Vergrösserungsfläche, das Wilhelms- 
fehn, empfing die Gesellschaft laut Kaufvertrag und dem 
ihm angehängten von der Gesellschaft entworfenen und vom 
Fiskus genehmigten Gründungsplane u. a. mit der Verpflich- 
tung, „das Hochmoor in Parzellen von 2—4 ha an 
nach Fertigstellung der Hauptkanäle anzusetzende Kolonisten 
zu verkaufen, zu vererbachten resp. zu überlassen". Man 
hat hier also die Grösse von 2 ha als untere Grenze amtlich 
gutgeheissen, in Wirklichkeit sind die Stellen aber hinter 
dieser kleinen Mindestgrösse noch zurückgeblieben. Die 
Kleinheit der Stellen hat zur Folge, dass, wie Dr. Iderhoff 
angibt, „auch auf dem älteren Fehn, wo die Stellen sonst 
ja schon grösser vergeben wurden, allmählich viele Stellen 
zusammengelegt worden und so die kleinen Kolonate nur 
noch auf dem jüngsten Fehn vorhanden sind"*) 

Das Fortschreiten der Besiedelung von Wilhelmsfehn I 
muss übrigens als befriedigend bezeichnet werden. Von 1885 
bis 1900 sind rund 50 Kolonate ausgegeben worden, wobei 
die durch die oben erwähnte Anlage von Querwieken ge- 
schaffene günstigere Form der Kolonate eine so lebhafte Nach- 
frage hervorrief, dass sie zeitweilig wegen zu langsamen 
Fortschreitens der Kanalarbeiten nicht befriedigt werden 
konnte. Der Zahl der vergebenen Kolonate nach dürften 



*) Näheres über die hier behauptete Entwickelung ist mir nicht 
bekannt geworden. Sie würde direkt entgegengesetzt sein derjenigen 
auf anderen Fehnen, z. B. Papenburg und Rhauderfehn, wo gerade in 
den älteren Teilen eine starke Zersplitterung der Kolonate stattfindet 
Wenn übrigens solche Zuaamraenkäufe auch wirklich stattgefunden haben- 
mögen, so werden sie von den Kolon atsteilungen doch erheblich Über- 
wogen. 1869 zählte Grossefehn 474 Kolonate, von 1869— 1880 wurden 
nur noch 4 Kolonate ausgegeben, da die verfügbare Fläche fast ver- 
geben war und nach 1880 dürften Kolonate überhaupt nicht mehr aus- 
gewiesen worden sein. Gleichwohl zählte Grossefehn (ohne Wilhelms- 
fehn I mit seinen rund 50 Kolonaten) 1902 rund 600 Kolonate. Es hat 
also auch in Grossefehn eine ganz erhebliche und überwiegende Teilung 
der Kolonate stattgefunden. 
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der Gesellschaft noch rund 250 ha zur Verfügung stehen. 
Ein ungefähres Bild von der Entwickelung Grossefehns 
bietet die umstehende Tabelle (S. 166). 

Sie enthält alles in der Literatur vorhandene Material, das, 
wie der Augenschein lehrt, in vielen Punkten leider sehr 
lückenhaft ist, und konnte durch die frdl. Mitteilungen der 
Fehndirektion bis zur Neuzeit fortgeführt worden. 

Die Zahl der Kolonate hat sich in der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts um 50% des früheren Bestandes, 
die der Wohnstellen seit 1848 um rund 90 % gehoben. In 
den ersten wei Jahrhunderten des Bestehens von 1633 — 1833 
hat es Grossefehn nur auf 278 Wohnstellen gebracht, die 
sich in den letzten 70 Jahren um 342, d. h. um rund 125% 
vermehrt haben. Die Bevölkerungszunahme in der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts ist bei weitem nicht so stark 
gewesen, wie man nach der Vermehrung der Kolonate und 
der Wohnstellen vermuten könnte. Dies erklärt sich daraus 
sehr leicht, dass es sich bei der Vermehrung der Kolonate 
und Wohnstellen ja zum grössten Teile nicht um Schaffung 
neuer Erwerbsgelegenheit (Ausgabe neuer Stellen u. s. w.) 
handelt, sondern überwiegend um Teilung bereits vorhan- 
dener, an sich ohnehin schon zu kleiner Stellen. Zudem hat 
auch die Schiffahrt einen starken Rückgang erlitten. Die Zahl 
der Seeschiffe ist seit 1882 von 53 auf 3 gefallen, die See- 
schiffe sind also fast ganz verschwunden, während die Zahl 
der Torf- (Fluss-, Watt- und Kanal-) schiffe in der gleichen 
Zeit sich ungefähr auf derselben Höhe gehalten hat. Unter 
dem fast allgemeinen Rückgang der kleinen Segel-Seeschiffahrt 
musste natürlich der Schiffbau sehr leiden, was auch in dem 
Rückgange der Werften (1858= 12, 1900 = 5) zum Ausdruck 
kommt. 
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b) Spetzerfehn und Wilhelmsfehn II. 

Die Verhältnisse und die Entwickelung des Spetzerfehns 
sind ganz ähnlich denen Grossefehns, weshalb sie hier nur 
kürzere Erwähnung finden sollen. 

Vom preussischen Staat kurz nach der Besitzergreifung 
von Ostfriesland angelegt (1746) wurde es von ihm, nach- 
dem man viel Geld in die Kanalbauten gesteckt hatte, schon 
1751 an eine neugebildete Gesellschaft, die Spetzerfehn- 
gesellschaft, verkauft, da man bei der Weiterführung des 
Unternehmens im Eigenbetrieb nur weitere grosse Verluste 
fürchtete. Da es fast in jeder Hinsicht die gleichen Ver- 
hältnisse für Produktion, Absatz und Schiffahrt besitzt, wie 
Grossefehn, so hat es auch die gleichen, günstigen und un- 
günstigen Zeiten wie dieses durchgemacht. 



Seine zahlenmässige Entwickelung (ohne Wilhelms- 
fehn II) zeigt die nachstehende Zusammenstellung: 



II .78, 


1816 


1862 


1869 


1880 


1900 




151 


527 


999 


953 


1 118 


ca. 1200 


1 Häuser 

| Wohnste! lea 


*5 


85 


180 


206 


205 


240 


Kolonate in Sa. 






178 


«79 




ca. 235 


davon bis au a Diem.*») 






12 








von 2—3 » 






34 








» 3-4 • 






33 








» mehr als 4 » 






99 








Gesamtfläche d. Fehns 


316«) 


? 


I20O S ) 


4 ) 




ca. 630 


davon kultiviert 




200*) 


857«) 


6 ) 




fast alles 


Hauptwieken (Ruten) 


2058 




V 333 J 






7 ) 


Neben wieken 










ca. 1,2 km 


Schleusen 


2 


2 


3 




3 


4 


Schiffswerften 




2 


3 




3 


3 


Seeschiffe 


1 




3 


6 






Torfschiffe 


8 


40 


54 


55 


61 


58 



*) 1 1 Diem. — 56,75 a. » Moordiem. * Diem. a 56,75 ha. * ca. 
630 ha. » 1873 ca. 155 ha unkultiv. • Ruten zu 20 Fuss rheinl. 7 ca. 
1 1 km auf Spetxerfehn selbst ca. 5 km Verbindungskanal (v. Neuefehn ab. 
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In den 6oer Jahren war die Moorfläche des Fehns schon 
annähernd vergeben, so dass dadurch in seinem Wachstum 
natürlich eine Stockung eintrat und jahrelang die Wiek- 
arbeit und die Kolonatsausgabe überhaupt eingestellt war. 
Nachdem man 1878 vom Fiskus eine Vergrösserung von 
300 ha („Wilhelmsfehn II") unter den gleichen Bedingungen 
wie bei Grossefehn erhalten hatte, vergab man bald nach 1880 
die wenigen, noch verfügbaren Spetzerfehner Kolonate, so 
dass das eigentliche Spetzerfehn gegenwärtig bis auf wenige 
Hektar abgetorft und kultiviert ist. Die Vermehrung der Kolo- 
nate (seit 1869 um rund 30 %) entfällt zum weitaus grössten 
Teile auf Kolonatsteilungen, die hier allerdings nicht ent- 
fernt so zahlreich sind, wie z. B. in Rhauderfehn und War- 
singsfehn, was zum Teil wohl damit zusammenhängt, dass in 
Spetzerfehn gar keine Seeschiffe beheimatet sind. 

Die Kanäle von Spetzerfehn haben eine Sohlenbreite von 
6,30 m und bei dem Normal Wasserstand von 1,5 m eine 
Wasserspiegelbreite von 10,50 m. Die für 2 Schiffe ein- 
gerichteten Schleusen haben eine Länge zwischen den beiden 
Drämpeln von 19,5 m, eine Breite von 5 m, bei einer oberen 
Türhöhe von 1,90 m und einer unteren Türhöhe von 3,70 m. 
Wegen des häufigen Wassermangels befindet sich bei jeder 
der 4 Schleusen eine Wasserschöpfmühle.*) Sie heben das 
Wasser durchschnittlich um je 1,80 m. Der Wasserspiegel 
der obersten Haltung liegt 7 m höher als der des allgemeinen 
Fehnkanals. Die Kanalabgaben betragen für 1 Ladung Torf 
bei Fahrt durch alle 4 Verlaate 4 Mlc, durch 3 Verlaate 3 Mk. 
Zu Berg fahrende leere Schiffe sind frei, solche mit Dünger 
bezw. Kaufmannsgut zahlen an der ersten Schleuse Mk. 1,55 
bezw. Mk. 2,25, an den andern 3 Schleusen aber gleichmässig 
und zwar je Mk. 0,65. Übrigens sind die eigentlichen Spetzer- 
fehner Kolonisten bei der Einfuhr von Dünger zur Kultivie- 

*) Bei gutem Winde sind solche Mühlen äusserst leistungsfähig und 
liefern u B. in 24 Stunden eine Auffüllung der oberen 3 km langen 
Haltung mit 32 Fuss oberer Breite um 9 Zoll, bei außergewöhnlich 
starkem und gleichmassigem Winde sogarum 12 Zoll. 
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rang ihrer Kolonate vom Kanal- und Schleusengeld frei, 
nicht aber die Wilhelmsfehner. 

Die Spetzerfehner Schiffe haben die fast überall übliche 
Grösse bis zu 35 cbm, besitzen eine Lade- bezw. Trag- 
fähigkeit bis zu 10 (Roggen-) Last zu 4000 Pfd. und kosten 
neu bis 2400 Mk. Sie haben 2%— 3 (Torf-) Last Torf. 
Die Schiffahrtsverhältnisse liegen hier so wenig erfreulich 
wie in Grossefehn. Hinsichtlich ihrer Besserung sieht man 
hier so pessimistisch wie dort. Aus eigener Kraft will und 
kann man sie wohl auch tatsächlich nicht genügend bessern, 
zumal der Staat selbst für seine hinterliegenden Moore den 
grössten Nutzen daraus ziehen würde. Andrerseits sei vom 
Staate eine genügende Abhilfe nicht zu erlangen trotz mehr- 
facher Zusicherung und obwohl man schon seit Jahrzehnten 
die Verhältnisse immer wieder klargelegt und darüber be- 
richtet habe, darum eingekommen sei u. s. w. 

Trotz so mancher ungünstigen Verhältnisse ist übrigens 
die seit Anfang der achtziger Jahre zur Ausgabe gelangende 
Vergrösserung von 300 ha, das sogenannte Wilhelsmfehn II 
bereits zu etwas mehr als der Hälfte vergeben (140 ha an 
Kolonisten, 12 ha zu Kanal und Weg), weitere 20 ha sind 
in Vorarbeit zur Vergebung. Da die verfügbare Fläche nicht 
mehr gross ist, wünscht die Gesellschaft begreiflicherweise 
wieder eine Zulage vom Fiskus. Die Grösse der Kolonate 
beträgt meist 2 — 2,5 ha, vereinzelt auch nur 1,25 ha, da sie 
bei einer Länge von 215 — 250 m in einer Breite von 100, 
vereinzelt auch von 50 m ausgegeben werden. Kolonisten 
sind denn hier wie in Wilhelmsfehn I meistenteils ganz oder 
doch fast ganz besitzlose Leute, die sich in schwerer Arbeit 
allmählich in die Höhe zu bringen suchen. Die Länge des 
Kanals in Wilhelmsfehn beträgt — in zwei Armen — 2400 m, 
seine Ausmessungen u. s. w. sind wie in Spetzerfehn. 

Die Erwerbsbedingungen sind ganz ähnlich wie in 
Wilhelmsfehn I bezw. Grossefehn trotz grosser Verschieden- 
heit in der Fassung, so dass hier in der Hauptsache auf die 
bezgl. Ausführungen verwiesen werden kann. In den 
Zahlungsbedingungen bestehen kleine Unterschiede. Wäh- 
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rend man in Wilhelmsfehn I (die alten Spetzerfehner Kola- 
nate scheinen übrigens etwas mehr belastet gewesen zu sein) 
neben der nach 15 Freijahren mit 10 Mk. p. ha zahlbaren 
Erbpacht, abgesehen von den üblichen Konsens, Auf- und 
Abfahrtsgeldern, nur noch ein zinsloses Kaufgeld in 20 Jahres- 
raten zu zahlen hat, ist in Wilhelmsfehn II neben sonst 
annähernd denselben Leistungen (die Erbpacht von 10 Mk. 
p. ha ist hier im fünften, zehnten und fünfzehnten mit 
V« und */*, vom zwanzigsten Jahre an voll zu zahlen) ein 
Antrittsgeld und eine Torfheuer zu zahlen. Das Antritts- 
geld beträgt für ein Kolonat von 2 — 2,5 ha 300 — 400 Mk. 
und wird, 2 — 3 Jahre nach Fertigstellung des Kanals be- 
ginnend, zinslos in 12 gleichen Jahresraten zahlbar. Die 
Torfheuer schwankt im Mittel zwischen 4 — 6 Mk. vom Tage- 
werk, das zu 67 qm gerechnet wird. Da ein Hektar 150 
solcher Tagewerke hat, sind bei obigem Grundpreise dem- 
nach 600—900 Mk. Torfheuer in 20 gleichen Jahresraten, 
1 Jahr nach Kanalfertigstellung beginnend, zu zahlen. Der 
Erbpächter hat den Kanal- und Wegestreifen ca. 16 m breit 
innerhalb 4 Jahren abzutorfen, wofür der darauf befindliche 
Torf frei ist. Dann lässt die Fehngesellschaft den Kanal 
auswerfen, worauf der Kolonist den Kanalaushub teils zu 
der von ihm zu bewerkstelligenden Wegeanlage, grössten- 
teils aber zur Kultivierung seines Untergrundes benutzt. 



c) Rhauderfehn. 

Günstiger und schneller hat sich die Entwickelung von 
Rhauderfehn, dieses wohl besten und nunmehr auch 
grössten ostfriesischen Fehns vollzogen. Einen Versuch, in 
den dortigen Mooren ein Fehn anzulegen, unternahmen schon 
1649 zwei Emdener Bürger, doch gaben sie bald das Unter- 
nehmen auf und Hessen die Kanalanlagen im Stich. Der 
Plan wurde erst 1769 wieder aufgenommen und — wenn 
auch nicht von Anfang an — mit gutem Erfolge zur Aus- 
führung gebracht. Das zur Erbpacht überwiesene Moor um- 



Digitized by Google 



— i7i — 



fasste 1500 Diemat neben einigen benachbarten Äckern. 
Der Kanal, der unweit Potshausen aus der Leda abweigt, 
war 1789 schon Meile, also rund 10 km lang, wovon 
5 km auf den gemeinsamen Anfang entfallen. Danach teilt 
er sich in einen östlichen und westlichen Arm. Die daran 
entstandenen Fehne Ostrhauderfehn und Westrhauderfehn 
bilden zwar zwei getrennte Gemeinden, gehören aber einer 
Gesellschaft und unterstehen ein und derselben Verwaltung. 
Der Hauptkanal hält mit der Leda Ebbe und Flut, während 
die Kanäle auf dem eigentlichen Fehn durch Schleusen ab- 
geschlossen sind, obwohl man sich dadurch des anscheinend 
sehr grossen Vorteils der direkten Schlikzuführung durch 
das Flutwasser beraubt *) 

Auch Rhauderfehn hat zuerst eine langsame Entwicke- 
lung durchgemacht teils wegen anfänglich mangelhafter 
Kanaleinrichtungen, teils wegen nicht ausreichenden bezw. 
minderwertigen und kapitallosen Kolonistenmaterials, teils 
auch wegen eines bis 1806 sich hinziehenden Prozesses 
zwischen dem Fiskus und dem Maltheserorden über die Be- 
sitzrechte an dem der Rhauderfehngesellschaft vererbpach- 
teten Moore. Im Laufe des vorigen Jahrhunderts hat es 
sich jedoch infolge seiner günstigen Produktionsbedingungen 

*) Indessen hat das Ebbe- und Flut-Halten doch auch seine Nachteile 
und es ist von Interesse, das mir gütigst zur Verfügung gestellte Urteil 
von der berufensten Seite, dem Direktor der Rhauderfehngesellschaft, 
Herrn Nellner, hierüber zu vernehmen. Er schreibt: 

„Der Aussenkanal kann, wenn nicht Terrainschwierigkeiten ent- 
gegenstehen, am besten als Ebbe und Flut haltend ohne Schleusen 
angelegt werden. Es ist dagegen unzweckmässig, auf dem Fehn selbst 
Ebbe und Flut haltende Kanäle anzulegen, diese müssen vielmehr, 
durch Schleusen abgeschlossen, als Hochwasserkan&le behandelt werden, 
da in diesem Falle wegen des stets gleichen Wasserstandes mehr Aus- 
sicht vorhanden ist, dem Fehn Handel und Verkehr zu verschaffen. 
Zum Beweise dieser Behauptung können Holterfehn und Westrhauder- 
fehn angeführt werden. Holterfehn hat offene, Westrhauderfehn durch 
Schleusen abgeschlossene Kanäle. Holterfehn liegt der Ems um etwa 
4 km niher, also günstiger. Der Torf ist von besserer Qualität. Die 
Kgl. Regierung vergab hier die Kolonate gegen ein niedriges Kaufgeld, 
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und einer guten Leitung von allen ostfriesischen Fehnen 
am günstigsten entwickelt Insbesondere hat es seine Schiff- 
fahrtsstrassen sehr verbessert und das 1788 begonnene In- 
wieken stark fortgesetzt, so dass 1862 3252 Ruten Haupt- 
wieken und 4893 Ruten Inwieken, 1900 aber 493« Ruten 
Hauptwieken und 10 167 Ruten Inwieken vorhanden waren. 
Der Fortschritt der „Wiekarbeit" ist also in den letzten 
30 Jahren trotz zeitweilig ungünstiger Konjunktur ein ganz ge- 
waltiger. Die Leda bietet eine gute Schiffahrtsstrasse nach Leer 
und der Ems, der gemeinsame Anschlusskanat ist im vorigen 
Jahrzehnt auf eine Tiefe bis zu 3 m — je nach Ebbe und 
Flut — durch Baggerung gebracht worden und ebenso ist 
die Hauptwieke durch die Gemeinde auf grösstenteils 2 m 
vertieft worden, obwohl die Schleusen und Nebenwieken 
nur eine Nutzung des Wasserstandes bis günstigstenfalls 
1,5 m (!) zulassen. An Wassermangel leidet man fast gar 
nicht. Die gangbarsten Schiffe sind immer noch die von 
28—36 cbm Inhalt, die meist 2 Tagewerk Torf (also rund 
360 Ztr.) laden. Einige grössere, 3 Tagewerke ladende Schiffe 
fahren übrigens ständig dortigen Torf nach den Inseln an 
der schleswigschen Küste und nach Hamburg. 
Würde man die holländischen Kanal- und Schiffahrtsverhält- 
nisse haben, so wäre weifellos ein reger Absatz und Versand 
nach dort möglich, da eine Verdreifachung der Ladung es 
ermöglichen würde, den Torf daselbst viel billiger abzugeben. 



zum Teil sogar umsonst bei niedrig bemessener Erbpacht. Die Kolonate 
in Westrhauderfehn wurden zum Teil sehr teuer verkauft und trotzdem 
ist Holterfehn in seiner Entwickdung hinter Westrhauderfehn bedeutend 
zurückgeblieben. Der Grund und Boden hat in Westrhauderfehn einen 
erheblich höheren Wert, obgleich hier den einzelnen Kolonaten durch 
die Kanäle kein Schlick zugeführt werden kann." 

Dieses Urteil scheint noch dadurch unterstützt zu werden, dass 
auch das an einem Ebbe und Flut haltenden Kanal liegende Süd- 
georgsfehn sich sehr wenig günstig entwickelt hat. Trotzdem- ist es 
nicht unwahrscheinlich, dass dieser Faktor weniger ungünstig gewirkt 
hat als die anderen bei der Fehnanlage gemachten Fehler, die dann 
nähere Besprechung finden sollen. 
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Das Schleusengeld beträgt je nach Schiff sgrösse 15 bis 
45 Pfg., das Brückengeld 8 Pfg. p. Schiff für die Hin- und 
Rückfahrt zusammen. 

Die Ansiedelungsbedingungen sind in den Grundzügen 
ähnlich wie in Grossefehn und unterscheiden sich von den 
dort gültigen nur in einigen Punkten. Die Gesellschaft über- 
wies wie dort alle Lasten den Erbpächtern und beschränkte 
deren Verfügungsfreiheit in gleicher Weise (Belastungs-, 
Zerteilungs- und Verkaufsbeschränkung; Vorkaufsrecht; 
Konsensgeld) wie in Grossefehn. Weitergehend verbot sie 
auch die Trennung des Ober- und Untergrundes, die sie bei 
ihrer Stellenbegebung auch nirgends vornahm. Die Stellen sind 
in Rhauderfehn grösser ausgegeben worden wie in Grossefehn, 
was zum grossen Teile wohl auf die Anlage mit Inwieken (nach 
dem Muster von Pekela, das bei der ganzen Anlage mass- 
gebend war) zurückzuführen ist. Das Kaufgeld (Antritts- 
geld) war nach 4 — 5 Freijahren in fünf gleichen Jahres- 
raten zu zahlen. Als ,,H a u s g e 1 d" mussten Mk. 1,65 an die 
Rentei bezw. Klosterkammer und ebensoviel (nach 3 Frei- 
jahren) an die Gesellschaft entrichtet werden. Die Torf- 
heuer wurde nach „Pütten" (zu 10 Fuss Breite und 100 Schritt 
Länge = rund 300 qm) mit je 2% Rtlr. (jetzt Mk. 8,30) be- 
rechnet. Die für die Stelle berechnete Zahl der Pütten 
musste der Pächter als richtig anerkennen, 6 Pütten erhielt 
er für die Kanalabtorfung frei, im übrigen musste er min- 
destens für eine Pütte alljährlich bis zur endgültigen Ab- 
zahlung Torfheuer zahlen, auch wenn er nicht abtorfte. 
Für jedes Moordiemat (ca. 1 ha) Untergrundes hatte er 
Mk. 5 als Erbpacht oder Landheuer nach 10 Frei- 
jahren mit dem Betrage für % Diemat beginnend und jähr- 
lich um Mk. 1,— steigend bis zum vollen Betrage (x Diemat 
mal 5 Mk.) zu zahlen. Eine Zeitlang, z. B. in den 70er Jahren 
hatte man die Erbpacht auf Mk. 5,— für das kleine Diemat 
(= 56,75 a) erhöht, wovon man aber wieder abgegangen ist. 
Bei jedem Besitzwechsel war der doppelte Betrag des Kanons 
für Haus und Land als Ab- und Auffahrtsgeld 
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zu entrichten. Diese Vertrags- und Zahlungsbedingungen 
gelten auch gegenwärtig noch fast unverändert.*) Die Be- 
nutzung und Unterhaltung des Kanals und seiner Neben- 
anlagen ist ähnlich geordnet wie in Grossefehn. Die Unter- 
grundkultur suchte man sich dadurch zu sichern, dass man 
bei Forterhebung der Torfheuer den Torfstich untersagte, 
wenn nach Abtorfung von % der Plaatse nicht wenigstens % 
des Untergrundes kultiviert war.**) Im Gegensatz zu Grosse- 
fehn ist hier der Untererbpächter verpflichtet, mit dem 
gegenüberliegenden Besitzer die Hauptwieke zu 32 Fuss 
oberer und 18 Fuss unterer Breite auf eigene Kosten zu 
bauen und zu unterhalten. (Neuerdings zahlt die Gesellschaft 

*) Nach einem bei Hugenberg a. a. O. S. 479 auszugsweise wieder- 
gegebenen Vertrage aus dem Jahre 1847 waren für die rund 16 Mrg. 
grosse Stelle 194 Tlr. Kaufgeld zu zahlen und ausserdem der Betrag 
für 150—6= 144 Putten a 2 1 /! Rtlr., abgesehen von den oben an- 
geführten übrigen Zahlungen. Für ein 1901 in Ostrhauderfehn aus- 
gegebenes Kolonat von 2 Moordiemat, das 100 Schritt (= 96 m) am 
Kanal breit und 200 Schritt lang ist, mit etwa 1,50—1,70 m gutem 
Torf ohne Abraum sind Mk. 550 als Kaufgeld und Mk. 8,30 als Torf- 
heuer für jede Pütte zu zahlen. Die Zahlungsfristen sowie die anderen 
Bedingungen sind die oben angeführten. Der Platz enthält 60 Pütten, 
wovon aber 6 für den Kanal frei abgerechnet werden, so dass an Torf- 
heuer insgesamt rund Mk. 450 auf das Kolonat entfallen. Dazu tritt 
die Erbpacht mit Mk. 5 pro Moordiemat, also insgesamt mit Mk. 10 
bezw. mit einem Ablösungswerte von Mk. 200. Rechnet man noch den 
Ablösungswert des Hausgeldes mit einem Kapitalwerte von Mk. 66 
hinzu, so hat der Kolonist für die Stelle von 2 ha zu zahlen Mk. 550 
-{- 450 -f- 200 -f- 66 = Mk. 1266. Das ist insbesondere mit Rücksicht 
auf die sehr günstigen Zahlungsfristen ein sehr mässiger Betrag. Für 
das Kanalgraben (96 m), wobei der Sand ungefähr 2 m tief aus- 
zuheben ist, zahlt die Gesellschaft dem Kolonisten eine Beihilfe von 
Mk. 100. 

*•) Mit dieser Bestimmung scheint man leider den Zweck nicht 
überall erreicht zu haben, da man bei manchen Kolonaten, insbesondere 
am Obenende der Wieken nicht unbedeutende abgetorfte Flächen ohne 
Kultivierung daliegen sieht. Die Besitzer solcher Kolonate sind wohl 
meist Arbeiter, denen Zeit, Intelligenz und vor allem das Kapital zur 
Kultivierung und Düngung der Flächen fehlen. 
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meist eine Kanalbauhilfe von Mk. 200 für 100 m Kanal- 
länge.) Dasselbe gilt von dem daneben hinführenden 24 Fuss 
breiten Wege. Die Wieke muss in (4—) 5 Jahren soweit 
fertiggestellt sein, dass sie mindestens Vi Fuss Wasser unter 
dem Schlagbaum des Verlaats hält und ist „demnächst nach 
der Anweisung" der Gesellschaft zu vollenden. Ebenso hat 
der Pächter, soweit das Gelände es zulässt, mit seinem Nach- 
barn eine Inwieke zu 24 Fuss oberer und 14 Fuss unterer 
Breite anzulegen und sie bis zur völligen Fertigstellung all- 
jährlich wenigstens 30 Schritt weit schiffbar auszubauen. 
Die Inwieke darf nicht über die Grenze hinausgeführt, kann 
aber (nebst Anlage eines Parallelweges) von der Gesellschaft 
zur Hauptwieke ausgebaut werden, wobei dem Pächter für 
die Landabtretung nur eine anteilige Erbpachtermässigung 
zusteht. 

Von besonderem Interesse ist für unsere Betrachtungen 
die neuzeitliche Entwickelung der Rhauderfehne. 
Sie zählten : 
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Diese Zahlen zeigen eine stetige erfreuliche Entwicke- 
lung auch in der neuesten Zeit. Freilich der Charakter 
Rhauderfehns hat sich inzwischen beträchtlich geändert, die 
Torfgewinnung verliert schon etwas an ihrer Alleinherrschaft 
und anderer Erwerb tritt mehr in den Vordergrund. Das 
zeigt sich auch an dem Rückgange der Zahl der Torfschiffe, 
die jetzt geringer ist als 1858 — in Westrhauderfehn geht 
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der Torfstich dem Ende zu — , während die Zahl der See- 
schiffe trotz der für die kleinen Segelschiffe nicht günstigen 
Konjunktur in der Neuzeit ganz gewaltig — von 24 auf 134 — 
gestiegen ist. Insbesondere Westrhauderfehn, auf das allein 
108 Seeschiffe entfallen, ist also in seinen älteren Teilen ein 
Schifferdorf geworden. Damit hängt auch die in mancher 
Hinsicht bedauerliche weitgehende Zersplitterung der Kolo- 
nate (trotz vorbehaltener Genehmigung, die eben immer er- 
teilt zu werden scheint) zusammen, da die starke Vermehrung 
der Kolonate nur zum kleinen Teile auf die Ausgabe neuer 
Kolonate entfällt. Während die Zahl der Kolonate von 1862 
bis 1900 um 312 wuchs, wurden von 1869— 1900 nur 86 neue 
Kolonate, im ganzen Zeitraum also ca. 100 ausgegeben, so 
dass mehr als % durch Zersplitterung alter Stellen entstanden 
sind. Dem entspricht auch die geradezu bedenkliche Ver- 
minderung der grösseren, in Wirklichkeit ja auch noch recht 
kleinen Stellen von meist nur wenig über 4 Diemat von 
347 auf 188. Die weitaus stärkste Vermehrung haben die 
Stellen mit weniger als 2 Diemat erfahren. 

Soweit diese Entwickelung einem wirklichen wirtschaft- 
lichen Bedürfnis nach Niederlassungsmöglichkeit für die 
Schifferbevölkerung entspricht, ist sie als volkswirtschaftlich 
gesund und wünschenswert zu bezeichnen. Ob das wün- 
schenswerte Mass schon überschritten ist, entzieht sich meinem 
Urteil. Jedenfalls wird durch sie die Entstehung einer Kolo- 
nie mit blühenden bäuerlichen Besitzungen völlig ausgeschlos- 
sen : oben hat man ein Torfgräberdorf, unten ein Schifferdorf 
und insgesamt eine, gegenüber den holländischen Fehnen 
dürftige, in nicht gerade gesicherter Lage befindliche Be- 
völkerung. 

Ganz besonders stark ist in den letzten 4 Jahrzehnten 
die Vermehrung der Inwieken gewesen, deren Länge sich 
in dieser Zeit mehr wie verdoppelt hat. Übrigens ist West- 
rhauderfehn bis auf 36 ha, die man wohl zur Zeit nicht ab- 
geben will oder kann, gänzlich an Kolonisten ausgegeben, 
so dass von 1880— 1890 nur noch 4 Kolonate (zu je 5 Diemat) 
(seitdem keins mehr) ausgegeben worden sind. Ostrhauder- 
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fehn, von dem im letzten Jahrzehnt 28 Kolonate zu durch- 
schnittlich 3 Diemat begeben wurden, besass 1900 noch 
315 ha vergebbare Fläche. 

In den älteren Teilen macht Rhauderfehn, insbesondere 
Westrhauderfehn, in der Tat einen sehr günstigen Eindruck, 
während in den neueren Teilen die Entwickelung leider nicht 
so gut zu werden verspricht. Einmal steht dort der Torf 
etwas weniger tief und ist teilweise auch nicht so gut, 
dann liegt vor allem die Schuld wohl auch daran, dass 
man in den betr. Nebcnwieken („Süderwieken"), an die die 
neuen Kolonate anschliessen, keine Schleusen mehr gelegt 
hat, was bei dem ansteigenden Gelände — etwas weiter auf- 
wärts im Klostermoore ist die Wasserscheide — sehr nötig 
gewesen wäre. Da aber der hier der Gesellschaft gehörige 
und einer höheren Wasserhaltung bedürftige Moorstreifen 
nur noch schmal ist, so würde sie die Schleuse mehr zu Nutz 
und Frommen der dahinter liegenden grossen Moore der 
Klosterkammer bauen, wozu sie begreiflicherweise, zumal bei 
der Politik der Klosterkammer, keine Neigung besitzt. So 
haben wir auch hier wieder als Folge der traurigen Zer- 
fahrenheit unserer Moorbesiedelungspolitik eine dauernde 
Schädigung der Landeskultur festzustellen. 

Als ich Rhauderfehn besuchte, feierte man daselbst gerade 
durch Flaggen u. s. w. das Eintreffen der Mitteilung von der 
Kgl. Generalkommission, dass die Ablösung der Erbpacht für 
„stattnehmig" erklärt worden sei, wobei man sich vielfach an- 
scheinend eine ganz übertriebene Vorstellung von der Wir- 
kung der Ablösung machte. Abgesehen von der Ablösung in 
Papenburg, wo die Verhältnisse jedoch insofern wesentlich 
anders liegen, als die Stadtverwaltung gleichzeitig Ober- 
erbpächterin und gewählte Vertreterin der 
Untererbpächter war, ist dies m. W. die erste An- 
wendung des dem Obererbpächter gegenüber durch Kapita- 
lisierung seiner Forderung nur mit dem 2ofachen Betrage un- 
gerechten Gesetzes. 

Für die Rhauderfehner Erbpächter bringt die Ablösung 
zunächst den unzweifelhaften Nutzen gewissermassen einer 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. 12 
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Herabsetzung ihrer Erbpacht von Mk. 5, — p. ha um 20%, d. h. 
auf Mk. 4, — also um Mk. 1, — p. ha, oder da die Stellen 
meist unter 3 ha sind, eine jährliche Minderleistung von noch 
nicht Mk. 3,— für die Stelle. Ob die Gemeinde für die Ver- 
kehrsmittel (Kanäle, Wege, Schleusen, Brücken) besser und 
zweckmässiger sorgen wird, als die Fehngesellschaft, scheint 
mir noch nicht über den Zweifel erhaben. Nach den 
Leistungen Papenburgs auf diesem Gebiet und denen der 
Westrhauderfehner Gemeindeverwaltung (bezw. des aus- 
schlaggebenden Gemeindevorstehers), die die Hauptwieke 
unter Widerspruch eines Teils der Anlieger, die auch die 
Tragung der anteiligen Kosten mit Erfolg verweigert haben, 
grösstenteils auf 2 m vertiefen Hess, obwohl die Schleusen 
wie die Seitenwieken nur die Ausnutzung von höchstens 
1,50 m zulassen, kann man sich mancher Zweifel nicht ent- 
schlagen. 

Die Westrhauderfehner Gemeindevertretung hat freilich 
weitergehende Pläne. Sie möchte von der Klosterkammer 
aus Klostermoor II eine möglichst grosse Fläche hinzuerwer- 
ben, um dort selbst Fehnkolonisation zu treiben und ihre Ge- 
meinde weiter auszudehnen. Man meint, dass man in der 
Lage sein würde, den Kolonisten wesentlich günstigere Be- 
dingungen als eine Fehngesellschaft zu stellen und so mit 
bestem Erfolg zu kolonisieren. Wenn Groningens Geist 
in der Verwaltung herrschen würde, dann ja! Aber danach 
sieht es durchaus nicht aus! Einen dahingehenden Antrag 
hat man übrigens auch früher schon in Hannover gestellt, 
freilich vergeblich. 

Auch die Rhauderfelingesellschaft hat bei der Kloster- 
kammer die Vergrösserung ihres Fehns vergeblich beantragt. 
Man will augenscheinlich das Moor u. a. wohl deshalb nicht 
abgeben, weil man durch Ausweisung billigen Torfstiches 
die alten Schöpfungen der Kammer, die am Alten Tief sich 
weit ins Moor erstreckenden Ortschaften Langholt und Bur- 
lage, lebensfähig erhalten möchte. 
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d) Berumerfehn (Norderfehn). 

Eine ganz eigenartige Stellung unter allen deutschen 
Fehnen nimmt das der Norderfehngesellschaft zu Norden 
gehörige Berumerfehn insofern ein, als es von der Gesell- 
schaft nach jeder Richtung im Eigenbetriebe (Grossbetriebe) 
genutzt wird .*) Obwohl es demnach eine ganz besondere 

*) Neuerdings hat im Bourtanger Moor bei Meppen in der Ge- 
markung Gross-Fullen eine äusserst kapitalkräftige holländische Gesell- 
schaft (Griendsveengesellschaft) auf einem gepachteten Moor von 600 ha. 
einen Grossbetrieb zur Gewinnung von Torf und Torfstreu eröffnet, der 
den Betrieb des Berumerfehns allerdings weitaus in den Schatten stellt. 
Er soll an anderer Stelle etwas eingehendere Erwähnung finden. 

Über das wohlgelungene gleichartige Grossbetriebs-Unternehmen der 
Helenaveengesellschaft in Holland, das der Berumerfehngesellschaft 
augenscheinlich in vielen Punkten als Muster dienen könnte, berichtet 
Beseler im 49. Prot. d. Z.-M.-K., woraus wir hier das Wichtigste 
wiedergeben. 

Die Kolonie Helenavcen (Prov. Nordbrabant) ist in den 50 er 
Jahren von einer Genossenschaft (Kompagnie) zur Brenntorfgewinnung 
und Verveenung gegründet. Die Kolonie hat gegenwärtig ca. 1000 Ein- 
wohner in 180 Häusern, von denen ca. 500 Leute in den industriellen 
Betrieben der Kompagnie beschäftigt werden. In früheren Jahren 
waren die Geschäfte der Kompagnie keine glänzenden, erst seit Er- 
richtung von 2 Torfstreufabriken und namentlich unter der jetzigen 
Direktion ist die Rentabilität des Unternehmens eine sehr zufrieden- 
stellende geworden. 

Die Kompagnie selbst betreibt nur Torfstreufabrikation und Brenn- 
torfgewinnung in eigener Verwaltung. Ein sehr rentabler Nebenbetrieb 
ist die Gewinnung der zu Geweben und Maschinenverpackungen u. s. w. 
verwandten und teuer bezahlten Eriophorum-Fasern aus dem Moore. 
Nachdem das 4—6 m tief anstehende Hochmoor unter Zurücklassung von 
25 cm Bunkerde bis auf den Grund abgestochen ist, wird der Dalgrond 
in der üblichen Weise von der Kompagnie kultiviert. Die Kultivierungs- 
kosten betragen 850 Mk. pro ha, ein Hektar kultivierte Fläche kostet 
ca. 1200 Mk. Die Kompagnie selbst betreibt keine Landwirtschaft, 
sondern verpachtet ihre Fehnkulturen teils an ihre eigenen Arbeiter, 
teils an selbständige Gärtner. Es zahlen, ausser einer massigen Miete 
für das Wohnhaus, die eigenen Arbeiter 42,50 Mk., die selbständigen 

12* 
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Entwickelung genommen hat, aus der sich für die landes- 
übliche Fehnkultur und -kolonisation nur bedingungsweise 
Schlüsse ziehen lassen, bietet es doch, gerade weil es einen 
Gross-Fehnbetrieb darstellt, soviel des Interessanten, dass es 
sich wohl rechtfertigt, aus dem mir von der Direktion*.) 
gütigst übermittelten Materiale das wichtigste wieder- 
zugeben. 

Die schon 1740 mit der Regierung begonnenen Verhand- 
lungen führten erst 1794 zur Bildung der Norder-Fehn-Ge- 
sellschaft, der 1877 die Korporationsrechte verliehen wurden. 
Die Fläche des eigentlichen Fehns, von der bis 1902 nur 
37,18 ha verkauft worden sind, beträgt gegenwärtig 1566,23 ha. 
Sie hat sich im Anfang der achtziger Jahre durch prozessua- 
lischen Vergleich mit dem Fiskus um rund 166 ha vergrössert. 
Dazu kommt noch als Gesellschaftsbesitz der Kanalstreifen 

Gärtner 85 Mk. pro ha. An einen Mann werden höchstens 2 — 4 ha 
verpachtet. Die Pächter sind jetzt fast ausschliesslich zum Anbau von 
Gemüse (früher Tabak) Übergegangen, das zu Wasser nach Deutschland 
ausgeführt wird. Die Kompagnie bringt mit ihren grossen Torfschiffen 
(die Kanal-Schiffe der ebendort befindlichen grossen Torfstreufabrik von 
v. Mensbier-Wolff-Bremen besitzen eine Ladefähigkeit bis zu 3600 Ztr.) 
als Rückfracht von den Städten Stratendreck, Kalk und Kunstdünger 
in die Kolonie und verkauft den Dünger mit einem ganz geringen Auf- 
schlag für die Frachtspesen. Der Kunstdüngerverbrauch hat in den 
letzten Jahren erheblich zugenommen. Der Vermögensstand der Ein- 
wohner bessert sich sichtlich von Jahr zu Jahr. Brutto-Erträge von 
1 700 Mk. pro ha sollen nicht zu den Seltenheiten gehören. Die wohl- 
wollende Verwaltung hat es hier in der Helcnaveen-Kolonie verstanden, 
ein grosses gewinnbringendes industrielles Unternehmen mit der Schaffung 
von vielen kleinen landw. Betrieben und Ansiedlung von zahlreichen 
Familien zu verbinden, welche sich Lei llcissiger Arbeit eines gewissen 
Wohlstandes und eines behaglichen Heims erfreuen. 

Die schönen Eichen-Alleen, die guten Strassen und Wege, welche 
die einzelnen Anwesen mit dem breiten Kanal verbinden, erhöhen den 
landschaftlichen Reiz der Kolonie und machen sie zu einem Ideal, von 
welchem wir bei der Kolonisation unserer Hochmoore in Deutschland 
leider fast überall noch weit entfernt sind. 

*) Herrn Th. v. Hülst. Linteln b. Norden. 
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vom Fehn bis zur Stadt nebst nebenliegendem Landstreifen 
und einige andere kleine Flächen an den Brücken und in 
bczw. bei der Stadt Norden. 

An Kanälen besitzt die Gesellschaft den das Berumer- 
fehn mit der Stadt Norden verbindenden Hauptkanal von 
13,5 km Länge, der zu ungefähr % ausserhalb des Moores 
liegt sowie Ende 1901 19,5 km Inwieken und Nebenkanäle.*) 
In den Kanälen befinden sich 3 Schleusen und 1 Siel. Die 
Wiekarbeit ist in den letzten 3 Jahrzehnten sehr stark fort- 
geschritten und zwar zwischen 1869 ms I 9 01 von au * 
19,5 km, d. h. um 76%. Sie war also in dieser Zeit viel 
stärker als je zuvor. „Zwecks Verbilligung der Torfabfuhr" 
wird in dem Bericht sehr zutreffend gesagt, „sind die 
neueren Wicken enger gelegt (rund 225 m), da sie den 
gleichen Vorteil (Verbilligung) bei der folgenden Landkultur 
und Landbenutzung bieten". 

„Unser Betrieb," so heisst es weiter, „ist insofern eigen- 
artig, als er i n s g e s a m t**) auf eigene Rechnung er- 
folgt; nur an entfernten Punkten geben wir jährlich Hoch- 



*) Die Gesellschaft hat den Anschluss ihrer Kanäle an den Abelitz- 
Moordorfer Kanal bislang erfolglos erstrebt. Augenscheinlich wünscht 
die Regierung diesen Anschluss und den Bau einer durchgehenden 
Wasserstrasse nicht, da sie u. a. der Gesellschaft die Bedingung gestellt 
hat, im Absatzgebiet der fiskalischen Kolonisten keine Konkurrenz zu 
machen ! Wenn die Regierung auf solchem Standpunkt steht, ist es von 
ihr allerdings sehr richtig, den Bau durchgehender Wasserstrassen nicht 
zu fördern. Dann müsste man vielmehr konsequenterweise jeder Kolonie 
das Absatzgebiet genau vorschreiben, etwa nach Art der grossen Syndikate 
oder der mittelalterlichen Zünfte! Wenn der jammervolle Torf betrieb 
am Abelitz-Kanal die Konkurrenz zu scheuen hat, was ich sehr wohl 
glaube, dann soll man ihn doch nicht künstlich am Leben halten, sondern 
seinem wohlverdienten Schicksal überlassen. 

**) Früher wurde ein nicht unbeträchtlicher Teil des Torfes von 
den Kolonisten der Gesellschaft gestochen. Den Verkauf besorgte 
indessen die Gesellschaft ganz allein. Der Eigentorfstich der Kolonisten 
bedeutete demnach eigentlich nur eine Art selbständiger Akkordarbeit 
Jetzt wird aber nur noch von der Gesellschaft selbst Torf gestochen. 
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moor pachtweise zum Torfstich ab, etwa iooo qm." Die 
ganze Torfgewinnung, vom Torfstich bis zur Lieferung ins 
Haus des städtischen Abnehmers geschieht ausschliesslich im 
Eigenbetrieb der Gesellschaft, die eine eigene Schiffswerft, 
eigene Schiffe, Speditionen und Werkstätten in Norden und 
auf dem Fehne (auch ein eigenes Dampfsägewerk) besitzt. 
Ausserdem hat sie allein auf dem Fehn 22 Häuser, meist 
für Arbeiter. Sie kultiviert und bestellt auf längere Zeit 
den Untergrund (Leegmoor) selbst und verkauft die Ernte 
auf dem Halm. Die Weide wird verpachtet oder bei zu 
schlechtem Gebot durch „Pensionsvieh" ausgenutzt. Die 
eigene Viehhaltung hat man, nachdem die Schafe (Heid- 
schnucken) vor wenig Jahren durch Seuche eingegangen, auf- 
gegeben, die Bestellung wird von den umliegenden Kolonisten 
im Akkord besorgt, wie überhaupt fast alle Arbeiten im 
Akkord vergeben werden. 

Forst wird nicht mehr oder doch nur noch auf Sand- 
bergen angelegt. Während man früher unkultiviertes Land 
vererbpachtete, gibt man jetzt nur kultiviertes Land ab, 
da die Leute eher für gutes ertragreiches Land mehr geben, 
als mit armem Boden wirtschaften könnten. Seit 1884 sei 
absichtlich wenig verkauft. 

Am 1. Jan. 1902 waren vorhanden an Hochmoor 1 170 ha, 
an Leegmoor*) 165,4 ha, an Kulturland 146,4 ha. Der Rest 
entfiel auf die Forst (50 ha), Wege und Kanäle. Ausser 
dem Buchweizenland von 22 ha, dessen Ertrag als sehr 
schwankend und unbedeutend bezeichnet wird,**) wurden 
(1899) 38 ha in eigenem Betriebe benutzt, wovon 16 ha 
Weide, 3,14 ha Mäheklee, 3,33 ha Roggen, 7,7 ha Bohnen 
und 3,9 ha Hafer tragen. Die Gesellschaft hat seit 1882 die 
früher augenscheinlich arg vernachlässigte Untergrund- 



*) Gleich Setzfeld für Torfgewinnung, das, soweit entbehrlich, je 
nach dem Fortschreiten der Torfgrabung in Kultur genommen wird. 

**) Benutzt wird dazu das in landw. oder Forstkultur überzuführende, 
verfügbar werdende Settfeld, das in 3 jähriger Brandkultur entsäuert, 
geebnet und zur Kultivierung vorbereitet werden soll. 
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kultur*) energischer betrieben, auch neuerdings für bessere 
Verkehrswege gesorgt und die Schule sowie die neu gegrün- 
dete Kirche mit kleinen Landdotationen von je etwas über 
2 ha ausgestattet. Die von ihr gegründete Gemeinde Berumer- 
fehn, die in die Ortschaften Norderfehn und Westermoor- 
dorf zerfällt, zählte : 
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Bei den Siedelungen handelt es sich mit wenig Aus^ 
nahmen um unselbständige Stellen, da nur 9 Stellen 3 — 4 ha, 
1 Stelle 4,8 ha, 3 Stellen 7,25—8,35 ha und nur 2 Stellen 
16,7 bezw. 19 ha Fläche besitzen. Bei einer Grösse von 
meist 1,5 — 2,5 ha werden sie sich in der Hand von Arbeitern 
und Schiffern befinden. Bei den dortigen Verhältnissen, der 
Nachbarschaft der See und der arbeitskraftbedürftigen Marschen 
mag die Wahl der Stellengrössen als angemessen gelten 
können. 

Die Entwickelung des Fehns ist augenscheinlich auch in 
der Neuzeit eine ganz befriedigende, von den Konjunkturen 
des Torfmarktes nicht so stark berührte. Es werden jetzt jähr- 
lich mit einer Dolbergschen Torfpresse sowie im Hand- 



*) Eigentliche Hochmoorkultur wird nicht betrieben. Man hat 
zwar schon Gutachten über sie eingeholt, hat sich aber von ihrer 
Rentabilität bislang nicht überzeugen können. 
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betrieb (Stichtorf) rund 9 ha Hochmoor abgegraben. Die 
Torfgewinnung hat sich im letzten Jahrhundert stark ge- 
steigert. Sie betrug 

in den Jahren: 1820 1830 1850 1870 1880 1890 1895 I 9°° 1001 
Neulasten Torf 

(je zu 876 1572 2327 4422 4881 4738 4330 4812 4864 
100 Körben*)) 

Die Torfgewinnung ist also gegen 1820 ganz gewaltig 
gestiegen und hat nach einem kurzen Rückgange in der 
ersten Hälfte des letzten Jahrzehnts wieder die frühere höch- 
ste Höhe erreicht.**) Neuerdings ist auch der Torfpreis 
etwas gestiegen, so dass 1901 in Norderfehn selbst der Korb 
Torf zur Selbstabfuhr durchschnittlich 20,8 Pfg., 1898 da- 
gegen nur 18,3 kostete. 

Die Gesellschaft verfügt über 24 Kanalschiffe (darunter 
1 Schlick- und 1 Latrinenschiff) und 4 Prähme. 1901 sind 
nicht weniger als 10 in der Hauptsache aus Eisen erbaute 
neue Torfschiffe eingestellt worden, was bei dem übrigen, 
z. T. sehr alten Schiffsmaterial wohl auch dringend nötig 
gewesen sein mag, immerhin aber auf eine gegenwärtige gute 
Prosperität schliessen lässt. Da die Schiffe (lang 18,9 m, 
breit 4,50 m) vollbeladen nur einen Tiefgang von 0,90 m 
besitzen — allerdings laden sie trotz ihres geringen Tief- * 
ganges, weil prahmartig gebaut, bis 600 Ztr. (1000 Körbe 
ä 60 Pfd.) schwarzen Torf, Presstorf sogar bis 800 Ztr. — , 
lässt das schon auf ein nicht nennenswert tieferes Fahrwasser, 
d. h. auf verhältnismässig schlechte Schiffahrtsbedingungen 
schliessen. Es gilt denn auch für die Berumerfehn-Kanäle 
so ziemlich dasselbe, was für fast alle deutschen Schiffahrts- 
kanäle (ausser den linkemsischen) gilt, sie sind zu schmal 



•) Amü. Mafs alte Last = 144 Körbe. 

**) Eine stärkere Torfgewinnung ist für 1903 durch eine Ver- 
grösserung der Anschnittfläche ermöglicht und, falls die Arbeitskräfte 
dazu zu erlangen sind, auch in Aussicht genommen. Die Rentabilität 
der Torfgewinnung steht dem also offenbar nicht entgegen. 
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und zu seicht .'*) Ihr Wasserstand beträgt zwischen 0,90 bis 
1,50 m (bei höchstem Wasserstande) und wenn der Wasser- 
stand zeitweilig einen grösseren Tiefgang als 1,00 m gestattet, 
so ist dieser doch nicht voll ausnutzbar, weil er das Ausweichen 
und Passieren der — grösseren — Schiffe unmöglich machen 
würde. Immerhin wird auf Berumerfehn schon annähernd 
doppelt soviel als auf den meisten andern Fehnen geladen,, 
nämlich 600—800 Ztr. gegen anderweit 300 — 44p, Ztr. Zudem 



spielen daselbst die Kosten des Schiffstransportes bei der 
geringen Entfernung keine grosse Rolle, da der* Torf, ab- 
gesehen von dem zu Wagen erfolgenden Absatz nach den 
Marschen, nur nach der 15—20 km vom Torffelde entfernten 
Stadt Norden abgesetzt wird.**) Ein Versand nach den 
Inseln findet, wie es in dem Bericht heisst, „leider" nicht 
statt, weil die Schiffe der Gesellschaft infolge des prahm- 
artigen Baues nach den Inseln nicht fahren können. 

Es wäre nun sehr interessant, feststellen zu können, 
ob dieser Fehn-Grossbetrieb nennenswert billiger oder teurer 
arbeitet, als die Masse der kleinen ostfriesischen Fehntjer. 
Auf Grund des mir vorliegenden Materials lässt sich diese 
Frage leider ganz sicher nicht beantworten, immerhin sind 
gewisse Schlüsse darauf möglich. 



*) Nach dem amtlichen „Führer durch die deutschen SchifFahrts- 
strassen; 1893" S. 28/29 hatten die Kanäle nur einen Normalwasserstand 
von 1,1 m und ein mittleres Niedrigwasser von 0,80 m. Durch eine 
gründliche Dampfbaggerung und durch die Anlage von Schöpfwerken 
(Daropfpumpen mit Schnecken) an den oberen Schleusen — die unterste 
Haltung wird durch die Flut gefüllt — , haben sich die Schinahrts- 
vcrhältnissc, die früher ganz ungünstig gelegen haben müssen, schon 
wesentlich gebessert. 

**) Die Gesellschaft berechnet sich pro Korb (= B / 4 hl) durch- 
schnittlich I '/« Pf. als Schifferlohn und I Pf. als Schiffsfracht Da der 
Korb guten Stichtorfes rund 60 Pfd. wiegt, kostet demnach der SchifTs- 
transport für den Zentner 4V1 Pf. d. h. pro (Rhauderfehner) Tagewerk 
von 180—200 Ztr. = 7,20—8,00 Mk. 
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Es werden in Norden frei Haus erzielt pro Korb*) 
( = S A hl) zu rund 60 Pfd. mittleren bis guten schwarzen 
Torfes (Stichtorfes) 30 — 38 Fig., also für den Zentner 50 
bis 64 Pfg. Davon gehen ab (lt. Berechnung der Gesell- 
schaft) an Mess- und Fuhrlohn 6 Pfg., an Schifftransport- 
kosten 2% Pfg., so dass demnach der Zentner frei Schiff 
am Torffeld 36—50 Pfg. kostet. Das ergibt für ein Tage- 
werk von 160 Ztr. einen Erlös von Mk. 57,60 — So* Dieser 
Erlös muss als ein sehr günstiger bezeichnet werden im 
Vergleich z. B. zu Papenburg und Börger, zu Rhauderfehn 
und Idafehn it. s. w., woselbst für ein gleiches Tagewerk 
frei Schiff nur Mk. 36 — 50, günstigstenfalls bis 60 Mk. und 
nur ausnahmsweise mehr erzielt wird. Der grosse Preis- 
unterschied zu Gunsten des Berumerfehns erklärt sich aus 
seiner im Vergleich zu seinen Konkurrenten sehr günstigen 
Lage zu seinem Absatzmarkte, auf dem es gewissermassen 
eine Monopolstellung besitzt. Freilich arbeitet ja die Ge- 
sellschaft insofern ungünstiger, als sie belastet ist mit der 
Verzinsung der Baukosten des ungewöhnlich langen An- 
schlusskanals und mit den ziemlich hohen Unterhaltungs- 
kosten des Kanals wie aller Nebenanlagen. 



*) Pro Korb (= 6 / 4 hl) amtl. Mass: 
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Aus dem hohen Preise kann man andrerseits m. E. 
folgern, dass entweder die Gesellschaft glänzend florieren 
muss, was in so hohem Grade wohl doch nicht der Fall ist, 
oder dass sie an sich höhere Preise braucht, weil ihre Pro- 
duktionskosten höher sind als die ihrer Konkurrenten aus 
dem Kleinbetriebe. Ich halte nach allem das letzere für 
ganz sicher und glaube, dass die höheren Gewinnungskosten 
wie auch die Unzulänglichkeit der Kanäle des Berumerfehns 
die Ursachen sind, weshalb man sich auf einen Torfversand 
nach den benachbarten Inseln nicht eingerichtet hat, obwohl 
man z. B. erst 1901 10 neue eiserne Schiffe eingestellt hat 
und obwohl die Rhauderfehner und Idafehner Schiffer bei 
der Verfrachtung Rhauderfehncr und Idafehner Torfes nicht 
nur nach diesen Inseln, sondern bis an die Inseln der schles- 
wigschen Westküste ihre Rechnung finden. Man hält sich 
dort in Berumerfehn der Konkurrenz des Binnenlandstorfs 
augenscheinlich nicht genügend gewachsen. 



Die übrigen ostfriesischen, zur sogenannten „südlichen 
Fehntjertiefgruppe" gehörigen Fehne kommen für die Torf- 
gewinnung gegenwärtig kaum noch in Betracht, teils weil 
sie überhaupt kein Moor mehr besitzen und auch keins mehr 
erhalten können, teils weil sie sich mit dem Fiskus wegen 
Übernahme seiner dahinter liegenden Moore nicht haben 
einigen können. Die grössten unter ihnen sind Ihcrings- 
fehn und Warsingsfehn. 

e) Iheringsfehn. 

Iheringsfehn wurde 1660 zu 100 Moordiemat 
Grösse in Erbpacht gegeben. Es entwickelte sich zuerst sehr 
schlecht und ist erst nach 1804 durch seinen Übergang in 
den Besitz der Familie Ihering zu guter Entwickelung ge- 
bracht worden. Diese bessere Entwickelung wurde, was auch 
jetzt noch sehr lehrreich und beachtenswert ist, augenschein- 
lich dadurch erzielt, dass man den Ansiedlern günstigere 
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Zahlungsbedingungen — längere Fristen — gewährte und 
ihnert über die ersten schweren Jahre möglichst hinweg- 
zuhelfen suchte. Dr. Ihering gab seinen Kolonisten sogar 
Unterstützungen zur Anschaffung von Schiffen. Die weitere 
verhältnismässig günstige Entwickelung von Iheringsfehn 
ztigt die nachstehende Zusammenstellung. 
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Die Schiffahrtsverhältnisse liegen noch ungünstiger wie 
in Grosse- und Spetzerfehn. Der eigentliche Fehnkanal ge- 
stattet nur einen grössten Tiefgang bis zu 1 m, der im Sommer 
aber vielfach unter 3 Fuss herabsinkt. Insbesondere lässt 
auch die Schleuse nur einen geringen Tiefgang zu (Schleusen- 
geld 9 Stüber=5o Pfg. p. Schiff). Gegenwärtig ist das 
Fehn zum Stillstand verurteilt, da das Moor sämtlich an 
Kolonisten vergeben ist.**) Unter dieser Stockung muss 



*) *) Haushaltungen. *) 400 Q Ruten rheinl. *) Karamerdiem. 
4 ) 1873 nocn 85 ha unkultiv. 6 ) Ruten ä 20 Fuss rheinl. •) Meter. 

**) Im Jahre 1893 sind verschiedenen Kolonisten (nicht der 
Fehngesellschaft) in Iheringsfehn insgesamt 63 ha zur Vergrösserung 
ihrer Kolonate zu günstigen Bedingungen (p. ha Mk. 30 und ausserdem 
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natürlich alles schwer leiden, insbesondere auch die kleinen 
Leute des Fehns und die Torfschiffer. Bei den letzteren 
kommt das auch zahlenmässig zum Ausdruck in dem Be- 
stände an Torf schiffen (Grösse 20 — 32 cbm), der seit 1890 
von 50 auf 36 zurückgegangen ist. Er wird bald noch viel 
mehr sinken, wenn keine Vergrösserung des Fehns erfolgt, 
da schon jetzt eine Ausfuhr von Torf gar nicht mehr statt- 
findet, die geringe noch mögliche Torfproduktion vielmehr 
vom Fehn selbst aufgenommen werden soll. Die Ver- 
grösserung ist schon längst beantragt, doch hat sich die 
Regierung zu ihrer Gewährung noch nicht entschliessen bezw. 
hat man sich über die Bedingungen noch nicht einigen 
können. 

Die Ansiedelungsbedingungen sind in Iheringsfehn in den 
letzten Jahrzehnten nicht geändert worden und das im 
14. Prot. d. Zentr.-Moor-Kommission S. 92/94 abgedruckte 
Formular ist gültig geblieben. Aus dem genannten Vertrage 
über ein Kolonat von ungefähr 15 Ruten (zu 16 Fuss rheinl.) 
Breite am Kanal und 60 (ebensolchen) Ruten Länge, also 
rund 75 : 300 m = 2,25 ha ist folgendes hervorzuheben. 

Der Erbpächter hat zu leisten: 1. Ein jährliches Haus- 
geld von 6 Schaaf 15 Witt in Gold (=83 Pfg.) oder ein 
Huhn oder eine Stiege Eier, nach Auswahl des zeitigen Fehn- 
besitzers; 2. ein Erbstandsgeld (Kaufgeld) von 1083,33 Mk., 
das meist auf Zinsen stehen bleibt; 3. eine Erbpacht von 
1V2 Rtlr. Gold (5,00 Mk.) und zwar nach 7 Freijahren zu %, 
nach weiteren 3 Jahren zu % des Betrages und nach ins- 
gesamt 15 Jahren in voller Höhe; 4. ein Torfgeld von 
2 Gulden Gold (ä 1,23 Pfg.) ro Tagewerk [32 Stock auf 
dem Grunde (72,5 m) lang und „7 Sturz und den Leger" 
(2% m) breit] = 174 qm schwarzen Torfes, soweit solcher 



2 Pf. Torfgeld p. cbm ermittelten Torf) überwiesen worden. Zugleich 
haben sich die Kolonisten verpflichtet, die sog. Georgswieke innerhalb 
7 Jahren (also bis 1900) bis zur Grenze des fiskalischen Kl. Heseler 
Moores durchzuführen, so dass also der Fiskus Zutritt hat zu seinen 
dahinter liegenden Mooren. 
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in der betr. Fläche überhaupt enthalten ; 5. die einjährige 
Erbpacht je als Ab- und Auffahrsgeld in allen Veräusserungs- 
fällen, ausser bei Vererbung in gerader absteigender Linie. 
Eine Hausbauverpflichtung wird nicht auferlegt. Erb- 
pächter muss die halbe Aufschneidung und Wieke vor seinen 
Grundstücken auf seine Kosten machen, er hat dafür den 
darauf befindlichen Torf (gerechnet 4 Pütten ä 10 Fuss 
Breite) frei. Ebenso hat er den Weg von 24 Fuss Breite 
anzulegen. Sein Grundstück darf nach der Ubernahrae von 
der Gesellschaft auf 7 Jahre zur Abbuchweizung vergeben 
werden. Erbpächter muss mindestens 2 Pütten zu 10 Fuss 
jährlich graben, andernfalls muss er je % Pistole (1 Pistole 
= 5 Rtlr. Gold = Mk. 16,60) Strafe zahlen. Im übrigen sind 
die Bedingungen ähnlich wie anderwärts, nur in einem 
Punkte hat sich die Gesellschaft besonders gesichert. Sie 
erklärt nämlich die Erbpacht und die übrigen Fehnprästatio- 
nen für unablösbar und sagt (§2 Abs. 2) : „Sollte der Erb- 
pächter gleichwohl, auf Grund der jetzigen Ablösungsord- 
nung oder künftiger Gesetze, auf Ablösung der jetzigen Fehn- 
prästationen ganz oder teilweise antragen und dazu wider Er- 
warten zugelassen werden : so verliert er alles und jedes Recht 
an den Wegen und Wieken des Fehns, und darf sich der- 
selben, namentlich auch des Kanals zur Schiffahrt, überall 
nicht ferner bedienen." 



f) Warsingsfehn (mit Rorichmoor). 

Unter den Fehnen der südlichen Fehntjertiefgruppe hat 
Warsingsfehn, gegründet 1736, die umfangreichste 
Entwickelung genommen. Jetzt ist es freilich schon lange 
zum Stillstand verurteilt. Seine Moorfläche ist bis auf 16 ha 
an Kolonisten vergeben und in den letzten zwei Jahrzehnten 
gelangten nur noch 9 Kolonate mit 31 Diemat zur Ausgabe. 
Die schon lange schwebenden Verhandlungen mit der Regie- 
rung wegen Vergrösserung der Fehnfläche aus dem Veen- 
huser Königsmoor haben noch zu keinem Ergebnis geführt. 
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Die Schiffahrtsverhältnisse liegen bei ihm wohl etwas 
besser wie in Jheringsfehn. Der Normalwasserstand im 
Fehnkanal beträgt 3% Fuss, d. h. 1,00 — 1,10 m. Die In- 
wieken sollen bei Neugrabung 18 Fuss rheinl. Sohlenbreite, 
26 Fuss Wasserspiegelbreite und 4 Fuss Wasserstand haben. 
Nach diesen S o 1 1 - Ausmessungen der Inwieken hätte sich 
also die Nutzbarkeit der Hauptwieke erheblich verschlechtert. 
Die dortigen Torfschiffe sollen gleichwohl einen Laderaum 
von 30 — 35 cbm und eine Tragfähigkeit von 10 Last (zu 
2000 kg) haben. Für grössere Schiffe seien die Kanäle nicht 
breit und tief genug. An Kanalgeld wird erhoben für jede 
von auswärts kommende und nach auswärts gehende Ladung : 
Torf = 3 Mk. ; Dünger =1,50 Mk\, Schlick =1,00 Mk. Das 
Schleusengeld beträgt 50 Pfg. für ein grösseres und 25 Pfg. 
für ein kleines Schiff. Brückengeld wird nicht erhoben. Die 
Zahl der Schiffe ist in der letzten Zeit stark zurückgegangen 
und findet zudem ihre Beschäftigung zum grossen Teil nicht 
in Warsingsfehn. 

Im Gegensatz zu Jheringsfehn, wo die Kolonatsver- 
kleinerung*) nicht bedeutend ist, hat sie hier in hohem Um- 
fange, wie die Tabelle zeigt, Platz gegriffen : die Zahl der 
kleinsten Kolonate (unter 2 Diemat) hat sich seit 1862 ganz 
überwiegend durch Teilungen verdoppelt, die der grössten 
erheblich vermindert. Die Länge der Kolonate beträgt in 
der Regel 50 Ruten rheinl. (rund 187 m), das „Gedeeltc" ist 
meist 50 X 25 Ruten, d. h. 3% Diemat (= rund 1,75 ha) gross. 

Auch in Warsingsfehn hat man noch die schon seit 
Jahrzehnten bestehenden Ansiedelungsbedingungen, die von 
den in Iheringsfehn gültigen, obwohl beide Fehne eng benach- 
bart, in vielen Punkten abweichen. Nachstehend das 
wichtigste. 

Die äusserst eingehenden Verträge sind geteilt in „Torf- 
gräberei-, Erbpachts- und Kanalgrabungs-Kontrakte", jedoch 
ei folgt die Vergebung an eine Person. Hervorzuheben ist 

*) Allerdings erscheint sie in Iheringsfehn wohl nur deshalb nicht 
grösser, weil der Fiskus den Kolonisten 63 ha zur Vergrösserung der 
Kolonate überwiesen hat. 
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Warsingsfehn und Rorichmoor.* 1 ) 
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18 
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Torfschiffe 
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52 


62 


86 
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zunächst, dass im Vertrage durch die verschiedenartigsten 
Straf- und sonstigen Bestimmungen Vorsorge getroffen ist, 
für ein in jeder Hinsicht fehngerechtes Vorgehen des 
Kolonisten. Das Graben einer vorschriftsmässigen Inwieke 
in bestimmter Frist wird hypothekarisch unter Verpfändung 
des ganzen Vermögens sichergestellt. Eine Entschädigung 
für das Inwieken wird nicht gewährt, der Torf auf der In- 
wieke ist zu bezahlen. An der Inwieke ist ein Weg von 
12 Fuss Breite anzulegen und zu unterhalten. Der Haupt- 
kanal ist ohne Entschädigung anteilig abzutorfen, aus- 



*) *) Rorichmoor ist keine Fchnkolonie, aber mit 
einigt und immer mitgezählt. *) einschl. Warsingsfehnpolder. *) einschl. 
des augenscheinlich immer mitgezählten Warsingsfehnpolder, das jetzt 
245 Einwohner und 49 Häuser zählt. *) I Diemat = 400 Q Ruten 
rheinl. 5 ) 3590 Morgen. •) ausserdem 264 Diemat zu Rorichmoor ge- 
hörige Wiesen. 1580 Morgen unkultiviert. 8 ) Meter. 9 ) 2 Schiffs- 
werften und 3 Hellinge. l0 ) 18 Seeschiffer u. 18 Torfschiffer. 
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geworfen wird er von der Gesellschaft Den Weg daran 
(an der Nordseite des Kanals 24 Fuss rheinl., an der Süd- 
seite 16 Fuss breit) hat der Kolonist abzuschlöten und zu unter- 
halten. Jährlich sind mindestens 2 Pütten zu je 9 Fuss (rund 
5,6 m) in Kolonatsbreite abzutorfen. 

Zu zahlen ist eine Torf heuer für jedes „im Grunde" 
verheuerte Tagewerk [zu 7 Fuss (2,17 m) Breite und 96 Fuss 
(29,76 m) Länge, d. h. für etwa 65 qm Torfgrund], die, an sich 
nach den Verhältnissen stark schwankend, etwa Mk. 500 p. ha 
betragen soll, p. Tagewerk von 65 qm demnach Mk. 3,25. 
Die Zahlung dieser Torfheuer erfolgt derart, dass Ms um 
Michaelis des Kaufjahres als Anzahlung bar abgetragen, der 
Rest aber in 10 gleichen Jahresraten ohne Freijahre ent- 
richtet wird. 

Vom Untergrunde, der „überall wasserpass- und maifeld- 
gleich zu schlichten" ist, ist a) eine Erbpacht, b) ein Wiek- 
geld zu zahlen. Die Erbpacht beträgt per Diemat (400 Qua- 
drat-Ruten [i2füssige] rheinl.) 1 Rtlr. und 15 Ngr. Gold 
(=4,98 Mk.), also p. ha rund Mk. 8,75. Sie ist zahlbar 
nach 3 Freijahren zum ersten Male mit 15 Ngr. (1,66 Mk.) 
und steigt jedes Jahr mit 15 Ngr. bis zur vollen Höhe der 
ganzen Stelle. Das jährliche Wiekgeld (keine Freijahre) be- 
trägt 4 Ngr. Gold (= 44 Pfg.) p. Diemat, also Mk. 0,80 p. ha. 
„Annehmer ist unter keinen Umständen berechtigt, die Erb- 
pacht und das Wiekgeld gegen den Willen der Fehnbesitzer 
abzulösen (§ 20)." Die Erbpachtstelle nebst Haus darf ohne 
Genehmigung nicht verschuldet werden. Innerhalb 7 Jahren 
ist ein gutes Haus, 36 Fuss von der Wieke entfernt bei 
5 Pistolen (ä 5 Rtlr. Gold) Strafe zu erbauen. Innerhalb 
einer gewissen Frist sind 10 gute Obstbäume und 50 wilde 
Bäume (Linden, Birken, Eschen u. s. w.) zu pflanzen. Bei 
jedem Besitzwechsel ausser beim Übergange nach Sterbe- 
fällen in gerader auf- oder absteigender Linie ist Erbpacht 
wie Wiekgeld voll je als Auf- und als Abfahrtsgeld zu 
zahlen. 

Die Zahlungs- und sonstigen Pflichten des Erbpächters 
werden in weitgehender Weise durch hypothekarische Ein- 
st umpfe, Moor-Kolonisation. 13 
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tragungen gesichert. Im übrigen sind die Vertragsbestim- 
mungen ähnlich wie anderwärts. 



Auf die Entwickelung der übrigen Privat-Fehne kann 
hier nicht näher eingegangen werden. Ihre Entstehung und 
Entwickelung hat grossenteils schon Darstellung gefunden 
bei Freese, v. Bodungen und Hugenberg. Sie haben zudem 
überwiegend nur noch historische Bedeutung, da, wie die 
letzte Spalte der nachstehenden Tabelle zeigt, ihre zur Kulti- 
vierung verfügbare Fläche, die sich zudem grösstenteils bereits 
in Händen der Kolonisten befand, schon 1880 insgesamt 
nur noch 222 ha betrug. 
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2 * iWohnstellen 


1816 


68 


88 


45 


23 


65 


88 


377 


1880 


88 


102 


117 


24 


65 


89 


485 


3. Seeschiffe j 


1816 
1882 


14 

6(1869) 


20 
16 




6 


4 


1 


45 
22 




1816 


12 


22 


19 


5 


8 


3 


59 


4. Torfschiffe J 
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5. Schiffswerften | 
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3 
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2 
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6. Schleusen J 


1816 
1862 


1 
1 


1 
» 


! 








2 
2 


J Gesamtareal (ha) 


1880 


473 


644 


740 


184 


494 


154 


2689 


7 * \ davon unkulüv. (ha) 


1880 


50 




'3 2 


20 




20 


222 



*) Das sogenannte Beningafehn ist kein Fehn, sondern eine ab- 
torfende Hochmoorkolonie ohne Kanäle und Schiffe. 

**) Die Schiffer finden bei der Torfverfrachtung auf dem heimatlichen 
Fehn nur teilweise Beschäftigung. So weit sie nicht Dünger, Schlick u. s. w. 
» fahren, suchen sie auf anderen Fehnen Arbeit. 
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Die Tabelle zeigt, dass diese Fehne (Sp. 3 — 8) sehr klein 
sind und eine glänzende Entwickclung im allgemeinen nicht 
genommen haben. Als Torflieferanten fungiert ein Teil 
bereits seit langem nicht mehr, und auch beim andern Teil 
dürfte gegenwärtig der Torfbestand schon ganz erschöpft 
sein. Mit Ausnahme von Neuefehn, das aber seiner Lage nach 
auch nur noch auf geringe Zulagen vom Fiskus zu rechnen 
haben wird, können sie weitere Vergrösserungen nicht mehr er- 
halten, da sie an verfügbare staatliche Moore nicht grenzen *) 
Sie kommen daher für unsere Betrachtungen über die künf- 
tige Entwickelung der Fehnkolonisation in Ostfriesland nicht 
weiter in Betracht. 

*) Beninga- und Neuefehn haben 1886 zusammen rund 50 ha 
aus dem Kl. Heseler Moor als Vergrößerung zu äusserst günstigen Be- 
dingungen erhalten. 



'3* 



4. Die staatliche Fehnkolonisation in Ostfriesland 



Die staatliche Tätigkeit auf dem Gebiete 
der Fehnkolonisation in den Mooren Hannovers 
ist erst neueren Datums und weder sehr umfangreich noch 
glänzend. 

Der erste Versuch wurde zwar bald nach der Anglie- 
derung Ostfrieslands an Preussen unternommen durch An- 
lage des Spetzerfehns, gewissermassen eines „Konkurrenz- 
unternehmens" gegen das Grossefehn. Die Anlage war aber 
denkbarst ungünstig, da zur Erschliessung des nur schmalen 
Moorstreifens ein langer Anschlusskanal erforderlich war, 
dessen Kosten die Rentabilität des Unternehmens von vorn- 
herein wenn nicht ganz ausschlössen, so doch stark herab- 
drückten. Man erkannte denn auch bald die schlechten Aus- 
sichten und verkaufte das 1746 begonnene Unternehmen 1751 
an eine hierzu gebildete Gesellschaft, die Spetzerfehn-Ge- 
sellschaft. 

Erst mehr als 70 Jahre später unternahm es die hanno- 
versche Regierung wieder, Fehne in eigener Verwaltung 
anzulegen und zu besiedeln. Sie begründete 1825 Nord- und 
Südgeorgsfehn, 1829 Holterfehn.*) 

a) Holterfehn. 

Holterfehn schliesst sich an den unteren Teil des 
Rhauderfehner Hauptkanals, nur ungefähr 3 km von der 
Leda entfernt, an, seine Fehnkanäle halten, da sie keine 

*) Das vielfach mit aufgeführte, 1831 angelegte Brückenfehn ist 
eine kleine Hochmoorkolonie bei Nordgeorgsfehn. 
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Schleusen haben, Ebbe und Flut mit der Leda und ermög- 
lichen teilweise sogar eine direkte Beschlickung der Kolo- 
nate mittels des schlickhaltigen Flutwassers. 

Es hat sich von allen staalichen Fehnen weitaus am 
günstigsten entwickelt, was es seiner eben geschilderten 
Lage, seinen besseren Verkehrsverhältnissen und seinem 
guten Torf verdankt. Übrigens ist es schon längst so gut 
wie völlig abgetorft und der Untergrund wegen seiner nie- 
drigen Lage ganz überwiegend in Grünland umgewandelt. 
Die letzten Kolonate wurden 1856 verkauft, unverkaufte 
Flächen sind nicht mehr vorhanden, eine räumliche Ver- 
grösserung kann also nicht mehr stattfinden. Nähere sta- 
tistische Angaben finden sich in der Tabelle S. 222. In 
Holterfehn sind ausser 8 Seeschiffen z. Z. zwar noch 14 Torf- 
schiffe*) beheimatet, doch finden sie ganz überwiegend nicht 
mehr in Holterfehn, sondern in Idafehn, Ost-Rhauderfehn und 
anderwärts Beschäftigung. 



b) Süd- und Nordgeorgsfehn. 

Die beiden andern an die Leda bezw. an deren nörd- 
lichen Nebenfluss, die Jümme, sich anschliessenden fiska- 
lischen Fehne Nord- und Südgeorgsfehn haben sich viel 
weniger günstig entwickelt. Sie haben das ca. 3 km lange 
Unterende des bei Stickhausen in die Jümme mündenden 
Kanals gemeinsam, sind aber sonst in mehrfacher Hinsicht 
sehr verschieden. Der südliche Kanalarm, der Südgeorgs- 

*) Es haben ungefähren Laderaum (cbm) 50 36 25 19 8 
für Tagewerke (Torf) 3 2 i 1 /« I */• 
Zahl der Schiffe 31262 
Obwohl in den Holter-, Rhauder- und Idafehner Kanälen und auf 
der Leda die Torfschiffe zu 2 Tagewerken (bei Flut) fast stets 
genügendes Fahrwasser finden, haben doch nur 4 diese Grösse, während 
10 grossenteils beträchtlich kleiner sind. Das ist ein Beispiel für die 
Rückständigkeit der ostfriesischen Torfschiffahrt. Ähnlich liegen die 
Verhältnisse auf den meisten Fehnen. 
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fehn-Kanal ist in seinem grössten Teile schleusenlos*) und hält 
Ebbe und Flut, während der nördliche Kanalarm, der Nord- 
georgsfehn-Kanal, durch eine Schleuse dagegen abgeschlossen 
ist. Nordgeorgsfehn liegt etwas höher als Südgeorgsfehn. 

Dieses muss — als Fehn — als eine verfehlte Anlage 
bezeichnet werden. Seine Besiedelung ist schon seit langer 
Zeit völlig zum Stillstand gekommen. Schuld daran ist ein- 
mal die Minderwertigkeit des dortigen Torfes — ähnlich wie 
in dem benachbarten oldenburgischen Augustfehn — , dann die 
tiefe Lage des Moores und Untergrundes, der ungenügende 
Ausbau des Kanales und nicht zum wenigsten wohl auch die 
frühere wenig förderliche Verwaltung durch die Kgl. Finanz- 
direktion. 

Der Torf — und naturgemäss gerade der beste — liegt 
zu einem grossen Teile unter Wasser. Der Kolonist durfte 
vertraglich den Torf nur soweit herausnehmen, dass der 
Untergrund dann noch 2 Fuss über dem Spiegel der gewöhn- 
lichen Ebbe blieb. Wollte er also den guten Torf aus dem 
Wasser heraufholen, so musste er zur Erhöhung des Unter- 
grundes eine entsprechende Menge leichteren Torfes dafür 
abbunken. Schon dadurch war er kaum in der Lage, mit dem 
normalen Fehnbetriebe erfolgreich zu konkurrieren. Doch 
hatte der hohe Wasserstand noch andere, grosse Nachteile: 
die Notwendigkeit eines Deiches an Haupt- und Inwieken, 
die teilweise Unmöglichkeit, den Sand für den Wegebau aus 
der Kanalstrecke zu entnehmen und demzufolge wieder die 
Notwendigkeit und die Verpflichtung, den Sand zu diesem 
Zwecke vom eigenen Kolonate unentgeltlich hcranzuschaffen, 
die Notwendigkeit von grossen Abwässerungsgräben und 
-pumpen. Überdies hatte man die Fahrtverhältnisse des 
Kanales nicht genügend geregelt, so dass ihn „die Schiffe bei 
ungünstigem Winde nicht einmal zur Flutzeit befahren 



*) Der Südgeorgsfehnkanal hat 1899 eine hölzerne Kammerschlcuse 
erhalten, welche 800 m vor dem jetzigen Endpunkt des Kanals liegt, 
Sie ist bei 5 m Breite und nur 18 m Lange nur auf kleine Schiffe 
berechnet. 
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können. Die Kolonisten können weder durch den Frucht- 
bau, noch durch die Torfwirtschaft ihren Erwerb finden."*) 

Das hatte dahingeführt, dass Ende der sechziger Jahre 
die Mehrzahl der Kolonisten sowohl auf den Torfstich wie 
auf die Kultivierung ihres Kolonats verzichteten und in der 
Augustfehner Eisenhütte lohnenderne Erwerb suchten oder 
nach den oldenb. Kolonieen, wo der Erwerb eines Kolonats 
leichter und lohnender war, wo brauchbare Kanäle und Wege 
vorhanden waren, oder aber nach Amerika — und zwar gerade 
die tüchtigsten und arbeitsfähigsten Leute — auswanderten. 

Um die Kolonie lebensfähiger zu gestalten, hatte der zu- 
ständige Kommissar 1872 vorgeschlagen**) 

1. Fortführung der Hauptwieke in einer Länge von 
3390 m, 

2. Vertiefung einer Kanalstrecke von 5970 m um 0,30 m, 

3. Herstellung eines Verbindungskanales mit Augustfehn 
(Anschlag Mk. 121 070). 

Doch haben solche wirklich durchgreifenden Mass- 
nahmen, die natürlich beträchtliche Kosten verursacht hätten, 
bei der Kgl. Finanzdirektion keinen Anklang gefunden. Bis 
1879 hatte sie nur den Hauptkanal um 400 m fortführen 
und daran 12 neue Kolonate ausweisen lassen, das brachte 
ihr Geld ein, statt solches zu kosten, wenn auch die Kolo- 
nisten in eine nichts weniger als beneidenswerte Lage kamen. 
Um aber zur Abstellung der argen Übelstände doch etwas 
getan zu haben, stellte sie zur Erwägung, ob das Kanal- 
profil nicht zu beschränken und ob nicht 
die in den bremischen Kolonieen bewähr- 
ten Klappstaue anzuwenden seien! 

Also die Kgl. Finanzdirektion wollte die hohe Wasser- 
haltung, unter der insbesondere der untere Teil der Kolonie 
schon schwer litt und noch leidet, durch Staue noch weiter 
erhöhen und die ohnehin ungenügende Schiffahrtsstrasse 
durch Profilverringerung noch merklich verschlechtern. Das 

*) V. Böchingen a. a. O. S. 196. 
*♦) 11. Prot d. Z.-M.-K. S. III. 
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war der „Sanierungsplan" der Kgl. Finanzdirektion! 
Den Vorzug der Billigkeit mag er vielleicht haben. 

Wenn solche Sachkunde und solche Hilfsbereitschaft 
über den staatlichen Fehnen wacht, dann braucht man sich 
über ihre mittelmässige bis schlechte Entwickelung nicht 
zu wundern, denn der Geist, den obige Vorschläge atmen, 
hat sich in gleicher Sachkunde und Fiskalität fast überall bei 
der Leitung der staatlichen Fehnkolonisation offenbart. Man 
hat denn auch dem Fehn zunächst nicht aufgeholfen, denn 
nach 1880 ist die Hauptwieke j( zwischen 1880 bis 1885) nur 
noch um ca. 600 m verlängert worden, seitdem hat man 
nicht mehr weitergewiekt. Seit 1885 hat man nur noch 
1 Kolonat ausgegeben. Bezeichnend ist auch, dass in den 
letzten 2 Jahrzehnten die Inwieken (1880 5,4 km; 1890 noch 
2.2 km) sämtlich zugedämmt bezw. zugeworfen worden 
sind,*) da ein rentabler Torfstich ohne durchgreifende 
Massnahmen eben nicht möglich ist. 

Erst 1892/94 hat die Regierung den Kanal durch gründ- 
liche Dampfkrahn-Baggerung mit rund 35000 Mk. Kosten 
vertieft, so dass er jetzt für die „normalen" Torfschiffe bis zu 
35 cbm zugänglich ist.**) 1894 waren 10, gegenwärtig 
sind 9 Muttschiffe mit 17 — 35 cbm Rauminhalt dort beheimatet. 
Interessant ist, dass man dort die bisherige Kleinschiffahrt 
nicht mehr für recht leistungsfähig und mit der Bahn für 
konkurrenzfähig hält, weil die veraltete und unpraktische 

*) Die Inwieken sind zugeworfen worden, weil bei Hoch- 
fluten das Wasser an schlechteren Stellen unter den aus Moor her» 
gestellten Deichen durchdrang, den ganzen Moordeich abhob und dann 
das ganze Land überschwemmte. Einen wirklichen Zweck besassen 
hier die Inwieken ohnehin nicht, da ihre Nutzbarkeit bei der geringen 
Torfausbeute infolge des hohen Wasserstandes, bei der Kostspieligkeit 
der Deiche und ihrer Erschwernis in mancher Hinsicht eine sehr 
geringe war. 

**) 1893 hatte er bei mittlerer Ebbe bezw. Flut eine Fahrwasser- 
tiefe von 0,5 — 1,3 m im unteren Teile, im oberen Teile und bei 
geringerer Flut noch weniger, so dass das Oberende des Kanals für 
Schiffe mit 2 Tagewerk Torf vielfach nicht fahrbar war und ist. 
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Bauart zu wenig Raumgehalt habe. Ein gleiches Urteil 
wurde in dem benachbarten Augustfehn von einem Torf- 
Grosshändler gefällt, der trotz der vorhandenen Wasserstrasse 
seinen Torf grossenteils auf der Bahn nach Hamburg, 
Bremen und sogar nach dem zu Wasser leicht erreichbaren 
Leer sendet. Ein beladenes Schiff fährt je nach Wind und 
Wetter meist in i — 2 „Tiden" nach Leer, bei widrigem Winde 
dauert die Fahrt zuweilen aber auch 1% Tage. 

Die Fracht bis 
Leer beträgt: 

1 MuttschifT von 17 cbm ladet 1 Tagewerk Torf; Mk. 16,— 

1 1» »» 2 5 i> » X V2 » >» n 2I » — 

1 » »» 35 >> »> 2 h 11 n 2 ^> — 

Auf einem Schiff mit 2 Tagewerk Tragfähigkeit ist also 
die Fracht schon wesentlich geringer, obwohl bei diesem 
Frachtansatz der Schiffer durch die Fahrt auf einem grösseren 
Schiffe noch viel mehr verdient als bei der auf dem kleinen. 
Die Torfgewinnung ist schon seit Jahren äusserst unbedeutend. 
Neuerdings hat die Regierung endlich den Weiterbau des 
• Kanals um 1055 m in Angriff genommen. Dabei ist, wie 
in dem benachbarten Augustfehn eine Sandwelle mit wenig 
und schlechtem Torf zu durchschneiden, wonach wieder 
gutes Moor angeschnitten wird. Da dieser Kanal nun end- 
lich einmal „fehngerecht", d. h. ohne, wie sonst, die Wege 
und die Anfänge der Kolonate mit dem ganzen Kanalaushub 
zu belasten, wenn auch wohl sehr teuer gebaut wird,*) ist 
zu erwarten, dass an seinem oberen, gutes Moor anschnei- 

*) Die Abtorfung haben die Südgeorgsfehner Kolonisten für den 
Torf und flir eine Beihilfe von 20 Pfg. pro cbm Moor im Urzustände 
genossenschaftlich übernommen. Da auf der Neubaustrecke bei 53 m 
mittlerer Breite rund 170000 cbm Moor stehen, kostet demnach allein 
die Abtorfung 34000 Mk. Hierzu treten die Kosten für die eigent- 
lichen Kanalarbeiten, die sich bei der erforderlichen nicht unbeträcht- 
lichen Tiefe des Kanaleinschnittes durch die Sandwelle wohl auf 
35—45000 Mk. belaufen werden, so dass die Strecke von rund 1 km 
dem Staat nicht weniger als 70000-80000 Mk. kosten wird! Übrigens 
ist in diesem Falle den Kolonisten, an denen der Fiskus viele Sünden 
gut zu machen hat, ein möglichst hoher Gewinn vollauf tu gönnen. 
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denden Teile auch eine „normale" Fehnkolonie entsteht. 
Denn das alte Südgeorgsfehn verdient diesen Namen eigent- 
lich nur zum Teil, da es, wenn nicht überwiegend, so doch 
grossenteils als Hochmoorkolonie in der Neuzeit 
hochgekommen ist. Seine Entwickelung ist so eigenartig und 
in mancher Hinsicht lehrreich, dass ihr nachher einige Worte 
gewidmet werden müssen. 

Zunächst sei noch das wichtigste aus den von der 
hannoverschen Domänen-Kammer gestellten Ansie- 
delungsbedingungen hier wiedergegeben.*) 

Die Stelle wird zu Erbenzinsrecht, unteilbar und nur mit 
staatlicher Zustimmung verkäuflich begeben. Der Erben- 
zinsmann hat sich aller obrigkeitlichen Anordnungen hin- 
sichtlich der ganzen Fehnanlage, der Lage und des Baues 
des Hauses u. s. w. zu unterwerfen und etwa erforderlich 
werdendes Land von seinem Kolonate wieder zurückzugeben. 
Wenn der Ansiedler Torfstich und Untergrundkultur nicht 
„nach allgemeinem Vehn -Gebrauch" gut betreibt bezw. 
3 jahrelang das Torfstichgeld nicht entrichtet hat, kann ihm 
die Domänenkammer den Platz ohne andere Entschädigung 
als die für die Gebäude wieder entziehen. Der Hauptkanal 
nebst den Nebenanlagen wird auf „Kosten der allergnädigsten 
Landesherrschaft" angelegt und unterhalten, nur bei „Not- 
sicherungsarbeiten" soll der Kolonist unentgeltlich Hilfe 
leisten. Der Ansiedler übernimmt unentgeltlich die Be- 
grüppung u. s. w. seines Kolonats sowie die Anlage und 
Unterhaltung der nötigen (Entwässerungs- und Be- 
schlickungs-) Pumpen. Das Moor auf dem Kanal muss der 
Kolonist auf seinem Anteil in dem von der Verwaltung dazu 
bestimmten Jahre — bei Strafe des Verdings — bis auf den 
Sand (falls dieser bis zur Kanalsohle erreicht wird) heraus- 
bringen und davon an beiden Seiten des (Flut- und Ebbe 
haltenden und nicht tief genug eingeschnittenen) Kanals 
Deiche von vorgeschriebener Stärke und Höhe zur Abwehr 



*} Der Text eines Ansiedelungsvertrages für Südgeorgsfehn findet 
sich abgedruckt im 14. Prot, d. Z.-M.-K. S. 97/100. 



Digitized by Google 



— 203 



der höchsten Fluten aufwerfen. Ferner hat er den Weg 
nebst Gräben an der Binnenseite anzulegen und den von der 
Kanalbauverwaltung aus dem Kanal geworfenen Sand (falls 
solcher überhaupt erreicht wird) bald vom Ufer wegzu- 
schaffen und zur Vermischung des Dargs in den Deichen, 
zur Besandung des Weges und zur Kultur seines Garten- 
grundes zu benutzen. Soweit der aus dem Kanäle gewonnene 
Sand zur Vermischung für die Deiche und zur Wegebesan- 
dung nicht ausreicht, muss der Kolonist ihn aus den ent- 
fernteren Stellen seines Kolonates anliefern. Ferner hat er 
die Wieke, die Deiche und den Weg stets in guter Ordnung 
zu halten. 

Inwieken zwischen je 2 Kolonaten sind vorgeschrieben 
und nebst Deichen und Brücken von den Nachbarn aus- 
zuführen und zu unterhalten. Jährlich müssen mindestens 
2 Pütten Torf (10:240 Fuss rheinl.) gegraben werden, 
widrigenfalls der Kolonist 1 Rtlr. Strafe zu zahlen hat und 
die Ausgrabung auf seine Kosten im nächsten Jahre nach- 
geholt wird. Doch darf er nur soviel Torf herausnehmen, 
dass der Untergrund mindestens 2 Fuss über dem Spiegel der 
Ebbe bleibt und muss für den event. tiefer herausgeholten 
guten Torf entsprechende B unkerde hineinbringen. 

Für das Tagewerk (10600 Törfe) sind, mit Ausnahme des 
grauen Torfes, je nach Güte des Torfes 8 — 12 Sgr. Courant 
als T o r f g e 1 d zu zahlen. Das K a u f g e 1 d ist nach 3 Frei- 
jahren in 5 gleichen Raten zu zahlen. Es wurde mir als 
„unter Hannover sehr gering" bezeichnet und soll nur etwa 
M. 150 p. Kolonat betragen haben. Für den Untergrund 
ist ein unablöslicher E r b z i n s zu zahlen, wobei angenommen 
wird, dass das Kolonat wenigstens in 24 Jahren abgetorft 
sein muss. Unter dieser Annahme hat der Kolonist ohne 
Nachmessung nach 10 bezw. 16 bezw. 22 bezw. 28 Jahren 
für % bezw. % bezw. % bezw. die ganze Fläche des Unter- 
grundes — also gewissermassen immer nach 4 Freijahren — 
jährlich pro Morg. Calenb. 18 Ggr. Erbzins zu zahlen. Für den 
nur zum Ackerbau und nicht zum Torfstich geeigneten Ober- 
grund sind 8 Ggr. Erbzins zu zahlen. 
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Binnen 5 Jahren muss der Kolonist ein gutes und sofort 
zu versicherndes Haus bauen und für dasselbe nach 6 Frei- 
jahren 13 Ggr. Hausgeld zahlen. Ausserdem ist ein Brücken- 
geld von 1 bezw. 1,4 Ggr. je nach Länge des Schiffes unter 
oder über 50 Fuss zu zahlen. 

An den Prediger und an den Lehrer hat der Kolonist 
nach 6 Freijahren und bis zur Bildung eines eigenen Ver- 
bandes jährlich 6 bezw. 3 Ggr. zu zahlen, zur Armen-Kasse 
sind vom ersten Jahre an jährlich mindestens 4 Pfg., bei Be- 
darf mehr zu zahlen. 

An sich sind diese finanziellen Bedingungen, insbesondere 
auch die Zahlungsfristen nicht ungünstig; sie können daher 
eine Schuld an der ungünstigen Entwickelung des Fehns 
nicht haben. Die Schuld daran, dass sich Südgeorgsfehn 
bis in die siebziger Jahre, insbesondere aber von 1850 — 1870 
in einem so jammervollen Zustande befand, tragen andere 
Fehler, die hier nur kurz angeführt werden sollen : 

1. die schon vorerwähnte völlige Unbrauchbarkeit seines 
von der Landesherrschaft gebauten Kanales*), 

2. der miserable Zustand der Wege am Kanäle, die in 
den unteren Teilen fast gar nicht besandet waren, während 
in den oberen Teilen der Kolonie Sand und Moor beim Kanal- 
bau untermischt daraufgeworfen waren,**) 

*) ,,Im Winter Überschwemmungen, im Sommer unfahrbar; hatte 
der Kolonist sich eine Ladung Dünger halbwegs verdient oder geborgt 
bekommen, so blieb er bei der Bifluenz vom Nord- und Südgeorgfehn- 
kanal meist schon stecken, musste '/« der Ladung auswerfen oder 
„leichtern", bei der I. Kanalbrücke desgl., später vielleicht nochmals. 
Häufig vergingen, abgesehen von den Verlusten, mehrere Tage, ehe die 
ganze Ladung am Kolonat war." 

**) Erst im vorigen Jahrzehnt hat man mit staatlicher Beihilfe und 
nach vielem Petitionieren eine leidliche Besandung des Weges an der 
unteren Kanalstrecke erreicht. Im obersten Teil ist der Weg noch 
jetzt nur am Tage und mit grosser Voisicht zu befahren, da jeder 
Kolonist an einer beliebigen Stelle aus dem sogenannten Wege sich den 
seinerzeit aus dem Kanal herausgeworfenen Sand heraus„buddelt", wobei 
zwischen den Löchern oft kaum eine Wagenspurbreite fahrbar bleibt. Solcher 
Zustand besteht auf diesem fiskalischen Fehn nun schon seit Jahrzehnten» 
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3. die grosse Belastung der Kolonisten durch die vertrag- 
liche Verpflichtung, das Moor aus dem Kanal auszuheben, 
das sie aber zum grossen Teile nicht verkaufen durften, 
sondern zum Bau der Deiche am Kanal zur Abwehr der 
höchsten Fluten verwenden mussten ; durch die Verpflichtung, 
die Deiche und Wege anzulegen und event. den Sand dazu 
von ihren Kolonaten anzufahren, 

4. die grosse Erschwernis der Torfgewinnung in den 
ersten Jahren durch die erwähnte Art des Kanalbaues, infolge 
deren die Kolonisten hinter den Wällen des Kanalaushubes 
sassen, 

5. die Unmöglichkeit oder Kostspieligkeit des Herauf- 
holens des guten Torfes im unteren Teile des Fehns, also 
die ungenügende Nutzbarkeit des Torflagers, während im 
oberen Teile des Fehns der Torf flacher und minderwertiger 
ansteht, 

6. mehrfache schwere Schädigungen durch Überschwem- 
mungen (Deichbrüche an den Inwieken). 

Dass bei solcher staatlichen Kolonisation die von Haus 
aus ohnehin so gut wie mittellosen Kolonisten ganz ins 
Proletariat herabsinken mussten, ist selbstredend. Sehr be- 
zeichnend ist es nun, dass die Hebung dieser verunglückten 
Fehnkolonie durch dieneueHochmoorkultur erreicht 
ist.*) Durch deren mit bestem Erfolge und in grossem Um- 

*) Die erste Besserung der Verhältnisse erfolgte durch Einführung 
der Eisenindustriecn in Augustfehn, in denen ungefähr 200 Südgeorgs- 
fehner lohnende Beschäftigung fanden. Dadurch kam Geld in die 
Kolonie, das zur Hebung der Wirtschaften benutzt wurde. 

In der Kolonie besteht ein landw. Verein, eine ländliche Fort- 
bildungsschule, eine eigene Spar- und Darlehnskasse e. G. ra. u. H. (seh 
1897), eine schon erwähnte Abtorfungsgenossenschaft, ein Ein- und 
Verkaufsverein (1901 mit 22, jetzt mit 57 Genossen); die Gründung 
einer Viehverwertungsgenossenschaft im Anschluss an die Vieh-Zentrale, 
Abteilung Hannover, ist beschlossen. 

Die Erbpacht, die jetzt über Mk. 5000 beträgt, geht nunmehr 
pünktlich und fast ohne Rückstand ein, während früher der Gerichts- 
vogt ständiger Gast war. 

Ein ganz besonderes Verdienst um die Hebung Südgeorgsfehns 
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fange bewirkte Einführung während der letzten zwei Jahr- 
zehnte hat sich der Viehstand und die Wirtschaft der Kolonisten 
sowie ihre Vermögenslage ganz wesentlich gehoben, so dass 
aus dieser verunglückten und nur wenig abtorfenden Fehn- 
kolonie in der Neuzeit eine verhältnismässig blühende Hoch- 
moorkolonie geworden ist, die sich nunmehr durchaus befrie- 
digend entwickelt, wie die nachstehenden Zahlen deutlich 
erkennen lassen. Die fiskalische Fehnkolonie Südgeorgs- 
fehn hatte 
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Der wirtschaftliche Aufschwung seit 1895, d. h. seit sich 
die Kolonisten viel mehr mit Hochmoorkultur befassen und 
seit Inkrafttreten der andern fördernden Einrichtungen, ist 
also ein ganz gewaltiger. 



Die Entwickelung von Nordgeorgsfehn, das zur 
gleichen Zeit und unter den gleichen Vertragsbedingungen 

hat sich der seit 1856 daselbst als Lehrer tätige Hauptlehrer, Herr 
Hcinrici, erworben. Selbst Besitzer eines Kolonats von ca. 9 ha hat er 
von 1883— 1893 na cb einem Plan von Dr. Salfeld umfangreiche Hoch- 
moorkulturversuche mit glänzendem Erfolge gemacht. Seine muster- 
gültigen, einen vorzüglichen Eindruck machenden Hochmoorkulturen, 
seine grossen finanziellen Erfolge (200 — 240 Mk. jährliche Wiesen- 
pacht pro ha) und seine stete Anregung, verbunden mit allerdings nicht 
erheblichen staatlichen Beihilfen zum Bezüge von Schlick und Kunst- 
dung, haben in Südgeorgsfehn nicht nur auf dem tiefliegenden 
unteren z. T. mit Schlickwasser überflutbaren Teilen, sondern gerade 
auch am hochliegenden Kanalende mit flachem Moorstande umfangreiche 
und vielfach sehr gut gelungene Hochmoor-Kulturen zu Wege gebracht. 
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besiedelt worden ist, hat sich in anderer Richtung, aber 
gleichfalls durchaus nicht befriedigend vollzogen. 

Abgesehen davon, dass es nicht wie der untere Teil von 
Südgeorgsfehn an zu schlechter Abwässerung und ihren Folge- 
erscheinungen leidet, hat es sonst mit ähnlichen Schwierig- 
keiten zu kämpfen gehabt, insbesondere mit unbefriedigenden 
Schiffahrtsverhältnissen. Es findet zwar daselbst eine grössere 
Torfproduktion statt als in Südgeorgsfehn, doch liegt dafür 
die Kultivierung des Untergrundes wie insbesondere des 
Hochmoores sehr im argen, so dass die Lage der Kolonisten 
wohl auch nicht günstiger als in Südgeorgsfehn sein dürfte.*) 

Der Nordgeorgsfehnkanal**) ist bestimmt, dereinst eine 
wichtige durchgehende Wasserstrasse durch die über 1 1 ooo ha 
grossen Aurich-Friedeburger Moore nach dem Ems-Jade- 
Kanal und damit von der Leda nach Wilhelmshafen zu werden. 
In seinem jetzigen Zustande ist er aber ganz ungeeignet, 
diesen Zweck zu erfüllen. An den Stickhauser Fehnkanal 
anschliessend, dessen Fahrwassertiefe bei mittlerer Ebbe 
0,7 m, bei mittlerer Flut 1,5 m beträgt, hat er selbst einen 
mittleren Wasserstand von 1,4 m, der aber im Sommer lange 
Zeit bei weitem nicht erreicht wird. Er besitzt 3 Schleusen, 
an deren oberster man ein Schöpfwerk baute, um die am 
meisten leidende obere Haltung aus der unteren zu füllen, 
allerdings nur mit dem Erfolge, dass man nun diese leer 
pumpte und nunmehr genötigt ist, auch an den beiden andern 
Schleusen Schöpfwerke (Windmühlen!) zu bauen. Während 
die erste Schleuse in leidlichen Abmessungen (nutzbare 
Länge = 25,10 m, nutzbare Breite = 5,2 m) angelegt war, hat 
man der zweiten viel kleinere Masse gegeben (18,5 bezw. 

♦) Die neuzeitliche massige Weiterentwickelung zeigt die Tabelle 
S. 222. 

**) Nach dem Führer auf den deutschen Schiffahrtsstrassen 1893 
Teil I S. 32/33 hat er eine Gesamtlänge von 19,3 km, von denen 
5,4 km auf den Stickhauser Anschlusskanal an die Jümme, 5,37 km auf 
den eigentlichen Nordgeorgsfehnkanal und der Rest von rund 8,5 km 
auf die Verbindungsstrecke mit dem Auricher Wiesmoor II ent- 
fallen. 
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4,2 m) und dadurch auch die Nutzbarkeit der ersten Schleuse 
auf das gleiche Mass herabgedrückt. 

Und eine derartige minderwertige Anlage, die nur auf 
dürftige 15—20 t Torf schiffe berechnet ist, hat nicht etwa eine 
kapitalschwache ostfriesische Fehngesellschaft für ihren nur 
ein kleines Moorgebiet abschliessenden Kanal geschaffen, 
sondern der Kgl. preussische Staat für eine in Zukunft wich- 
tige, durchgehende Wasserstrasse, die ein gewaltiges, in 
seinem Besitz befindliches Hochmoor auf schliesst ! Bei 
solcher „Kanalpolitik" werden im Aurich-Friedeburger Moore 
allerdings niemals „holländische Fehne" entstehen! 

c) Klosterfehn. 

Sehr wenig Erfreuliches ist auch von dem Fehn der Kgl. 
Klosterkammer in Hannover, dem im Klostermoor II im 
Anschluss an die Süderwieke III des Westrhauderfehns Mitte 
der siebiger Jahre angelegten Klosterfehn zu berichten. 

Es scheint, als wenn die Klosterkammer bezw. die aus- 
schlaggebende Behörde bei seiner Anlage alle Erfahrungen 
der Fehnkolonisation, die sie aus Rhauderfehn so schön 
hätte schöpfen können, nach Möglichkeit hätte ignorieren 
wollen. Das ist denn auch in hohem Masse geglückt. So 
hat man zwar den Kanalstreifen an sich abtorfen, den Sand- 
aushub aber auf die unabgetorften künftigen Wege und 
Kolonatsanfänge werfen lassen, was die Anlage brauchbarer 
Wege und die Abtorfung, zumal man den Kanal (ca. 1200 m 
lang) sehr tief einschneiden und infolge einer kleinen Terrain- 
welle grosse Sandmassen auswerfen musste, sehr erschwerte. 
Später ist man allerdings dazu übergegangen, den Ansiedler 
„nach Fehngebrauch'' abtorfen und Kanal und Wege bauen 
zu lassen. Trotz des tiefen Kanaleinschnittes sind die Schiff- 
fahrtsverhältnisse nicht günstig, da das Gelände von der 
Khauderfehner Hauptwieke aus stark steigt — etwas ober- 
halb liegt die Wasserscheide — und die Anlage einer Schleuse 
sowohl für die Abtorfung und Schiffahrt als auch für die 
Untergrundkultur sehr nötig gewesen wäre. Ihr Fehlen ist 
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der Entwicklung von Klosterfehn sehr hinderlich. Die 
Anlage von Inwieken, die für die auf der Westseite sehr 
langen Kolonate (rd.564 m Länge bei ca. 92 — 130 m Breite) un- 
bedingt erwünscht gewesen wäre, musste bei dem tiefen Kanal- 
einschnitte natürlich unterbleiben. Der Torf ist auf dem 
eigentlichen Klosterfehn grösstenteils nur massig. 

Trotz dieser erschwerenden Momente sind die Ansie- 
delungsbedingungen der Klosterkammer die allerungünstig- 
sten, die ich kenne. Sie sind in mancher Hinsicht so eigen- 
artig und insbesondere rücksichtlich der Zahlungsbedingungen 
und -fristen so ungünstig, dass ich auf sie etwas näher ein- 
gehen muss und aus einem Kauf-Vertrage der Kgl. Kloster- 
kammer über ein Kolonat des Klosterfehns*) folgendes 
hervorhebe. 

Für die betr. Stelle (5,18 ha) ist ein Kaufgeld von 
2910 Mk. zu zahlen und zwar % vor der Übergabe, % binnen 
Jahresfrist und die letzten % in „Jahresraten" bis Ende 1879 
(der Vertrag ist erst 28. XII. 76 vom Käufer und 28. III. 77 
von der Kammer genehmigt, die Übergabe soll allerdings 
schon vom 2. III. 76 gerechnet werden). Das ganze Kauf- 
geld ist also in 3 (bezw. 4) Jahren (!) zu zahlen und der 
jeweilige Kaufgeld-Rückstand mit 5 V» zu verzinsen. Wird 
eine fällige Zins- oder Kapitalzahlung innerhalb 14 Tagen 
nach dem Fälligkeitstermine nicht gezahlt, so wird das ganze 
Kaufgeld fällig. Der daneben zu entrichtende Grundzins be- 
trägt Mk. 2,26 für den hannov. Morgen = 0,26,2 ha (für die 
ganze Stelle von 5,18 ha also = Mk. 44,54). Er ist nach 
6 Jahren zur Hälfte und nach 12 Jahren voll zu zahlen und 
erst, wenn er voll fällig ist, mit dem 20 fachen ablösbar. 
Vor Ablösung des Zinses darf das Kolonat ohne Genehmigung 
der Kammer nicht zerteilt werden. Ab- und Auffahrtsgelder 
und Torfstichgelder sind nicht zu entrichten. 

Die Geldforderungen und andern Rechte der Kammer 
sowie die Pflichten des Käufers werden in weitgehendster 

*) Kauf- Kontrakt wie Allg. Bedingungen siehe 13. Prot d. Z.-M.- 
K. S. «6/30. 

Stumpf«, Moor-Koloai»*tioa. 14 
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Weise hypothekarisch sichergestellt Innerhalb der ersten 
5 Jahre sind entsprechende Wohn- und Wirtschaftsgebäude 
zu errichten und zu versichern. 

Die Kosten der öffentlichen Bekanntmachung und Lizi- 
tation, die gerichtlichen u. s. w. Kosten berichtigt die Kammer 
allein, aber sie erhebt dafür von jedem Taler des Kauf- 
geldes noch I Groschen besonders, d. h. 3,3 % vom Kaufgeld, 
zahlbar vor dem Übergabetermine. Sie lässt sich also reich- 
lichst entschädigen. Käufer verpflichtet sich zur Zahlung der 
auf ihn entfallenden Staats-, Kommunal-, Kirchen-, Schul-, 
Armen- und sonstigen öffentlichen Lasten und Abgaben, 
sowie der Brücken- und ev. Kanal- und Schleusengelder. 

Fast jeder Paragraph der Allgemeinen Bedingungen be- 
deutet übrigens eine weitgehende Sicherung der Rechte der 
Klosterkammer, wobei denn die Rechte des Käufers natür- 
lich kaum Berücksichtigung finden. Bezeichnend für den 
Geist, der bei dieser „staatlichen Kolonisation" herrscht, ist 
der nachstehend wiedergegebene § 2. 

„Kgl. Kloster-Kammer leistet für Ansprüche eines 
Dritten nur insoweit Gewähr, als durch sie dem Käufer die 
verkaufte Sache gänzlich entzogen werden sollte. Im 
übrigen leistet sie dem Käufer keine Gewähr. Nament- 
lich leistet sie eine solche weder für nicht bekannte und 
nicht genannte Ansprüche eines Dritten, durch welche nur 
Teile resp. Pertinenzstücke der verkauften Sache oder damit 
verkauften Gerechtigkeiten dem Käufer entzogen werden, 
noch für fehlende Eigenschaften, noch für fehlende Quantität, 
noch für auf der verkauften Sache haftende gemeine, öffent- 
liche oder privatrechtliche, ordentliche oder ausserordentliche 
Lasten, Privatdienstbarkeiten und sonstige Lasten und Ab- 
gaben. Sollte insbesondere die verkaufte Sache in der 
Zwischenzeit zwischen der Errichtung des Vertrages bis zur 
erfolgenden Übergabe eine ausdrücklich vorbedungene Eigen- 
schaft ohne Verschulden der Kgl. Kloster-Kammer verlieren^ 
so trifft der Verlust den Käufer allein dergestalt, dass dieser 
deswegen eine Vertretung von jener zu verlangen nicht 
berechtigt ist. Eine Anfechtung des Vertrages wegen Ver- 
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letzung über oder unter die Hälfte des Wertes des Gegen- 
standes ist nicht gestattet" 

Ist das nicht einfach grossartig juristisch und fiskalisch 
abgefasst und gesichert, d. h. natürlich für die Verkäuferin ! ? 
Doch auch für den Käufer findet sich darin eine Sicherung, 
nämlich die, dass ihm die verkaufte Sache nicht gänz- 
lich entzogen werden kann! Aber zu, sagen wir, 90V» 
kann sie ihm nach diesem Paragraphen entzogen, entwertet, 
belastet werden, ohne dass er dagegen etwas tun kann! 
Dieser Vertrag, dem hinsichtlich der Ungunst der Zahlungs- 
wie allgemeinen Bedingungen kein Vertrag einer Privat- 
gesellschaft auch nur annähernd nahe kommt, ist geradezu 
eine Monstrosität. Und wenn die Klosterkammer für ihr 
Fehn unter solchen Bedingungen dennoch einige Käufer 
gefunden hat, so beweist das, wie gross das Verlangen der 
Leute nach einer eigenen Stelle und wie gross und blind zu- 
gleich ihr Vertrauen auf staatliche Unternehmungen ist. 
Wenn schliesslich der Erfolg der staatlichen Kolonisation 
nicht befriedigend ist, so kann das bei solchem übertriebenen 
fiskalischen und ungeschäftsmännischen Geiste in der Ver- 
waltung wahrhaftig nicht wundernehmen. Zu solchen Be- 
dingungen sind in den 70er Jahren 13 Kolonate vergeben 
worden. In den 80er Jahren hat man Kolonate über- 
haupt nicht ausgegeben, dagegen sind im letzten Jahrzehnt 
wieder 6 Fehnstellen (4 zu ca. 6, 2 zu ca. je 4 ha) durch 
öffentliche meistbietende Versteigerung verkauft worden zu 
den nachstehenden etwas abgeänderten und anscheinend 
etwas günstigeren Bedingungen. 

Der Kaufpreis schwankt zwischen 375 — 475 Mk. p. ha 
und ist bald zu zahlen, kann jedoch auf Wunsch und nach Ver- 
einbarung zur Hälfte (später bis zu %) bis zu längstens 
5 Jahren gegen Zinsen stehen bleiben. Die Erbpacht be- 
trägt Mk. 10 p. ha und wird nach 5 Jahren zur Hälfte und nach 
10 Jahren ganz fällig. Den Kanal haben die Käufer ohne 
Entschädigung zu graben und auch die Wege anzulegen. 
Da der Sand grossenteils noch 1—2 m hoch über dem Wasser- 
spiegel steht, der Kanalausbau demnach viel Arbeit und 

14* 
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Kosten verursacht,*) sind auch die abgeänderten Bedin- 
gungen, zumal da der Torf daselbst mittel bis schlecht ist, noch 
als äusserst ungünstig zu bezeichnen. Der Besitzer eines 
4 ha-Kolonates hat also rund Mk. 500 bald anzuzahlen, 
Mk. 800—1000 in bar oder Arbeit auf den Kanalausbau zu 
verwenden, jährlich Mk. 1000 Restkaufgeld zu verzinsen, 
das Haus zu bauen, nach 5 Jahren das Restkaufgeld 
bar zu zahlen und schon die halbe Erbpacht zu entrichten 
sowie alle Kommunallasten zu tragen u. s. w. und das 
alles trotz massigen Torfes und hohen trockenen Unter- 
grundes! Das sind ganz unbillige Bedin- 
gungen, wie sie die Privatgesellschaften 
(vergl. z. B. Kaufvertrag in Ostrhauderfehn; S. 174 Anra.) 
nicht stellen. 

Klosterfehn macht denn auch einen sehr schlechten 
Eindruck. Es ist wenig abgetorft und wenig kultiviert, ob- 
wohl die ersten 13 Kolonate schon in den siebziger Jahren 
gewissermassen im ersten unüberlegten Ansturm der Kolo- 
nisten zur Ausgabe gelangt sind.**) Die Kolonisten haben 
schon mehrfach gewechselt. 

Nach diesen schlechten Erfahrungen hat die Kloster- 
kammer die Fchnkolonisation augenscheinlich so gut wie 
ganz eingestellt. Sie lässt nunmher auch im Klostermoor Ii 
obwohl hier der Anschluss an die Rhauderfehner Kanäle vor- 
handen ist, in ähnlicher Weise und zwar unmittelbar am 
Kanalende abtorfen, wie schon immer im Klostermoor f. 
Über die Art des Torfstiches im Klostermoor habe ich, ob- 
wohl ich an Ort und Stelle gewesen bin, einen vollbefrie- 
digenden Aufschluss nicht erhalten. Die mir vom Moor- 
vogt gemachten Angaben lassen sich mit den mir an Ort und 
Stelle von mehreren augenscheinlich gut unterrichteten 

*) Die ca. 4 ha grossen Kolonate an der Ostseite des Kanals sind ca. 
200 m breit am Kanal, so dass vom Kolonisten 100 m Kanal zu graben sind. 
Bei dem dortigen tiefen Einschnitte (der Kanal hat die Ausmessungen der 
Rhauderfehner Wieken) wird ihm diese Arbeit rundMk. 800—1000 kosten. 

**) Von den 1892 bezw. 1896 ausgebotenen 11 Kolonaten haben 
nur 6 einen Käufer gefanden. 
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Seiten gewordenen nicht ganz in Einklang bringen. Nach 
den ersten Angaben werden die Torfgräbereien je nach Ver- 
langen und Bedarf von 10 bis zu 200 m ausgegeben. Der 
schwarze Torf steht 0,50 — 1,70 m tief und muss bis auf den 
Sand abgegraben werden. Auf ein Tagewerk Torf (12000 So- 
den) werden 70 cbm Moormasse gerechnet. Es kostet in der 
I. Torfklasse 6 Pfg. p. cbm., in der II. = 5, in der III. = 4 Pfg., 
in der IV. = 3 Pfg. p. cbm. 

Das würde eine normale Torfheuer von Mk. 2,10 — 4,20 
p. cbm ergeben oder, bei rund 2 m brauchbarem Torf, etwa 
1000 Mk. p. ha und damit auch eine angemessene Verwertung 
des Moores. 

Von anderen Seiten wurde mir indessen versichert, dass 
der Torf im Klostermoor in Wirklichkeit sehr billig abgegeben 
würde und zwar zu etwa Mk. 1,66 p. Tagewerk zu 70 cbm. 
Der tiefer sitzende beste Torf*) bleibe vielfach schon der 
ungenügenden Entwässerung wegen in wechselnder Stärke 
stecken und mache eine eigentliche Untergrundkultur dauernd 
unmöglich oder man müsse später nach genügender Ent- 
wässerung nochmals abbunken und die teilweise nur noch 
schwache Schicht schwarzen Torfes herausnehmen. Wolle 
man dies nicht, so könne man auf der unvollkommen ab- 
getorften Fläche eben nur Hochmoorkultur treiben. Ich 
glaube, dass die letzteren Stimmen der Wahrheit am näch- 
sten kommen. 

Jetzt torft man weite, am Kanalende liegende Flächen, 
die teilweise auch schon zu längeren Landtransporten des 
Torfes zwingen, ohne Kanalbau ab. In einigen Jahren wird 
man den Kanal durch die dann abgetorfte Fläche aber doch 
durchtreiben müssen, wenn der Wert der gewaltigen dahinter 
liegenden Moore nicht infolge der immer grosser werdenden 

*) Früher sei der Torf, insbesondere in Klostermoor I, ganz un- 
regelmässig und unvollkommen gestochen worden, so dass die gewaltigen 
in solcher Weise ausgestochenen Flachen für die Untergrundkultur, wenn 
überhaupt, dann nur unter grossen Kosten zu gewinnen sein würden. 
Auch jetzt sei die Verwertung des Moores noch lange nicht rationell, wenn 
auch besser als früher. 
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Entfernungen vom Kanal, wie man sagt, an den Rädern 
hängen bleiben soll. Schon jetzt dürfte die Kammer, ob- 
wohl der Torfstich, insbesondere im Klostermoor II, an 
günstigster Stelle (Kanalende) stattfindet, Reineinnahmen 
aus ihren grossen Mooren nach Abzug aller Verwaltungs- 
kosten kaum haben, eine Erkenntnis, die man auch in der 
Klosterkammer schon haben soll, ohne indessen daraus eine 
entsprechende Nutzanwendung zu ziehen. 

Es scheint ja jetzt endlich wieder einmal Aussicht zu 
sein, durch eine grosszügige Moorkolonisation und -kanal- 
politik zu einer besseren Verwertung unserer Moore zu 
kommen. Hoffentlich führt sie auch dazu, durch Schaffung 
brauchbarer Kanäle die grossen Klostermoore in geeigneter 
Weise aufzuschliessen und wirklich nutzbringend zu verwerten. 

d) Die fiskalischen Fehne „Auricher Wies- 
moor II" und „Am Abelitzkanal". 

Die Kolonate der beiden jüngsten staatlichen Fehne, des 
Fehns „Auricher Wiesmoor II" und des Fehns „Am Abelitz - 
Moordorfer Kanal", sind seit 1878 zur Verausgabung gelangt. 
Beide liegen im Kreis Aurich. 

Das Fehn Auricher Wiesmoor II ist gewisser- 
massen eine seitliche Fortsetzung des Spetzerfehns und war 
seinerzeit wohl gedacht als 'Anfang einer grossen staatlichen 
Fehnkolonisation im Auricher Wiesmoor. Leider ist diese 
Hoffnung bislang recht wenig in Erfüllung gegangen.*) Die 
Anlage des Fehns bedeutet vielmehr einen Misserfolg. 
Leider war es mir nicht möglich, diese fiskaliche Anlage 
zu besuchen, doch lautet sowohl in Spetzer- wie in Grosse- 
fehn das Urteil über dasselbe ungünstig.**) 

*) Über die zahlenmässige Entwicklung siehe Tabelle S. 222. 
**) U. a. hielten von mir befragte Ostgrossefehner Fehntjer und 
Schiffer, die das Torfgeschäft öfters nach „Auricher Wiesmoor II" führt, 
die Verhältnisse in Ostgrossefehn und Wilhelmsfehn für wesentlich 
günstiger, als in dem genannten fiskalischen Fehn. 
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Die Gründe dafür sind zahlreich und liegen sowohl in 
der Art der Anlage des Fehns wie der Ausgabe der Kolonate. 

Erstens leidet das Fehn noch mehr als Spetzer- und 
Grossefehn an ungünstigen Schiffahrtsverhältnissen, ins- 
besondere an Wassermangel, da an seiner Schleuse kein 
Schöpfwerk ist und der Kanal demzufolge oft lange Zeit 
nicht recht benutzbar ist. 

Zweitens hat man beim Bau des Kanales, der gewisser- 
massen Hals über Kopf fertiggestellt wurde, denselben Fehler 
begangen, der bei allen staatlichen Fehnen — und bezeich- 
nenderweise nur bei solchen — begangen wurde. Man hat 
den Kanalaushub, d. h. Sand und Moor untermischt, auf 
Wege und Kolonatsanfänge geworfen und so den Kanal 
vor der Benutzung durch die Kolonisten gewissermassen durch 
Mauern gesichert.*) 

Die geschilderte Praxis der Kanalbauverwaltung**) ent- 
wertet die Kolonate in der Tat ausserordentlich. Hoffentlich 
werden wir an der schweren Schädigung wenigstens für die 
Zukunft gelernt haben, wie Fehnkanäle nicht zu bauen sind.***) 

*) Auf die schwere Schädigung, welche den Kolonisten aus diesem 
Kanalbauverfahren erwächst, wies schon 1889 Reg.-Rat Peltzer in seinem 
Berichte an die Z.-M.-K. — 24. Prot. S. 66 — treffend hin. Er schliesst 
seine bezgl. Ausführungen mit den Sätzen: „Der Kolonist ist daher 
durch die Aushub müssen, welche ihn mauerartig vom Kanal abschliessen, 
in die übelste Lage gebracht. Sie hindern ihn nicht allein bei der 
Kultur seines Kolonates, sondern auch beim Torfstich und machen die 
Benutzung des Kanals, der doch als Hauptlebensader der neuen Kolonate 
gedacht ist, fast unmöglich". 

Sie beruht auf einem wohl noch jetzt gültigen Erlass des 
Finanzministers vom 1. März 1869 IIb 3244, wonach die Ausweisung 
neuer Fehnkolonatc erst nach Fertigstellung des Hauptkanals auf 
Kosten der Verwaltung eintreten dürfe. Das sollte wohl eine Er- 
leichterung der Besiedelung sein und wäre es auch, wenn, wie es in 
Oldenburg z. T. schon seit langem geschieht, das Moor vorher weg- 
geschafft und Kanal wie Wege bald ordnungsmässig ausgebaut würden. 

***) Freilich hat man noch 1898 beim Bau des Verbindungskanals 
Süd-Nordkanal — Hogeveensvaart den gleichen Fehler gemacht, der bei 
der dortigen Sachlage wohl eher verständlich und vielleicht auch ent- 
schuldbar, wenn auch m. E. nicht unvermeidbar war. 
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Drittens ist der Torf meist nur massig, da sich das Fehn 
grossenteils am Rande des Moores hinzieht. 

Viertens sind die 600 — 700 m langen und etwa 80 m 
breiten Kolonate bei dem Mangel an Inwieken viel zu lang. 
Spetzerfehner wie Grossefehner Torfinteressenten urteilten 
m. E. sehr mit Recht, dass mittelmässiges Moor bei einer 
Entfernung von mehr als 250 — 300 m Karrtransport unter den 
dortigen Verhältnissen so gut wie wertlos sei. 

Fünftens dürften auch dort die Zahlungs- und An- 
siedelungsbedingungen zu ungünstig gewesen sein, worauf 
etwas näher eingegangen werden muss. Dortige Verträge 
habe ich zwar nicht eingesehen, doch sind sie wohl unter 
den gleichen, vom Finanzministerium vorgeschriebenen Be- 
dingungen geschlossen, wie die Verträge für die fast zur selben 
Zeit verkauften Kolonate am Abelitz-Moordorfer Kanal, wes- 
halb hier auf diese Bezug genommen werden kann. Diese 
Kolonate wurden meistbietend öffentlich versteigert, wobei 
man bis zu 400% (und mehr) der „nach mässiger Veran- 
schlagung in dem Veräusserungsplane festgesetzten Kauf- 
gelder-Minima" (bei dem einen Kolonate von 4,034 ha z. B. 
950 Mk. statt 225 Mk. ! — neben der Erbpacht — ) bekam, 
d. h. man hat genommen, was man irgend bekommen konnte. 

Die beiden einzigen bebauten Kolonate am Abelitz- 
Moordorfer Kanäle kosteten bei einer Grösse von je rund 
13 Morgen 

Kaufpreis Erbpacht Zusammen 

(Erbpacht mit 30 kapitalisiert) 

I. Mk. 238 Mk. 101 Mk. 2258 

II. » 2260 »32 » 2900 

Vom Kaufgeld ist % vor der Übergabe, ein weiteres 
Viertel innerhalb des ersten Jahres und der Rest innerhalb 
3 Jahren zu zahlen, der jeweilige Kaufgeldrückstand aber 
mit ö°/o zu verzinsen. Die Erbpacht wird nach 6 Jahren zur 
Hälfte, nach 12 Jahren ganz fällig. Die Kosten von der 
Lizitation an trägt der Käufer. Die betr. beiden Kolonate 
sind 1880/81 gekauft und jetzt nur zum allerkleinsten Teile 
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abgetorft, dabei wird die Erbpacht schon seit einem Jahr- 
zehnt voll erhoben! 

Diese Bedingungen atmen so ziemlich denselben Geist 
wie die der Klosterkammer und sind für Käufer wie Ver- 
käufer gleich ungünstig und — unklug. Bei der Zahlung 
eines so hohen Kaufgeldes innerhalb der ersten 4 Jahre unter 
sofortiger Berechnung von 5% Zinsen kann unter den in 
den staatlichen Fehnen auch sonst noch fast in jeder Hinsicht 
obwaltenden ungünstigen Verhältnissen kein Durchschnitts- 
Kolonist bestehen. 

Das ist die fiskalische Auslegungsp r a x i s in den neuen 
Fehnen. Sie weicht von der amtlichen Theorie freilich 
ganz erheblich ab, wie ein Vergleich mit den nachstehenden 
gewissermassen halbamtlichen Darstellungen besagter Theorie 
zeigt. Peltzer sagt in dem vorerwähnten Bericht*) : „ — die 
Abtragung des Kaufgcldes kann in der Weise erfolgen, dass 
den Kolonisten zunächst 3 Freijahre gewährt werden, 
dass nach Ablauf derselben eine ratenweise Abzahlung 
des Kaufgeldes (in etwa 10 Jahren) und eine Verzinsung 
des jedesmaligen Kaufgeldrestes mit 3 % beginnt (vgl. F.-M.- 
Resc. vom 18./12. 1868 Nr. IIb 21931)." 

In den wirklichen Kaufverträgen finden sich aber ganz 
andere Bedingungen, wie oben gezeigt ! Die Provinzial- 
behörde (Kgl. Finanzdirektion in Hannover) ist eben augen- 
scheinlich noch fiskalischer vorgegangen, als es die Vor- 
schriften der Zentralbehörde (Finanzministerium) erfor- 
derten.**) 

*) 24. Prot. d. Z.-M.-K. S. 66. 
**) Im Jahre 188 1 äusserte sich die Kgl. Finanzdirektion in 
Hannover (Bericht der Kgl. Fin.-Dir. in Hannover über die Erbpacht- 
verhaltnisse in den hannoverschen Mooren, 19 XI 1881) über die zu 
stellenden Zahlungsbedingungen u. a. dahin, dass sie die Zahlung eines 
Teiles des Kaufpreises schon vor der Übergabe für zweckmassig halte 
zur Sicherung des Fiskus wie zur Fernhaltung ganz unbemittelter Leute 
von der Bewerbung. In den in letzterer Zeit von ihr abgeschlossenen 
Kaufvertragen über Fehnkolonate sei die Zahlung eines Viertels des 
Kaufpreises vor der Übergabe, eines ferneren Viertels binnen Jahresfrist 
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Sehr schön klingen auch die Ausführungen des (vor- 
letzten) Moorkommissars Roloff*) Die Fehnkolonate 
werden „aufs Meistgebot veräussert — jedoch unter völlig 
unbeschränkter Auswahl unter sämtlichen Lizitanten. Bei 
der Auswahl sind Rechtschaffenheit, Unbescholtenheit, Fleiss, 
Gesundheit und Nüchternheit Erfordernisse — auch darf der 
neue Fehn-Kolonist nicht vermögenslos sein. Für die Ver- 
steigerung der Fehnkolonate sind nach mässiger Veran- 
schlagung in dem Veräusserungsplane Kaufgelder-Minima . 
festgesetzt und zu deren Abtragung Ratenzahlungen in an- 
gemessenen Intervallen bei Verzinsung der jedesmaligen 
Kaufgelder-Rückstände gegen massige Prozente gestattet. 

Der grösste Teil des Äquivalents für das Kolonat wird 
durch einen Zins abgetragen, der im Veräusserungsplane 
normiert und nach Ablauf von Freijahren mit der fort- 
schreitenden Kultur wachsend, bis zum vollen Betrag 
steigt . . ." „Dieser erleichterte Zahlungsmodus erscheint 
motiviert und für eine günstige Entwickelung der Fehn- 
Kolonieen geboten, weil erfahrungsgemäss vermögende Be- 
wohner Ostfrieslands um die Fehnkolonate sich nicht, viel- 
mehr nur der Nachwuchs aus den Fehnkolonieen sich um 
unkultivierte Stellen bewerben, die nur bescheidene Mittel 
dazu mitbringen, und weil es daher zum Bestehen und zur 
fortschreitenden Kulturarbeit dient, diese Mittel und den 
Kredit dem antretenden Kolonisten nicht weiter, als zur 
Sicherung des fiskalischen Interesses durchaus nötig, zur 
Zahlung der Kaufgelder in Anspruch zu nehmen, dieselben 
ihm vielmehr zu belassen, um mit der Kultivierung und Be- 

und des Restes binnen 3 Jahren, von der Obergabe an gerechnet, ferner 
Zahlung der Hälfte des Zinses nach 6 Jahren und des vollen Zinses 
nach 12 Jahren, von der Obergabe an gerechnet, bedungen worden. 
„Vielleicht Hesse sich das Geschäft noch einfacher und zweckmässiger 
dahin regeln, dass nur ein Kaufpreis bedungen würde, von welchem */i 
oder Va vor der Übergabe zu zahlen und von dessen Rest nach einigen, 
vielleicht 3—5 Freijahren, jährlich 5 l /t oder 6% Zinsen su zahlen, von 
denen !*/• oder 2% auf Amortisation des Kaufpreisrestes zu rechnen wäre. 4 « 
*) X. Prot. d. Z.-M.-K. S. it. 
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bauung der Stelle energisch vorgehen, das nötige Vieh- und 
Wirtschaftsinventar, vor allem aber ein Fahrzeug anschaffen 
zu können . . ." 

Mit Recht schliesst der sachverständige Kommissar seine 
treffenden Ausführungen mit folgender Warnung: 

„Wenn nun das Kgl. Finanzministerium bei Aufstellung 
der Bedingungen für die Versteigerung der 46 am Kanal 
zwischen Spetzerfehn und Vossbarg (d. i. im 
fisk. Fehn „Auricher Wiesmoor II") belegenen Fehnkolonate 
dieselben in der Beziehung abgeändert hat, dass k e i n Z i n s , 
sondern lediglich Kaufgeld zu zahlen ist, so hält 
der Referent diese Modifikation für die Fortentwickelung 
der Fehnkolonieen nicht förderlich." 

Dieses vor Begebung der Kolonate der beiden jüngsten 
staatlichen Fehnen von der berufensten Persönlichkeit, dem 
Moorkommissar, abgegebene und wohl in jedem Punkte zu 
unterschreibende Urteil hat bei den ausschlaggebenden höch- 
sten Instanzen augenscheinlich nicht die genügende Würdi- 
gung gefunden. Das ist ein für unsere Verwaltungspraxis 
sehr bezeichnender Fall. Er beweist die Richtigkeit meiner 
früheren Ausführungen, dass über unserer ostfriesischen 
Moor-Kolonisation nur deshalb kein „glücklicher Stern" in 
Form einer Reihe tüchtiger Lokalbeamten (wie es Geh.-Rat 
Fleischer mit Recht für die hannoversche Kolonisation im 
bremisch-verdischen hervorhebt) geschwebt hat, weil unsere 
leitenden Ober-Beamten den über die Sache am besten unter- 
richteten Spezialbeamten häufig nicht nur keine Freiheit ge- 
lassen, sondern weil sie deren wirklich sachverständiges Urteil 
augenscheinlich vielfach ignoriert haben. Das falsche System 
hat denn auch seine Wirkung bald gezeitigt. Mit Recht sagt 
Reg.-Rat Peltzer schon 1889 :*) „Die Folge hiervon ist die 
immer geringer werdende Nachfrage nach Fehnkolonaten. 
Die Bewerber, wenn sich solche überhaupt noch melden, sind 
bei diesen ungünstigen Verhältnissen vielfach Personen, die 
nichts mehr zu verlieren haben. So hat sich noch bei der 



*) 24. Prot. d. Z.-M.-K. S. 66/67. 
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Veräusserung der Kolonate am Spetzerfehn-Vossbarger Kanal 
herausgestellt, dass eine Reihe von Kolonaten*) nicht 
leistungsfähigen Ansiedlern zugeschlagen ist, die den Kauf- 
gelderrest nicht zahlen können und anscheinend noch als 
Arme der Unterstützung des Fiskus zur Last fallen werden. 
Dass unter solchen Verhältnissen die fiskalischen Fehnkolo- 
nieen in Misskredit kommen, kann kaum Wunder nehmen." 

Sehr richtig! Wenn man die schwere Schädigung der 
fiskalischen Fehnkolonisation durch die angeführten fünf 
Punkte erwägt, so braucht man sich über den völligen Still- 
stand der preussischen staatlichen Fehnkoloni- 
sation im Gegensatz zu dem grossen Fortschritt privater 
Besiedelungstätigkeit in Ostfriesland und den beiden Nachbar- 
staaten sowie insbesondere auch zu dem Erfolge der staatlichen 
Fehnkolonisation in Oldenburg wahrhaftig nicht zu wundern. 
Wundern muss man sich vielmehr nur darüber, dass man einem 
hier nicht genannten Faktor für den Rückgang der Nachfrage 
nach Fehnkolonaten, dem Sinken der Torfpreise infolge der 
wachsenden Konkurrenz der Steinkohlen, massgebenderseits 
augenscheinlich die Hauptschuld an dem beklagten Nach- 
fragerückgange zugeschoben hat. 



Das noch nicht besprochene staatliche Fehn am Abe- 
litz-Moordorf er Kanal ist eigentlich gar kein 
Fehn, keine Fehnkolonie, es ist lediglich eine mehr oder 
weniger ungeregelteTorfgräbereiderin den Nach- 
bargemeinden (Aurich, Moordorf, Georgsfeld, Walle, Viktor- 
bur u. s. w.) wohnenden Käufer. Ausser den Häusern der 
beiden schon früher erwähnten Kolonisten (S. 216) sowie 
einer jammervollen Torfstreufabrik nebst Schleusenwärter- 
haus steht auf dem Fehn noch kein Haus und wird wohl 
auch noch auf lange hinaus keins dazu kommen, da man den 
Kolonatserwerbern Hausbauverpflichtungen leider nicht auf- 
erlegt hat. Die Käufer benutzen das Kolonat nur zum Torf- 

*) Der Fiskus hat augenscheinlich mehrere Kolonate später wieder 
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stich, sie wohnen z. T. weit ab und denken augenscheinlich 
nicht an die Kultivierung. Obwohl die ersten Kolonate schon 
vor mehr als 20 Jahren ausgegeben wurden, findet sich noch 
nirgends auch nur ein Ansatz zur Untergrundkultur. Auch 
Hochmoorkultur ist in geringem Umfange nur an wenigen 
Stellen zu finden, in nennenswertem Umfange wohl nur bei 
den mehrerwähnten beiden Kolonisten. Die Kolonate am 
Kanal sind fast alle vergeben und zwar wurden von 1880/85, 
1885/90, 1890/95, 1895/1900 vergeben je bezw. 13, 13, 19 und 
7, zusammen 52 Kolonate von meist 3—4 ha. 

Eine Kolonie ist aber am Kanal nicht entstanden und 
wird auch nicht so leicht entstehen, zumal man ihren kommu- 
nalen Ausbau dadurch sehr erschwert hat, dass man einen 
Teil der Kolonate an Moordorf, den andern an das noch 
ärmere Georgsfeld angegliedert hat. 

Die Ansiedelungsbedingungen haben wir schon beim 
vorigen fiskalischen Fehn besprochen. Was dort ausgeführt 
wurde über die Gründe der langsamen und unbefriedigenden 
Entwickelung des Fehns, gilt hier fast unverändert und in 
gleichem Masse, nur dass hier wohl die Schiffahrtsverhältnisse 
vielleicht ( ?) etwas besser liegen und vor allem der Torf mäch- 
tiger und besser ist. Der Kanal soll*) eine Fahrwassertiefe bei 
„kleinem Wasserstande," d. h. bei mittlerem Niedrigwasser 
von 1,2 m und eine Sohlenbreite von 5 m haben. Er besitzt 
3 Schleusen mit 18,5 m nutzbarer Länge und 4,7 m Breite.**) 
Leider scheint es mir aber sehr wahrscheinlich, dass die 
Nutzbarkeit des Fahrwassers inzwischen durch Schlamm 
unter die angegebene „amtliche" Tiefe herabgedrückt worden 
ist. Da einzelne Kolonate mehr oder minder abgetorft sind, 
verschiedene aber noch unberührt daliegen, ist an manchen 
Stellen der Weg ordnungsgemäss und dem Vertrage ent- 
sprechend ausgebaut, an andern wieder führt er noch über 
das mit dem Kanalaushub bedeckte Hochmoor. Demzufolge 
ist auch noch kein Rinschlot angelegt, die Abwässer werden 

*) Nach dem Führer auf den deutschen Schiffahrtsstrassen 1 893 Bd. I S. 28. 
••) Als Schleusengelder sind iu zahlen (lt. Tarif v. I. 3. 1878) für 
Schiffe von 14,6 m Länge und darüber 40 Hg-, für kleinere Schiffe 30 Pfg. 
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von den einzelnen Besitzern nach Bedarf und ohne An- 
bringung eines Schlammfanges in den Kanal geführt. 

Das ganze Fehn macht mit seinem unregelmässigen Torf- 
stich,*) mit seinem völligen Mangel an Untergrundkultur, 
seinen bald hoch, bald niedrig führenden Wegen u. s. w. 
einen denkbarst traurigen Eindruck. Das traurigste Bild 
gewährt aber die vertragswidrige Nutzung der 5 Kolonate, 
welche die Torfstreugesellschaft vor rund 20 Jahren unter 
günstigen Bedingungen erworben hat. Der Fabrikbetrieb 
selbst ist ganz unbedeutend und ruht grösstenteils. Die 
Moorfläche sucht man nun durch tagewerkweise Verpachtung 
des Torfstiches möglichst zu nutzen. Der Torfstich wird 
aber von der Fabrik selbst wie von den Torfstichpächtern 
in ganz unordentlicher und vertragswidriger, geradezu skanda- 
löser Weise betrieben, ohne dass man behördlicherseits diesem 
seit Jahren bekannten wüsten Betriebe Einhalt getan hätte. 
Aber auch auf manchen andern Kolonaten ist die Abtorfung 
alles andere als „fehngerecht". 

*) Über die dortigen Torfstichverhältnisse und -kosten wurden mir 
folgende Angaben gemacht: 

Das Tagewerk wird zu 3000 — 3500 Soden zu 14 — 15 Zoll Länge, 

5 Zoll Breite und 4 Zoll Dicke gegraben. Hierzu sind erforderlich 

etwa 20 cbm Moor im Urzustände, das dortige Tagewerk ist demnach 

etwa gleich */» Tagewerk von Südgeorgsfehn u. s. w. Es wird gezahlt 

für obiges Tagewerk dies eiittpricht einem Betrage 

für das Normaltagewerk von 
ca. 60 obm 

für das Graben Mk. 4,— Mk. 12, — 

» Ringen und in Haufen setzen = * 1,50 » 4,50 

• • Verladen (bis 50 m) = » 2,— » 6,— 

Sa. Mk. 7,50 Mk. 22,50 

Das entspricht annähernd dem auch in den südlichen Fehnen und 
in Oldenburg üblichen Sätzen. 

Erzielt wurden 1902 frei Schiff im Mittel 

für obiges auf ein .Normaltagewerk" 
Tagewerk: umgerechnet: 

a) bei gutem schwarzem Torf Mk. 1 8 54 

b) » mittleren Torf »14 42 

c) » grauem (Fabrik- od. Ziegelei-) Torf > 8 24 

Seit 1890 sollen weder die Torfpreise noch die Arbeitslöhne irgend 
merklich gestiegen sein. 



Digitized by Google 



5. Die Fehler der ostfriesischen Fehnkolonisation. 

Die Fehler, die bei der ostfriesischen Fehnkolonisation 
im Gegensatz zur holländischen gemacht worden sind und 
grösstenteils noch gemacht werden und die die Weiterent- 
wickelung der Fehne wenn nicht ganz unmöglich machen, 
so doch aufs ärgste erschweren, sind sehr zahlreich. Sie 
sind zwar schon viel erörtert und besprochen worden, es 
dürfte für unsere späteren Betrachtungen jedoch von grossem 
Vorteil sein, sie noch einmal sämtlich knapp und klar neben- 
einanderzustellen und unter Seitenblicken auf die holländischen 
Fehne zu beleuchten. 

i. Prof. Dr. Fleischer*) misst einen Teil der Verantwort- 
lichkeit für die geringe Entwicklung der ostfriesischen Fehne 
den „jammervollen politischen und volks- 
wirtschaftlichen Zuständen während der 
Zeit ihrer Entstehung" zu. Das ostfriesische Fehn- 
wesen ist in der Tat gewissermassen ein Spiegelbild der Plan- 
losigkeit und Zerrissenheit, unter deren Zeichen das Deutsche 
Reich damals in hohem Masse und in jeder Hinsicht stand und 
die Zeitumstände haben sicher ihren Anteil an der beklagten 
Entwickelung. Indes auch die holländischen Unternehmungen 
sind ursprünglich gleichfalls durchaus nicht einheitlich und 
systematisch begonnen worden, sondern von einer Reihe von 
Privatpersonen und Gesellschaften unabhängig von einander 
und vielfach im Kampf mit einander. Auch in Holland 
herrschten ähnliche politische Zustände wie in Deutschland. 
So hat die Stadt Groningen häufig Jahre lang in schweren 
und erbitterten Kämpfen mit ihren Ommelanden (gewisser- 
massen mit der Provinz Groningen) gelegen, so konnte 

•) Prot. d. Z.-M.-K. 42. Siteg. S. 5. 
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sie einen 1612 von Rat, Bürgermeister und Gemeinde ein- 
stimmig gefassten Beschluss, ein Fehn dort anzulegen, wo 
jetzt die blühende Kolonie Veendam steht, nicht ausführen, 
weil die Nachbarn alle Kanalanlagen gewaltsam zerstörten. 
Hier wie dort war jede Unternehmung auf einen kleinen 
Heimatsbezirk angewiesen, alles andere war gewissermassen 
„feindliches Ausland", und da liegen die Verhältnisse doch 
so, dass das unter einem Fürsten stehende Ostfriesland einen 
grösseren geeinten Bezirk abgab, als ihn Groningen selbst 
m i t seinen Ommelanden besass. 

2. „Das Fehlen einer planvollen Aus- 
gestaltung der Besiedelungsunternehmun- 
gen" macht sich also anfänglich hier wie dort bemerkbar. 
Freilich hat es die Stadt Groningen in ihrem Bezirke, in dem 
lange Zeit der Mittelpunkt der holländischen Torfgräberei 
lag, sowie in den angrenzenden Teilen meisterhaft ver- 
standen, alle Fehnanlagen in ihren Besitz oder doch gewisser- 
massen unter ihre Oberhoheit zu bekommen. Sie hat dann 
die Fehnkolonisation in geradezu bewundernswerter Weise 
„planvoll ausgestaltet". Das hat der holländischen Fehn- 
kolonisation ihren Hauptvorsprung gegeben, denn in Deutsch- 
land blieb der ganze Jammer der zerfahrenen ersten Anlage 
nicht nur erhalten, er vermehrte sich sogar noch ständig. 
So sind auf einer Moorfläche von ungefähr 24 qkm, auf einer 
Fläche, die hinter der selbst vieler kleiner holländischer 
Fehne erheblich zurückbleibt, im Laufe der Zeit nicht 
weniger als 6 Fehne (Warsings-, Iherings-, Boekzeteler-, 
Stickelkamper-, Beninga- und Neuefehn) entstanden, die 
mit eigenen Kanälen vollkommen unabhängig nebeneinander 
und häufig gegeneinander arbeiteten. Das erste von 
ihnen (Bockzetelerfehn) entstand 1647, das letzte (Beninga- 
fehn) hat erst die preussische Regierung 1772 noch hinzu- 
gefügt. Ein anderes typisches Beispiel für die Planlosigkeit 
des Vorgehens bei der Anlage bietet das Spetzerfehn, mit 
dessen Anlage die preussische Regierung 1745, also kurz 
nach ihrer Besitzergreifung von Ostfriesland, vorging. Sein 
Kanal läuft fast parallel mit dem des Grossefehn, in den 

Stumpf«, Moor-Kolonisation. 1 5 
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oberen Teilen in ganz geringer Entfernung. Der nochmalige 
Aufschluss des Moores, das schon durch das Grossefehn er- 
schlossen war, bedingte einen über 5 km langen Anschluss- 
kanal, der nach Lage der Dinge volkswirtschaftlich nutzlos 
gegraben worden ist. Spetzerfehn scheint gewissermassen 
dazu bestimmt, Grossefehn unrentabel zu machen, denn 
letzteres war auf Seitenausbreitung zwecks genügender 
Wasserzuführung angewiesen und diese schneidet ihm 
Spetzerfehn, das gleichfalls in ganz schmalem Streifen ver- 
läuft, so vollkommen wie möglich ab. 

3. Was aber unsere Fehne wohl am meisten gegen die 
holländischen in Nachteil gebracht hat, das war die grosse 
Kapitalarmut unseres Landes. Sie hat allen Unter- 
nehmungen von Anfang an den Stempel des Kleinlichen, 
Dürftigen. Unzulänglichen aufgedrückt und tritt uns in den 
vielen nachteiligen Wirkungen, die sie zur Folge hatte, auch 
jetzt noch fortdauernd auf Schritt und Tritt entgegen. 

4. Mit den vorigen Momenten hing es auch zu- 
sammen, dass sich ein grosszügiger Unterneh- 
mungsgeist bei den Bürgern der beiden be- 
deutendsten o s t f r i e s i s c h e n Städte auf dem 
Gebiete der Fehnkolonisation nicht gezeigt 
hat. Bezeichnend ist dafür, dass zu derselben Zeit, als Gro- 
ningen auf diesem Gebiete trotz aller Kämpfe und Wider- 
stände von Erfolg zu Erfolg schritt, Emden den Wettbewerb 
ganz aufgab, seine eigene Torfgräberei zu Simonswolde ein- 
stellte und seinen Torfbedarf zu kaufen beschloss. Es ist 
nicht unwahrscheinlich, was Hugenberg*) andeutet, dass 
dieser Beschluss gefasst wurde, weil einflussreiche Emdener 
Bürger, unter ihnen der Bürgermeister, an Privatfehnen be- 
teiligt waren und daher die Konkurrenz der Stadt nicht 
wünschten. Emden, dessen Hafen damals immer mehr ver- 
schlammte, befand sich allerdings schon in starkem Rückgange. 
Doch auch in der späteren Zeit und noch in der Gegenwart 
haben beide Städte kein Verständnis für die Bedeutung ge- 

*) Hugenberg a. a. O. S. 10 1. 
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zeigt, die für sie eine Entwicklung ihres Hinterlandes nach 
Art derjenigen der holländischen Fehnkolonieen haben würde. 
Emden hat früher durch 

5. sein Stapelrecht, das jeden Emden passierenden 
Schiffer in der Stadt 3 Tage still zu liegen und dabei natür- 
lich zu Gunsten der Emdener sein Geld zu verzehren zwang, 
den Torfversand Ostfrieslands nach den Marschen und Inseln 
der ostfriesischen Küste wie nach Bremen und Hamburg, der 
(vom Beruhmerfehn abgesehen) sämtlich Emden passieren 
musste, durch die grossen Zeit- und Geldopfer, die das 
Slapelrecht zur Folge hatte, in seinem Wettbewerb mit dem 
holländischen Torf schwer beeinträchtigt. Das Stapelrecht, 
dessen Aufhebung lange Zeit vergeblich erstrebt wurde, ist 
ja allmählich gefallen. Aber eine andere Belastung, die 
durch die scharfe Konkurrenz der Steinkohle in der Neu- 
zeit für die Torfgräberei geradezu ruinös geworden ist, ist 
trotz aller Beschwerden geblieben, nämlich die A c c i s e 

6. auf Torf in Emden und Leer und an- 
dern Städten. 

Die städtischen Abgaben betragen in Emden*) etwa 
Mk. 7, in Leer**) Mk. 6,60 und in Weener***) etwa Mk. 4,65 
vom Tagewerk, oder etwa 33 — 22% der Gewinnungskosten 
frei Schiff bezw. etwa 6 — 10% der andern Gesamtkosten 
frei Haus. Würde Emden und Leer eine ioVoige Accise 
auf Holz und Kohle legen anstatt auf Torf, so würde das 
den ostfriesischen Fehnen sehr zu statten kommen. Doch 

*) Es beträgt die Accise in Emden pro Torf last zu rund 120 Ztr. 
= Mk. 5,60; also für die Schiffsladung von 2 1 /« Torf last = rund 300 Ztr. 
Mk. 14,— . Da 300 Ztr. annähernd 2 Tagewerke sind, so beträgt die 
Accise in Emden rund Mk. 7,— pro Tagewerk. 

**) In Leer ist an Accise Mk. 3, — , an amtlicher Vermessungs- 
gebühr Mk. 3,60, zusammen also Mk. 6,60 pro Tagewerk zu zahlen. 
(Vgl. auch S. 302/303.) 

***) In Weener sind 59 Pfg. für 1 Fuder an Vermessungsgebühr 
vom Bürger zu zahlen; 7—8 Fuder werden dort aus einem Tagewerk 
gemacht, das Tagewerk wird also mit einer städtischen Abgabe von 
rund Mk. 4,50-4,80 belastet. 

15* 
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das wird natürlich nicht geschehen und wenn es geschähe, 
so würden die Kohlengrubenbesitzer und — die Behörden 
bald Mittel finden, die Städte zu einer Änderung ihrer Steuer- 
politik zu veranlassen, aber so — ! Gelegentlich einer Be- 
ratung der Zentral-Moor-Kommission*) traten u. a. beide 
Referenten, Frhr. von Hammerstein-Loxten und von Bennig- 
sen energisch für das Streben nach Beseitigung der ungerech- 
ten Torfaccise ein und doch ist bis jetzt nach 20 Jahren trotz 
des grossen Einflusses, den beide Referenten in Hannover und 
im Staate besassen, in der Sache noch kein Erfolg erzielt, 
wahrscheinlich wohl überhaupt nichts Ernstes versucht und 
veranlasst worden ! 

Emden und Leer zwingen noch in der gleichen Weise 
durch die hohe Sonderbelastung den Torf verteuernd, 
einen Haushalt nach dem andern zur Steinkohlenfeuerung 
überzugehen, bis über kurz oder lang die unglückliche 
Einnahmequelle mit der völligen Verdrängung des Torfes 
ganz und von selbst versagen wird. Zu 
Gunsten der westfälischen und englischen Kohlenberg- 
werke (in Emden und Leer auch zu Gunsten einiger dortiger 
Seeschiffer, welche englische Kohle als Ballast zurückbringen) 
verhindern oder verlangsamen sie die Auf Schliessung ihres 
so torf reichen Hinterlandes und schädigen sich für die Dauer 
viel schwerer als ihnen die Torfaccise Nutzen gebracht hat. 

Die holländische Fehnkolonisation ver- 
dankt ihre bewundernswerte Entwickelung 
der K a p i t a 1 k r a f t , der Unternehmungslust, 
der Intelligenz und dem weiten kauf- 
männischen Blicke der Verwaltung und 
Bürgerschaft Groningens, an der ungün- 
stigen Entwickelung der ostfriesischen 
Fehnkoloniecn trägt dagegen einen Haupt- 
teil der Schuld die geringe K a p i t a 1 k r a f t , 
der Mangel an Unternehmungslust, an 
weitem kaufmännischen Blick und kluger 

*) 20. Sitzg. S. 26/27. 



Digitized by Google 



— 22g — 



Wirtschaftspolitik der Verwaltungen und 
der Bürgerschaft Emdens und Leer s *) 
Beide haben die ostfriesische Fehnkolo- 
nisation schwer geschädigt und schädigen 
sie auch jetzt noch. 

7. Auch die Landesverwaltungsbehörden, 
die Staatsregierung und die Ständevertre- 
tung haben nicht in so befriedigender und glücklicher Weise 
eingegriffen wie in Holland, wo eine Reihe der grössten 
Kolonieen von den Landschaften, den Provinzialverwal- 
tungen selbst angelegt und zur Blüte gebracht sind. In Ost- 
friesland haben sich die Stände erst am Schlüsse des 
18. Jahrhunderts, als der völlige Ruin der Fehne vor der 
Tür stand, zu verhältnismässig ganz geringfügigen Opfern 
und halben Massnahmen entschlossen. Die ostfriesi- 
schen Fürsten aber haben die Fehne so gut wie ohne 
jede Unterstützung gelassen, es dagegen verstanden, jede erst 
einmal begonnene Fehnunternehmung durch Einspruch gegen 

*) In Leer ist in den 80 er Jahren ein heftiger Kampf in den 
städtischen Körperschaften um die Aufhebung der Torfaccise geführt 
worden. Die Mehrheit entschied aber für die Beibehaltung dieser Ein- 
nahmequelle. Jetzt sei bei der schlechten Finanzlage (ISO 4 /« 
Kommunallasten, 1 45 °/ 0 Schulsteuer, 35% Kirchensteuer = 330%), wie 
mir in Leer von gut unterrichteter Seite gesagt wurde, an eine Auf- 
hebung der Torfaccise nicht zu denken, obwohl sie nur eine Reineinnahme 
von Mk. 4000 — 5000 bringe und obwohl der Stadt aus dem von ihr 
im Torfhafen zu haltenden Messpersonale, das großenteils ein sehr 
minderwertiges Proletariat sei, viele Armenlasten erwüchsen. 

Übrigens kommen zu den direkten Abgaben an die Stadt (Accise- 
und Vermessungsgebübr) ausserdem bisweilen fast noch schwerer wiegende 
indirekte Nachteile, z. B. Zeitversäumnis, da der Schiffer oft lange Zeit 
auf die amtliche Abfertigung und Vermessung, sowie auf das Freiwerden 
einer Anlegestelle am Messplatze warten müsse, Schnapsgelder an die 
Messfrauen u. s. w. Die Verteuerung des Torfabsatzes ist also grösser, 
als in den obigen Zahlen zum Ausdruck kommt und beträgt in 
Wirklichkeit vielleicht Mk. 8—10 pro Tagewerk, d.h. wohl 12 — 15% 
aller anderen Unkosten frei Haus. Sie fällt also in der Tat nennens- 
wert ins Gewicht. 
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den Betrieb, ja sogar durch Zerstörung ihrer Arbeiten trotz 
der für die fürstliche Regierung wiederholt ungünstig aus- 
gefallenen Richtersprüche in ein Abhängigkeisverhältnis zu 
bringen und mit zum Teil nicht unerheblichen Erbpacht- 
geldern, die bei der ersten Kalkulation der Anlage und bei 
dem Erwerbe der Ländereien aus der Hand der Gemeinden und 
Einzelbesitzer nicht gerechnet waren, zu belasten. Auch unter 
der prcussischen Verwaltung wurde es nicht 
besser, denn Ostfriesland ist mindestens unter Friedrich II. 
von Berlin aus stiefmütterlich bedacht und mehr als Ein- 
nahmequelle betrachtet worden. Da man die Moore in die 
Hand bekommen hatte, wäre man in der Lage gewesen, 
auf eine grosszügige Entwicklung nach holländischem 
Muster, das ja damals sonst soviel in preussischen Landen 
mit bestem Erfolge Nachahmung fand, hinzuwirken. Statt 
dessen stellte man sich auf den engherzigsten fiskalischen 
Standpunkt, legte auf eine kleine Fläche neben 5 Fehne ein 
sechstes (Beningafehn), wie schon vorher ausgeführt, und 
neben das lange, schmale, bergansteigende Grossefehn, das 
dieselben Fehler wiederholende Spetzerfehn ! Erst der 
schlimmste Notstand vermochte die Kammer im Verein mit 
den Ständen dazu, notdürftige Abhilfe zu schaffen. Die 
nachfolgende hannoversche Regierung hat sich 
den Fehnen gleichfalls nicht sonderlich günstig gegenüber- 
gestellt. Sie hat selbst mehrere Fehne gegründet und in 
Eigenbetrieb genommen, freilich mit wenig befriedigendem 
finanziellen und, abgesehen von Holterfehn, wirtschaftlichen 
Erfolge. Sie hat sogar die Weiterentwickelung der Privat- 
fehne lange Zeit schwer beeinträchtigt und verlangsamt, in- 
dem sie ihnen die wiederholt und dringend erbetenen Ver- 
grösserungen nicht gewährte, was den Betrieb, da Kanäle und 
Xebenanlagen nach wie vor unterhalten werden mussten, natür- 
lich sehr verteuerte. Erst die preussische Regierung hat darin 
etwas, aber gleichfalls durchaus nicht durchgreifend Wandel 
geschaffen und auch einiges zur Hebung der Fehne getan. 

Also weder Staat noch Stände haben die Fehnkolonisation. 
irgend nennenswert gefördert und unterstützt. 
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Alle diese Momente hatten wieder weitere schäd- 
liche Folgewirkungen. Durch die Zurückhaltung der Städte, 
der Stände und des Staates sowie durch die herr- 
schende allgemeine Kapitalarmut traten nur kleine, kapital- 
schwache 

8. Gesellschaften auf, deren erster Grundsatz die 
Billigkeit der Anlage war. Diese bedingte wieder 
die geringen Abmessungen der Kanäle die 
teilweise und zeitweilig nur i — 2 Fuss Wassertiefe hatten 
und sehr häufig an Wassermangel litten, so dass sie 
im Sommer oft monatelang unbefahrbar waren und die Schiffe 
an den Schleusen oft lange warten mussten. Bei der ge- 
ringen Wassertiefe der Kanäle konnten auf 
ihnen auch nur kleine Schiffe verkehren, welche 
eine Ausnutzung der Arbeitskraft nicht gestatteten und da- 
her den Betrieb verteuerten. Wie der Ausbau der Kanäle, 
so war auch der der Landwege an den Kanälen ein 
dürftiger. 

War also der Verkehr und der Torftransport ausserhalb 
des Kolonats wesentlich ungünstiger gestellt wie in Holland, 
so galt das gleiche auch für den Torftransport auf 
dem Lande. Die V erkehrtheit und Planlosigkeit der 
ganzen Fehnanlagen und vor allem auch die Kleinheit der 
Kolonate verhinderte den Ausbau eines dichten Inwieken- 
netz es, das bei den meisten Fehnen völlig fehlt. Daher 
mussten die Kolonate trotz ihrer Kleinheit ziemlich 
breite Abmessungen am Kanal bei verhältnismässig geringer 
Tiefe erhalten, was eine schlechte Ausnutzung des kost- 
spieligen Hauptkanals, also wieder eine Verteuerung der An- 
lage bedingte, da man mit dem Hauptkanale nur eine viel 
kleinere Moorfläche aufschloss als in Holland (in Valther- 
mond ein Breite von rund 3 km, in Ostfriesland oft nur 
wenig über Vi km!). Trotz dieses Ubelstandes musste der 
Torf mangels Inwieken gleichwohl durchschnittlich viel 
weiter (wohl 4 — 5 mal so weit) mit der Karre auf dem 
Lande transportiert werden, als in Holland, was 
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ein schwerer Übelstand ist. All dies bewirkte natürlich eine 
wesentliche Verteuerung der Torfproduktion *) 

Ein weiterer schwerer Nachteil der ostfriesischen Fehn- 
kolonisation war und ist die Kleinheit der Kolonate. 
Es mag dahin gestellt bleiben, ob sie wirklich allein der 
Kapitalarmut der Bewerber zuzuschreiben oder ob nicht 
vielmehr ein gut Teil der Schuld daran auch auf die Folge- 
wirkungen so mancher anderer Fehler im ostfriesischen Fehn- 
system zu rechnen ist. Da die Fehne sich aus sich selbst 
bevölkern und fremde wohlhabende Elemente in die „Armen- 
kolonieen" am Kopfe des Fehnes zu ziehen späterhin, nach- 
dem einmal das System der Besiedelung mit 
besitzlosen Torfarbeitern in Wirksamkeit ge- 
treten war, erst recht nicht geneigt sind, so wirkt das ein- 
mal begonnene System sich selbst erhaltend und eine 
Besserung d. h. das Entstehen eines leistungsfähigen Ver- 
fehnerstandes hindernd dauernd fort. Solche Kolonisten 
verbringen meist die beste Zeit ihres Lebens in Not und 
Dürftigkeit und kommen trotz harter Arbeit nur ganz lang- 
sam vorwärts, da ihnen zu einem rentablen Betriebe eben 

*) Wie ausschlaggebend auf die Rentabilität der Torfgräberei die 
Höhe der Gewinnungs- und Transportkosten wirkt, zeigt nachstehende 
Berechnung (Prot. d. Z.-M.-K. 20 Sitzg. S. 28/29). betrugen die 

Gewinnungskosten für eine Schiffsladung zu 2'/* Last durchschnittlich: 

1882 1883 

a) für Gewinnung des Torfes einschl. Torf heuer Mk. 48 Mk. 42 

b) für Verladen des Torfes ■» 7 » 6 

c) für Verschiffung inkl. Schleusen und Brückengeld »25 »20 

d) für Ausladen inkl. alle Unkosten (exl. Accise) » l$ j» 15 

Sa. Mk. 95 Mk. 83 
Also 50% der Gewinnungskosten und, wenn man die Torfheuer bei a) 
weglässt, sogar fast 55°/o entfallen auf den Transport des Torfes von 
dem Torfstiche zur Abnahmestelle! Das zeigt, wie schwer Fehne mit 
schlechten Verkehrsverhältnissen, wie es insbesondere die der Fehntjer- 
tiefgruppe sind, imstande sind, einen rentablen Betrieb aufrecht zu er- 
halten und mit besser gestellten Konkurrenten in Wettbewerb zu treten. 
Zugleich ist aus den obigen Zahlen auch der grosse Einfluss der 
Arbeitslöhne (grosser Rückgang der Löhne von 1882 auf 1883) auf die 
Kosten der Torfgewinnung klar ersichtlich. 
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das unumgänglich nötige Kapital fehlt. Sie geraten daher 
häufig in drückende Abhängigkeit vom Händler oder Geld- 
leiher, können nicht schnell abtorfen*) da sie 
die Arbeiter nicht zu bezahlen vermögen, und können vielfach 
auch die Untergrundkultur aus Mangel an 
Geld zum Ankauf der grossen Dünger- 
m engen nicht gut ausführen. 

Da die Kanäle zu geringe Abmessungen, zu niedrigen 
Wasserstand u. s. w. hatten, da sie fast sämtlich als „Sack- 
gassen" im Moore endeten und einer durchgehenden, grösse- 
ren Wasserverbindung unter einander völlig ermangelten, 
boten sie weder der Industrie noch einer 
grösseren Schiffahrt Niederlassungsmög- 
1 i c h k e i t. Das musste auf die Entwickclung der Fehnc 
wieder sehr verlangsamend und hemmend wirken. Wenn 
auch die industrielle und gewerbliche Entwickelung Ost- 
frieslands an sich geringer war als die Hollands, so unterliegt 
es keinem Zweifel, dass ein Kanalsystem nach dem Muster 
des holländischen mit 2 m Fahrttiefe eine grosse Anregung 
zu gewerblicher Entfaltung geboten hätte. Da sich bei dieser 
Sachlage eine selbständige Kanalschiffahrt nicht entwickeln 
konnte, führten die Verhältnisse, ähnlich wie in den bremisch- 

*) Wenn in Holland ein Kolonat von 12 ha in 8 Jahren völlig 
abgetorft wird, was nicht so selten ist, bei uns dagegen ein solches von 
6 ha erst in 80 Jahren, so wird in letzterem Falle der Reingewinn, den 
der Torf des Kolonats gebracht hat, schon durch die langen Zins- 
verlustc, aber auch durch grössere allgemeine Kosten etc. gegenüber 
der schnellen holländischen Verfehnung gewaltig herabgedriiekt. Sehr 
mit Recht äusserte sich deshalb ein Kolonist des fiskalischen Fehns 
Auricher Wiesmoor II dahin, dass der ursprüngliche, dem Fiskus 
gezahlte Kaufpreis wohl nicht zu hoch gewesen sei, dass die Kolonate 
aber gleichwohl viel zu teuer kämen, da man den ganzen Kaufpreis 
habe bald bezahlen bezw. verzinsen und auch die volle Erbpacht für 
den Untergrund schon vom 12. Jahre an entrichten müssen, obwohl dort 
nach Lage der Dinge die (zu langen und inwiekcnlosen) Kolonate erst nach 
50 — 80 Jahren völlig abgetorft sein würden. Es ist also jahrzehnte- 
lang von einer u ngenutzt daliegenden Fläche der Kaufpreis für den 
Torf zu verzinsen und die Erbpacht für den Untergrund zu zahlen! 
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verdischen Moordörfern, zu der Vereinigung der drei 
an sich völlig getrennten Berufe der Landwirtschaft, 
Torfgräberei undSchiffahrt in einer Hand, 
in der wenig leistungsfähigen Hand des 
kapitalschwachen Fehntjers. Eine Förderung 
der Sache bedeutete diese Entwickelung natürlich nicht, viel- 
mehr hatte sie zur Folge, dass unter ihr jeder einzelne Be- 
trieb mehr oder weniger litt und so der Gesanitbctrieb an 
seinem Ertrage wie an seiner Wettbewerbsfähigkeit zu Schaden 
kam. So ergab eine Erhebung vom Jahre 1750, dass mit den 
damals auf den Fehnen vorhandenen Torfschiffen das 3- bis 
4fache der ganzen Torfproduktion der Fehne hätte ver- 
frachtet werden können! Das ostfriesische System bedeutet 
also einmal eine arge Arbeitsvergeudung, da die kleinen 
Schiffe die volle Ausnutzung der Arbeitskraft der Schiffer 
nicht gestatten, es bedeutet ferner, wie wir eben sahen, auch 
eine grosse Kapital Vergeudung.*) 

Ob schliesslich v, Bodungen**) Recht hat, wenn er be- 
hauptet, „dass die Aufmerksamkeit der Inter- 
essenten (d. h. der Fehngesellschaften) mehr 
auf das Steigen und Fallen der Dividenden 
als auf den Stand und das Vorrücken der 
Arbeiten gerichtet sei; man frage nicht, wie das 
Werk voranschrcite, oder was man sich davon zu versprechen 

* ) Im Schiffabrtsbetriebe scheint sich in der Neuzeit insofern ein 
Wandel zu vollziehen, als sich wohl eine grössere Trennung des Schiffer- 
und Fehntjerberufs bemerkbar macht. Wenigstens dürfte darauf die 
Tatsache schliessen lassen, dass man auf jedem Fehn sofort die Preise 
gesagt bekommt, die der Fehntjer vom Schiffer frei Torffeld oder frei 
Schiff für das Tagewerk Torf erhält. Es scheint sich also die Ent- 
wickelung dem in Holland bestehenden Zustande nähern zu wollen, wo 
der Schiffer mit dem Fchnbetriebe an sich nichts zu tun hat und nur 
Schiffer bezw. meistens auch Torfhändler ist. Diese Entwickelung ist 
unbedingt erwünscht, vorausgesetzt, dass ein genügender Wettbewerb 
seitens der Schiffer stattfindet und dass wir vor allem zu etwas kapital- 
kräftigeren und der Zwischeninstanz des Schiffers und Torfhändlcrs 
gegenüber widerstandsfähigeren Verfehnern kommen. 

**) von Bodungen a.a.O. S. 156/157. 
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habe, sondern wie die Dividenden stehen," vermag ich nicht 
zu entscheiden, scheint aber leider zuzutreffen. Die Ge- 
schichte der Fehne zeigt tatsächlich mehrfach, dass mit einer 
etwas andern An- und Auffassung des Unternehmens nach 
einem Besitzwechsel der Betrieb in den betreffenden Fehnen 
(z. B. Jheringsfehn) einen gewaltigen Aufschwung nahm. 
Sie zeigt ferner fast auf jedem Blatte, dass ein weiter kauf- 
männischer Blick bei den ostfriesischen Fehngesellschaften 
im Gegensatz zu den holländischen nicht am Ruder war, 
sondern viel eher und überall ein engherziger, kleinlicher 
Krämergeist, der ja leider auch die städtischen und Landes- 
verwaltungsbehörden überwiegend beherrschte. 

Dass auch die staatliche Fehnkolonisation 
in Ostfriesland keine günstige Entwicklung genommen hat, 
beruht, wie wir sahen, darauf, dass sie im allgemeinen nicht 
nur unter denselben technischen Fehlern wie die private 
leidet, sondern dass bei ihr noch besondere Fehler technischer 
Art (z. B. der ganz fehlerhafte Kanalbau) wie vor allem 
auch der Verwaltung („engherziger Fiskalismus und ganz un- 
geschäftlicher Bureaukratismus") erschwerend hinzutreten. 

Nach all dem ist es wohl nicht weiter zu verwundern, 
dass die ostfriesische Fehnkolonisation nur ein schwacher 
Abglanz der holländischen ist. Dass sie das nur ist, lag 
aber durchaus nicht an von Haus aus ungünstigeren Pro- 
duktions- und Absatzverhältnissen sowie an schlechteren 
Preisen — die Torfgräberei der ostfriesischen Fehne hat ja 
stets nur einen kleinen Bruchteil des gesamten ostfriesischen 
Torfbedarfs*) gedeckt und die Preise sind doch so gewesen, 
dass der holländische Verveener und Schiffer seine Rechnung 
bei der Torfverschiffung nach Ostfriesland fand — , sondern 
in allererster Linie an der grosse Reihe von Fehlern und 
Unterlassungen, die bei ihrer ersten Anlage wie auch später 
dauernd begangen worden sind. 

Dass diese Behauptung auch jetzt noch zutrifft, das 
zeigen die nachstehenden Betrachtungen über die derzeitige 
Lage des Fehnbetriebes. 

*) Um 1760 z. B. nur ungefähr '/'* ! 
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6. Die Lage des Brenntorfgewerbes. 

Die Lage des Brenntorfgewerbes wird durch umstehende 
Tabelle (S. 238/39) scharf beleuchtet, welche uns mancherlei 
sehr lehrreiche Aufschlüsse bietet. 

Leider ist es mir auf mehreren Fehnen nicht gelungen, 
brauchbare Angaben zu erhalten. Auch die vorliegenden be- 
deuten nur Annäherungswerte, obwohl ich meist in der Lage 
war, die mir von der einen Seite gemachten Angaben von 
tiner anderen Seite nachprüfen zu lassen. Doch spielen die 
Güte des Torfs, die Grösse des Tagewerks, die Lage des 
Fehns, z. T. sogar der Fehnstelle auf einem Fehn, der mehr 
oder minder grosse Erfolg beim Aushandeln des Preises, 
beeinflusst zugleich von der mehr oder minder grossen 
Kapitalkraft und Intelligenz des Fehntjers, die Zeit des Ver- 
kaufs u. a. m. eine so bedeutende Rolle bei der Preisbildung, 
dass selbst auf dem nämlichen Fehn die Preisangaben bis- 
weilen nicht unbeträchtlich auseinandergehen. Die Angaben 
stammen von bestunterrichteter Seite, von Torfgrosshändlern 
und -grossproduzenten, von Fehntjern und Schiffern, d. h. 
von Gewährsmännern, die über die Verhältnisse aufs beste 
unterrichtet waren.*) 

*) über den Torf betrieb in Oldenburg liefert Moorkulturinspektor 
Glass in Heft 9 der Veröffentlichungen der Verwaltung des Landes- 
kulturfonds S. 22/25 folgende auszüglich mitgeteilte Angaben: 

Die Aufbereitungskosten betrugen bei den gegenwärtigen hohen 
Torfpreisen, bei denen auch die Arbeitskosten entsprechend zu steigen 
pflegen, für I Tagewerk zu 12 700 Soden (— 60— 70 ebtn roher Masse — ) 
für das Torfgraben = Mk. 15, — 

» • Ringen, durchringen u. in Haufen setzen = » 6,50 = Mk. 21,50. 
Für guten schwarzen Torf werden gegenwärtig bis Mk. 60 und 70 für 
1 Tagewerk frei Feld gezahlt, für mittelguten Torf mindestens Mk. 45, 
so dass im letzteren Falle dem Kolonisten ein Reingewinn von 
(Mk. 45—21,50=) Mk. 23,50 für 1 Tagewerk oder von Mk. 705 für 
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Das Ergebnis ist in mehrfacher Hinsicht geradezu über- 
raschend. Es beweist, dass die Inferiorität 

30 Tagewerk (= Durchscbnittsproduktion auf einem älteren Kolonate) 
verbleibt (bei Berechnung höchster Herstellungskosten, aber nur durch- 
schnittlicher Verkaufspreise und bei Berücksichtigung des Umstandes, dass 
der gegrabene graue Torf nur die Unkosten deckt). Der Kolonist kann 
mit Familie 15 — 30 Tagewerke je nach Arbeitskraft der Familie ohne 
fremde Arbeiter graben, kann also eine Einnahme (einschl. seines 
Arbeitslohnes) bis zu 705 -f- (Arbeitslohn =) Mk. 645, zusammen 
Mk. 1350 in der etwa 100 Tage umfassenden Hauptbetriebszeit erzielen, 
unter Zuhilfenahme fremder Arbeiter natürlich entsprechend mehr. Ist 
der Kolonist im Besitze eines Schiffes, so gestaltet sich dadurch die 
Torfverwertung selbstredend noch wesentlich günstiger. 

Der Einfluss der Landtransportkosten wird von Glass wie folgt be- 
rechnet: Der Landtransport für 1 Tagewerk kostet bei 50 m Mk. 2, — 
und für jede weitere 50 m Mk. 1,50 mehr, also bei 200 m schon 
Mk. 6,50, bei 500 m Mk. 15,50. Die Elisabethfehner Kolonate sind 
rund 700 m lang. Davon kann aber meist nur die Hälfte gerechnet 
werden, da die hintere Hälfte überwiegend durch Hinterwieken auf- 
geschlossen wird oder werden soll. Demnach hat bei einem dortigen 

350 

inwiekenlosen Kolonate der Torftransport durchschnittlich =i75m 

zu erfolgen, wodurch das Tagewerk mit rund Mk. 5, — und die jähr- 
liche durchschnittliche Torfproduktion von 30 Tagewerk mit Mk. 150 
Unkosten belastet würde. Da in Elisabethfehn für die völlige Abtorfung 
eines 6 ha grossen Kolonats 30 Jahre gerechnet werden, so ergibt das 
einen Verlust von Mk. 4500 Verdienst pro Kolonat. Dazu treten als 
weitere Belastung die Kosten der Hinterwieken-Anlage mit einem Kanon 
bis zu Mk. 6, — pro ha beteiligter Fläche. 

Auch eine Feldbahn kann die Inwieke bei weitem nicht ersetzen. 
300 m Feldbahngeleis kosten : bei altem Material (ä Meter = Mk. 1,50) 
= Mk. 450, bei neuem Material (a Meter = Mk. 3,—) = Mk. 900. Hierzu 3 bis 
4 Wagen und Zubehör mit rund Mk. 200, zusammen also Mk. 650 — 1100. 
Bei 10% für Verzinsung, Unterhaltung und Tilgung (innerhalb 12 bis 
15 Jahren) ergibt dies eine jährliche Belastung von Mk. 65 — 110, der 
einschliesslich der dann noch entstehenden Transportkosten dem voran- 
gesetzten Betrage von Mk. 150 nicht so wesentlich nachstehen wird. 

Abgesehen davon empfehle sich die Inwiekenanlage aber schon 
deshalb, weil sie die Untergrundkultur durch den aus der Inwieke 
gewonnenen Sand sehr erleichtere und verbillige, da jedes cbm von ausser- 
halb zu Schiff eingeführten Sandes bis zu 80 Pfg. bezahlt werden müsse. 



- 2 3 8 - 



Gewinnungskosten und Preis 
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von i Tagewerk Torf. 



Gesamt- 
es Gewinnungs- 
kosten (frei Schiff) 


Grösse 
au 

ta ■— 
SS 

% -= 


des Tage* 
f dem Feh 

Gewicht 
Ztr. 


rerkes 
Q 

1 8 


1 Preis pi 
Mk. 


•0 Tagewer 
(frei Schiff) 

1 

| 
et 

V 
bc 

Mk. 


k Torfes 

• 

| 

M 

3 


Gewinn pro Tage- 
^werk mittlerenTorfes 
(Sp. 15 minus 10) 


te 


11 


IS 


»3 


»4 'S 


16 


-7 


22,50 bis 
25.50 

23,45 bis 
24,45 


60 

60 — 70 
(guter Toif, 
trocken 
ca. 40) 


I l8o—20O 
III20 — 140 
III 80—90 

I30—200 


ca. 

10600 

12 bis 

13000 


(8o)«*) 
65-70 

sog. harter 
schwerer 
Torf 


(Darg) 
45—50 1 ) 

45—55 

sog. hagerer 
schwarzer Stieb- 
torf, Hausbrand- 
torf 


28») 

35 

lYT 1 1 t" ni 1 Tl. 
gl JUCI UU1I* 

ter Torf, 
sog. SpÜnt- 
torf 


22,50 
bis 
24,50 

ca. 25 


26,50 
19«) 


60—70 
(50— )6o 

34) schwar- 
ztx Torf 


I50—18O 
130—180 


12700 

12 bis 
13000 


frei Feld 
60— 70»*) 

40-45*) 


45-50 

33*) 


30-35 

t( 14— )l6 
{ bis 20 
(weissTorf 


19—24 
14 


22,91 
Idafeh 

22,50 


(5o-)6o 

(trocken 28 
bis 33)schw. 
Torf 

n 

60 


150—2OO 
ca. 1 od /at. 


1 1000 
10000 


40-55 4 ) 

60-66 »•) 
64— 80 4 «) 

54,-») 


36*) 

45-5o 
40—58**) 

42 ft ) 


/(I4-)I6 
\ bis 20 
Iweiss.Torf 

28-33 

1 1 l *» V*a'i 

3°— 3» *j 

33 


13 

22—27 

? 

20 


24-31 
25-29,60 


70 
70 




13000 

12600 

bis 
13000 


(Uurchsch 

Dosterd- 
Greemauh 

51-55 
58-61 


nitiserlös = 34— 
frei Feld)*) 

Kleine | Dicke 

Blauwe 

44 | 42 

KleineBlauwel 
41-44 


37,50 Mk. 

Dicke 
Bonte 

32 

34-38 


11,— b. 
20,— 
(7-10) 

') 

1 1,— b. 
-9,- 



die für grauen Torf (Streutorf) in den letzten 5 Jahren um 15 — 20%. u ) Die 
in Papenburg sind sehr niedrig, da sehr viel Arbeiter dort wohnen. Die Angaben 
ladungen verfrachtet. ') Es wird nur etwa '/« in Haufen gesetzt. *) Die Preise sollen 
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der deutschen Fehnkolonisation wenig- 
stens in der Gegenwart auf keinen Fall in 
niedrigeren Preisen und höheren Gewin- 
nungskosten zu suchen ist, sondern ganz 
allein in der ausserordentlichen Rück- 
ständigkeit unseres Fehnwesens in den 
verschiedensten Punkten. 

Das möchte ich ganz besonders scharf hervorheben im 
Gegensatz zu der im letzten (49.) Protokoll der Zentral- 
Moor-Kommission gegebenen und daher gewissermassen als 
Ergebnis der holländischen Studienreise der Kommission zu 

seit langem ungefähr dieselbe Höhe haben und nur bei nassen 
Jahren etwas höher sein. 4 ») Die Preise des Torfes im Berumerfehn 
sind wegen der erschwerten bezw. verteuerten Konkurrenz so günstig. 
A ) Die Preise wie Gewinnungskosten sollen seit 1890 nicht gestiegen 
sein. •») Die Angaben sind entnommen dem 49. Prot. d. Z.-M.-K. 
S. 5/6. Der Kubikinhalt des Tagewerkes, sowie die Preise pro Tage- 
werk sind zwar nicht angegeben, Hessen sich aber aus den dortigen An- 
gaben berechnen. Die Soden haben augenscheinlich dieselben Aus- 
messungen wie in Valthermond, es gehen also etwa 70 cbm auf das Tagewerk. 
Als Bruttoverdienst sind an genannter Stelle Mk. 7 — 10 pro Tagewerk 
angegeben. In Wirklichkeit würde nach den Beseler'schen Angaben der 
Bruttogewinn jedoch nur etwa Mk. 3 — 7 betragen, da das eigentliche 
Torfstecherlohn Mk. 27,20 betragen, der Verfehner aber nur Mk. 34 
bis 37,50 frei Schiff erhalten soll. Von der Preisdifferenz gehen also 
noch ungefähr Mk. 3,60 Verladungskosten ab, so dass eben nur Mk. 3 — 7 
einschl. Torfheuer verbleiben. Die dem Berichterstatter von seinem 
Gewährsmann gemachten Angaben sind augenscheinlich zu niedrig und 
ungenau. ö ) Diese Kosten sind berechnet für den Hausbrandtorf, 
der den deutschen Angaben auch zu Grunde liegt, nach den Angaben 
im 49. Prot. S. 6. ') Ist im 49. Prot. S. 5 angegeben als Torfstecher- 
lohn in Weerdingermond für I Tagewerk =13 000 Soden für Stechen und 
Trocknen. 8 ) Durchschnittserlös lt. Angabe ; 49. Prot. S. 6. ö ) In den 
oldcnburgischen Fchnen wie in Rhauderfehn (von dort stammt wohl der 
grösste Teil der oldenb. Fehntjer) macht man die (nassen) Soden etwa 
42 cm lang, 10 cm breit und 12 cm dick; in Papenburg und Börger 
dagegen nur 38 : 10 : 10 cm; in Südgeorgsfehn etwa 35 : 10 : 12. Doch 
sind das nur ungefähre Masse, da die Fehntjer vielfach nach Belieben mehr 
oder weniger davon abweichen und die Soden grösser oder kleiner stechen. In 
Valthermond hat der Fabriktorf die Ausmessungen von 44 — 45 : 14 — 15 : 15 
bis t6, der gewöhnliche Torf von 42: 10 — 12 : 12 — 13 cm. 
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betrachtenden Darstellung. Der Berichterstatter, Beseler- 
Cunrau, schreibt u. a. : „Im Gegensatz zu den deut- 
schen, viel weniger glänzenden Rentabili- 
tätsverhältnissen muss die Erklärung hierfür ein- 
mal darin gesucht werden, dass der holländische Torf- 
stecher nicht allein auf den Verdienst im Torfstich an- 
gewiesen ist," sondern nach dem Torfstich als Ernte- und 
Industriearbeiter (Stärkefabriken) stets Beschäftigung findet. 
„Abgesehen von der grösseren Anspruchslosigkeit kann der 
holländische Arbeiter mit einem kleineren Verdienst beim 
Torfstechen auskommen als der deutsche Torfstecher, welcher 
beim Fehlen einer andern lohnenden Arbeitsgelegenheit in 
vielen Fällen ( — trifft nur auf die kleinen Fehntjer mancher 
Fehne und teilweise für Winterarbeit zu, sonst mangelt 
es bei uns, insbesondere auch in Ostfriesland, weniger an Ar- 
beit als an Arbeitern! D. Verf. — ) das ganze Jahr hindurch 
von seinem Verdienst beim Torfstechen leben muss. Zum 
andern ist der Absatz des Torfs ein sehr günstiger bei den 
vielen industriellen Anlagen, welche in nächster Nähe, un- 
mittelbar an den Kanälen gelegen sind und fast ausschliesslich 
mit Torf heizen." 

Nun, diese Ausführungen sind im wesentlichen irr- 
tümlich und geeignet, ein falsches Bild von der Sach- 
lage zu geben. Die in Holland für die glei- 
che Arbeitsleistung wie in Deutschland, 
Fertigstellung eines Tagwerks Torf bis in 
den Haufen, zu leistende Zahlung (Spalte 2 
bis 10) ist grösser und sogar nennenswert 
grösser als in Deutschland. Die Gewin- 
nungskosten frei Schiff auf den deutschen 
Fehnen schwanken zwischen 19 bis Mk. 26 
und dürften für das Tagewerk von 70 cbm 
nassen Moor es durchschnittlich Mk. 22 — 24 
betragen, während sie sich in Holland auf 
Mk. 24—31, im Durchschnitt wohl auf Mk. 26 
bis 29 belaufen. Sie sind in Holland also um 
etwa 15 % höher als in Deutschland!! 

Stumpfe, Moor-Kolonisatiou. l6 
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Dagegen sind die Preise in Holland 
niedriger als in Deutschland, wie die annähernd 
übereinstimmenden Angaben (Sp. 14 — 16) für Weerdinger- 
mond und Valthermond erkennnen lassen. Der Preis- 
unterschied zuGunsten des deutschenTorfs 
ist zwar kein erheb4icher, indessen das 
Hinzutreten der Ersparnisam Torfstecher- 
lohn bewirkt, dass der Gewinn des deut- 
schen Verfehners immerhin schon nennens- 
wert höher ist, wie der seinesholländischen 
Berufsgenosse n.*) 

Die Tatsache, dass die mir in einer grösseren Anzahl 
von Fehnen gemachten Angaben im wesentlichen überein- 
stimmen, lässt den Schluss sicher zu, dass sie der Wirklichkeit 
ziemlich entsprechen. Insbesondere ist es auch völlig aus- 
geschlossen, dass mir etwa die Produktionskosten zu niedrig 
angegeben sein sollten, da ich die betreffenden 
Angaben von den verschiedensten Stellen 
mündlich wie schriftlich erhalten habe.**) 

Es ist demnach als erwiesen zu betrach- 
ten, dass die Torfgewinnung in Deutsch- 
land in Wirklichkeit — unter gleichen Ver- 
hältnissen—eine höhere Rente abwirft als 



*) Papenburg und Börger haben um etwa 14% kleinere Tage- 
werke, daher auch entsprechend niedrigere Erlöse. 

**) Die niedrigsten Angaben, z. B. für Papenburg, sind mir von 
demselben Gewährsmann (der Torfgewinnung wie Torfhandel — 300 
Schiffsladungen! — in Papenburg wie in Börger im grossen betreibt), 
wie die für Börger geliefert worden. Der nicht unbeträchtliche Produküons- 
kostenunterschied in den benachbarten Fehnen erklärt sich daraus, dass 
Papenburg mit seinen vielen geteilten (Achtel-) Kolonaten tatsächlich 
einen grossen Überfluss an Arbeitern und daher ein sehr billiges An- 
gebot hat, während im Börgermoor die Arbeiter ganz fehlen und der 
Torfstich trotz der beträchtlichen Entfernung auch von Papeu- 
burger Arbeitern ausgeführt werden muss, was die Gewinnungskosten 
natürlich bedeutend erhöht. 
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in Holland. Unter gleichen Verhältnissen 
— denn es ist beiderseits nur ein Landtransport des Torfes 
von 50 m angenommen, was einer grössten Entfernung von 
100 m entsprechen würde. Diese wird in Holland fast 
nirgends erreicht, da die Kolonate meist nur 70 bis 
90 m breit sind. In Deutschland muss man dagegen eine durch- 
schnittliche Kolonatslänge von 500 m annehmen, die in vielen 
Kolonieen (z. B. am Hunte-Ems-Kanale, Georgsfehn, Börger 
[1000 m], Auricher Wiesmoor II) noch um 100—200, ja bis 
500 m übertroffen wird. Bei einer Kolonatslänge von 500 m 
beträgt der mittlere Landtransport 250 m. Nach mir von 
verschiedener Seite gemachten Angaben verteuert sich der 
Landtransport p. Tagwerk um Mk. 140 — 2,00 für jede wei- 
teren 50 m. Legen wir nur den Satz von Mk. 1,60 zu Grunde, 
so beträgt der Zuschlag für den weiteren Landtransport (von 
250 — 50 = 200 m) 200 : 50 X 1,60 = 6,40 Mk. Durch die In- 
wiekenlosigkeit und grosse Länge des ganz überwiegenden 
Teils der deutschen Kolonate verteuern sich demnach 
die Gewinnungskosten pro Tagewerk im Durchschnitt des 
ganzen Kolonats gegen das holländische System um Mk. 6 
bis 7. Dem entsprechend verschiebt sich natürlich auch die 
Rentabilität, wie sie in Spalte 17 zum Ausdruck gebracht ist, 
schon zu unsern Ungunsten und hört mit einer bestimmten 
Entfernung ganz auf. 

Der leichte weisse Torf, der je nach der örtlichen Absatz- 
gelegenheit die grössten Preisunterschiede zeigt, scheint in 
Holland allerdings etwas höher bezahlt zu werden, als das 
bislang bei uns der Fall war. In Börger und Papenburg 
sind die Preise deshalb aussergewöhnlich niedrig, weil ein- 
mal das Tagewerk um rund 14% kleiner ist und dann weil 
die Absatzverhältnisse dort sehr ungünstig liegen. Es ist 
mir jedoch mehrfach versichert worden, dass der Preis' des 
weissen*) Torfes annähernd die Unkosten decke, was jedoch 



*) Der sog. graue, bunte oder Splinttorf wird noch als Brenn- 
torf verkauft, der weisse wird zu Torfstreu verarbeitet oder ein- 
gebunkt. 

i6« 
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nicht überall zuzutreffen scheint, und insbesondere gegenwärtig 
im Preise beträchtlich gestiegen sei. Dass eine etwaige ge- 
ringe Verwertbarkeit des grauen Torfes die Rentabilität 
des Betriebes nicht nennenswert herabdrücken kann, darauf 
scheint mir doch die Tatsache hinzuweisen, dass auf unseren 
Fehnen sehr schwach abgebunkt wird. Am Abe- 
litz-Kanal wie in Spetzer- und Grossefehn 
(nebst Zubehör), in Iherings- und War- 
singsfehn und anderwärts wird fast durch- 
weg nur %— i F u s s , a 1 s o 16—31 cm (!) abgebunkt, 
wie mir von mehreren Fehndirektoren wie Fehntjern ver- 
sichert und gezeigt worden ist. Würden den Fehntjern die 
obern Schichten lästig fallen, so würde man sicherlich von 
dem obersten Moostorf mehr zurücklassen, als es geschieht. 
Die schwache Abbunkung scheint mir ein 
sicherer Beweis für eine angemessene Ver- 
wendungsmöglichkeit des Moostarfes zu 
sein. 

Nun ist es allerdings wahr, dass die Torfpreise im all- 
gemeinen in der letzten Zeit gestiegen sind. Für Rhauder- 
fehn und Idafehn z. B. wird eine erhebliche Steigerung be- 
richtet. In Georgsfehn sollen die Preise seit 1890 um 10 bis 
15% gestiegen sein, auch in Berumerfehn sind sie in die 
Höhe gegangen. Für Papenburg und Börger sowie für die 
Fehntjertiefgruppe dagegen wird behauptet, dass die Preise 
schon seit langem konstant seien, jedenfalls keine irgend 
nennenswerte Steigerung eingetreten sei. Mehrfach wurde 
aber darauf hingewiesen, dass die höheren Preise auch höhere 
Arbeitslöhne mit sich gebracht hätten. So ergibt eine 
Gegenüberstellung der älteren und der gegenwärtigen Ge- 
winnungskosten in Idafehn (s. S. 302), dass die pro Tage- 
werk zu zahlenden Löhne um rund Mk. 6 gestiegen sind und 
zwar hauptsächlich erst in den letzten Jahren. Damit geht 
schon der grösste Teil des jetzigen Mehrerlöses wieder ver- 
loren, so dass auch in den Fehnen, wo eine nennenswerte 
Steigerung der Torfpreise eingetreten ist, die Rentabilität 



doch nicht so erheblich in die Höhe gegangen ist,*) soweit 
die Torfproduzenten fremde Arbeiter brauchen. Es lässt sich 
daher als sicher annehmen, dass auch früher die 
deutsche F e h n k o 1 o n i s a t i o n nicht durch zu 
hohe Produktionskosten und zu niedrige 
Preise Not gelitten habe und an der ge- 
deihlichen Entwickelung gehindert ge- 
wesen sei, sondern ganz allein durch die 
vielen Fehler des Systemsbezw. der System- 
losigkeit, die wir schon eingehend geschil- 
dert haben. 

Für die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
scheint das R e n t a b i 1 i t ä t s v e r h ä 1 1 n i s der 
deutschen und holländischen Torfpro- 
duktion ein ähnliches wie jetzt gewesen zu 
sein. v. Bodungen**) sagt 1858: „In Ostfriesland und Hol- 
land ... ist der jetzige Preis des Torfs auf den Fehnen ziemlich 
gleich und man kann annehmen, dass der Preis pro 250 Kubik- 
fuss (feste Masse) lufttrockenen Torfes mittlerer Qualität etwa 
2,5 Rtlr. beträgt. Hier hat dann der Schiffer die Kosten 
für das Einladen vom Moore ins Schiff und sonstige Un- 
kosten zu tragen."***) 

*) Sind auf einem Fehn die Torfpreise um 20%, z. B. von 
Mk, 33,3 auf Mk. 40, — pro Tagewerk frei Schiff gestiegen, die Arbeits- 
löhne in der gleichen Zeit aber auch um Mk. 5, etwa von Mk. 19 auf 
Mk. 24, so stellt sich der Bruttogewinn bei Torfstich mit fremden 
Arbeitern nur um (40 — 33,4=) 6,6 — (24 — 19=) 5 = Mk. 1,6 
pro Tagewerk höher, d. h. er beträgt statt früher Mk. 14,4 jetzt 
Mk. 16. 

**) v. Bodungen a. a. O. S. 40. 
***) 250 Kubikfuss obigen Torfes sind ungefähr ein reichliches 
Drittel Tagewerk, da (nach v. Bodungen S. 40) 1 Last Emder Torf 
= 8 Fuder = 3500 Soden schlechten Torfes zu etwa 250 Kubikfuss 
fester Masse = 32 Ztr. Gewicht bezw. = 8400 Soden besten Torfes 
etwa zu 980 Kubikfuss fester Masse = 78 Ztr. Gewicht ist. 260 Kubik- 
fuss fester Masse lufttrockenen Torfes schwanken also zwischen 32 bis 
78 Ztr. Das Tagewerk würde also danach auf dem Fehn durch- 
schnittlich rund Mk. 20 gekostet haben. 
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Während die Erlöse annähernd gleich sein sollen, sind 
die Gewinnungskosten in Holland grösser. Sie werden von 
v. Bodungen*) für Grossefehn und Spetzerfehn pro Tage- 
werk zu 12000 Soden (=2520 Kubikfuss rheinl. d. h. 77 cbm 
nasses Moor) auf 3 Tlr. 12% Gr. bis 3 Tlr. 20 Gr. angegeben, 
für Holland*) dagegen für ein annähernd ebenso grosses 
Tagewerk von 12000 Soden auf 5 — 5% Tlr. 

Der Uberschuss bei der Torfproduktion 
war also auch in der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts in Ostfriesland schon grö- 
sser als in Holland und zwar um den nicht 
unbeträchtlichen Betrag von 4 — 5 M k. p. 
Tagewerk. 

Nach der Rechnung v. Bodungens würde sich damals die 
Kalkulation folgendermassen gestellt haben. Verkaufspreis 
im Durchschnitt p. Tagewerk auf dem Fehn = rund 20 bis 
22 Mk., Gewinnungskosten in Ostfriesland 10,25 — 11,00 Mk., 
in Holland 15 — 16 Mk., Uberschuss in Ostfriesland 9 bis 
11,75 Mk., in Holland etwa 4 — 7 Mk. 

Seit jener Zeit würde sich dann der Durchschnittserlös 
in Ostfriesland gut (in Holland nicht ganz) verdoppelt haben, 
annähernd wohl auch der Arbeitslohn. Der Rohüberschuss 
ist aber insbesondere in Ostfriesland jetzt erheblich grösser, 
fast doppelt so gross als vor einem halben Jahrhundert und 
beträgt jetzt Mk. 13 — 24, im mittleren Durchschnitt wohl 
Mk. 18 — 22 gegen Mk. 9 — 12 vor 50 Jahren. 

Die Lage der T o r f p r o d u k t i o n ist gegen- 
wärtig vielleicht günstiger als j e**) und 

*) v. Bodungen a. a. O. S. 98; f. Holland S. 208. 
**) In Marcardsmoor erhielten die Hochmoorkolonisten 1892 für das 
der Grösse nach nicht genauer angegebene Tagewerk („ein Tagewerk 
ist die Tagesleistung von 2 Torfstechern und 2 Frauen", wohl aus 60 cbm 
rohen Moores gestochen) frei Schiff Mk. 36,—. Da die Produktionskosten 
damals Mk. 19—20 betragen haben werden, blieb ihnen ein Rohüber- 
schuss von Mk. 16—17. Von ihm haUen sie als Torf heuer an den 
Fiskus 4 Pfg. pro cbm, insgesamt also 4 X 60 = Mk. 2,40 zu zahlen. 
Die Verfehnung in Marcardsfehn wäre also damals schon 
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doch wird von unseren Fehntjern und 
Fehngesellschaften, insbesondere denen 
der Fehntjertief-Gruppe dauernd geklagt! 

Auch andere Vergleiche zeigen, dass das Torfgeschäft 
in den achtziger Jahren trotz der erstarkenden Konkurrenz 
der Steinkohle nicht so darniedergelegen hat, als es die Fehn- 
interessenten dargestellt haben. In einem Schreiben des 
Herrn Landwirtschaftsministers an das oldenburgische 
Staatsministerium*) aus dem Anfang der 8oer Jahre heisst 
es: „Wiewohl auf der westfälischen Eisenbahn Ausnahme- 
tarife für Steinkohlen, wenn auch nicht so niedrige als jetzt, 
schon seit längerer Zeit bestehen und deren Ausdehnung auf 
den Lokalverkehr bereits seit Juli 1877 datiert, ist beispiels- 
weise der Preis für ein Fuder guten Torfes in Emden von 
Mk. 5, — im Jahre 1868 auf Mk. 13 im Jahre 1875 gestiegen 
und hat sich in dieser Höhe bis in die neueste Zeit gehalten. 
In der Oberförsterei Aurich hat der Erlös für den verstei- 
gerten fiskalischen Torf den Taxwert im Jahre 1878/79 um 
49 %, im Jahre 1879/80 um 70 %, in der Oberförsterei Friede- 
berg im Jahre 1877/78 um 18%, dagegen in jedem der drei 
folgenden Jahre bis 1. April 1881 um mehr als 43% über- 
stiegen. Aus einzelnen Gegenden wird allerdings über einen 
Rückgang der Torfpreise geklagt und die Ursache in dem 
durch Frachtermässigung gesteigerten Steinkohlenverbrauch 
gesucht. Solche vereinzelten Stimmen sind indessen gegen- 
über dem Gesamteindruck der vorliegenden Berichte nicht 
imstande, die Uberzeugung zu begründen, dass in den dies- 
seitigen Landcsteilen die niedrigsten Steinkohlenfrachten für 
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Torfproduzenten zur 
Zeit nachteilig sind." 

sehr rentabel geweseen, wie Reg.-Rat Peltzer in seinem Bericht 
über Marcardsmoor (27. Prot. d. Z.-M.-K. S. 74) mit Recht hervorhebt, 
und zwar rentabler wie in Holland. 

*) In Erwiderung auf dessen Antrag, die billigen Steinkohlen - 
Frachttarife nach den Seehafen aufzuheben oder einzuschränken, da 
dadurch der Torf von den Steinkohlen völlig verdrängt werde (20. Prot, 
d. Z.-M..K. S. 25). 



* 
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Die Klagen über die Konkurrenz der Steinkohle sind 
übrigens durchaus nicht neu. Schon 1767 heisst es, dass die 
englische Steinkohle in der Fahrendorfer Glashütte (im 
bremischen) dem Torf Konkurrenz mache*) In den 
20er Jahren des vorigen Jahrhunderts verhandelte die hanno- 
versche Regierung mit Bremen wegen Herabsetzung der 
dortigen Torfaccise, „die ungefähr 20% vom Werte des 
Torfes betrug**) und anfing drückend zu werden; denn die 
Steinkohle begann in eine ernstliche Konkurrenz mit dem 
Torf zu treten." Im Jahre 183 1 fürchtet man im Amt 
Lilienthal die Verdrängung des Torfes durch die Stein- 
kohle.***) 

Trotz der zweifellosen Zunahme der Steinkohlen- 
konkurrenz ist aber die Zunahme der Torfproduktion gerade 
im vorigen Jahrhundert gewaltig gewesen und niemals ist 
die Wiekarbeit, wie wir bei den verschiedenen Fehnen ge-' 
sehen, auch nur annähernd so stark fortgeschritten wie in 
den letztverflossenen Jahrzehnten. 

Die früher gefährlichste Konkurrenz, die des hollän- 
dischen Torfes, hat schon seit langem fast ganz aufgehört. 
Nur in das Holland benachbarte ostfriesische Rheiderland 
(zwischen Ems, Dollart und Holland) kommt auch jetzt 
noch holländischer Torf, nach Ditzum und anderen Orten. 
Das Nachlassen des holländischen Wettbewerbes kommt da- 
her, dass erstens die holländischen Moore in der Tat schon 
stark abgebaut sind und in absehbarer Zeit ihrem Ende ent- 
gegengehen, und dass ferner der Torfbedarf Hollands ein 
so grosser ist, dass die holländischen Schiffer und Verfehner 
mit der Befriedigung der einheimischen Nachfrage vollauf 
zu tun haben. 

Auf die verschiedenen Torfindustrieen und ihre Lage, 
die Herstellung von Koks, Torfkohlen, Briketts, Torfstreu 
u. s. w. kann hier nicht näher eingegangen werden, da sie 

*) Hilgenberg a. a. O. S. 266. 
**) Sie fiel mit dem Zollanschluss Bremens weg. 
*••) Hugenberg a. a. O. S. 281. 
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bisher zur Besiedelung der Moore wenig beigetragen haben. 
Es ist übrigens wohl nur selten eine Indusrie so reich an 
Misserfolgen gewesen, als die Torfindustrie. Die viel- 
seitigsten Versuche*) sind, hauptsächlich in den letften Jahr- 
zehnten, gemacht worden, den Torf irgendwie technisch zu 
verarbeiten, sie sind aber ganz überwiegend fehlgeschlagen. 
Insbesondere das Bemühen, den Torf durch Verarbeitung 
zu Briketts konkurrenzfähiger mit der Kohle zu machen, ist 
bislang wenig geglückt. Dagegen scheint die Verkokung 
des Torfs wie die Verarbeitung des leichteren Torfs zu Torf- 
streu neuerdings grössere Rente zu geben. So sollen die 
oldenburgischen Torfwerke (s. S. 305; Anm.) einen durchaus 
befriedigenden Gewinn erzielen. Auf den nordwesthannover- 
schen Mooren findet sich dagegen kein grösseres rentables 
torfindustrielles Unternehmen.**) Die dortigen Torfstreu- 
" fabriken (z. B. in Börgermoor, am Abelitzkanal) sind kleine, 
ganz leistungsunfähige und wohl auch schlecht geleitete 
Unternehmen. 

Im Gegensatz dazu finden wir in Holland eine Reihe 
prosperierender Torfstreuunternehmungen grössten Stiles, von 
denen hier nur die mit einem Kapital von 8 Millionen Mk. 
arbeitende Griendsveengesellschaft und die grossen Fabriken 
in Helenaveen der Herrn von Mensbier-Wolff-Bremen und der 



•) Ein interessantes und, wenn in der Praxis wirklich erfolgreich, 
für die Zukunft unserer Torfmoore hohe Bedeutung besitzendes Unter- 
nehmen soll demnächst in Oldenburg ins Leben treten. Die betr. Gesell- 
schaft will in Petersfehn vom Staat eine Moorfläche erwerben, um 
nach einem noch Fabrikgeheimnis bildenden Verfahren — in der 
Hauptsache durch Zusatz von Kalk bei bestimmter Mischung und Ver- 
arbeitung aus Moor — Holz, also „Moorholz" zu machen. Das Fabrikat 
präsentiert sich in der Tat vorzüglich. Es soll unverbrennbar, nagelbar, 
pressbar in allen Formen, färbbar, dabei */« billiger als Holz sein und 
zu Türfüllungen , Fussböden, Eisenbahnschwellen u. s. w. Verwendung 
finden. 

**) Die grosse Koksfabrik in Sückhausen ist erst Herbst 1902 in 
Betrieb getreten. 
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Helenaveengesellschaft erwähnt seien*) Sie beschäftigen 
mehrere Hundert Arbeiter mit ca. 4 Mk. Tagesverdienst. Ihr 
Betrieb wird begünstigt durch vorzügliche Verkehrsverhält- 
nisse, durch die Bahn und einen guten Kanal, der die Benutzung 
von Schiffen mit einer Ladefähigkeit bis zu 18 Doppelwaggons 
Torfstreu (ä 70 Ballen = 200 Ztr.) gestattet. Ausserdem mag 
die Gewinnung der Torfstreit durch das dortige im Vergleich 
zu unserer Seeküste schon etwas trocknere Klima erleichtert 
werden. Die Torfstreu wird ausser in Holland vor allem in 
Deutschland und England abgesetzt. 

Zur Mensbierschen Torfstreufabrik gehören 1000 ha 
Moor als Eigentum und 120 ha sind zugepachtet. Von 
letzteren wird nur der zur Torfstreugewinnung geeignete 
obere Torf heruntergenommen und dafür die hohe Pacht 
von Mk. 2000 für 1 ha Moor 1 m tief abzutorfen, d. h. 20 Pfg. 
p. cbm nassen Moores gezahlt! 

Trotz des hohen Preises für das Moor und trotz hoher 
Arbeitslöhne rentieren diese Unternehmungen in viel höherm 
Grade als unsere deutschen. Zu beachten ist dabei, dass sie 
mit ihrem Absatz gleichfalls zum grossen Teil auf Deutsch- 
land angewiesen sind und daher für ihre Produkte keinen 
günstigeren Absatzmarkt haben als die deutschen. 

Warum sind uns auch hierin die Holländer wieder über- 
legen? Dem Mangel an Kapital und Intelligenz kann man 
jetzt kaum mehr die Schuld geben, da z. B. das eine Unter- 
nehmen in Helenaveen mit deutschem Kapital (aus Bremen) 
gegründet ist. Es sind eben in allererster Linie die ungleich 
günstigeren holländischen Verkehrsverhältnisse, viel bessere 
Schiffahrtswege und niedrigere Eisenbahnfrachten, deren 
Mangel uns auch hierin wieder zur Leistungsunfähigkeit ver- 
dammt. 

Schaffen wir uns durchgehende Wasser- 
strassen mit mindestens holländischen 



*) Näheres über die letzteren findet sich im 49- Prot. d. Z.-M.-K. 
S, 12/13. 
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Ausmessungen und betreiben wir die A b - 
torfung (Inwiekenanlage!) streng nach hol- 
ländischem Muster, dann werden sichi an 
unsern Moorkanälen auch leistungsfähige 
Industrien einfinden und wir werden in 
nicht zu ferner Zeit einen gewaltigen torf- 
industriellen Aufschwung in unseren Moo- 
ren erleben. 
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*) Siel ohne Kammer. 
**) Länge von Emden 
(Hafen) bis West- 
grossefehn.DieLängen 
bei 3 und 4 stimmen 
nicht überein. 
***) Solche Schiffe sind 
aber dort wohl kaum 
vorhanden. 
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Anmerkungen zur Tabelle: Die Schiffahrtsverhältnisse der 

Moore und Fehne. 

Zu beachten ist bei der Bewertung der Zahlen dieser Tabelle, dass 
die Nutzbarkeit einer VVasserstrasse und der Tiefgang der 
auf ihr verkehrenden Schiffe nicht oder doch nicht allein 
durch den „mittleren Wasserstand" bestimmt wird. Er wird viel- 
mehr in hohem Grade, wenn nicht gar ausschlaggebend, von dem 
längere Zeit anhaltenden und öfters eintretenden ,, Niedrigwasserstande" 
beeinflusst. Da der kleine Wasserstand meistens in der Hauptschi ff - 
fahrtsperiode (Sommer oder Herbst) eintritt, würde er die grösseren, 
etwa auf reichlich Normalwasser berechneten Schiffe gerade in der 
Hauptausnutzungszeit zur Untätigkeit oder zur Aufnahme kleinerer 
Ladungen zwingen. Daher sind die Angaben über die „kleinsten 
Tiefen" wichtiger zur Beurteilung der Nutzbarkeit eines Fahrwassers als 
die Über die „mittleren Tiefen". 

') Die Angaben sind entnommen für 1 877 der Denkschrift: Die Wasser- 
strassen in Preussen u. s. w. 1877; für 1893 dem „Führer auf den 
deutschen Schiffahrtsstrassen" Teil 1 1893. Die amtlichen Angaben für 
die Jahre 1877 und 1893 sind mehrfach ungenau. Sie sind z. T. 
weder mit sich selbst noch mit der Wirklichkeit in Einklang zu bringen. 
So wird, um ein paar Fälle anzuführen, die Länge der Schleusen im 
Berumerfehn für 1877 mit 23,4 m, für 1893 abe »" nur mit 17,5 m bei 
3,8 m Breite angegeben. Da jedoch die dortigen Schiffe 18,9 m lang 
und 4,5 m breit sind, ergibt sich schon daraus, dass die Ausmessungen 
der Schleusen entsprechend grösser sein müssen. Für Papenburg 
ist die „kleinste Tiefe" des Fahrwassers 1877 mit 1,8 m, 1893 
aber (dabei zeitweise auch noch zu hoch!) mit 1,2 m an- 
gesetzt. Im allgemeinen liegen die Schiffahrtsverhältnisse auf den 
Kanälen meist ungünstiger, bisweilen sogar wesentlich ungünstiger, als 
es die amtlichen Zahlen erscheinen lassen. So ist die Fahrwassertiefe 
des Ems-Jade-Kanals bei „kleinem Wasserstande" auf 2 m angegeben, 
während sie für grosse Strecken (insbesondere zwischen Wilhelmshafen 
und der Aurich-Wittmunder Kreisgrenze) oft lange Zeit nur etwa 1,5 m 
beträgt und der Kanal in dieser Zeit nur für Schiffe bis zu etwa 1 ,30 m 
Tiefgang ohne Gefahr benutzbar ist. 

Bezüglich der hier nicht mit aufgeführten, insbesondere für 
den Torfabsatz der Fehntjertiefgruppe wichtigen verschiedenen 
Tiefen (Sieltiefe) Ostfrieslands sagt der Bericht für 1893 (S. 29): 
„Diese Gruppe steht mit der Ems in Verbindung, einerseits 
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durch das Emdener Fahrwasser, andererseits durch das 5,5 m 
weite Greetsieler Tief und das 5,2 m weite Sarralter Siel. Letztere sind 
nur zur Zeit der Ebbe 3—4 Stunden geöffnet. In den sämtlichen 
Tiefen wird ein geringster Wasserstand von 1,2 m gehalten. Die auf 
den Tiefen verkehrenden grössten Schiffe haben etwa 3,5 m Breite, 15m 
Länge und 1 m Tiefgang." Für 1871 sind die kleinsten Tiefen der 
dortigen Siele nur mit 1,1 m angegeben. 

*) Die Angaben für die Papenburger und börgerschen Kanäle im 
„Führer" für 1893 sind unvollkommen und ungenau. Die in der 
Tabelle für Papenburg eingesetzten Zahlen beziehen sich auf den 
obersten Teil des Papenburger Kanals, den ca. 1,6 km langen Wiek- 
kanal, an den der Splitting-Börger-Kanal anschliesst. Die unteren 
Kanalstrecken haben nach amtlicher Angabe etwas besseres Fahrwasser. 



S t u m p f e , Moor-Kolonisation. 



»7 



III. Hochmoor- und Fehnkolonisation in 

Oldenburg.*' 




Die Darstellung der oldenburgischen Moorbesiedelung 
leitet uns schon von der Schilderung früherer Moorkoloni- 
sationen auf die der Gegenwart über, denn die Kolonisations- 
bestrebungen Oldenburgs gehören mehr der Neuzeit an und 
setzen, wenigstens in nennenswertem Umfange, erst um die 
Mitte des vorigen Jahrhunderts ein. Erst die Teilungs- und 
Ablösungsgesetzgebung und -tätigkeit in der ersten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts hat der Kolonisation die Wege 
geebnet durch Klarstellung der Besitzverhältnisse und Be- 
freiung der Moore von der Belastung mit allen möglichen 
Servituten. Die Moore Oldenburgs bilden gewissermassen 
das Bindeglied zwischen den bremisch-verdischen und den 

*) Als Quellen für die Darstellung haben mir neben dem auf 
zweimaliger Besichtigungsreise gesammelten Material gedient die Aus- 
führungen der Vertreter des oldenburgischen Ministeriums in der Zentral- 
Moor-Kommission, der Herren Geh. Ober-Kammerrat Rüder und Landes- 
ökonomierat Heumann; Protokolle der 14. Sitzg. S. II 1/194; 23. Sitzg. 
S. 29/36; 40. Sitzg. S. 16/52; 42. Sitzg. S. 39/47 *. 44- Sitzg. S. 40/59; 
ferner Dr. P. Kollmann: Das Herzogtum Oldenburg in seiner wirtschaft- 
lichen Entwickelung während der letzten 25 Jahre. Oldenburg 1878; 
Dr. P. Kollmann : Stat. Beschreibung d. Gemeinden d. Grossherzogtums 
Oldenburg. Oldenburg 1897; Brandt: Der Ausbau des Hunte-Ems- 
Kanals. Denkschrift des nordwestdeutschen Kanalvereins. Oldenburg 
1 898 ; schliesslich die freundlichen Mitteilungen, die mir bei der 
Besichtigung einiger oldenburgischen Moorkolonieen von mehreren 
Seiten, insbesondere von Herrn Moorkultur-Inspektor Glass, dankens- 
werterweise gemacht worden sind. 
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ostfriesischen sowie den Emsmooren. Mit den beiden letzt- 
genannten Moorgebieten stehen sie in unmitelbarer Verbin- 
dung und stimmen auch ihrem ganzen Charakter nach mit 
ihnen im wesentlichen überein. 

Oldenburg, das fast zu % aus Moorland besteht, ist 
demnach noch beträchtlich reicher an Mooren als die moor- 
reichste Provinz Preussens, Hannover, dessen Moore rund 
14,6% seiner Fläche bedecken. Von den rund 120000 ha 
grossen Mooren Oldenburgs ist ein Teil und zwar vor allem das 
Grünlandsmoor bereits kultiviert, aber von rund 90000 ha 
Hochmoor waren gegen Ende des Jahrhunderts noch rund 
80000 ha unkultiviert. Von ihnen befinden sich rund 20000 
im Besitze des Staates und 60000 ha im Besitz von Privaten 
und Gemeinden.*) Ausser diesen ungeheuren, ohne alle 
Kultur daliegenden Hochmoorflächen besitzt Oldenburg aber 
auch noch gewaltige Heideflächen, welche z. T. noch im 
ungeteilten Besitz der Markgemeinden sich befindend der Er- 
schliessung gleichfalls noch harren. Daher kommt es, dass 
Oldenburg jetzt im 20. Jahrhundert kaum zu % seiner 
Fläche**) besiedelt ist und auch hierauf, insbesondere auf 

*) In Oldenburg hat ein gleich lebhafter Kampf um die Gemein- 
heitsländereien, wie z. B. in Ostfriesland, nicht stattgefunden. Die 
Besitzverhältnisse sind in der Weise geregelt, dass der Staat den 
Anspruch auf die „Tertia" der gemeinen Mark besitzt und die ent- 
sprechende Fläche bei den Markenteilungen für sich ausgeschieden erhält. 

**) Nach Kollmann, das Herzogtum Oldenburg, S. 92/137 betrug 
die Gesamtfläche Oldenburgs 520053 ha, wovon Ende 1877 nach den 
Ermittelungen der Landesökonomieverwaltung nicht weniger als 151 156 ha 
auf unkultiviertem Sand- und Lehm-Heideboden und 59390 ha auf 
MoorHeideland entfielen. Insgesamt waren also noch 210546 ha 
ganz unkultiviert! 

Von den 1806 vorhandenen 411 Gemeinbesitzungen (Gemeinheiten 
und Marken) mit 195845 ha waren 1877 361 mit 152608 ha geteilt. 
Von dem verbleibenden Rest von 50 Gemeinbesitzungen mit 43237 ha 
entfielen 47 auf den rückständigsten Teil Oldenburgs, das (katholische) 
Mflnsterland. Übrigens unterlagen aber 30 mit 33 826 ha damals bereits 
dem Teilungsverfahren. Zur Zeit sind nur noch 5 Gemarkungen mit 
1898 ha ungeteilt. 

17* 
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seiner den weitaus grössten Teil seines Kulturlandes ein- 
nehmenden Geest, eine viel dichtere landwirtschaftliche Be- 
völkerung ernähren könnte und zu intensiverer Kultur auch 
benötigte. 

Bei der Teilung der grossen Gemeinheitsmoore hat man 
in Oldenburg früher vielfach denselben Erfolg erzielt wie 
z. B. in den grossen Emsmooren, nämlich den, dass der 
einzelne seine Moore nun erst recht nicht in landwirtschaft- 
liche Kultur nehmen konnte, da er sie in oft mehrere Kilo- 
meter langen, bisweilen nur 20—40 m breiten Streifen zugewie- 
sen erhielt. Die in dieser Art ausgeführte Gemeinheitsteilung 
hat also vielfach nicht nur nicht kulturfördernd, sondern eher 
kulturhemmend gewirkt, zumal sie manchem anteilsberech- 
tigten Geestbauern, der vielleicht nur 8 — 10 ha Kulturland be- 
sass, eine bis auf weiteres kulturunfähige Moorfläche von 
bisweilen mehr als 200 ha eigentümlich, aber mit Mk. 6 — 20 
Gemeinheitsteilungskosten p. ha belastet überwies! Er hatte 
demnach nach der Teilung häufig nicht nur geringere Ein- 
nahmen aus seinem Markanteile, sondern zudem noch früher 
ungekannte Lasten zu tragen, die auf seine kleine, allein 
Ertrag bringende Kulturfläche verteilt, von beträchtlichem 
Umfange waren. 

Bei späteren Markenteilungen, z. B. bei der Ende der 
70er Jahre schwebenden Teilung der grossen Moormarken 
von Altenoythe und Bösel hat man deren künftige Besie- 
delung durch genaue Nivellements und entsprechende Ein- 
tragungen in den Teilungsplan vorbereitet. Obwohl nun die 
Moore mancher Marken durch den Hunte-Ems-Kanal bezw. 
durch den West-Kanal bereits aufgeschlossen sind und mit 
ihnen durch Neben- und Hintenwieken leicht verbunden 
werden könnten, falls sich die Interessenten zum genossen- 
schaftlichen Ausbau dieser Kanäle zusammenschlössen, so ist 
eine derartige Genossenschaftsbildung grösseren Umfanges 
doch nur ineinem Falle, nämlich zur Erbauung des Preussen 
(u. a. Holterfehn und Ostrhauderfehn) benachbarten West- 
kanals ereichbar gewesen und auch hier nur unter Gewährung 
erheblicher Staatsbeihilfen. Bei der Weiterführung des West- 
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kanales um 5,4 km (Kostenanschlag Mk. 113 500) will der 
oldenburgische Staat u. a. dadurch helfend eingreifen, dass er 
eine längere Wasserzuführung (nebst Pumpwerk) zum Kanäle 
aus der Sagter-Ems auf seine Kosten erbauen will. Auch 
sonst übernimmt er zur Erleichterung des schon mehrfach 
erreichten Zustandekommens kleinerer Hinterwiekengenossen- 
schaften den Bau des Anschlusskanales, der Seitenwieke nebst 
Brücke auf seine Kosten. Die Genossenschaftsbildung hat aber 
bislang Anlass zu grossen Hoffnungen nicht gegeben, da für 
solche Genossenschaft im Anfang zu den umfangreichen und 
sorgfältigen Vorarbeiten sowie hauptsächlich zu den teuren 
Kanalbauten grosse Kapitalien erforderlich sind, während die 
Gegenwerte dafür, die Einnahmen, nur ganz allmählich und 
z. T. erst nach einer grossen Reihe von Jahrzehnten eingehen. 
Überdies sind die Interessenten sämtlich kapitalschwach, zu- 
dem meist wenig intelligent, so dass auch aus diesen Gründen 
nicht allzuviel auf die Gründung langausschauender, kost- 
spieliger und komplizierter Genossenschaftsunternehmungen 
zu hoffen ist. 

Der 1883 durch die Gründung einer staatlichen Boden- 
kreditanstalt gemachte Versuch, durch sie den Inter- 
essenten den zur Kultivierung der ödländereien erforderlichen 
Kredit zuzuführen, ist völlig erfolglos geblieben, da die ge- 
stellten Bedingungen, Kreditgewährung bis zum 22fachen 
Grundsteuerreinertrage und zu einem Teile des durch die 
Melioration erzeugten Mehrwertes, den Interessenten nicht 
weit genug gehen und keinen Nutzen gewähren.*) 

In neuester Zeit, im Iahre 1897, hat man das V e r - 
koppelungsgesetz, das bis dahin für Forsten und 
Moore ausgeschlossen war, auch auf die Moore ausgedehnt, 
so dass die Verkoppelung erfolgen inuss. wenn die Mehr- 
zahl der Besitzer der Fläche nach dies beantragt. Doch nach 
den Ausführungen des Herrn Landesökonomierat Heu- 



*) Dasselbe trifft ja auch für die verschiedenen preussischen 
Meliorationsfonds zu, aus denen in der Hauptsache nur 'wohlhabende 
Fideikommissbesitzer Darlehen entnehmen können und entnehmen. 
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mann*) ist auch diese Massregel bislang ohne Erfolg geblieben. 
Sie wird es anscheinend auch ferner bleiben und zwar si» 
ziemlich aus demselben Grunde, aus dem es nicht zur Bildung 
von Genossenschaften kommt: die" Interessenten scheuen 
erstens die Aufwendung weiterer Mittel, nachdem sie schon die 
Teilungskosten für die Moore ohne Nutzen zu tragen gehabt 
haben, und sind ferner auch nicht kapitalkräftig und intelligent 
genug, um so weit ausschauende Unternehmungen, für die die 
Verkoppelung ja erst eine Vorstufe wäre, in die Hand zu 
nehmen. 

Die privaten Moorbesitzer haben demnach für die Er- 
schliessung und Besiedelung ihrer grossen, zusammenhängen- 
den Moorflächen bislang nicht viel getan. Auch dort, wo bei 
günstigen Vorbedingungen Ansiedelungen stattgefunden 
haben, waren doch die von den Privaten gestellten Bedin- 
gungen den Ansiedlern nicht sonderlich günstig. 

Kolonisator auf den Mooren ist daher in 
Oldenburg in erster Linie der Staat gewesen 
und zwar, wie bald vorausbemerkt sei, mit befriedigendem 
Erfolge. Bei der vorgeschilderten Sachlage ist man der An- 
sicht, dass diese Aufgabe auch künftig dem Staate in erster 
Linie zufallen werde. Demzufolge kauft man, wo ein An- 
gebot vorhanden ist, Moore von Privaten, soweit möglich 
im Zusammenhange auf. Man zahlt ihnen für völlig un- 
entwässerte Flächen ohne Kanal Mk. 50—90 p. ha und für 
solche am schiffbaren Kanal bis über Mk. 200 p. ha. So sollen 
ganz neuerdings in der Gemeinde Scharrel grosse Flächen 
tief anstehenden, noch wachsenden Moores im Gesamtbetrage 
von rund Mk. 30000 zum Preise von Mk. 65,— p. ha 
angekauft worden sein. Dieses Vorgehen bietet doppelten 
Nutzen. Einmal kommt der Staat dadurch in den Besitz 
grosser Moorflächen, die eine zusammenhängende, lebens- 
fähige Besiedelung ermöglichen und dann gelangen die 
kapitalsarmen bäuerlichen Moorbesitzer durch Abstossung 
eines grossen Teiles ihrer Moorflächen in Besitz von Geld, 
das ihnen eine bessere Nutzbarmachung der ihnen verblie- 

*) 42. Sitig. d. Z.-M.-K. S. 41/42. 
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benen immer noch reichlich grossen (Geest- und) Moor- 
ländereien gestattet. 

Die Kolonisation des oldenburgischen Staates vollzog 
sich teils als Fehnkolonisation nach ostfriesischem Muster, 
teils als Hochmoorkolonisation mit landwirtschaftlicher Be- 
nutzung, aber doch auch gleichzeitiger, je nach Verhältnissen, 
mehr oder minder allmählicher Abtorfung. 

1. Die Hochmoorbesiedelung.*) 

Sie tritt jetzt nach dem Ausbau der Kanäle gegen die Fehn- 
kolonisation wohl etwas in den Hintergrund. Die Einweisung 
in eine Ansiedlerstelle („Anbauplacken") erfolgte unter den 
folgenden Bedingungen, auf deren Grundzug schon der 
nachstehend wiedergegebene § i der „Bestimmungen für 
Einweisungen von Kultur- und Anbauplacken u. s. w." 
schliessen lässt. „Die zur freien Verfügung des Staates 
stehenden unkultivierten Flächen, insbesondere die Gemein- 
heitsüberschüsse und die Tertia aus den Marken sollen, bei 
dem allgemeinen Zwecke, dieselben baldmöglichst nutzbar zu 
machen, vorzugsweise dazu verwendet Wer- 
den, wenig Bemittelte mit Grundbesitz zu 
versorge n." Dieser Absicht entsprechend sind denn 
auch die Ansiedelungsbedingungen sehr günstig. 

Der Bewerber soll den „genügenden Nachweis liefern", 
dass er persönlich geeignet und befähigt sowie auch finan- 
ziell in der Lage ist, die Anbaustelle in angemessener Weise 
einzurichten, insbesondere ein ordentliches Wohnhaus (unter 
Innehaltung der vom Amt festzustellenden Baulinie zu er- 

*) Reine ausschliessliche Hochmoorkolonieen, d. h . solche, die es 
dauernd bleiben sollten, sind in Oldenburg überhaupt nicht gegründet 
worden. Es wurde immer auf die Möglichkeit der Abtorfung, wenn 
auch vielleicht erst nach längerem Zeiträume, Bedacht genommen und 
dementsprechend Projekt wie Einweisungsbedingungen aufgestellt. Es 
handelt sich hier also zumeist um solche Kolonieen, die nicht an schiff- 
baren Wassern lagen, und denen erst allmählich eine Abtorfungs- 
möglichkeit geschaffen werden konnte. 
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bauen), so dass man auch erwarten könne, dass er die Stelle 
in angemessener Zeit in Kultur bringen und dabei sein Fort- 
kommen finden werde. Mit dem „genügenden Nachweise" 
scheint man es aber nicht so genau genommen zu haben, 
denn mancher Ansiedler hat seine Stelle fast ohne alle Mittel 
angetreten und ist, wenn er tüchtig und arbeitsam war, doch 
gut vorangekommen. Die Bewerbung war einzureichen in 
der Regel bei dem zuständigen Amte oder, falls es sich um 
eine Einweisung aus einer in Teilung begriffenen Mark oder 
Gemeinheit handelte, bei der Teilungskommission. Das Ge- 
such wurde dann von der betr. Behörde der Regierung weiter- 
gereicht, welche im Falle der Bewilligung die näheren Be- 
stimmungen festsetzte und die erste Instanz schliesslich mit der 
eigentlichen Einweisung beauftragte. 

Die Anbauerstellen wurden mit einer an die Zustimmung 
der Regierung geknüpften*) Teilungsbeschränkung belegt. 
Sie durften ohne Genehmigung der Regierung auch nicht eher 
freiwillig veräussert werden, als bis sie mit einem Haus be- 
baut und ganz in Kultur gebracht waren. Der Ansiedler 
war verpflichtet, seine Stelle gegen eine billige, aber allein 
von der Regierung festzusetzende Entschädigung an den 
Staat, falls dies für öffentliche Zwecke erforderlich, zurück- 
zugeben. Die Placken sind in bestimmter Frist mit Grüppen 
zu umziehen und zu befriedigen. Den obrigkeitlich getroffenen 
Bestimmungen über die Art der Befriedigung sowie über die 

*) Durch das Gesetz, betreffend die Teilbarkeit der Grund- 
besitzungen, vom 24. April 1873, wurden für das Herzogtum Oldenburg 
die Teilungsbeschränkungen für die Grundbesitzungen aufgehoben. Jedoch 
erfuhr diese Bestimmung durch den Artikel 2 des Gesetzes die Be- 
schränkung, dass die Zerstückelung einer „aus unkultivierten Staats- 
gründen eingewiesenen Anbauerstelle", sowie Teilabtrennungen während 
der ersten dreissig Jahre nach erfolgter Einwebung der Stelle nur mit 
behördlicher, von den Verwaltungsämtern zu erteilender Genehmigung 
erfolgen kann. Die Genehmigung soll nur ausnahmsweise und aus ganz 
besonderen Gründen gegeben werden. Zugleich wird solche Stelle nach 
Artikel 6 des Gesetzes, betreffend das Erbrecht, vom 24. April 1873, für 
die Dauer obiger Beschränkung eine „Grundcrbenstelle" („Anerbenstelle"). 
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Herstellung und Unterhaltung von Wegen und Wasserzügen 
hat er sich unweigerlich zu unterwerfen. In einer bestimm- 
ten Frist ist ein ordentliches Wohnhaus zu errichten und vom 
Ansiedler selbst zu beziehen und zu bewohnen, andernfalls 
fällt die Stelle an die Regierung zurück. 

Für den Placken hat der Ansiedler einen nur mit dem 
3ofachen Betrage ablösbaren Kanon zu zahlen, welcher sich 
je nach der (von der Verwaltung vorgenommenen) Ein- 
schätzung nach dem nachstehenden Tarif richtete. 

Der Kanon beträgt für das Kataster jück (= 0,56 ha) : 

A. von Sand und Lehmboden: B. von Moorboden: 

1. Klasse = 15 gs 1. Klasse 10 gs 

2. » =10 » 2. » 7V2 * 

3. » =7 1 k * 3- » 5 » 
4- » — 5 » 

5. » » 

In der Regel wurden 10 Freijahre gewährt. Die Leistung 
der Ansiedler war also eine sehr geringe und betrug in Ab- 
lösungskapital nur zwischen Mk. 27—54 für das 
Hektar! Ausserdem waren die „gewöhnlichen Konsens-, 
Einweisungs- und Ansetzungsgebühren"*) zu entrichten 
und, falls die Einweisung bei Gelegenheit der Teilung einer 
Mark oder Gemeinheit erfolgte, zu den dadurch veranlassten 
Kosten „nach oberlicher Bestimmung nach der Güte oder 
Grösse des eingewiesenen Areals" beizutragen. 

In den älteren Kolonieen, z. B. dem 1848/58 ausgelegten 
Mentzhausen, fand eine Bonitierung der Stellen und eine dem- 
entsprechend verschiedene Kanon-Belastung nicht statt. Da- 
selbst war vielmehr nach 10 Freijahren ein mit dem 25fachen 
Betrage ablösbarer Kanon von Mk. 1,80 vom ha zu zahlen. 
Ausserdem war den (66) Kolonisten noch zur Deckung der 
von der Landeskasse bestrittenen Kosten der ersten Ab- 
wässerungs- und Wegeanlagen im Hochmoore im Betrage 

*) Diese Gebühren waren allerdings nicht unbedeutend. Der 
Hauptposten, die Ansetzungsgebühren, betrugen für Stellen von mehr als 
2,25 ha rund 3 Tlr. II gs. 



von Mk. 7500 ein nach 10 Freijahren beginnender Kanon in 
Höhe einer 4 'Aigen Verzinsung obiger Summe (pro Stelle 
also Mk. 4,50) auferlegt. 

Bei der Festsetzung der Kolonatsgrösse ist 
man mit der Zeit zu grösseren Ausmessungen gelangt. 
Während die ältesten Kolonieen (Augusthausen und Rönnel- 
moor) Grössen von 3,30 — 4,00 ha aufweisen, sind die Kolo- 
nate in Petersfehn (1847 angelegt) durchschnittlich 5,80 ha, 
in Friedrichsfehn (1862 angelegt) rund 6,50 ha gross. Die 
1847 vermessene Kolonie Mentzhausen zeigt allerdings auch 
bereits eine durchschnitliche Kolonatsgrösse von rund 7 ha. 
Bei dieser Grössenbemessung ist aber zu beachten, dass es 
bei dem alten Verfahren der Hochmoorkultur und -koloni- 
sation sehr lange währte, bis der grösste Teil der Fläche in 
Kultur kam. So waren im Jahre 1873 in der 1848/58 be- 
gebenen Kolonie Mentzhausen bei 7 Durchschnittskolonaten 
von je 6,84 ha Gesamtfläche erst 2,52 ha in Kultur, also nicht 
viel mehr als ein Drittel! 

In den neueren Verträgen finden sich einige 
Änderungen, von denen als wesentlich die folgenden hervor- 
zuheben sind. 

Die zu Eigentum überwiesene Stelle „bildet gemäss § 7 
des Gesetzes vom 19. April 1899, betreffend das Grunderb- 
recht, eine Grunderbstelle und unterliegt gemäss 
Artikel 2 des Ges. v. 24. April 1873, betreffend die Teilbarkeit 
der Grundbesitzungen, während der ersten 30 Jahre nach 
erfolgter Einweisung dem Zerstückelungsverbote, 
von welchem nur mit Genehmigung des zuständigen Gross- 
herzoglichen Amts Ausnahmen zugelassen werden können". 
Bei jeder Veräusserung von Teilen der Stelle, sei es mit 
Genehmigung der zuständigen Behörde, sei es nach Ab- 
lauf der Frist, bis zu welcher das Zerstückelungs- 
verbot gilt, ist ein einmaliges Abstandsgeld (Gewinn- 
geld) im Betrage von 5V0 des Erlöses zu zahlen. 

Die 10 jährige Grund - und Gebäudesteuer- 
freiheit ist beibehalten und ebenso die gleich lange Be- 
freiung von der Zahlung einer jährlichen Rente, 



falls Kolonist allen Bestimmungen der Einweisungsbedin- 
gungen getreulich nachkommt und sich insbesondere die 
rasche Kultivierung des Kolonats angelegen sein lässt Für 
grössere Kolonate (etwa über 10 ha) ist dann sogar erst die 
Rente für die Hälfte des Landes zu zahlen, die weiter all- 
jährlich um den Betrag für ein Hektar bis zur Erreichung der 
vollen Höhe steigt. Die Rente ist mit dem 25fachen Betrage 
ablösbar. Eine Tilgung ist nicht vorgeschrieben, doch in 
jährlichen Raten von nicht unter i % der Ablösungsumme 
zulässig. Die Höhe der Rente bestimmt sich nach der Be- 
schaffenheit und Erreichbarkeit des Untergrundes (in Strück- 
hausen fast überall Klei) und beträgt in Strückhausen 5 bis 
15 Mk. p. ha. 

Anzahlung und Kaufgeld wird nicht gefordert. 
Nur ein T o r f g e 1 d hat der Kolonist dort, wo abgetorft 
werden kann und soll, zu zahlen, das im Strückhauser Moor 
zwischen 1% — 5 Pfg. pro qm angeschnittener und im Auf- 
trage der Verwaltung des Landeskulturfonds jährlich ver- 
messener Fläche beträgt und immer am 1. Dezember zahlbar 
ist. Die Fläche des Hausplatzes ist frei von dieser Zahlung, 
wenn innerhalb der vorgeschriebenen ersten 3 Jahre das Haus 
im Mindestwerte von Mk. 100 p. ha Kolonatsfläche erbaut ist.' 
Zur Sicherung des vorgeschriebenen Hausbaues erfolgt die 
Eintragung einer Sicherheitshypothek von gleicher Höhe in 
Abteilung III des Grundbuchs. 

Der Kolonist ist verpflichtet, sein Kolonat in Fehn- 
kultur oder rationeller Hochmoorkultur zu nützen, wobei das 
Brennen des Landes „nur als Einleitung eines rationellen 
Verfahrens" und nicht über zwei hintereinander folgende 
Jahre bei einer Konventionalstrafe bis zu einhundert Mark 
ausgedehnt werden darf. Die dem Kolonisten obliegenden 
dauernden Verpflichtungen werden als Reallasten in die Ab- 
teilung II des Grundbuches eingetragen. Zugleich unterwirft 
sich der Kolonist zur Sicherstellung der gehörigen und recht- 
zeitigen Erfüllung seiner Verpflichtungen dem Zwangsvoll- 
streckungsverfahren im Verwaltungswege. Die Kosten der 
Vermessung, Einweisung, Eintragung und Löschung über- 
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nimmt der Staat, der Kolonist hat also keinerlei Kaufkosten zir 
zahlen. Um die Spekulation vom Kauf der Kolonate möglichst 
fern zu halten, wird der Kolonist vom Ministerium zwar sofort 
eingewiesen, die Auflassung erhält er aber erst dann, wenn er 
ein Haus auf dem Kolonat erbaut und es auch bezogen hat. 
Dadurch wird das spekulationslustige Material doch etwas 
ausgeschieden und eine grössere Sesshaftigkeit erzielt.*) 

Die Entwickelung dieser Hochmoorkolonieen ist augen- 
scheinlich eine verhältnismässig durchaus befriedigende. So 
machen z. B. die Koloniecn Friedrichsfehn und Petersfehn 
(fälschlich als „Fehne" bezeichnet) einen sehr guten Ein- 
druck. Allerdings haben beide insofern eine günstige Lage, 
als sie nach Oldenburg, mit dem sie durch eine Kunststrasse 
verbunden sind, Torf absetzen können. Überhaupt hat die 
oldenburgische Regierung, offenbar von Anfang an, 
einen grossen Wert gelegt auf eine gute Zuwegung**) und 
Abwässerung der Kolonate, was zu deren gedeihlicher Ent- 
wickelung sicher viel beigetragen hat. Auf manchem Peters- 
und Friedrichsfehner Kolonate ist daher auch schon beträcht- 
lich abgetorft, doch sind andrerseits manche Kolonisten auch 
ohne grössere Abtorfungen sehr gut vorangekommen. So 
besuchte ich in Friedrichsfehn einen Kolonisten, namens Wich- 
mann, der seine Stelle 1868 mit ganz geringen Mit- 
teln übernommen hat und so vorzüglich vorangekommen 
ist, dass er für 3 Söhne Nachbarkolonate zu 

*) Ähnliches fand sich, wenn vielleicht auch aus anderen Gründen, 
bei der bremisch-verdischen Kolonisation des 18. Jahrhunderts, bei der 
man dem Kolonisten das Kolonat zwar auch bald anwies, den 
Bemeierungsbrief jedoch erst nach mehreren Jahren aushändigte; 
s. S. 98. 

**) In einer Reihe von Moorkolonieen sind grössere Strecken Weges 
ausgebaut und meist mit Sand 50 cm hoch (in einem Falle — Menk- 
hausen — auch mit Klei in gleicher Stärke) Überfahren. Die Kosten 
für das laufende Meter Sandweg bei 4 m Fahrbreite beliefen sich 
durchschnittlich auf Mk. 2,25, für das laufende Meter Kleiweg bei 5 m 
Fahrbreite auf nur Mk. 1,67, da der Klei nur mit der Hebemaschine 
aus dem Untergrund heraufgeholt zu werden brauchte. 
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kaufen in der Lage war, während der vierte 
die väterliche Stelle übernehmen wird. Das 
Kolonat ist 6,81 ha gross, der letzte Teil ist erst jüngst in 
Kultur genommen und wird noch gebuchweizt. Abgetorft 
sind nur ca. 1,1 ha (Bunkerde i m, brauchbarer Torf 
ca. 2 — 2,5 m). Die jährliche Torfproduktion beträgt jetzt 
ca. 200 Fuder mit 1100 — 1300 Mk. Gesamterlös (pro Doppel- 
fuder in Oldenburg jetzt 13 — 14 Mk.). Die Ernteerträge sind 
trotz schwacher künstlicher Düngung (meist nur auf Grün- 
land) und obwohl nur kleine Flächen gekalkt sind, befrie- 
digend bis gut. So wurden in dem trockenen Jahre 1901 
vom Morgen, natürlich nach Stalldung, 95 Ztr. Kartoffeln 
(Reichskanzler, Weltwunder) geerntet. Das Fachwerk-Haus 
(Brandkassentaxat = 4050 Mk.) hatte wenige Jahre vorher 
noch auf Hochmoor gestanden und war durch einfaches 
Abgraben um 1,20 m gesenkt worden, ein dort mehrfach 
geübtes Verfahren. 

Übrigens sollen sich die an die Marschen grenzenden 
Kolonieen mit Klei im Untergrunde (bei Meritzhausen) gleich- 
falls gut entwickeln und manche Moorstelle ist durch Ab- 
torfung oder durch Kleiaufbringung gewissermassen in eine 
gute Marschwirtschaft umgewandelt worden. 

Auf dem vorgeschilderten Wege geht die oldenburgische 
Regierung weiter vor, soweit es ihr die leider beschränkten 
Mittel des Landeskulturfonds irgend erlauben. So waren 
Ende 1900 die sämtlichen Vorarbeiten so weit gediehen, dass 
die Besiedelung wieder an 8 Orten mit 181 Kolonaten (meist 
Hochmoorkolonaten) und 1590 ha Fläche in die Wege ge- 
leitet werden konnte. 

Die Kolonatsgrösse beabsichtigt man bei nur landwirt- 
schaftlich zu nutzenden Hochmoorkolonieen nicht unter 10 ha 
zu wählen. Indessen scheint man doch, was ich für sehr 
richtig halte, eine grössere Anzahl kleinerer Kolonate über- 
all mit einzuschieben und die Kolonate durchaus nicht alle 
gleich gross zu bemessen. So haben die 25 Kolonate im 
Strückhauser Moore folgende Grössen: 9 von 12,60—13,40 ha; 
7 von 6,20—6,30; 2 je 3,15 und 7 je 2,50 ha. Eine derartige 
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Mischung verschiedener Grössen ist unbedingt zu empfehlen,, 
wobei hier allerdings vorausgesetzt werden muss, dass sich 
für die Inhaber der zahlreichen kleinen Kolonate genügend 
Nebenverdienst findet. Von den oben erwähnten, neuerdings 
an 8 Stellen zur Ausgabe gelangenden 181 Kolonaten mit 
1590 ha Fläche (durchschnittlich 8,78 ha) haben 80 Kolo- 
nate an 3 Stellen (im Böseler Moor, im Vehnemoor und in 
der Loher Westmark) durchschnittlich 11,6 ha, die übrigen 
101 Kolonate an 5 Stellen dagegen nur 6,5 ha. Eine Mischung- 
verschiedener Wirtschaftsgrössen erleichtert unbedingt die 
Stellenbegebung, wenn man eben nicht lauter gleich kapital- 
lose oder kapitalschwache Bewerber anzusetzen hat. 

Die Auslegung der Kolonieen wird mit grösster Sorgfalt 
vorbereitet, insbesondere wird festgestellt, welche Stärke der 
schwarze Torf auf jeder Stelle besitzt, wie weit er etwa unter 
der Vorflut liegt und daher gar nicht oder nur unter grossen 
Kosten gehoben werden kann. Der danach zu erwartenden 
Torfproduktion entsprechend wird dann das Torfgeld berech- 
net, das nach folgendem Schema (im Strückhauser Moor, 
hier nur mit Angabe der besten und schlechtesten Stelle) in 
seinem Gesamtbetrage ermittelt wird. 
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Bei Kolonat 1 ist an Torfgeld im Laufe 
der langen Abtorf ungsperiode pro ha dem- 
nach M k. 500, bei Kolonat II abernur Mk. 150 zu 
zahlen. Diese Bewertung zeigt, wie nötig eine vorherige 
sorgfältige Abschätzung der Stellen ist, wenn in den Kolo- 
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nieen nicht neben gut vorankommenden Wirten solche, die 
ohne ihr Verschulden zu Grunde gehen, sitzen sollen. 

Ferner wird zur Berechnung des zu verrentenden Kauf- 
preises des Kolonates der Untergrund mit bonitiert, da er 
teilweise aus Klei, teilweise aber nur aus Sand besteht und 
seine Oberfläche oft grosse und schnell wechselnde Höhen- 
unterschiede zeigt. Ausserdem werden die Entwässerungs- 
und Vorflutverhältnisse sowie die Beschaffenheit der oberen 
Moorschicht hierbei mit berücksichtigt. Auch bei diesen 
Faktoren machen sich grosse Unterschiede bemerklich, so dass 
demzufolge der Kaufpreis zwischen Mk. 150 — 500 p. ha und 
die (von ihm nach 10 Freijahren zu entrichtende) 3% %ige 
Rente zwischen Mk. 5,25 — 17,50 schwankt! 

Von der Barzahlung eines Kaufgeldes hat man ganz ab- 
gesehen, um den meist nur wenig bemittelten Kolonisten 
dadurch nicht das so knappe und gerade im Anfange so 
dringend nötige Betriebskapital zu schwächen. Die Kolo- 
nisten geniesscn sogar 10 Freijahre von der Kaufrente wie 
von der Grund- und Gebäudesteuer. Diese Freijahrsgewäh- 
rung soll den Ansiedlern zugleich ein Ansporn zu schneller 
Kultivierung zwecks längerer abgabenfreier Nutzniessung 
der Fläche sein. Das Torfgeld, das ja für die besten Moore 
nicht unbedeutend ist und für sie zusammen mit dem Kauf- 
preise auf Mk. 800 — 1000 p. ha steigt, kann nach Ansicht der 
oldenburgischen Verwaltung den Kolonisten in keinem Falle 
ungebührlich und zur Unzeit belasten, da es ja sets erst nach- 
träglich von der abgetorften Fläche zu zahlen ist und selbst 
beim höchsten Satze nur 3% der Roh-Einnahme und etwa 
25 V« der Reineinnahme beträgt. 

Interessant ist, dass man in Oldenburg ohne jeden 
Schaden für den Staat von jeder Anzahlung absehen zu 
können glaubt. Die Richtigkeit dieses Vorgehens begreift 
sich leicht, da ja der Staat den Kolonisten, abgesehen von den 
Hauptwegen und -gräben, keine Kulturwerte zur Verfügung 
stellt, mit einem Verzicht auf Anzahlung daher auch kein 
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nennenswertes Risiko eingeht. Die Werte schafft der Kolo- 
nist erst in der Hauptsache durch seiner Hände Arbeit, durch 
die in Wirklichkeit das Kolonat zunächst von Jahr zu Jahr 
an Wert gewinnt, zumal wenn er seiner Verpflichtung 
gemäss nach 2—3 Jahren ein Haus mit angemessenem 
Mindestwerte darauf errichtet hat. Der Buchweizenbau in 
Brennkultur als Vorbereitung für die dauernde landwirt- 
schaftliche Kultur darf bei strengen Strafen nur 3 Jahre aus- 
geübt werden, um die sonst zu befürchtende Aussaugung 
des Moores zu verhindern. Um die Kolonisten zur möglichst 
guten und schnellen Kultivierung von Anfang an anzuspornen, 
gewährt die Verwaltung des Landeskulturfonds jedem An- 
siedler auf seinen Antrag in den ersten 2 Jahren zur Be- 
schaffung von Kunstdünger und Sämereien ein Darlehn bis 
zu Mk. 200, meist zur Anlage von Grün- oder Ackerland, bei 
dessen Verwendung der Kolonist sich der sachkundigen 
Leitung des Moorkulturbeamten zu unterwerfen hat. In den 
übrigen 8 — 9 Freijahren ist das Darlehn in gleichen Raten 
mit massigen Zinsen zurückzuzahlen. Zur (vorbehaltenen) 
Eintragung dieses Betrages in das Grundbuch wird nur im 
Notfalle geschritten, um durch Reinhaltung der Abteilung III 
des Grundbuches dem Ansiedler die Erlangung der zum Haus- 
bau und zum Betriebe erforderlichen Kapitalien möglichst zu 
erleichtern. Aus dem gleichen Grunde gelangt auch die 
Kaufpreisforderung als Kaufrente zur Eintragung in die Ab- 
teilung II. 

Dies in Kürze das Verfahren bei der oldenburgischen 
Hochmoorbesiedelung, bei der übrigens ganz überwiegend die 
Hochmoorkultur durch langsame Abtorfung der Kolonate in 
einem Zeitraum von 50 — 100 Jahren der Fehnkultur Platz 
macht. 

Einen grossen Umfang hat die oldenburgische Hoch- 
moorbesiedelung bilsang allerdings nicht gewonnen. In der 
zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts, von 1847— 1899, 
bezw. 1900/01 sind insgesamt nachstehende staatliche Hoch- 
moor-Kolonieen gegründet worden: 
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Name der Kolonie: entstanden seh: Zahl der Kolonate : 
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Ipweger Moor 


1861 


23 


23 


Strückhausen 


1900 




25 


Loher Ostmark 


1900 




10 . 


» Westmark 


1900 




*9 



Sa. 361 466*) 



Es sind also 361 bezw. 466 Neubauerstellen in dieser 
Zeit auf staatlichen Hochmoorländereien geschaffen worden. 
Von 1875 — 1000 wurden nur sehr wenig Hochmoorkolonate 
begeben. Erst neuerdings geht man schneller vor, da 
von den schon vorerwähnten i. J. 1899 zur Besiedelung 
ziemlich fertigen 181 Kolonaten der grösste Teil auf Kolonate 
zur Hochmoorkultur entfällt und 1902 schon überwiegend 
vergeben war. 

Über die ältere Besiedelungstätigkeit liegen meines 
Wissens genauere Angaben nicht vor, doch kann sie nur 
einen ganz geringen Umfang gehabt haben. Zwei ältere 
Hochmoorkolonieen, die indessen schon aus dem Anfage des 
19. oder Ende des 18. Jahrhunderts stammen, sind die im 
Amt Varel gelegenen Ortschaften Augusthausen und Rönnel- 
moor. Letzteres zählte 1816**) bereits 209 Einwohner. 

Im Jahre 1895 hatten: 

Wohnhäuser Haushaltungen Personen 
Augusthausen 24 28 119 

Rönnelmoor 74 93 4*6 

*) Dazu kommen noch 30 seit 1900 auf Heideländereien in Nikolaus- 
dorf (Garrel) vergebene Neubauerstellen. 

••)Nach Dr. P. Kollmann: Beschreibung der Gemeinden des Gross- 
herrogtums Oldenburg; 1897, unter Gemeinde Schweiburg. 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. l8 
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Ausserdem bestehen wohl noch verschiedene ältere Kolo- 
nieen, die sich aber inzwischen mit den älteren Dörfern ver- 
schmolzen haben, z. B. Neuenwege (1890 m. 183 Einwohnern), 
Tweelbäke u. s. w. 

Was schliesslich den Umfang der privaten Koloni- 
sationstätigkeit auf dem Hochmoore anlangt, so 
scheinen immerhin einige Ansiedelungen im letzten Jahr- 
hundert auf dem Moore durch sie entstanden sein. In der 
Gemeinde Barssel, Amt Friesoythe, hat sich z. B. die Kolonie 
Barsselermoor von 112 Einwohnern im Jahre 1821 auf 458 
im Jahre 1890 vermehrt. Auch in der Gemeinde Strück- 
lingen sind zwei Ortschaften, Bibelte und Wittensand mit 
(1890) je 40 Wohnhäusern und 170 bezw. 208 Einwohnern 
erst neueren Ursprungs. „Ersteres ist allmählich nach 
und infolge der Markenteilung von 1823, letzteres seit der 
Mitte der vierziger Jahre durch Auszug aus der Ortschaft 
Strücklingen entstanden."*) Wenn sich solcher An- 
siedelungen auch noch einzelne finden, so ist doch ins- 
gesamt die private Besiedelungstätigkeit im Vergleich zu dem 
gewaltigen Umfange des Unlandes in vielen der oft 3 bis 
12000 ha umfassenden Gemeinden**) eine sehr geringe 
gewesen. 

Es bleibt dem 20. Jahrhundert noch eine gewaltige 
Arbeit vorbehalten! 



2. Die Fehnkolonisation. 

Die Fehn kultur und -kolonisation Olden- 
burgs ist im Vergleich zu der seiner westlichen Nachbar- 
länder noch sehr jungen Datums. Sie setzt erst im Jahre 1850 

*) Dr. P. Kollmann a. a. O. S. 630. 

**) So betrug nach Kollmann, Beschreibung der Gemeinden des 
Grossherzogtums Oldenburg, das (meist kulturfähige) Unland Anfang der 
90 er Jahre z. B. in den grossen Gemeinden Strücklingen und Warden- 
burg je 6o°/o, in Grossenkneten 64%, in Barssel 77% und in Garrel 
84°/ 0 der Gesamtfläche! 
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ein mit der Auslegung der Kolonie Augustfehn, welche sich 
am Augustfehnkanal dicht an der ostfriesischen Grenze und 
an der Kolonie Südgeorgsfehn entlang zieht 

Allerdings hat man natürlich auch schon in früherer 
Zeit den Torfstich mit nachheriger Kultivierung des Unter- 
grundes betrieben, aber doch nur in kleinem Masse ohne um- 
fangreiche Kanalbauten und ohne Gründung ganzer Kolo- 
nieen. Die dünne Bevölkerung und die Kapitalarmut des 
Landes, das bis zur Mitte des vorigen Jahrhunderts zur 
Hälfte seiner Fläche noch gänzlich unkultiviert dalag, der 
Mangel an unternehmungslustigen grösseren See- und 
Handelsplätzen haben zu einem Vorgehen wie in Holland 
und Ostfriesland keine Anregung geboten. 

Erst um 1850 nahm man die Erschliessung des gewal- 
tigen, über 40 km langen und vielfach auch sehr breiten 
Hauptmoorkomplexes nebst seinen Anhängen durch Kanal- 
bauten in Angriff und hat das grosse Werk seitdem zwar 
langsam, aber sehr zweckgemäss, systematisch, stetig und vor 
allem auch billig gefördert. Zur Zeit kommen 3 Hauptkanal - 
züge für die Besiedelung hauptsächlich in Betracht: der 1841 
begonnene, aber erst in den fünfziger Jahren energischer 
geförderte Augustfehnkanal, der 1854 in Angriff genommene 
Hauptverkehrskanal, der sogenannte Hunte-Emskanal, und 
der 1865 begonnene Westkanal. Die ersten beiden sind 
Staatskanäle, der letzte wird, abgesehen von der kurzen ersten 
staatlichen Strecke, von der Genossenschaft der Mooranlieger 
gebaut. Der Wasserstand aller dieser Kanäle ist, soweit er 
durch Schleusen reguliert wird, auf 1,50 m, die man freilich 
in der Hauptschiffahrtsperiode häufig nicht hat, festgestellt. 
Er steigt, wo Ebbe und Flut einwirkt, bis auf 2 m. 

„Die Sohlenbreite des Hauptverkehrs- oder Hunie- 
Ems-Kanals*) ist auf 9 m, die der Querkanäle auf 7 m fest- 



*) Der Hunte-Ems-Kanal war ursprünglich in grösseren Aus- 
messungen geplant, doch hat man sie mit Rücksicht auf die Knappheit 
der zur Verfugung stehenden Mittel leider einschränken müssen. Marcard 

18* 
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gestellt. Bei den Seiten- und Hinterwieken wird die Sohlen- 
breite nach Massgabe des Verkehrs, dem sie dienen sollen, 
auf 4 — 6 m bemessen. Die Seitendossierungen der Kanäle 
sind in der Regel auf i : 1,5 angelegt und ergibt sich demnach 
als durchschnittliche Breite des Wasserspiegels bei normalem 
Wasserstande bei 9 m Sohlenbreite 13,5 m Wasserspiegel, 

»> 7 »» »» *i »5 >» >» 
»» 5 u »» 7»5 » »» 

Der Hunte-Ems-Kanal hat zu beiden Seiten 15 — 16*) m 
breite Verkehrswege (Kanalwege). Bei den Querkanälen 
und Hinterwieken wird die Kappenbreite dem minderen Ver- 
kehr entsprechend eingeschränkt, soweit nicht tiefere Ein- 
schnitte im Terrain eine breitere Ablagerung der ausgehobe- 
nen Erdmassen aufdrängen. 

Die Schleusen an den Kanälen sind sämtlich 5,20 m breit 
in den Türen und messen in der Länge von Drempel zu 
Drempel 24 m."**) 

Ob diese Soll-Ausmessungen überall erreicht sind, scheint 
bei den Inwieken nicht ganz sicher, wenigstens ist im Ver- 
trage der ersten 30 Augustfehner Kolonate nur davon die 
Rede, dass jeder auf Antrag seines Nachbarn die auf ihn 
fallende Hälfte der Inwieke graben muss, für die nur 4 Fuss 
(= 1,24 m) vorgeschrieben sind. Späterhin hat man das 
Inwiekensystem leider fast völlig verlassen, obwohl man z. B. 
am Hunte-Ems-Kanal Kolonate von 4—6 ha Fläche mit einer 
Länge von 600 — 700 m ausgegeben hat, die die Anlage von 
Inwieken unbedingt gerechtfertigt, ja gefordert haben würden. 
Neuerdings macht man jedoch den Ansiedlern in Elisabeth- 



(a. a. O. S. 71 J gibt 1871 die geplante Wassertiefe noch auf 6 Fuss an, 
die die Benutzung des Kanals für Schiffe von 5 Fuss Tiefgang und 
50—70 Fuss Länge gestatten sollte. 

*) Einschl. Gräben = 1 7 m. 

**) Denkschrift der oldenburgischen Verwaltung über die Er- 
schliessung und Besiedelung der oldenburgischen Moore; 14. Prot. d. 
Z.-M.-K. S. 183. 
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fehn, die Anlage von Inwieken wieder zur Pflicht, d. h. 
insofern, dass jeder Kolonist, falls der Nachbar zu wieken 
beabsichtigt, verpflichtet ist, in Geld oder Arbeit entsprechend 
seinen Kräften — nach dem Ermessen des Verwaltungs- 
amtes — mitzuwieken. Leider zeigen die Kolonisten für 
die Anlage von Inwieken aber noch nicht das richtige Ver- 
ständnis und geben sich mit der als nur ganz unvollkommener 
Ersatz wirkenden Anlage von Hinterwieken zufrieden. 

Einen Überblick -über den gegenwärtigen Stand der olden- 
burgischen Kanalarbeiten gegen Ende des Jahrhunderts 
(1897)*) und über ihre Entwicklung in den zwei Jahr- 
zehnten 1877/97**) gewährt die umstehende Zusammen- 
stellung (S. 278). 

Danach sind in Oldenburg an Kanälen (abgesehen natür- 
lich von den wenigen Inwieken) endgültig fertiggestellt 
worden bis 1877 25,1 km und von 1877— 1897 weitere 44,7 km. 
In den gleichen Zeiträumen wurden schiffbar hergestellt 46,5 
bezw. 35,9 km. Insgesamt ist also die Kanalbautätigkeit nach 
1877 augenscheinlich lebhafter gewesen wie vorher. 

Soweit sich aus obiger Zusammenstellung die Kosten für 
das Kilometer berechnen lassen — das scheint für die Kanäle 
zu 1, 4—8; 10 a und b zuzutreffen, wobei man wohl von den 
Seitenwieken (10 c) absehen muss — , schwanken sie, ab- 
gesehen vom Augustfehnkanal, nicht so wesentlich. Bei diesem 
sind sie allerdings mehr wie doppelt so hoch als bei den andern 
und betragen rund Mk. 48500 gegenüber rund Mk. 23400 
Mk. (599166 für 25,629 km) bei diesen.***) Bedeutend teurer 
kommt der Hunte-Ems-Kanal zu stehen, bei dem kost- 

*) Der Ausbau des Hunte-Etns-Ka.na.les, Denkschrift des nordwest- 
deutschen Kanalvereins von L. O. Brandt; Oldenburg 1898; S. 34. 

**) Für 1877 findet sich die betr. Zusammenstellung in Dr. P. Koll- 
mann: Das Herzogtum Oldenburg u. s. w., Oldenburg 1878; & 135. 

***) Eine Normalchaussee aus geschlagenen Feldsteinen kostet, freilich 
auch in weiten Grenzen schwankend, gegen Mk. 15 000. Eine gute 
Klinkerstrasse, wie sie dort bei dem Mangel an Feldsteinen gebaut 
werden muss, dürfte fast ebensoviel als ein Kanal kosten. 
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spielige Bauten (z. B. Überführung über die Vehne und das 
Barsseler Tief) und anderes verteuernd wirkten. Nach end- 
gültiger Fertigstellung dürfte bei ihm das Kilometer gegen 
Mk. 90000 kosten. Er besitzt eine Gesamtlänge von 42,4 km 
bei einer oberen Breite des Wasserspiegels von 13,5 m, einer 
Sohlenbreite von 9 m und einen Soll- Wasserstand von 1,5 m. 
Er enthält 8 Schleusen und 14 Brücken und ist in seiner 
ganzen Länge im Jahre 1893 dem Verkehr übergeben, wenn 
er auch auf einer Strecke von 12 km erst als Hochmoorkanal 
fahrbar ist. 191 1 soll er nach dem Projekt fertig gestellt 
sein, was aber noch sehr unsicher zu sein scheint. Seit 1871 
wird er mit dem sog. Hodgeschen Torfschirr" abgetorft.*) 
Die Abtorfung geschieht auf Staatskosten und wird von dem 
Erlöse des gewonnenen und in Oldenburg zu ortsüblichem 
Preise abgegebenen Torfes (jährlich rd. 500 — 600 Tagewerke) 
annähernd gedeckt. Freilich schreitet die Abtorfung mit 
diesem Schiffe nur langsam vorwärts, da es bei einer Breite des 
Mooraushubes von 5 m nach vorheriger Entfernung von 
1 — 1,2 m Bunkerde durch Handarbeit und einer Tiefe des- 
selben von 2 m (hiervon 1,8 m unter Wasser und bei jährlich 
rund 150 Arbeitstagen täglich nur rd. 40 m vorrückt. Dem 
kubischen Inhalte nach schafft es rund 60000 cbm Moor, 
d. h. nur das Moor aus einer Kanal- und Wegestrecke bei 
60 m Gesamtbreite von rd. 500 m im Jahre heraus und 
braucht mithin zur Abräumung eines km mindestens 2 Jahre. 
Hoffentlich kommt der Plan, ein zweites Torfschiff an- 
zuschaffen, zur baldigen Ausführung, was im Interesse einer 
nach jeder Richtung dringend erforderlichen endgültigen 
Fertigstellung des Kanals sehr erwünscht wäre. 

Der Augustfehn-Kanal sollte ursprünglich von 
den angrenzenden Kolonisten abgetorft werden, jedoch nahm 
ihnen der Staat diese Verpflichtung bald ab und torfte einige 
Zeit selbst ab. Dann übernahm in den siebziger Jahren 
die Eisenhütte Augustfehn die Abtorfung des Kanalstreifens 

*) Das Nähere über Bau und Arbeit dieses Schiffes «ehe 40. Prot, 
d. Z.-M.-K. S. 16—20. 
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in einer Länge von 6 km, doch ist sie mit der Arbeit, die 
jetzt fertig sein sollte, arg im Rückstände und hat erst 2 km 
fertiggestellt. Der Kanal wird gegenwärtig auf Staatskosten 
für rund Mk. 25000 um 1 km im Sanduntergrund verlängert. 
Er ist stellenweise tief in den Sand (bei flachem Moorstande) 
einzuschneiden. Der Kanal hält nicht Ebbe und Flut, da er 
gegen das Aper Tief durch eine Kammerschleuse ab- 
gesperrt ist. 

Der Sagterländer Westkanal geht nur in einer 
kurzen Anfangstrecke durch staatliches (Commende-)Moor 
und ist in diesem Teile von den Kolonisten abgetorft, vom 
Staate aber ebenso wie der Augustfehnkanal auf Staatskosten 
in den Sand eingeschnitten worden. Der weitaus grösste 
Teil des Kanals geht durch Privatmoore und ist von der Ge- 
nossenschaft der Moorbesitzer ausgebaut worden. Er wird 
aus der Sagter Ems z. Z. durch den Utender Kanal gespeist 
und soll in seiner weiteren Strecke das Speisewasser zunächst 
durch Pumpwerk aus der Sagter-Ems zugeführt erhalten. Nach 
Fertigstellung der noch fehlenden 14 km langen Kanalstrecke 
erfolgt die Wasserzuführung auf natürlichem Wege durch 
die Ohe. Der Kanalbau durch die dortige Genossenschaft, 
die zu solchen Unternehmungen augenscheinlich nicht be- 
fähigt war (mangelnde Aufsicht, mangelnde Einheitlich- 
keit u. s. w.) und es auch jetzt wohl noch nicht sein 
dürfte, ist sehr teuer gekommen. Daher wird künftig 
wohl der Staat den Kanal für die Genossenschaft gegen 
einen Kanon pro ha aufgeschlossener Fläche bauen, wenn- 
schon der Staat auch nicht billig baut. Der Kanal hält zum 
grossen Teile Ebbe und Flut mit der Leda. 

Dem Zweck der Wasserzuführung dient in erster Linie 
auch der Friesoyther Kanal, der dem Hunte-Ems- 
Kanale aus der von diesem überschrittenen (Camper Brücke) 
Soeste Wasser zuführt, freilich auch ein weites Moor für 
die Besiedlung aufschliesst und die Amtsstadt Friesoythe an 
das Kanalnetz anschliesst. 

Die Nordloher-, Bar sseler- und Bollinger 
Kanäle stellen sich dar als eine zusammenhängende Ver- 
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bindungslinie des Augustfehn-Kanals und des Aper Tiefes 
mit dem Nordloher und Barsseler Tief sowie mit dem Hunte- 
Ems-Kanal und der Sagter Ems. Der Nordloher Kanal hält 
Ebbe und Flut, die andern sind Hochwasserkanäle. Sie 
durchschneiden grossenteils weite, allerdings private Hoch- 
moorflächen und bieten ebenfalls reichliche Ansiedelungs- 
gelegenheit. In den letzten 20 Jahren haben immerhin schon 
über 30 Ansiedelungen an diesen Kanälen stattgefunden. 
Durch all diese Kanalbauten der zweiten Hälfte des 

vorigen Jahrhunderts sind gewaltige Moorgebiete aufgeschlos- 
sen und der Besiedelung, der Fehnkolonisation, erschlossen 
worden. 

Wie hat die F e h n k o 1 o n i s a t i o n Olden- 
burgs sich nun in der genannten Zeit und 
auf dem ihr geschaffenen Boden ent- 
wickelt? Welchen Umfang hat sie an- 
genommen? Welchen Erfolg hat sie gehabt 
und wie sind ihre Aussichten? 

In der Hauptsache ist, wie schon erwähnt, der Staat 
Träger der Kolonisation gewesen. 

Die von ihm gestellten Ansiedelungsbedin- 
gung c n sind in der langen Zeit naturgemäss einem Wech- 
sel, einer Entwickelung unterworfen gewesen. Sie vollzog 
sich in der Weise, dass die ersten (Augustfehner) Bedin- 
gungen der 50er Jahre zunächst in den beiden folgenden 
Jahrzehnten durch sowohl für die Ansiedler als für das An- 
siedelungswerk weniger günstige Bestimmungen (Zahlungs- 
modus!) ersetzt wurden, und dass man sie erst in der Neu- 
zeit wieder voll zweckentsprechend umgestaltet hat. 

Die ersten 1850 — 1859 am Augustfehnkanal 
ausgelegten 30 Kolonate wurden unter folgenden 
Bedingungen eingewiesen : 

Das Kolonat bildet eine geschlossene Stelle, bei welcher 
Teilungen oder Abveräusserungen und ebenso — innerhalb 
der ersten 8 Jahre — auch Verkäufe behördlicher Geneh- 
migung bedürfen. Binnen 8 Jahren ist das Kolonat bei 
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Strafe seines entschädigungslosen Heimfalls an den Staat 
mit einem ordentlichen Hause zu bebauen und zwar 90 Fuss 
von der Mitte des Kanals entfernt und parallel mit ihm. Das 
Kolonat ist im ersten Jahre mit einem 3 Fuss breiten und 
2V2 Fuss tiefen Graben zu umziehen. Grenzgräben sind 
gemeinsam von den Nachbarn zu ziehen und nach „Daumen- 
recht" zu unterhalten. Die In-, Seiten- und Hinterwieken 
sind von den Besitzern der anliegenden Kolonate nach An- 
weisung des Fehnaufsehers gemeinschaftlich zu schiessen 
und wie oben zu unterhalten. Die Wassertiefe wird zu 
4 Fuss und die Bodenweite zu 15 Fuss bei einfüssiger 
Dossierung vorläufig bestimmt. Die Anlegung und Unter- 
haltung der Inwieken-Brücken liegt den anliegenden Kolo- 
naten ob. Die Anlieger haben in Kolonatsbreite die Wege, 
Ufer und Dossierungen des Hauptkanals zu unterhalten, 
ebenso den Kanal von Wasserpflanzen rein zu halten, während 
die Schlötungen auf Kosten der Landeskasse erfolgen. Die 
Abtorfung der Kanal- und Wegefläche haben 
die Kolonisten gegen die Überlassung des Torfes auszu- 
führen und zwar muss jeder Kolonist jährlich von der Mitte 
des Kanals aus in Kolonatsbreite mindestens eine Pütte von 
10 Fuss in der ganzen (od. 20 Fuss in der halben) Moortiefe 
abgraben und die Bunkerde auf 70 Fuss Breite zurückbringen. 
Die Ausschiessung des Kanals im Sande und die Schlcusen- 
legung erfolgt auf Staatskosten. 

Jeder Kolonist erhält 8 Freijahre, auch bezüglich aller 
direkten Staatsabgaben. In den nächsten 30 (teilweise 20) 
Jahren sind die Staatsabgaben und die Beiträge zur Deckung 
der staatlichen Koloniekosten in der Form eines „Jücken- 
geldes" in der Höhe von 2 Tlr. für jedes Jück neuen Masses 
ä 45.38 a (= Mk. 13,22 p. ha; bei nur 2ojähriger Zahlungs- 
dauer = Mk. 18,75) zu entrichten. Das Jückengeld fällt nach 
Ablauf der 38 Jahre weg. An seiner Stelle haben die Kolo- 
nisten die gewöhnlichen Staatsabgaben zu entrichten, sowie 
für die Unterhaltung des Kanals und der Schleusen an Stelle 
sonstiger Kanalabgaben eine jährliche Abgabe von 5 sgr. pro 
Jück (ä 45 a) an die Staatskasse zu zahlen und ausserdem 
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das tarifmässige Brücken- und Schleusengeld *) Nach den 
8 Frei jähren zahlt der Kolonist, den neuen Anbauern gleich, 
die Kommunalabgaben der Gemeinde. Zur Deckung der der 
Kolonie allein zur Last fallenden Ausgaben hat er für jedes 
kleine Fuder (=2 cbm) schwarzen Torf eine Abgabe von 
% sgr. in einen zu bildenden Kommunalfonds zu zahlen. Ein- 
ziehung und Verwaltung der Gelder des Fonds, über dessen 
Kassenbestand den Kolonisten alljährlich eine Ubersicht vor- 
gelegt wird, erfolgt durch die Staatsbehörden, bis er nach 
Umwandlung der Kolonie in eine selbständige Gemeinde auf 
diese übergeht. Bei der Konstituierung zu einer Gemeinde 
stehen der Kolonie Ansprüche an die alte Gemeinde aber 
nicht zu. 

Zur Verbreiterung der Kanäle und Wege und zum Aus- 
bau einer Privatinwieke in eine öffentliche haben die Kolo- 
nisten das Areal nur gegen Entschädigung der Kulturkosten 
abzugeben. 

Die Bestimmung, dass die Ansiedler den Kanalstreifcn 
selbst abtorfen sollten, wurde aber bald aufgehoben, da er 
sich als für ein schnelles und gutes Fortkommen der Kolo- 
nisten hinderlich erwies. Der Staat übernahm daher, um 
schneller vorwärts zu kommen, die Abtorfung auf eigene 
Kosten und stellte zudem den Kanal anfänglich nur in pro- 
visorischem Bestick (in halber Breite) her, ihn erst später zu 
gelegener Zeit voll ausbauend. 



*) Auf den oldenburgischen Staatskanälen werden folgende 
Schleusengelder erhoben : 

a) für ein Schiff m. einem Netto-Raumgehalt von 80 cbm u. m. = Mk 0,40 

b) bei 40 — 80 cbm Raumgehalt » 0,30 

c) bei 20—40 cbm Raumgehalt bezw. für ein ganzes Muttschiff = » 0,20 

d) bei 10—20 cbm Raumgehalt bezw. für */« Muttschiff mm. » 0,10 
Das Brückengeld beträgt durchweg 10 Pfg. Obiges Schleusen- und Brücken- 
geld wird bei jeder Schleuse und Brücke erhoben. Unbeladene Fahr- 
zeuge zahlen die Hälfte der Sätze. Die gebräuchlichsten Kanalschiffe 
sind die sog. Muttschiffe mit einem Nettoraumgehalt von 20—40 cbm. 
Kanalabgaben werden nicht erhoben. 
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Bei 30 Kolonaten wurde das Moor der hinteren Hälfte 
des Kolonatsstreifens der Eisenhütte Augustfehn zur Ab- 
torfung überwiesen, während das Kulturland zur Ver- 
grösserung der hier nur je 2,73 ha gross eingewiesenen Kolo- 
nate bestimmt wurde. 

Die später (bis 1880) ausgelegten 22 Kolonate wurden 
zu ganz anderen Bedingungen vergeben. Sie wurden zu 
Eigentum meistbietend verkauft, bildeten aber 
für 30 Jahre eine geschlossene Stelle. Das erste Drittel des 
Kaufpreises war noch im Ankaufsjahre, die beiden andern 
Drittel nach 3 bezw. 6 Jahren zu zahlen und bis zur Zahlung 
mit 4V0 zu verzinsen. Für minder bemittelte, aber besonders 
geeignete Bewerber konnte auf deren Antrag die Zahlung 
auf mehrere Jahre gleichmässig verteilt werden. Neben diesem 
Kaufpreis hat der Kolonist nach zehn Freijahren einen nur 
mit dem 3ofachen Betrage ablösbaren Kanon von Mk. 6, — 
p. ha zu zahlen. Für die ersten 15 Jahre geniesst er Freiheit 
von der Grund- und Gebäudesteuer. 

Die Kaufgeldsumme wurde nebst 10% Zuschlag (für 
etwaige Kosten und Zinsrückstände) zur Sicherung der Kauf- 
geldforderung grundbuchlich eingetragen. Bei nicht recht- 
zeitiger ordnungsmässiger Bebauung des Kolonates innerhalb 
dreier Jahre (Mindestwert des Hauses = Mk. 1000), verfällt 
es nebst dem bereits bezahlten ersten Drittel und ohne Ersatz 
der Kulturkosten dem Verkäufer. Über das Drittel hinaus 
etwa schon geleistete Zahlungen erhält Käufer, aber ohne 
Zinsvergütung zurück. Etwaige Baulichkeiten darf er inner- 
halb einer bestimmten Frist wegräumen. Zur Sicherung dieser 
Bestimmungen gestattet der Käufer die Eintragung einer 
weiteren Hypothek von Mk. 300 auf seine Kosten. 

Ferner haben die Kolonisten ohne Vorzugsrecht vor den 
anderen die tarifmässigen Kanal-, Brücken- und Schleusen- 
gelder zu zahlen. 

Will ein Kolonist den gemeinschaftlichen Grenzgraben 
zu einer Inwieke erweitern, so muss er, falls der Nachbar nicht 
beitritt, die Anlage allein und auf eigenem Areal ausführen. 
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Dem Nachbar steht dann aber ein Mitbenutzungsrecht 
nicht zu. 

Dies die Hauptbedingungen der zweiten Augustfehner 
Besiedelungs-Periode, die dem Fortkommen der Kolonisten 
zweifellos ausserordentlich ungünstig waren. Die hierzu ver- 
kauften 22 Kolonate mit rd. 60 ha Fläche brachten p. ha durch- 
schnittlich Mk. 249,50 als Kaufgeld und Mk. 180 als Kanon- 
kapital (Wert bei privater Ablösung, d. h. zum 30 fachen), 
zusammen also rund Mk. 430. Das scheint an sich ja kein 
allzu hohes Entgelt, doch ist dabei zu beachten, dass am 
Augustfehn-Kanal grossenteils nur wenig schwerer Torf lagert. 
Die Zahlung wirkte aber um so schwerer, als sie zum grÖssten 
Zahlung wirkte aber um so schwerer, als sie zum grössten 
Teile innerhalb 6 Jahren bar zu leisten war. Auf das kleine 
Kolonat von rund 2,6 ha waren in den ersten 6 Jahren dem- 
nach an Kaufgeld rund Mk. 650 und an Wert des Hauses 
mindestens Mk. 1000 zu verwenden, abgesehen von allen 
anderen Ausgaben für Kauf- und Grundbuchkosten, für Torf- 
stich, Kultivierung u. s. w., obwohl man irgend kapitalkräftige 
Käufer dafür kaum gefunden haben wird, und obwohl man ihnen 
das Anleihen billiger Gelder durch die hohen hypothekarischen 
Eintragungen sehr erschwerte. Zu diesen zuletzt aufgeführten 
Bedingungen mit fast gar keinen Änderungen*) sind am 
Hunte-Ems-Kanal in der jetzigen Kolonie Elisabeth- 
fehn (im Anschluss an die auf den sog. Kommendegütern**) 
in den Jahren 1862 — 1866 am Anfang des Hunte-Emskanals 
[Emsseite] ausgelegten 47 Kolonate) in den Jahren 1871/72 
13 und 1877 31, zusammen 44 Kolonate verkauft worden. 

*) Der Mindestwert des Hauses war statt Mk. 1000 in Augustfehn 
nur auf Mk. 600 festgesetzt. 

**) Die sog. Kommende-Güter (hier Bokelesch und Roggenberg) ge- 
hörten froher dem Johanniterorden, wurden 1803 vom Staate eingezogen 
und werden von einer besonderen staatlichen Behörde verwaltet 
unter Verwendung der Einnahmen zur Deckung der staatlichen 
Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber den katholischen Kirchen und 
Schulen. 
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Die Bedingungen der Ausgabe dieser 44 Kolonate sowie 
der 22 vorerwähnten späteren Kolonate am Augustfehnkanale 
sind eine Fortbildung — allerdings in ungünstigem Sinne — 
der Bedingungen, die bei der Ausgabe der 47 in den 
Kommende-Gütern 1862/64 verkauften Kolonate zur An- 
wendung gelangten. Der Unterschied liegt übrigens fast aus- 
schliesslich auf dem Gebiete der Form der Entgeltleistung. 

In den genannten Verträgen der sechziger 
Jahre hatte man eine kompliziertere Zahlungsweise eingeführt. 
Es wurde bezahlt 1. ein Kaufgeld, 2. ein Kanon, 3. ein Torfgeld. 

Das Kaufgeld war in drei gleichen Raten zu zahlen, von 
denen die erste im ersten, die zweite im fünften und die dritte 
im 10. Jahre fällig wurde. Die zweite und dritte Rate konnte 
jedoch auf Antrag und falls die Kommenden-Verwaltung zu- 
stimmte je zur Hälfte bis zur völligen Abtorfung des Kolonates 
stehen bleiben, allerdings gegen 5% Zinsen. 

Der jährliche Ka n o n von 1 Tlr. p. Katasterjück 
(zu 56 a = Mk. 5,55 p. ha) war nach 4 Freijahren zu zahlen 
und nur mit dem 30 fachen Betrage ablösbar. 

DasTorfgeld wurde am Ende des zweiten Jahres zum 
erstcnmale fällig und schwankte bei den einzelnen Kolonaten 
sehr stark. Ihm lag ein sehr richtiger Gedanke zu Grunde. 
Der Torf wechselte auf den einzelnen Stellen — die Kolonate 
liegen am Rande der grossen Moore — ausserordentlich an 
Güte und Masse, so dass man durch diese genaue Bewertung 
der einzelnen Kolonate die Bewerber vor unüberlegtem Bieten 
abhalten wollte. Die Kolonate 1 — 21 waren frei von Torfgeld, 
während es für die übrigen 23 Kolonate (3 Kolonate wurden 
für öffentliche Zwecke reserviert) je nach dem mehr oder 
minder grossen Torfbestande der einzelnen 10 bezw. 20 bezw. 
30 Jahre lang entrichtet werden musste. Es schwankte bei 
ihnen jährlich zwischen 4 — 9 Taler, so dass das ganze, inner- 
halb 10 — 30 Jahren zu bezahlende Torfgeld bei den einzelnen 
Kolonaten zwischen 40 und 270 Taler betrug. Die Grösse 
dieser 44 Kolonate wechselte zwischen 1,50 bis 6,75 ha und 
betrug insgesamt 217,12 ha, durchschnittlich demnach nicht 
ganz 5 ha. • 
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Unter annähernd denselben Bedingungen wurden die 
32 ersten Kolonate am Anfange des Westkanals, gleich- 
falls auf Kommende-Areal gelegen, im Jahre 1865 vergeben. 
Nur wurde das Torfgeld in etwas anderer Form erhoben, 
nämlich 1 Tlr. p. Katasterjück je nach Torfgehalt 10 — 30 Jahre 
lang.*) Da durch Überschlickung mit Emswasser die Um- 
wandlung des Untergrundes in Wiese- und Weideland möglich 
war, nahm man an, es würde sich keine dauernde Ansiedelung 
entwickeln und legte den Kolonisten keine Hausbauverpflich- 
tungen auf. Gleichwohl sind auf den meisten Kolonaten 
Wohnstätten errichtet worden. Ausserdem hatte man den 
Ansiedlern die unentgeltliche Abtorfung des Kanalstreifens 
innerhalb einer gewissen Frist übertragen. Das Auswerfen 
des Kanals erfolgte durch die Kommendeverwaltung. Die 
32 Kolonate am Westkanale haben eine Grösse von 121,48 ha, 
durchschnittlich also von 3,8 ha. 

Am anderen Ende des Hunte-Emskanals in der Nähe 
von Oldenburg, in der jetzigen Kolonie Moslesfehn, 
sind in den Jahren 1871/81 insgesamt 38 Kolonate verkauft 
worden. Davon befinden sich aber nur 18 im Besitz von 
Fehntjern, die übrigen 20 sind in den grosser Privatunter- 
nehmer (Torfstreufabrik, Ziegeleien und Torffabrikanten) 
übergegangen. Von den erstgenannten 18 Kolonaten sind die 
letzten 15 erst 1881 ausgegeben worden. Die Bedingungen sind 
noch dieselben wie in Elisabethfehn. Die 38 Kolonate haben 
eine Gesamtfläche von 192,19 ha, durchschnitlich also 5 ha. 

Die nachstehende Zusammenstellung gestattet einen Über- 



•) Man nahm also hier die Boniticrung schon weniger genau vor 
als auf den Kommcnde-Kolonieen am Hunte- Ems-Kanal. Bei den 
nach 1870 ausgegebenen Kolonaten glaubte man sie ganz weg- 
lassen und von der Erhebung eines spezifizierten Torfgeldes ab- 
sehen zu können, weil man die Kolonate schon vor dem 
Verkaufe auf Staatskosten mit Grenzgräben versehen oder durch Ab- 
ritzungen kenntlich gemacht hatte, so dass jeder Bewerber die 
Möglichkeit besass, sich von dem Werte des Kolonats selbst zu 
überzeugen. 



Digitized by Google 



— 288 — 



blick über die Ergebnisse der oldenburgischen Fehnkoloni 
sation bis 1881 : 



Lfdc. No. | 
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Ausgegeben waren also bis 1881 insgesamt 211 Kolonate 
und zwar 30 in den fünfziger, 76 in den sechziger, 90 in den 
siebziger Jahren und 15 im Jahre 1881. Es ist demnach von 
Jahrzehnt zu Jahrzehnt eine Vermehrung der begebenen Kolo- 
nate eingetreten, obwohl in den siebziger Jahren die Kon- 
junkturen für den Torfabsatz ungünstiger wurden. 

Die Durchschn ittsgrösse der Kolonate beträgt, 
wenn wir von Augustfehn absehen, wo man zugleich Arbeiter 
für die Eisenhütte und das Stahlwerk schaffen wollte, zwischen 
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4 und 5 ha. Sie ist in den späteren Kolonieen am Hunte-Ems- 
kanal am grössten (5—6,5 ha). 

Der erzielte Erlös ist trotz der stark gesunkenen Kon- 
junkturen nicht zurückgegangen, sondern, wie insbesondere 
die Spalten 5 — 7 zeigen, sogar noch gestiegen, was „nicht ledig- 
lich auf den grösseren Wert der Torflager in den betreffenden 
Kolonaten, sondern mehr noch auf das gesteigerte Vertrauen 
zum Erfolg der Kolonisation"*) zurückzuführen ist. 

In dem unten bezeichneten amtlichen Berichte hat man 
dann folgende Erfahrungen und Lehren aus der 30jährigen 
Besiedelungstätigkeit 1850/80 niedergeigt. 

Bei den letzten Verkäufen in Elisabethfehn seien mehrere 
Besitzer der früher begebenen Kolonate als Spekulations- 
käufer aufgetreten. Das werde für eine gesunde Ent- 
wickelung der Kolonisation nicht günstig sein, da der spätere 
Verkauf an die zweite Hand zu gesteigerten Preisen, unter 
Bewilligung anlockender Zahlungsbedin- 
gungen, eine Reihe sehr abhängiger Kolonisten mit ge- 
fährdeter Existenz schaffe. Es sei aber schwer, diesen Speku- 
lationskäufen entgegenzutreten, der Misserfolg des zweiten 
Käufers müsse als warnendes Beispiel abschrecken. 

Bei den am Augustfehn-Kanal nur gegen Zahlung von 
Jückengeld angesetzten ersten 30 Kolonisten habe man ferner 
die Erfahrung gemacht, dass die Einweisung von Kolonaten 
ohne jegliche Anzahlung zur Ansiedelung meistens un- 
genügend bemittelter Kolonisten führe und dass es denselben, 
bei allem Fleiss der Familie, sehr schwer falle, die Fährnisse 
der ersten Ansiedelungsjahre erfolgreich zu überwinden. Da 
den Kolonisten der Besitz der erforderlichen Mittel meist zu 
leichtfertig bescheinigt werde, sei es ratsam, bei allen brauch- 
baren Torf enthaltenden Kolonaten an der Bedingung der 
Anzahlung von % des Kaufpreises festzuhalten. 

Der Kaufpreis stelle den Wert des Torflagers und den 
Abbauwert des Buchweizenmoores durch Brandkultur dar. 
Nach dem Abbau beider Werte bleibe der Untergrund, falls er 

*) Amtlicher Bericht über die Fehnkolonisaüon im Herzogtum 
Oldenburg; 14. Prot. d. Z.-M.-K. S. 115. 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. 19 
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nicht eine gründliche Meliorierung erfahre, fast wertlos zurück 
und könne daher nicht mit einem Kanon für jene Werte be- 
lastet werden. Sie seien vielmehr durch allmähliche Ab- 
tragung des Kaufpreises zu bezahlen. 

Die erste Rate decke ungefähr den Wert des Buchweizen- 
moores und den beim Anschnitt des Torflagers in den ersten 
3 Jahren erzielten Gewinn aus dem Torfstich. Nach dieser 
Zeit sei der Torfstich am rentabelsten, könne also die Abgabe 
einer zweiten Rate vertragen, zumal auch von da an der Wert 
des Torflagers sich naturgemäss vermindere. Die Be- 
stimmung, wann die letzte Rate gezahlt werden müsse, sei von 
tntscheidendem Einfluss für das Fortkommen der Kolonisten. 

Während anfänglich die Torfproduktion in den neuen 
Kolonieen noch gering gewesen sei, steige sie mit dem 
Wachsen der Kolonie beträchtlich. Man müsse darauf Rück- 
sicht nehmen und, um nicht eine Überproduktion hervor- 
zurufen, die Zahlungsfrist für das letzte Drittel nicht zu kurz 
bemessen, um dadurch nicht auf eine zu schnelle Abtorfung 
hinzuwirken. Wenn bisher in Oldenburg noch die sieben- 
jährige Abtragungsfrist gegolten habe, so müsse man dort, 
wo die Gefahr der Überproduktion an Torf bestehe, für später 
in Aussicht nehmen, die Zahlungsfrist zu verlängern und die 
Zahlung unter Anrechnung von 4% Zinsen durch gleich- 
mässige kleinere jährliche Abtragungsquoten zu regeln. Doch 
müsse der Kaufpreis vor der vollständigen Abtorfung des 
Kolonats voll abgetragen sein. 

Der Kanon von Mk. 6,00 p. ha solle dem Staate Ersatz 
gewähren für die Herstellung der Haupt- und Nebenkanäle 
nebst Zubehör und reiche bei sparsamer Bauausführung hierzu 
auch aus. Der Staat solle seine Ablösung nicht verlangen, 
um die Mittel des Verpflichteten nicht zu schwächen. Dieser 
andererseits habe ja die Befugnis, wenn er genügend kapital- 
kräftig geworden sei, ihn abzustossen. 

Bei Kolonaten mit geringerem Torfquantum oder Torf- 
werte, die durch nachhaltige landwirtschaftliche Kultur zu 
nutzen seien und nur wenig zu mobilisierende und weg- 
zunehmende Werte enthielten, solle man auf ein hohes, meist- 
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bietend festzustellendes Kaufgeld ganz verzichten, sich auf 
ein festgesetztes Angeld beschränken und eher gegebenen- 
falls den Kanon entsprechend erhöhen. 

Um eine möglichst gesicherte Entwickelung der Kolo- 
nisation an Oldenburgs Kanälen zu erreichen, habe man dahin 
gestrebt, in verschiedenen einander nicht zu nahe liegenden 
Gruppen und in jeder wieder nicht zu rasch vorzuschreiten, 
damit ältere in ihrer Existenz bereits mehr gesicherte Haus- 
haltungen in ausreichender Zahl neben den neuangesiedelten 
Kolonistenfamilien vorhanden seien. Auch werde dahin ge- 
strebt, den Ortschaften in den altkultivierten Distrikten durch 
fahrbare Verbindungswege Zugang zum Kanal zu schaffen, 
um aus den Söhnen dieser Ortschaften Kolonisten heran- 
zuziehen *) die dann an ihrer Familie einen Anhalt in den 
ersten schweren Zeiten der Ansiedelung fänden. 

Dies das für unsere Frage Wichtigste aus der olden- 
burgischen Denkschrift. 

Man hat übrigens in der zuständigen Verwaltung die 
Erfahrungen nicht unbenutzt gelassen, sondern das Verfahren 
dementsprechend in manchen Stücken geändert und zwar für 
die Ansiedler günstiger gestaltet. Das trifft hauptsächlich 
auf die Zahlungsbedingungen zu, hinsichtlich deren man 
früher, abgesehen vom ersten Anfange in Augustfehn, nicht 
richtig vorgegangen ist. 

Es ist bezeichnend, dass in der oben auszugsweise wieder- 
gegebenen Denkschrift ausdrücklich hervorgehoben ist, dass 
Spekulationskäufer die Kolonate später zu höheren Preisen 
verkaufen konnten, weil sie günstigere Zahlungs- 
bedingungen stellten. Nun, in diesem zweifellos sehr 
wichtigen Punkte sollte sich der Staat eigentlich von niemand 
übertreffen lassen. In den neuen Verträgen hat man darauf 
auch gebührend Rücksicht genommen und die Zahlungs- 
bedingungen viel günstiger gestellt. 

Die gegenwärtig gültigen Verträge für Fehnkolonate 
stimmen, abgesehen von den Spezialbestimmungen, im wesent- 

♦) Iit bislang allerdings nur selten geglückt. 

19* 
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liehen überein mit denen für Hochmoorkolonate, so dass auch 
für sie die früheren Ausführungen (S. 266 ff.) gelten und nur 
weniges hinzuzufügen ist. 

Der Bestick der Inwieke ist auf mindestens 4,00 m Sohlen- 
breite bei mindestens 1 Ms facher Dossierung im Sandunter- 
grunde festgestzt. Die Erfüllung aller vom Kolonisten über- 
nommenen Verpflichtungen betr. Wasser-, Wege-, Graben-, 
Brückenbauten u. s. w. sucht sich die Verwaltung zu sichern 
durch hypothekarische Eintragung (zur I. Stelle der III. Abt.) 
einer ev. als Vertragsstrafe zahlbaren Sicherheitshypothek 
von Mk. 500. In gleicher Weise soll die vertragsmässig vor- 
geschriebene Erbauung eines Hauses im Mindestwert von 
Mk. 750 innerhalb der ersten 3 Jahre durch gleiche hypo- 
thekarische Eintragung einer ev. als Vertragsstrafe fällig 
werdenden Sicherheitshypothek von Mk. 750 gesichert werden. 

Brennkultur ist bei Strafe bis zu Mk. 100 nur 
während zweier hintereinander folgender Iahren gestattet. 
Die Rente*) beträgt in Elisabethfehn je nach der Beschaffen- 
heit und nach der Höhenlage des Untergrundes zum Kanal- 
Wasserspiegel Mk. 7 — 10 p. ha, das Torfgeld je nach 
Menge und Güte des stichfähigen Moores 1 — 5 Pfg. p. qm 
Anschnittsfläche. Vom Torfgeld sind ausser der Hausfläche 
auch die Flächen der Hauptentwässerungsgräben und In- 
wieken frei, eine Vergünstigung, die die Anlage von Inwieken 

*) Über die ungünstige Wirkung der früheren Kaufgeldzahlung 
auf das Fortschreiten der Bodenkultur heisst es in dem Bericht der 
Kommission zur Prämiierung guter Wirtschaftsbetriebe (Veröffentlichungen 
der Verwaltung des Landes-Kultur-Fonds, Heft 9; 1902, S. 6) sehr 
treffend: „Vielfach lässt sich dieses (langsame Fortschreiten der Kulti- 
vierung) durch den Umstand erklären, dass die Kolonisten die Kolonate 
bis vor kurzem nur gegen Kaufgeld . . . erwerben konnten. Demnach 
lag natürlich die Hauptsorge des Kolonisten zunächst in der Auf- 
bringung der Kaufgelder und in der Verzinsung und Tilgung der 
hauptsächlich aus Privathänden entnommenen Kapitalsdarlehen zum 
Hausbau. Zur Beschaffung von Stall- und Kunstdünger 
fehlte es dann zumeist im Laufe des ersten Jahrzehnts des 
Kolonatsbcsitzes an den erforderlichen Barmitteln." 
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stark fördern wird. Eine jährliche Mindestabtorfung ist nicht 
vorgeschrieben. Im übrigen sind die Bedingungen die 
gleichen wie bei der Hochmoorbesiedelung. 

An Zahlungen sind demnach in Rentenkapitalswert und 
Torfgeld von einem Kolonat von 5 ha im Lauf der Jahre zu 
leisten : 

l) im M i n d e s t f a 1 1 e an Rentenkapital (7 X 25) 
X Mk. 5 = Mk. 875, an Torfgeld (10000 X 0,01) X 4,5*) 
= Mk. 450, zusammen Mk. 1325 oder Mk. 265 p. ha, 

b)im Höchstfalle an Rentenkapital (10X25) 
X 5 = Mk. 1 250, an Torfgeld (10000 X 0,05) X 4,5*) = 
2250 Mk., zusammen Mk. 3500 oder Mk. 700 p. ha. 

Da die Kolonate an fehngerecht gebauten Kanälen und 
Wegen liegen, sind diese Beträge auch in ihrem Gesamt- 
umfange als durchaus massige zu bezeichnen. Durch die 
ausserordentlich günstige Zahlungsweise werden sie, zumal 
bei dem Verzicht auf jedwede Zahlungsleistung in den ersten 
Jahren, aber noch viel günstiger, so dass sie m. E. weitaus 
die vorteilhaftesten sind, die den Bewerbern um Fehnkolonate 
irgendwo geboten werden. Ich glaube aber, dass sie auch 
für die eigenen Interessen des oldenburgischen Staates die 
günstigsten sind, die er stellen könnte. Auf diesem Wege 
wird er zu einer schnellen, gesunden und lebensfähigen Be- 
siedelung seiner Moore kommen und die Bevölkerung wie 
die Steuerkraft des Landes sicher und stark heben. Eine 
Gefahr läuft er andrerseits durch seinen Verzicht auf jede 
Anzahlung nicht, zumal er sich hinsichtlich mancher Forde- 
rungen durch eine erststellige Sicherheitshypothek von 
Mk. 500 + 750 gesichert hat. Diese hypothekarische Belastung 
der Stelle, die sich mit dem Hausbau um Mk. 750 verringert, 
kann wieder als eine ungünstige Belastung des Kolonats nicht 
betrachtet werden, da ja der Ansiedler an Stelle der sonst mit 
Hypotheken zu belastenden ersten Stelle sein andernfalls an- 
zuzahlendes Kapital behält. 



*) 4,5 ha statt 5 ha, da etwa '/i b a frei bleibt als Haus-, In- 
wieken- und Gmbenfläche. 
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Wie fördernd diese günstigen, seit 1901 in Geltung be- 
findlichen Zahlungsbedingungen auf das Fortschreiten der 
Besiedelung gewirkt haben, zeigt folgender Vergleich. Es 
wurden besiedelt: 

1894/96 16 Kolonate mit 95,90 ha (gegen Kaufgeld) 

1897/99 27 

i8i,75 » »» »» 
1900/1902 151 „ „ 1039,20 „ (gegen Rente), 

d. h. in der letzten Periode fast zehnmal so viel wie in der ersten ! 

Die Änderung der Zahlungsbedingungen (in Verbindung 
allerdings mit manchen andern Faktoren) hat also einen 
gewaltigen Aufschwung der Besiedelung herbeigeführt! 

Seinem äusseren Umfange nach wird das Ergebnis 
der bisherigen Fehnkolonisation Oldenburgs 
durch nachstehende Zusammenstellung veranschaulicht. 

Es wurden Kolonate ausgegeben : 



in: 


1850/60 


1 860/70 


1870/80 


1880/99 
119 Jahre) 


1850/99 


Es waren 
Kolonate 
vorhanden: 
1901 


Augustfehn 

Elisabethfehn 

Moslesfehn 


30 


44 


23 
44 
23 


II 

77 
57 


64 
165 
80 


61 
179 
107 


StaatskolonieenSa. 


3° 


44 


90 


145 


309 


347 


Privatkolonie 
Idafehn 






172 


172 


250 


(iesamtsumme 


30 




407 | 481 | 597 



Das Besiedelungstempo hat sich in der letzten 
Zeit erheblich beschleunigt und wird immer mehr anwachsen, 
je ausgedehnter die alten Kolonieen sind, da es eine alte 
Erfahrung der ost friesischen Fehnkolonisation ist, dass die 
Fehne sich in der Hauptsache aus sich selbst bevölkern. Das 
Schwerste ist also der Anfang, die Schaffung eines Stammes, 
von dem sich dann die Äste immer weiter entwickeln können. 
Dieser Stamm von Fehntjern fehlte in Oldenburg ganz und 
musste zum weitaus grössten Teile aus Ostfriesland heran- 
gezogen werden, insbesondere nach Elisabeth-, Ida- undAugust- 
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fehn, während in der am wenigsten gelungenen Kolonie Mosles- 
fehn hauptsächlich zuerst (neben Arbeitern vom Kanalbau) die 
Münsterländer überwogen, die augenscheinlich kein so brauch- 
bares Kolonistenmaterial abgaben. 

Ein leichtes Los haben ja die Fehntjer, wie zur Genüge 
bekannt, in der Tat nicht. So heisst es auch in der vor- 
erwähnten Denkschrift*) über Oldenburgs Kolonisation sehr 
richtig: „Nur durch mancherlei Drangsal und unter schwerer 
Arbeit erringt der Moorkolonist eine gesicherte Existenz, aber 
den fleissigen, nüchternen Familien gelingt es fast immer, 
sich ein genügendes Auskommen, den Kindern und Kindes- 
kindern aber einen gesicherten Besitz zu erarbeiten." 

Geh.-Rat Dr. P. Kollmann fällte*) folgende Urteile über 
die oldenburgische Fehnkolonisation. Betreffend Augustfehn 
sagt er : „Die nach Anlegung des Augustfehner Kanals durch 
Ausgabe von Kolonaten angestrebte Fehnkultur hat keine 
fördersame Kultivierung des Moores bewirkt, da die Besitzer 
der Kolonate ihre Arbeitskraft vorzugsweise in den August- 
fehner Fabriken verwerten." 

Bezüglich der Kolonisten am Hunte-Ems-Kanal urteilt 
er u. a. : „Da sie (die Kolonisten) meist mittellos zuziehen, 
muss gewartet werden, bis der anfängliche Barverdienst er- 
möglicht, die Anschaffung eines offenen Torfschiffes von 
i oder 2 Tagewerk Ladefähigkeit (i Tagewerk =i Waggon 
= ioooo kg) und zwar gegen ratenweise Abzahlung an die 
örtlichen Schiffbauer zu bewerkstelligen. Ein solches Schiff 
kostet neu etwa iooc Mk." „Das Leben der vorzugsweise 
aus Ostfriesland kommenden Kolonisten ist ein höchst ent- 
sagungsreiches und nur aussichtsvoll, wenn zu dem Betriebe 
ein Schiff zum Absatz des Torfes nach Ostfriesland, August- 
fehn oder Oldenburg und zur Rückfahrt des erfoderlichen 
Schlickes und Düngers gehört. Daher häufiger Wechsel unter 
den oftmals verzagenden Kolonisten." 

*) 14. Prot. d. Z.-M.-K. S. 117. 

*) Kollmann, Statistische Beschreibung der Gemeinden u. s. w. 1897 
S. 292 betr. Augustfehn; S. 632 betr. Idafehn; S. 313 und 632 betr. 
die Siedelungen am Hunte- Ems-Kanal. 
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Rosig ist das hier entworfene Bild nicht. In der Tat kann 
auch die beste oldenburgische Moorkolonie, von Moslesfehn 
ganz abgesehen, nicht entfernt mit den holländischen ver- 
glichen werden. Sie haben den Typ der ostfriesischen, in der 
Weise, dass Elisabethfehn den besten ostfriesischen gleich zu 
stellen ist, während Moslesfehn unter dem Durchschnitt 
bleibt. Augustfehn bietet bei seinen kleinen Kolonaten und 
seiner ausserordentlich reichlichen Arbeitsgelegenheit in den 
dortigen grossen industriellen Anlagen (Eisenhütte, Stahl- 
werk) ganz eigenartige Verhältnisse und ist mehr Arbeiter- 
als Fehnkolonie. 

Über die einzelnen Kolonieen sei in Kürze folgendes 
bemerkt. 

Augustfehn, um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
begründet, hat sich in den letzten beiden Jahrzehnten nur 
wenig ausgedehnt. Wie schon erwähnt, ist die dortige Eisen- 
hütte mit der übernommenen Abtorfung des Kanalstreifens 
stark im Rückstände, was auch den Fortschritt der Besiede- 
lung gehemmt hat, da die am Kanäle verfügbaren Kolonate 
ausgegeben waren. Nachdem neuerdings der Kanal um 1 km 
verlängert worden ist, wird 1903 mit der Ausgabe der 
Kolonate wieder vorgegangen werden können. Nachfrage 
wird, mindestens für die besseren Kolonate, reichlich vor- 
handen sein. Für Augustfehn gelten übrigens leider noch 
die alten Ansiedelungsbedingungen (Zahlung eines Kauf- 
geldes, zu % bald, für den Rest in 10 Jahren; kein Torfgeld). 

Die Kolonie macht landwirtschaftlich und auch torfwirt- 
schaftlich keinen besonderen Eindruck, was in erster Linie 
mit dem Hauptberuf der Besitzer als Fabrikarbeiter zusammen- 
hängt. Sie widmen sich der Abtorfung wie der landw. Kultur 
nur mehr nebenbei, so dass beide stark darunter leiden und 
gegen normale Fehnkolonieen, in landwirtschaftlicher Hinsicht 
insbesondere auch gegen das benachbarte Südgeorgsfehn, weit 
zurückstehen. Andere Kolonate sind von alten Kolonisten 
oder Torf Stichunternehmern auf Spekulation gekauft und liegen 
teilweise ganz unbenutzt zwischen den bebauten Kolonaten. 
Die dortigen industriellen Unternehmungen, die Eisenhütte 
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(1857 gegründet) und das Stahlwerk, fördern die landw. 
Kultur nicht. Sie sind vor einigen Jahren, insbesondere wegen 
der Unregelmässigkeit in derTorflieferung (teils infolge nasser 
Jahre, teils weil die Kolonisten es zeitweilig vorteilhafter 
fanden, ihren Torf nach der Stadt zu liefern) unter Umbau 
ihrer Feuerungsanlagen zur Kohlenheizung übergegangen und 
benutzen den Torf nur zur Kesselheizung und Vorwärmung. 
Für den oberen Teil des Fehns, insbesondere auch für das 
Stahlwerk wäre die früher geplante Seitenkanalverbindung 
(Länge der Strecke 825 m auf preussischer und 635 m auf 
oldenburgischer Seite) mit dem Südgeorgsfehnkanal äusserst 
wichtig, da sie eine ganz bedeutende Abkürzung des Weges 
nach der Leda und nach Leer (um rd. 12 km!) unter Ver- 
meidung des viel gewundenen und nicht ungefährlichen Ober- 
laufs der Jümme und des Apertiefs bringen und den Versandt 
bei jedem, sowohl dem höchsten wie dem niedrigsten Wasser- 
stande ermöglichen würde. Doch ist die Ausführung 
bislang wohl an dem mangelnden Entgegenkommen der 
preussischen Regierung gescheitert 

Die Schiffahrtsverhältnisse scheinen für Augustfehn trotz 
anscheinend befriedigender Kanalverhältnisse nicht besonders 
günstig zu liegen, woran vielleicht der korrekturbedürftige 
Zustand der Flussläufe (Aper Tief, Jümme, Leda) die Haupt- 
schuld trägt. Es ist bezeichnend in dieser Hinsicht, dass ein 
grosser Torf lief erant in Augustfehn den Hauptteil seiner 
Lieferung auf der Bahn (rund 150 Wagenladungen jährlich) 
nach Hamburg, Bremen und selbst nach Leer*) verfrachtet, da 
er trotz der hohen Bahnfracht dabei besser fahre als durch die 

*) Nach Leer wird nur auf der Bahn versandt! Es bringt der 
Waggon (200 Ztr.) guter Augustfehner Torf frei Bahnhof Leer Mk. 70 
(Grabetorf) bezw. Mk. 90—100 (Maschinentorf). Es kostet sein Trans- 
port vom Torffeld zum Waggon Mk. 15, Waggonfracht bis Leer 
Mk. 23, so dass für den Stichtorf 70 — 38 = Mk. 32, also immerhin 
noch ein allerdings nur massiger Gewinn von etwa Mk. 8 pro Tage- 
werk verbleibt. Bei holländischen Kanalverhältnissen würde die 
Fracht kaum Mk. 15—20 betragen, der Gewinn also ein viel 
grösserer sein. 
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Schiffsverfrachtung.*) Nach Hamburg sendet er alljährlich 
eine grössere Anzahl Waggons Torf (zu 200 Ztr.), die Mk. 50 
Fracht kosten. Die Augustfehner Schiffe haben meist nur 12 
bis 15 t Ladefähigkeit, obwohl der untere Teil des Kanals und 
meistens auch die Flussläufe grösseren Tiefgang gestatten 
sollen. Bei anhaltendem Ostwinde sinkt allerdings der Wasser- 
stand des Aper Tiefs bis auf 75 cm. Würden wir hollän- 
dische Schiffahrtsverhältnissc haben, dann würde die Schiffs- 
fracht bei 100 t Ladung bis Hamburg wohl kaum Mk. 200 
(also Mk. 20 satt Mk. 50 wie jetzt p. 200 Ztr.) kosten und 
dadurch den Torfverbrauch stark verbilligen und heben. 
Das Tagewerk (zu 200 Ztr.) würde also frei Hamburg bei 
gleichem Gewinn des Produzenten etwa nur Mk. 70 statt 
Mk. 100 kosten. 

Der ältere Teil Elisabethfehns macht einen ganz 
überwiegend günstigen Eindruck. Manche Kolonate gleichen 
kleinen Schmuckkästchen, während einige allerdings schon 
äusserlich weniger sorgfältige Wirte und Wirtschaft erkennen 
lassen. Die älteren Kolonate sind vielfach ganz abgetorft. Der 
Untergrund ist meist in Grünland umgewandelt, scheint aber 
vielfach an Nässe zu leiden und saure Gräser und Binsen zu 
tragen. Die landwirtschaftliche Kultur steht gleichwohl hier 
(ebenso wie in Ostfriesland) auch nicht annähernd auf der 
Stufe wie in Holland und wird sich bei Beibehaltung des 
jetzigen Kolonisationssystems in absehbarer Zeit auch nicht 
so weit heben. Die neuen Kolonate**) werden jetzt zu rd. 
6,5 ha bei ca. 90X750 m Breite und Länge ausgegeben. 

Im allgemeinen sind die Ansiedler augenscheinlich durch- 
aus befriedigend vorwärts gekommen und viele, die mit nichts 
oder fast nichts hingekommen sind, besitzen jetzt mehrere 
Kolonate. Die Denkschrift hat also durchaus recht, wenn sie, 

*) Ähnliches wurde mir in dem benachbarten Südgeorgsfehn von 
sachkundiger Seite gesagt. 

**) Im nördlichen Teile Elisabethfehns am Barsselcr Kanal sind 
auch einige Privatkolon at e öffentlich verkauft worden, allerdings in meist sehr 
kleinen Parzellen und zu sehr hohen Preisen (Mk. 1750 pro ha; 7 Par- 
zellen mit Sa. 4,98 ha=sMk. 10500, wovon noch 2 ha Hochmoor, 
Rest kultivierter Untergrund). 
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wie oben citiert, sagt, dass es den „fleissigen, nüch- 
ternen" Familien gelingt, sich ein genügendes Auskommen 
und ihren Kindern einen gesicherten Besitz zu erarbeiten. 

Freilich fleissig und nüchtern müssen die Kolonisten sein 
und daran hat es in Mo slesfehn in erster Linie gefehlt. 
Das ist auch der Hauptgrund, weshalb Moslesfehn sich so 
langsam und zuerst so wenig erfreulich entwickelt hat trotz 
der grossen Nähe der Stadt Oldenburg (7 km). 

Man hat sich daselbst zuerst augenscheinlich bei der Aus- 
wähl der Kolonisten sehr vergriffen und ganz minderwertiges 
Material, das anderwärts schon Schiffbruch gelitten hatte, dem 
Trünke zuneigte, grossenteils ohne Mittel war u. s. w., an- 
genommen. Zudem waren die ersten Kolonisten wohl 
keine Sprösslinge aus Fehntjerfamilien, sondern aus der 
Nachbarschaft, meist aus dem Münsterlande gekommenes 
fragwürdiges Material, das zu dem schweren Berufe eines 
Fehntjers weder geeignet noch geneigt war. Man kann eben 
eine Fehntjerbevölkerung nicht an beliebiger Stelle hervor- 
zaubern, wie wir hier wieder sehen. 

Zu verwundern ist es freilich nicht, dass mittellose, wenig 
tüchtige Kolonisten, die zudem teilweise in den ersten Jahren 
wegen des Kanalaushubes wenig Einnahme hatten, gleichwohl 
aber innerhalb 7 Jahren das ganze Kaufgeld zahlen mussten, 
zudem ohne festen Halt an einer alten Fehnkolonie zu besitzen, 
nicht vorwärts kommen konnten, sondern Buchweizenbauer auf 
beschränktem Gelände werden, in arge Schulden geraten und 
schliesslich verkommen und zu Grunde gehen mussten, zumal 
da sie mit dem neuen Beruf von Haus aus gar nicht bekannt 
waren. Obige Entwickelung ist aber deshalb so besonders 
bedauerlich, weil dieser Versuch mit einer neuen Koloni- 
sationsmethode sich vor den Toren Oldenburgs abspielte und 
natürlich den Anschein argen Misslingens erwecken und der 
Sache der Fehnkolonisation selbst sehr viel Abbruch tun 
musste. Auch jetzt ist die Entwickelung bei den einzelnen 
Kolonaten noch sehr verschieden. Während die neueren, 
meist aus Ostfriesland herangezogenen Kolonisten be- 
friedigend voran kommen, ist von manchen älteren das gleiche 



r.och nicht zu sagen. So besuchte ich dort einen Kolonisten, 
der das Kolonat von ca. 5 ha 2 Jahre vorher mit wenig Geld 
von seinem Schwiegervater übernommen hatte, tüchtig wirt- 
schaftete und, wie er selbst sagte, gut voran käme, während 
die Nachbarn zum Teil nicht fortkämen, weil sie zum Trünke 
neigten und faul seien. Das Kolonat war erst zum kleinen 
Teile abgetorft. Auf dem Hochmoor hatte er ordnungs- 
gemässe Hochmoorkulturen angelegt und war mit den Er- 
trägen sehr zufrieden. Das Kolonat kostete ihm Mk. 5400 
(ohne die Kanalrente), wovon Mk. 3000 auf das Haus zu 
rechnen waren, zu dem er sich das Geld grossenteils (von 
Privatleuten zu 4%) geliehen hatte. Dieser Ansiedler war 
mir wieder ein Beweis dafür, wie sehr es gerade in schwiegeren 
Lagen auf ein tüchtiges Kolonistenmaterial ankommt, und 
das erhält man wieder nur bei günstigen Bedin- 
gungen. 

Die Kolonie Idafehn am Westkanal ist teils staat- 
liche (Kommendeverwaltung), teils Privatkolonie. Der erste 
kleinere und ältere, 1865 begründete Teil im Kommendegut 
Bokelesch zählte ursprünglich 32 Kolonate (400 m lang und 
130 m breit) die überwiegend an die Bauern von Bokelesch 
ohne Hausbau Verpflichtung vergeben wurden. Allmählich ist 
darauf doch eine kleine Kolonie entstanden, die freilich, ob- 
wohl einige ordnungsmässige Kolonate vorhanden sind, im 
allgemeinen einen höchst dürftigen Eindruck macht, da die 
Bauern an ihren Kolonaten nichts oder nicht viel getan haben 
und vielfach nur einen in ihren Diensten stehenden Arbeiter 
auf dem Kolonate angesiedelt haben. Übrigens enthält auch 
dieser Teil der Kolonie nur mässigen Torf, der kanalauf- 
wärts in der Privatkolonie besser wird. 

Der bislang besiedelte Teil der Privatkolonie Idafehn 
liegt in der Gemeinde Strücklingen. Aufzuschliessen sind 
durch den jetzt 7 km langen und um weitere rund 14 km zu 
verlängernden Westkanal noch die grossen Moore der Ge- 
meinden Ramsloh und Scharrel, die jetzt teilweise vom Staat 
angekauft sind. 

Idafehn bietet gerade als Privatkolonie manches 



Lehrreiche. Der äusseren Erscheinung nach präsentiert es 
sich in jeder Hinsicht günstiger als der in der Kommende 
Bokelesch liegende Teil, was daher rührt, dass es mit einigen 
Ausnahmen ordnungsgemäss, leider inwiekenlos verfehnt und 
kultiviert wird. Da die Bauern die Kanalrente nicht tragen 
wollten, haben sie die Flächen eben an eigentliche Kolonisten 
und Fehntjer abgegeben, die ganz überwiegend aus Ostfries- 
land (Holter- und Rhauderfehn) stammen und „fehngerecht" 
verfahren. Zu einem eigentlichen Prosperieren der Ansiedler 
dürften freilich die von den Privatbesitzern gestellten An- 
siedelungsbedingungen nicht günstig genug sein, zumal da ein 
Teil der Kolonate erst von Spekulanten und dortigen Kauf- 
leuten erworben wurde, die sie natürlich mit möglichstem 
Gewinn, grösstenteils an in ihrer Schuld stehende kleine Leute, 
abzusetzen verstanden haben und die auch weiterhin aus dieser 
„Schuldsklaverei" ihren Nutzen zu ziehen verstehen (Waren- 
end Arbeitswucher). Ungünstig für den Ansiedler ist es zu- 
nächst dass „der von den Kolonisten am Westkanal erworbene 
Grundbesitz mit den durch die Anlage des Kanals ver- 
ursachten ursprünglichen Kosten belastet ist, welche die 
Eigentümer mit I % zu tilgen und mit 3 % zu verzinsen haben. 
Abzutragen sind seit 1890: Mk. 120000. Ferner werden auch 
die durch die Verbreiterung und gänzliche Fertigstellung des 
Kanals verursachten Aufwendungen auf die Kolonisten um- 
gelegt"*) 

Die Kanalabgabe beträgt pro vom Kanal durchschnittenen 
Acker (= 5 m Breite) Mk. 3 und ist vom Ansiedler zu tragen. 
Der Eigentumserwerb erfolgt häufig ohne Anzahlung gegen 
Kaufgeld, das meist mit 5% zu verzinsen ist. Der Kaufpreis 
beträgt p. ha meist Mk. 800—1000, teilweise auch Mk. 1200 
bis 1500.**) Die letzten Preise sind natürlich viel zu hoch, 

*) Kollmann: Beschreibung u. s. w. S. 632. 
**) Kolonist H. besitzt ein Kolonat von 1,87 ha, dessen Kaufpreis 
Mk. 3500 beträgt einschliesslich des Hauses (Brandkassentaxat Mk. 1650); 
Preis des Moores also Mk. 1000 pro ha. Bei 5% Zinsen hat Kolonist, 
da er keine Anzahlung geleistet, jährlich Mk. 93,50 pro ha Zinsen zu 
zahlen, ausserdem, da das Kolonat (?) Äcker (zu je 5 m) breit 

ist (i 3 »/iXMk. 3) = Mk. 41 Kanallasten. 



— 3°2 — 



werden aber doch von solchen gegeben, die sich in den Händen 
von Grundstückshändlern befinden. Diese erwerben die 
Placken billig, setzen ein höchst dürftiges Haus darauf und 
zwingen anscheinend ihren Schuldnern das Grundstück zu 
hohen Preisen aus. Ein Torfgeld wird von den Kolonisten 
nicht erhoben. 

Trotz der durchaus nicht günstigen Ansiedelungsbedin- 
gungen ist Idafehn in den letzten 2 Jahrzehnten, man möchte 
sagen wunderbarerweise, stark gewachsen. 1895 zählte es erst 
138 Kolonate mit 274 ha Umfang *) 1899 dagegen 172. Jetzt 
werden jährlich 10 — 15 Kolonate, fast durchweg an Ostfriesen, 
vergeben. Leider sind die Kolonistenstellen meist nur 2 ha 
gross (Länge rund 400 m, Breite 8 — 20 Äcker je nach Grösse) 
bemessen, so dass der Kolonie stets etwas Dürftiges, Arbeiter- 
kolonie-Ähnliches anhaften wird. Da die Preise der Grund- 
stücke in den letzten Jahren stark gestiegen sind und augen- 
scheinlich immer weiter steigen, wird der Verkauf grösserer 
Kolonate zudem immer schwieriger und die Kolonatsfläche 
wird daher leider noch weiter sinken. 

Für die Besiedelung war übrigens keinerlei Besiedelungs- 
plan, weder mit noch ohne staatliche Genehmigung, entworfen 
worden, auch hatte keine Zusammenlegung stattgefunden, 
so dass die Kolonate aus den meist 10 — 50 m breiten Anteils- 
streifen zusammengekauft werden müssen und auf diese Weise 
zerstreut entstehen, je nach dem gerade die Moorbesitzer 
Plätze verkaufen.»*) 



*) Kollmann: Beschreibung u. s. w. S. 632. 

**) In Idafehn ist die Ansiedelung dadurch sehr erschwert, dass 
keine Zusammenlegung stattgefunden hat, die Flächen vielmehr in ganz 
schmalen und mehrere km langen Streifen verteilt sind. In Börgermoor 
bat man die Anteile bald in wirtschaftlicheren Formen, in angemessenem 
Verhältnis von Länge und Breite ausgegeben, was die Besiedelung be- 
deutend erleichtert. Freilich wurde auch dort infolge des Wider- 
standes der Interessenten kein Verfehnungsplan festgestellt, wie er 
auf den hollandischen Kolonieen (z. B. Valthermond) vor Beginn der 
Besiedelung einzureichen und von der Provinzialverwaltung zu ge- 
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Uber die Torfgewinnungs- und Schiffahrtsverhältnisse 
von Idafehn wurden mir an Ort und Stelle folgende Angaben 
gemacht. 

Die Gewinnungskosten für I Tagewerk 
(zu 44 cbm trockenes Moor = 70 cbm nasses Moor = 
150 — 200 Ztr., zu 12 — 13000 Soden) 

1. für Graben und Ablagern (1901 
(5 Mann b. Untergrund- betragen jetzt betrugen früher erst 
lagerung Mk. 15, — Mk. 10— 12 Mk. 14) 

2. für Aufringen » 2,50 » 2 

3. » Durchringen » 0,75 » 0,50 — 0,70 

4. » in Haufen setzen » 2, — » 1,50 — 1,80 

5. » auf Karre laden • 1,40 » J 

6. » Karrerlohn (Kroderl.), ! 

ä 50 m 2 Kroder a 70 » 1,40 » ( 2 fi° 3» 

7. für Verstauen im Schiff » 1,40 » | 



Mk. 24,45*) Mk. 16,80— 19,50 

8. » Fracht bis Leer (pro 
Tagewerk a 12 Fuder 
einschl. Brücken- u. Hafen- 
geld durch fremdenSchiffer) » 12, — 

Sa. = Mk. 36,45 

In Leer kommen für den Bürger noch hinzu an Fuhrlohn 
pro Fuder Mk. 2,50, also für das Tagewerk zu 12 Fuder = 
Mk. 30, ausserdem Mk. 3, — Accise (pro Korb 1 Pfg. ; 25 Körbe 
sind auf dem Fuder), ferner Vermessungsgebühren Mk. 3,60 
pro Tagewerk (a Fuder = 30 Pfg.), zusammen Mk. 36,60. 



nehmigen ist und zu einer ordentlichen Kolonisation als unbedingt 
erforderlich bezeichnet werden muss. M. E. sollte der Staat seine 
finanzielle Mitwirkung an die Vorlegung und Innehaltung eines ordentlichen 
Besiedelungsplanes knüpfen, dann aber auch wirklich eine nennenswerte 
Beihilfe gewähren, da ohne diesen Druck bei dem herrschenden 
Mangel an Einsicht und Gemeinsinn das Ziel nicht zu erreichen 
sein dürfte. 

•) Die Unkosten sind teilweise wohl etwas hoch angesetzt. 1 Tage- 
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Auf dem Torf ruhen daher frei Haus des Konsumenten 
in Leer folgende Unkosten p. Tagewerk : 

^eTÄ"" Schiefsfracht vJ^^tfo ™'»<> h « Zusammen 

Mk. 24 12 6,60 30 72,60 

Ausserdem kommen noch einige Trinkgelder dazu (z. B. 
für die Messfrauen in Leer), so dass das Tagewerk vielleicht 
alles in allem auf Mk. 75 zu stehen kommt. Der Preis für ein 
Fuder Torf beträgt in Leer frei Haus einschliesslich aller Ab- 
gaben für mittleren Torf Mk. 8 — 10 ; für guten schwarzen Torf 
Mk. 12—15, d. h. für 1 Tagewerk Mk. 96—120 bezw. 
Mk. 144—180. 

Es bleibt also bei den jetzigen Preisen, 
neben einer reichlichen Torfheuer ein ganz 
bedeutender Gewinn für den Verfehner 
oderfür den — Schiffer bezw. Torfhändler! 

In Idafehn sind 51 Torf schiffe (und 4 Seeschiffe) be- 
heimatet. Von ihnen fahren 3 nach Hamburg und den 
schleswigschen Inseln und laden ca. 3 Tagewerke (ä 44 cbm) 
schwarzen Torf. Ca. 20 Schiffe (Tjalkschiffe) fahren nach den 
ostfriesischen Inseln und Küsten, die übrigen bleiben in den 
Kanälen und Flüssen. Sie laden 1 bis (in günstigen Fällen) 
2%, gewöhnlich i%— 2 Tagwerk, d. h. etwa 280—400 Ztr. 
Den Hunte-Ems-Kanal können nur Schiffe bis zu 2 Tage- 
werk (!), in trockener Zeit auch das nicht ohne Schwierig- 
keit, passieren. 

Das Gesamturteil über die oldenbur- 
gischen Fehnkolonieen lässt sich in Kürze dahin zu- 
sammenfassen, dass sie zwar eine glänzende Entwickelung 
nicht zeigen, dass sie aber gleichwohl, wenn man die früheren 



werk (70 cbm nasses Moor = 44 cbm trockener Torf) kostet 
frei Schiff: 

1. grauer und bunter Torf, sog. Splinttorf =s Mk. 35, — 

2. sog. hagerer schwarzer Torf, Hausbrandtorf = » 45—55 

3. sog. harter, schwerer Torf = • 65—70 
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Fehler in der Kolonisationstechnik und ihre ungünstige Ein- 
wirkung auf die Entwickelung der Kolonieen berücksichtigt, 
überwiegend zu guten Hoffnungen für die Zukunft berechtigen. 

Gegenwärtig scheint übrigens eine neue Epoche für 
die oldenburgische Kolonisation angebrochen zu sein, die 
u. a. durch die Förderung des Inwiekensystems, durch die 
Stellung viel günstigerer Zahlungsbedingungen und nicht zu- 
letzt auch durch die Heranziehung von holländischen Kolo- 
nisten angebahnt worden ist und eine ganz neue und viel 
günstigere Entwickelung verheisst. 

Eine grössere Fläche am Hunte-Ems-Kanal in der 
Kolonie Elisabethfehn ist nur für holländische Kolonisten 
vorbehalten, die eine grösserer Zahl von Kolonaten im 
Laufe dieses Jahres nach wiederholter Besichtigung und ge- 
nauer Vergleichung der Gewinnungs- und Absatzverhältnisse 
und infolge augenscheinlich günstig ausgefallener Gewinn- 
berechnung zu erwerben gewillt sind. Auch nördlich an- 
schliessend an Elisabethfehn (im Brandrekenmoor) sowie im 
Vehne-Moor in der Nähe von Oldenburg haben grössere hol- 
ländische Unternehmer (Verveener) Flächen bis zu 80 ha zur 
Verfehnung und Besiedelung von der oldenburgischen Landes- 
kulturfonds-Verwaltung erworben bezw. stehen noch in Unter- 
handlung. Damit wird holländisches System in diese 
Fehne kommen, freilich gehören dazu unbedingt auch 
holländische Kanäle und diese kann bislang auch Oldenburg 
den Holländern nicht bieten, so dass die Befürchtung nicht von 
der Hand zu weisen ist, dass die Holländer hieran Anstoss 
nehmen werden. Ehe wir den Holländern nicht mindestens 
für 60—80 t-Schiffe sicher fahrbare Wasserstrassen zu bieten 
vermögen, werden wir Holländer in grösserer Zahl auch nicht 
heranziehen können. 

Trotz der Mangelhaftigkeit der Kanäle, insbesondere 
auch des Hauptkanals, des Hunte-Ems-Kanals, über dessen 
niedrigen Sommer-Wasserstand überall geklagt wurde, hat 
sich der Verkehr auf den oldenburgischen Kanälen in den 
letzten Jahren stark entwickelt. So benutzten den Hunte- 
Ems-Kanal (in der Richtung nach Oldenburg) Schiffe: 

Stumpfe, Moor-KolonUation. 20 
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•) Die Zahl der Schiffe in Sp. <> 
hat sich dadurch verringert,dass 
die grosse Ziegelei Mosleshöhe 
grössere Schiffe angeschafft hat. 
Tragfähigkeit früher 4000 bis 
4500, jetzt bis 10000 Steine. 
••) Am 1 5. Nov. schon Eis, da- 
her der Rückgang. 



Der Gesamtverkehr hat sich demnach in den letzten Jahren 
beträchtlich gehoben. Beträchtlich zugenommen hat er- 
freulicherweise der Transport von Dünger, Getreide und 
Baumaterialien. Besonders wichtig ist aber die starke Zu- 
nahme des Torfversandes, der sich in den wenigen Jahren 
mehr als verdoppelt hat! 

„Nach der Ems gingen 1898 etwa 600 Schiffe. 
Den Augustfehn-Kanal benutzten in demselben Jahre 
1840 Schiffe. Der Torfabsatz erstreckt sich jetzt auf das- 
ganze Gebiet der Unterweser, der Ems und der Nordseeküste 
zwischen Weser und Ems und gewährt Kolonist und Schiffer 
trotz der gesunkenen Preise noch zufriedenstellenden Ertrag. 
Die Schiffe haben zumeist eine Ladefähigkeit von 15 — 20 t."*) 
1900 bezw. 1901 gingen 829 bezw. 718 Schiffe nach der Ems,, 
davon 228 bezw. 202 mit Torf.**) Der Absatz des Torfs 
nach der Ems hat augenscheinlich nicht zugenommen, was sich 
daraus erklärt, dass er eben im Lande selbst und nach Olden- 
burg zu vollauf und meist nicht einmal voll zu befriedigende 

•) Landesökonomierat Heumann, Referat 44. Prot. d. Z.-M.-K. S. 43. 
**) Übrigens sind hierbei die Idafehner Schiffe, die in grosser Zahl 
nach der Ems fahren, dabei aber über Holterfehn und das Unterende 
des Rhauderfehn-Kanals, also gleich über ostfriesisches Gebiet, nach der 
Leda fahren, nicht mit enthalten. 
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Nachfrage findet. In der Tat haben die grossen Torfwerke*) 
öfters Mangel an Torf gehabt. All dies beweist, dass der 
Fehnbetrieb auch unter den jetzigen Verhältnissen bei uns ren- 
tabel ist, dass er aber fast ebenso wie in Holland in Blüte 
kommen würde, wenn wir uns bemühten, ihn soweit als irgend- 
möglich nach holländischem Muster einzurichten und ihm vor 
allen Dingen holländische Kanalverhältnisse zu schaffen. 

Neuerdings ist die oldenburgische Verwaltung in der 
Lage, die Bauten auf den neuen Kolonaten stark zu fördern 
und zu verbilligen und damit auch die Besiedelung sehr zu 
erleichtern. Die Landesversicherungsanstalt hat sich bereit 
erklärt, bis zur vollen Höhe des Brandkassentaxats nach 
einem von beiden Behörden genehmigten Plan und Kosten- 
anschlag dem Landeskulturfonds unter dessen Haftung zu 
diesen Bauten Geld zu 3% zur Verfügung zu stellen. Die 
Darlehne werden aber nur solchen Kolonisten gewährt, welche 
Marken der Alters- und Invaliditätsversicherung verwenden 
und beim Hausbau gewisse Mindestanforderungen hinsichtlich 
der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Einrichtung des 
Hauses erfüllen. In den beiden letzten Jahren sind bereits 
43 Häuser m. Mk. 1 11 215 Anschlagswert (pro Haus mit 143 qm 
bebaute Fläche = Mk. 2600 Kosten ; pro qm = Mk. 18) unter 
Mitwirkung und Aufsicht der Verwaltung gebaut und von der 
Landesversicherungsanstalt mit insgesamt Mk. 98875 be- 
liehen worden. 

Um die Urbarmachung zu fördern und um die Kolonisten 
auch gegenüber Missjahren im Torfbetriebe durch vergrösser- 
ten und sicheren Landwirtschaftsbetrieb widerstandsfähiger 
zu machen, werden jährlich sog. Kultivierungsprämieen aus- 
gegeben. Sie betragen bei Neukulturen, die der Kolonist in 
jedem Jahre genau nach den bekannt gegebenen Kultivie- 
rungs-, Düngungs- und Bestellungsvorschriften bis zum Jahres- 
schlüsse ausgeführt hat, bei Geestland bis zu Mk. 5, bei Moor- 

*) Die grössten sind Ruschmann-Varel, Internationale Fabrik 
Oldenburg, Bitter- Ramsloh, Dittmer-Kyritz i. Old., Lanwer & Comp.- 
Ramsloh, Strenge-Elisabethfehn, von denen die filnf letztgenannten über 
2000 Waggons Torf jährlich verbrauchten und sämtlich gut florieren. 

20* 
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boden bis zu Mk. 10, stellenweise sogar bis zu Mk. 15 für 
je 10 a. 

Als ganz besonders rühmlich und nachahmenswert ist bei 
der Kolonisationstätigkeit Oldenburgs der mit Erfolg durch- 
geführte Grundsatz der grössten Einfachheit und Billigkeit 
der Verwaltung und des ganzen Betriebes hervorzuheben. 
Die Erreichung dieses Zieles wird ja sehr erleichtert durch die 
Kleinheit des Landes, die ein allseitiges genaues Unterrichtet- 
sein der leitenden Personen und eine häufige Entscheidung 
an Ort und Stelle gestattet. Dies zugegeben, bleibt es dennoch 
unbestreitbar, dass die vorerwähnten Tatsachen zum grössten 
Teile einer geeigneten Organisation der Verwaltung und Aus- 
führung zuzuschreiben sind. 

Die Verwaltung bezw. die Besiedelung der umfangreichen 
Moore und Heiden untersteht der Verwaltung des Landes- 
kulturfonds und steht demnach unter der Leitung des 
Landesökonomierats Heumann, während die technische Aus- 
führung der Besiedelung dem Moorkulturinspektor Glass 
übertragen ist. Sie ruht also in dazu besonders berufenen 
und geeigneten Händen von Fachleuten, für die diese Tätig- 
keit den dauernden Lebenslauf oder doch einen wichtigen 
Teil von ihm bildet. Erster Grundsatz ist augenscheinlich 
möglichst mündliche Erledigung und möglichst wenig 
Schreiberei. Auch in den Moorkolonieen hat man keine kost- 
spieligen Verwaltungshäuser und Moorvögte nebst Unter- 
beamten , sondern kommt überall ohne Spezialbeamte 
aus, indem z. B. die zu Moorvögten oder Aufsehern angenom- 
menen Schleusenwärter oder sonstige vertrauenswürdige und 
geeignete Persönlichkeiten die Stellen zeigen, anweisen u. s. w. 

Dieses erfolgreiche Streben nach möglichst geringen Ver- 
waltungs- und Betriebsunkosten ermöglicht es der olden- 
burgischen Regierung auch, die Kolonate zu so günstigen Be- 
dingungen, wie es tatsächlich der Fall ist, zu vergeben ohne 
Zuschüsse ihrerseits, da hierzu die Mittel ohnedies gänzlich 
fehlen. Wie unendlich viel grösser sind dagegen die Un- 
kosten, die auf der benachbarten preussischen Hochmoor- 
kolonie Marcardsmoor ruhen, sie für den Staat und 
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trotzdem wohl auch noch für die Kolonisten unrentabel 
machend ! ? 

Ich glaube, dass sie das Zwanzigfache der Unkosten, die 
die Ansetzung der gleichen Zahl von Hochmoor-Kolonisten 
etwa in Petersfehn oder in Strückhausen verursacht, noch be- 
trächtlich übertrifft. Ich kann im grossen Ganzen dem olden- 
burgischen System nur beipflichten, das danach strebt, mit 
möglichst geringen Kosten den Ansiedler, nach Schaffung 
einer guten Abwässerung und Zuwegung d. h. der Grund- 
lagen für seinen Betrieb, zu möglichst günstigen Erwerbs- und 
Zahlungsbedingungen einzusetzen, ihm die Kultivierung seiner 
Kolonatsfläche zu überlassen*) und ihn in der Hauptsache 
auf eigene Tüchtigkeit und selbständiges Durcharbeiten zu 
verweisen. Das ist das, was in Wirklichkeit auch jeder 
tüchtige Kolonist will und erstrebt und wobei er nicht nur 
durchkommt, sondern in der Tat am besten fährt. Der un- 
tüchtige Kolonist wird dabei freilich schnell ausgeschieden,, 
doch ist das nicht nur kein Unglück, sondern im Gegenteil 
nur erwünscht. 

Bei uns wird dagegen der Ansiedler mit Abschluss des 
Pacht-Vertrags gewissermassen halb entmündigt. Das Haus 
wird ihm schlüsselfertig hingestellt, jedes qm Land in staat- 
licher Regie und daher sehr teuer urbar gemacht, die Frucht- 
folge, Düngung u. s. w. vorgeschrieben, der Ernte- 
Ertrag abgewogen und so fort. Und der Erfolg? Finanziell 
voraussichtlich ein voller Misserfolg und wirtschaftlich sicher- 
lich mindestens zum grossen Teile. 

*) I^desökonomierat Heumann sagt diesbezüglich: „Die Erfahrung 
hat jedoch gelehrt, dass derartige MelioraüoDsarbeiten bei uns ausser- 
ordentlich teuer werden, so dass es sich im ganzen als zweckmässig 
herausgestellt hat, sie lieber dem Kolonisten selbst zu überlassen unc. 
diesem dabei fördernd unter die Arme zu greifen" (44. Prot. d. Z.-M.- 
K. S. 48). 
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IV. Die neueste preussische Moorbesiedelung. 



1. Allgemeines. 

Als der preussische Staat wieder in den Besitz Ostfries- 
lands und zugleich Hannovers gekommen war, fand er bald 
dringende Veranlassung, sich mit der Frage der Moorbesiede- 
lung und der Lage der alten Moorkolonieen genauer zu be- 
fassen, da der schon immer traurige Zustand der letzteren 
•infolge von Missernten Ende der sechziger Jahre ein geradezu 
trostloser geworden war. Um Massnahmen zur Abhilfe aus- 
findig zu machen, wurde 1870 eine besondere Kommission 
ernannt, die im Jahre 1871 ihren Bericht abstattete.*) Die 
Einsetzung dieser Kommission bedeutete den Ausgangspunkt 
für weitere Massnahmen, als deren wichtigste die allerdings 
erst 1876 erfolgte Einsetzung der Zentral-Moor-Kommission 
und der unter ihrer Leitung stehenden, von Bremen und 
Preussen 1877 in Bremen gemeinschaftlich begründeten Moor- 
versuchsstation zu nennen ist. Beiden Einrichtungen hat 
sich später auch Oldenburg angeschlossen. 

Die Zentral-Moor-Kommission ist gedacht 
„als beratendes Organ für alle Moorangelegenheiten und als 
Mittelpunkt zur Sammlung, Begutachtung und Förderung 
aller einschlagenden Massregeln". Sie besteht aus Mitgliedern 
des preuss. Landwirtschafsministeriums (z. Zt. 3), der olden- 

*) Bericht der von der Kgl. Staatsregierung berufenen Kommission 
zur Beratung der zur Hebung der Zustände in den Moorkolonieen Ost- 
fricslands, sowie zur besseren Nutzbarmachung der fiskalischen Moore 
zu treffenden Einrichtungen. Aurich, 12. April 1871. 
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burgischen Landesverwaltung und aus einigen anderen in 
Moorangelegenheiten besonders unterrichteten Persönlich- 
keiten. Sie hält alljährlich gewöhnlich zwei Tagungen ab, 
deren eine im Sommer Besichtigungsreisen gewidmet ist, 
während die Wintertagung eingehenden Beratungen und Ver- 
handlungen dient. An den Tagungen nehmen die leitenden Be- 
amten der Moorversuchsstation sowie auf besondere Einladung 
meist auch andere an der jeweiligen Tagesordnung besonders 
interessierte oder über die jeweiligen Verhandlungspunkte 
besonders unterrichtete Herren teil. Die ausserordentlich 
vielseitigen und lehrreichen Ergebnisse ihrer Tätigkeit sind 
nebst den Ergebnissen der Forschungen und Versuche der 
Moorversuchsstation in den umfangreichen Protokollen 
der Zentral-Moor-Kommission — gegenwärtig 
49 — niedergelegt. 

Die Moorversuchsstation in Bremen, die erst 
unter Leitung des um die Hebung der Moorkultur hoch- 
verdienten Prof. Dr. Fleischer und unter Dr. Salfeld*) stand 
und jetzt Prof. Dr. Tacke unterstellt ist, hatte, kurz gesagt, 
ursprünglich den Zweck, einer rentablen landw. Hochmoor- 
kultur ohne Brandfruchtbau die Wege zu weisen. Ihre Auf- 
gabe erweiterte sich gewissermassenvon selbst immer mehr und 
bald zog sie auch die Frage der Kultivierung der Niederungs- 
moore, dann die der gewaltigen Heideflächen Norddeutsch- 
lands und neuerdings auch die der ihrem Sitz Bremen ja eng 
benachbarten Marschen in den Bereich ihrer Forschungen 
und Versuche. Diese waren nach vielen Richtungen 
bahnbrechend und haben unsere Kenntnisse von den 
Mooren und Heiden und von den Mitteln zu ihrer Kultur 
gewaltig gefördert. Doch ist die Tätigkeit der Moorversuchs- 
station eine so vielseitige und ergebnisreiche gewesen, dass 
hier nur auf ihre Veröffentlichungen selbst verwiesen 
werden kann. 



*) Einige Jahre nach Gründung der Moorversuchsstation wurde 
für die Emsmoore eine besondere landw. Versuchs-Abteüung abgezweigt 
und in Lingen unter ökonomierat Dr. Salfeld eingerichtet. 
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Im übrigen stammen die umfassenden Pläne, die 1866 
neu erworbenen grossen Moore Nordwesthannovers möglichst 
schnell zu erschliessen, schon aus der Zeit vor Einsetzung 
der genannten Kommissionen und fanden in dem Geh.-Rat 
im Min. f. landw. Angelegenheiten und späteren Unter- 
staatssekretär Marcard einen eifrigen Förderer. Sie waren 
nach dem grossen holländischen Vorbilde auf die .Fehnkolo- 
nisation eingerichtet und sollten ihr durch ein umfassendes 
und gutes Kanalnetz nach holländischem System die Wege 
ebnen. Die Ausführungsarbeiten wurden 1870, schon ehe 
die Vorarbeiten beendet waren, in den linksemsischen Mooren 
begonnen, da es galt, die grosse Zahl der Kriegsgefangenen 
zu beschäftigen. 

Man wollte in erster Linie das grosse langgestreckte 
Bourtanger Moor aufschliessen durch einen Längskanal, den 
bislang reichlich zur Hälfte ausgeführten Süd-Nordkanal, so- 
wie durch eine Reihe das Moor durchquerender und den 
genannten Kanal schneidender Kanäle die Verbindung 
zwischen der Ems einerseits und einigen holländischen Schiff- 
fahrts Strassen (der Vechte, Dedemsvaart, Hogeveensvaart, 
dem Orangekanal, dem Stadskanal und der Westerwolder Aa) 
andrerseits herstellen. Auf der rechten Emsseite sollten vor 
allem die grossen Moore am Nordabhange des Hümmling 
zugänglich gemacht werden durch mehrere Kanäle, für die 
ein Anschluss an die Ems, die Papenburger und Rhauder- 
fehner Kanäle und das oldcnburgische Kanal System in Aus- 
sicht genommen war. Auch die ostfriesichen Moore und 
Fehne sollten durch einen Ausbau der vorhandenen und Neu- 
bau weiterer Kanäle (insbesondere Weiterführung des Nord- 
georgsfehn-Kanales durch das Aurich-Friedeburger Wies- 
moor nach Wilhelmshafen unter Anschluss des Spetzer- und 
Grossefehnsystemes) Absatz- und Verkehrsgelegenheit nach 
Wilhelmshafen und dem Jahdebusen erhalten. 

Leider sind diese grossen Kanal plane, deren Ausführung 
jenen Moorgebieten über kurz oder lang unbedingt eine 
glänzende Entwickelung ermöglicht hätte, nur zum aller- 
kleinsten Teile verwirklicht worden. Da man sich jetzt 
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wieder mit Kanalplänen trägt, scheint es nicht überflüssig, 
nach einer Erklärung dafür zu forschen, warum wohl die 
ersten umfassenden Kanalprojekte so sehr ins Wasser ge- 
fallen sind. Selbstredend haben hier verschiedene Ursachen 
zusammengewirkt, von denen man die folgenden meist an 
erster Stelle genannt findet. Geldmangel nach der zu 
schnellen Verpuffung der französischen Milliarden, zu grosse, 
den Voranschlag weit übersteigende Baukosten, völlige Ver- 
kehrslosigkeit auf und an den Kanälen, deren Einnahmen 
nicht die Unterhaltungskosten deckten und die fast gänz- 
liche Unwirksamseit der Kanäle auf Aufschluss und Nutz- 
barmachung der benachbarten Moore. Vor allem misst man 
die Hauptschuld der in der Tat damals rückgängigen Kon- 
junktur auf dem Torf- und Kohlenmarkte bei, die man 
mancherorts zu Unrecht so stark überschätzte, dass man 
fürchtete, sie werde die Fehnkultur überhaupt unmöglich 
machen und damit den Nutzen der Kanäle ganz aufheben. 

M. E. ist indessen der Hauptfehler in einer anderen 
Richtung zu suchen. Die Kanäle waren bestimmt, die Ver- 
fehnung der Moore zu ermöglichen. Dazu braucht man aber 
eine fehnkundige Bevölkerung, da, wie eine mehrhundert- 
jährige Erfahrung zur Genüge gezeigt hat, die Fehne sich 
in der Hauptsache aus sich selbst bevölkern und von der 
umwohnenden Geest- oder Marschbevölkerung nur sehr 
wenig Zuzug erhalten. Zur völligen Neueinführung 
aber der Fehnkultur in einer Gegend aus 
fehnunkundiger Bevölkerung einen genügenden Stamm 
Fehntjer schnell zu schaffen, ist völlig un- 
möglich.*) 

Nun begann man mit den Kanalbautcn da, wo sie an- 

*) Diese Erfahrung macht auch Oldenburg, das trotz seines lang- 
samen Vorgehens in der Fehnkolonisation doch auch jetzt noch genötigt 
ist, die- Hauptmasse seiner Fehnkolonisten aus Ostfriesland heran- 
zuziehen, da ihm seine Geest, insbesondere das moorreiche Saaterland, 
keine der Zahl bezw. der Tauglichkeit nach genügenden Kolonisten 
liefert. Es lässt sich eben auch ein Fehntjerstand nicht aus der Erde 
zaubern. 
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scheinend am besten lohnten und die grössten, abgesehen von 
den Rändern ganz unbenutzt daliegenden Moorflächen auf- 
schlössen, im südlichen Teile des Bourtanger Moores. Das 
war zweifellos ein grosser Fehlgriff, dessen Folgen in der 
Zwischenzeit klar zu Tage getreten sind. Man baute zwar 
schöne und teuere, ausserordentlich teuere Kanäle, 
„doch auf den Kanälen sieht man meistens keine Schiffe, auf 
den Strassen kein Leben," sagt 1891 Hugenberg.*) Das 
galt bis noch vor kurzem in gleicher Weise und wird erst 
durch das neuzeitliche Eingreifen der Holländer besser werden. 

Dass das in die linksemsischen Kanalbauten gesteckte 
Geld jahrzehntelang so völlig totes Kapital gewesen ist, 
ist nur zu erklärlich und natürlich. Abgesehen vom Torf 
und vom Kanal fehlten eben alle Vorbedingungen für eine 
Fehnkultur. Es fehlten vor allem die Fehntjer, was viel zu 
wenig berücksichtigt wurde, es fehlte die Intelligenz und das 
Kapital, das die Fehnkultur durch Heranziehung von 
Menschenmaterial aus anderen Gegenden hätte in die Wege 
leiten können, — die münsterschen Bauern gehören zu den 
zurückgebliebensten ganz Deutschlands — , es fehlte aber 
auch der Absatz. Gerade dieser Teil aller deutschen Moore 
hat, wenn wir von der erst kürzlich geschaffenen Verkehrs- 
möglichkeit nach Holland absehen, die allerungünstigsten Ab- 
satzverhältnisse, es fehlt ihm die Nachbarschaft der Marschen 
und der kaufkräftigen, leicht erreichbaren Städte. Man ging 
also gerade in dem Teile der deutschen Moore mit den 
Kanalbauten zuerst vor, in dem die Fehnkolonisation am 
schwersten ins Leben zu rufen war. 

Als man dann sah, dass sich „auf den Kanälen keine 
Schiffe, auf den Strassen kein Leben" einstellen wollte, was 
sich nach Lage der Dinge nicht anders erwarten Hess, ver- 
lor man die Lust zur Weiterverfolgung der ursprünglichen, 
weitausschauenden Kanalpläne und bekam vor allem zu so 
völlig unproduktiven und dabei sehr teueren Anlagen kein 
Geld mehr bewilligt. So wurde denn der erfreuliche Plan 

*) Hugenberg a. a. O. S. 359. 
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ein grosses, zusammenhängendes Kanalnetz durch die Moore 
zu bauen, sehr schnell und wenig rühmlich begraben. 

Hätte man, statt in einem ganz toten und ungeeigneten 
Winkel die Fehnkultur und -kolonisation hervorzaubern 
zu wollen, die darauf verwendeten vielen Millionen dazu be- 
nutzt, den Mooren mit alter Fehnkultur — also denen Ost- 
frieslands und den an Papenburg anschliessenden — hollän- 
dische Verkehrswege zu schaffen, hätte man also nach dem 
Vorgange Hollands, das seit der Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts rund 19 Millionen auf die Verbesserung der alten 
Wasserstrassen mit glänzendem Erfolge verwandt hat, Folge 
geleistet, so würde man damit gleichfalls ganz zweifellos vor- 
zügliche Erfahrungen gemacht haben. Die Fehnkultur und 
der Torfabsatz würde sich in solchen alten Fehnbezirken 
stark gehoben haben und Tausende nunmehr an die Kohle 
verlorener Feuerstellen wären dadurch dem Torf erhalten ge- 
blieben. Überdies hätte man dabei noch den Vorteil gehabt, 
zunächst in erster Linie staatliche Moore aufzuschliessen, 
die man dann plan massig besiedeln konnte. 

Mit solchem Vorgehen würde man sicher keine ungün- 
stigen, sondern sehr günstige Erfahrungen gemacht haben, 
die von einer Fortsetzung der „Kanalpolitik" nicht nur nicht 
abgeschreckt, sondern da/u vielmehr angeregt hätten. Diese 
durchaus erfolgreiche Aufschliessung der grossen ostfriesisch- 
ostemsischen Moore würde dann sicherlich auch den Mut 
und die Berechtigung verliehen haben, den Kanalbau auf der 
linken Emsseite im vollen Umfange fortzusetzen, wobei man 
auch bald Anschluss an die holländischen Kanäle infolge 
deren inzwischen erfolgten Weiterbaues erlangt hätte. Auf 
solchem Wege würde man zu einer annähernd völligen Aus- 
führung der ursprünglichen Marcardschen Kanalpläne ge- 
kommen sein, wobei die zuerst gebauten linksemsischen 
Kanäle allerdings und sehr mit Recht zuletzt an die Reihe 
gekommen wären. 

Zweck dieser Zeilen ist es natürlich nicht, Vorwürfe nach 
irgend einer Richtung zu erheben, sondern gemachte Fehlgriffe 
hervorzuheben, um ihre Wiederholung oder die Begehung 
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ähnlicher bei dem hoffentlich bald wieder einsetzenden 
energischeren Vorgehen mit Fehnkanalbauten vermieden 
zu sehen. 

Die Lehre, die ich aus den vorstehenden 
Betrachtungen gezogen sehen möchte, ist 
die, dass man die deutsche Fehnkultur und 
-kolonisation zuerst in ihren alten Bezir- 
ken voll lebensfähig machen soll, worauf 
sie sich viel leichter in neue benachbarte 
Gegenden übertragen lassen wird. Freilich sind 
wir zu letzterem gegenwärtig dann viel leichter in der Lage, 
als früher, wenn es — wie in Elisabethfehn — gelingt, hollän- 
dische Verveener als Kolonisten in genügender Zahl heran- 
zuziehen, die hautsächlich auf Moor-, Kanal- und Absatzver- 
hältnisse, weniger aber auf die Gegend sehen, in der sie sich 
ansiedeln sollen. 

Während nun die Kanalbauten an von Haus aus nicht 
so leicht erkenntlichem irrtümlichen Vorgehen zum Stocken 
gekommen sind, ist die staatliche Fehnkolonisation jahrelang 
fast völlig verlassen worden durch grosse zum Teil geradezu 
unverständliche Fehler der staatlichen Verwaltung, durch die 
jene ..völlig in Misskredit geraten ist". Ich habe diese Fehler 
früher schon eingehend behandelt und brauche sie hier nur 
kurz erwähnen. Es sind in erster Linie der sehr teure und 
ganz fehlerhafte Kanalbau (Belastung der Kanalwege und 
Kolonatsanfänge mit dem Kanalaushub — Moor und Sand — ) 
und die ausserordentlich ungünstigen Zahlungs- und Kauf- 
bedingungen, wozu teilweise noch treten: mangelnde Schiff- 
barkeit der Wasserstrassen (Wassermangel) und unwirt- 
schaftliche — zu lange — und inwiekenlose Kolonatsform 
(bei stellenweise mittlerer bis schlechter Beschaffenheit des 
erschlossenen Torfes). 

Diese Faktoren haben auf den Fortgang der staatlichen 
Fchnkolonisation viel ungünstiger gewirkt als der Rück- 
gang der Torf preise, den man offiziell für die Stockung gleich- 
wohl fast allein verantwortlich gemacht hat. Weil man nun 
die Schuld in allererster Linie auf den Rückgang der Torfpreise 
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schob, glaubte man sich einer unabänderlichen „vis maior" 
gegenüber und entschloss sich, die Fehnkolonisation gänzlich 
aufzugeben, zum mindesten keine neuen Fehnkolonieen und 
-kanäle mehr anzulegen. 

Die Entscheidung fiel, als man daran ging, die Ver- 
wertung und Besiedelung des vom Ems-Jadekanal durch- 
schnittenen günstig gelegenen Teiles des grossen Aurich- 
Friedeburger Moores in die Hand zu nehmen. Sie fiel im 
Sinne der Hochmoorkultur und ungünstig für die Fehnkultur 
aus. Gaben die ungünstigen Erfahrungen mit der staatlichen 
Fehnkolonisation den Ausschlag für sie im negativen Sinne, 
so gaben ihn die günstigen Erfolge der „neuen deutschen 
Hochmoorkultur" für die Hochmoorbesiedelung in posi- 
tivem Sinne. 

Seit länger als einem Jahrzehnt arbeitete die Moorver- 
suchsstation mit Erfolg daran, der Hochmoorkultur neue 
Wege zu weisen und sie von dem Elend der Brandkultur 
und des Buchweizenbaues zu befreien. Mit Hilfe zweck- 
entsprechender Verwendung der künstlichen Düngemittel, 
insbesondere Kainit, Thomasschlacke und Chilisalpeter, sowie 
von Kalk gelang ihr dies auch zum Teil in einer in technischer 
Hinsicht gewissermassen grundstürzenden Weise. Weniger 
befriedigend war allerdings damals (1889), als man sich ent- 
schloss, die Kolonie am Ems- Jadekanal, das jetzige „Marcards- 
moor", als Hochmoorkolonie anzulegen, die Rentabilitäts- 
frage der Hochmoorkultur gelöst Man rechnete z. B. noch 
nicht mit der Anlage von Wiesen und Weiden auf 
dem Hochmoor, wie wir sie jetzt in so umfangreicher 
und rentabler Weise haben, man rechnete noch nicht oder 
doch nur wenig mit der Verwendung der den Betrieb so stark 
verbilligenden Gründüngung (Seradella !), man sah sich fast 
ausschliesslich angewiesen auf Ackerkultur mit der ausser- 
ordentlich teuren jährlichen Verwendung sehr grosser (viel 
zu grosser!) Mengen künstlicher Düngemittel und Kalkes. 

Es lag also damals, als man die Fehnkultur zu Gunsten 
der Hochmoorkultur verliess, ein sehr grosses Risiko in diesem 
Beschlüsse, da man eine sichere Kultur einer noch durch- 
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aus unsichern zuliebe aufgab. Die Verhältnisse haben sich 
seitdem gerade nach der Seite des finanziellen Erfolges, der 
Verbilligung des Betriebes hin, wie eben gezeigt, ganz ausser- 
ordentlich günstig entwickelt, viel günstiger, als man damals 
ahnen konnte, so dass man jetzt eigentlich erst recht ein 
energisches Fortsetzen der bei fraglichen Reinertragsaus- 
sichten begonnenen Hochmoorkolonisation erwarten müsste. 
Statt dessen scheint man aber schwankend 
geworden zu sein und die Hochmoorkultur 
event. wieder verlassen und zur Fehnkultur 
zurückkehren zu wollen! 

An sich würde ich diesen Entschluss mit Freuden be- 
grüssen. Ich bekenne mich als überzeugten Anhänger der Fehn - 
kolonisation und bin der Ansicht, dass es in jeder Hinsicht, 
volkswirtschaftlich wie privatwirtschaftlich, viel richtiger ist, 
eine Moorfläche lieber noch 50 Jahre ganz ungenutzt liegen zu 
lassen, wenn man sich dadurch die Entstehung einer guten 
Fehnkolonie erwarten kann, als sie so schnell wie möglich mit 
einer — wenigstens im Vergleich zu einer ordentlichen Fehn- 
kolonie — doch immer mehr oder minder dürftigen Hoch- 
moorkolonie zu besetzen, die sich im Laufe der Jahrhunderte 
in ein verhältnismässig ärmliches Geestkleinbauerndorf ver- 
wandelt. 

Wenn kürzlich die Frage erwogen worden ist, auch in 
Marcardsmoor zur Fehnkultur überzugehen, so spielt dabei 
selbstredend die gegenwärtig sehr günstige Konjunktur auf 
dem Torfmarkte, die die Aussichten der Fehnkultur viel- 
versprechend erscheinen lässt, eine grosse Rolle. Andrer- 
seits sind aber augenscheinlich die Erfahrungen, die man 
mit der Hochmoorkolonisation gemacht hat, doch so wenig 
befriedigender Art gewesen, dass man trotz der wider Er- 
warten günstigen Entwickelung der Technik der Hochmoor- 
kultur die gegenwärtigen günstigeren Aussichten der 
Fehnkolonisation vielleicht benutzt, um die Hochmoor k o 1 o - 
n i s a t i o n ganz einzustellen oder doch mehr in den Hinter- 
grund zu drängen. 

Wir wollen im nachstehenden die neue deutsche Hoch- 
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nioorkolonisation, zunächst des Westens, mit ihren Ergeb- 
nissen und Lehren einer kurzen Betrachtung unterziehen. 

Zwei Kolonieen sind es, deren Entwickelung hier fast 
allein in Betracht kommt : Provinzialmoor und 
Marcardsmoor. 



2. Die neue Hochmoorbesiedelung. 
a) Provinzialmoor. 

Nachdem der preussissche Staat in die zur Auf Schliessung 
der linksemsischen Hochmoore erbauten Kanäle bereits eine 
Reihe Millionen gesteckt hatte, ohne dass sich auf und an 
den Kanälen irgend welches Leben entwickelte, legte man 
es der hannoverschen Provinzialverwaltung dringend nahe, 
nun endlich auch ihrerseits zur Hebung jener grossen Moor* 
gebiete und ganz zurückgebliebenen Gegenden Hannovers 
etwas zu tun und durch ein Unternehmen grösseren Stiles 
zu erweisen, dass die Nutzbarmachung der Moore auf dem 
von der Moorversuchsstation gewiesenen Wege sehr wohl 
möglich sei. Die Provinz sollte aus Provinzialmitteln (West- 
fonds) eine grössere Fläche am Süd-Nord-Kanal erwerben, 
kultivieren und mit Kolonisten besetzen. 

Dieser Plan fand zwar in der Provinzialverwaltung starke 
Gegnerschaft, da man die Hochmoorkultur und -besiedelung 
nur nach den mit den alten Kolonieen geraachten Erfah- 
rungen beurteilte und da man in Hannover gewohnt war, 
das verfügbare Geld ausschliesslich für Ankauf und Auf- 
forstung von Heideländereien zu verwenden. Es gelang 
jedoch schliesslich den leitenden Persönlichkeiten der Ver- 
waltung, da das Eingreifen der Provinz gewissermassen als 
Ehrensache zu gelten hatte, im Frühjahr 1888 einen Be- 
schluss des Provinziallandtages zu erreichen, „eine Summe 
von Mk. 400000 nebst den anwachsenden Zinsen festzulegen, 
um damit eine grössere Fläche im Bourtanger Moor zu er- 
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werben, sie zu kultivieren, sie in den Pachtbesitz und all- 
mählich auch in das Eigentum von Kolonisten über- 
zuführen"*) 

Die Ausführung dieses Beschlusses bot naturgemäss 
mancherlei Schwierigkeiten. Sie begannen schon beim Zu- 
sammenkauf der Fläche von 442 ha aus den Händen einer 
grösseren Zahl bäuerlicher Besitzer der Gemeinde Gr.-Fullen, 
in deren Mark obige Fläche der jetzigen Kolonie Provinzial- 
moor liegt. Nur durch das Eingreifen des Hauptmanns 
Schöningh,**) der die noch notwendigen Flächen für die 
Provinz von den Bauern kaufte, gelang es, das erforderliche 
Areal zusammen zu bekommen. 

Die Kaufkosten betrugen Mk. 103 170 oder Mk. 233,33 
p. ha. „Die örtlichkeit, in welcher dieses Unternehmen ge- 
plant war, war durchaus nicht günstig. Der Süd-Nord-Kanal, 
der die Kolonie nunmehr auf eine Erstreckung von rund 
1700 m begrenzt, war bis zu dieser Stelle noch nicht aus- 
gebaut, eine Zuwegung zu dem festen Lande musste mit 
hohen Opfern hergestellt werden. Die Mooroberfläche 
gehörte nach den Analysen der Moorversuchsstation durch- 
aus nicht zu den besseren ihrer Art und die sonstigen Ver- 
hältnisse waren überhaupt nicht günstig."*) 

Da aber gerade bei solcher Sachlage dem Versuche eine 
grössere Beweiskraft innewohnte, schienen diese Flächen 
für den beabsichtigten Zweck besonders geeignet, auch ver- 
zichtete man aus gleichem Grunde auf die Heranziehung von 
Korrigenden zur Kultur, die man vielmehr ganz ausschliess- 
lich durch Kolonisten ausführen lassen wollte, um beim Ge- 
lingen des Unternehmens dann leichter Nachfolge bei Privaten 
zu finden. Das ungefähr 17 km von der nächsten Stadt und 
Bahnstation Meppen entfernte, mitten im Moor liegende 
Siedelungsgebiet wurde durch einen besandeten Moorweg 
aufgeschlossen, auf dem gleichzeitig eine Feldeisenbahn ver- 

•) Landesforstrat Quaet-faslem ; 42. Prot. d. Z.-M.-K. S. 10. 
**) Schöningh stand an der Spitze eines Konsortiums, das in den 
dortigen Mooren rund 6000 Morgen Moor erworben hat. 
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legt wurde. Ihre Länge beträgt einschliesslich des flüch- 
tigen Geleises 6438 m. Der Bezug erfolgt auch jetzt noch 
vielfach über Meppen mit nachfolgendem Wagentransport. 
Die Kolonie steht seit Anfang unter der Oberleitung 
des Provinzialforstmeisters, jetzigen Landesforstrats Quaet- 
faslem, während die örtliche Ausführung dem Moorvogt 
Barjenbruch, früheren Wiesenbaumeister, der sich in seinen 
schwierigen landwirtschaftlichen Wirkungskreis, obwohl von 
Haus aus mit der Landwirtschaft nicht vertraut, im Laufe der 
Jahre sehr gut eingearbeitet hat. Die Grösse der Kolonate 
wurde auf etwa 10 ha bemessen. Sie sollten den Kolonisten 
unter folgenden Vertragsbedingungen übergeben werden. 

Kolonist pachtet die Stelle auf 10 Jahre, wobei es ihm 
freigestellt wird, das Kolonat nach 10 Jahren, ev. auch früher 
zum Buchwert, d. h. mit dem zu 4 7o zu verzinsenden 
Betrage aller auf das Kolonat entfallenden generellen und 
speziellen Ausgaben der Verwaltung käuflich — gegen Kapital- 
zahlung oder als Rentengut — unter Vorbehalt späterer Ver- 
einbarung der näheren Bedingungen, z. B. Teilungsbeschrän- 
kung und Vorkaufsrecht, zu erwerben. Das Pachtverhältnis 
kann Kolonist jährlich zum Michaelistermin, die Verwaltung 
unter Umständen, wenn Pächter seinen Verpflichtungen nicht 
nachkommt, sofort kündigen. 

Das Kolonat wird dem Pächter verwaltungsseitig in 
Kultur gebracht in der Weise, dass er 1 ha beim Antritt 
kultiviert vorfindet, während ihm im weiteren Verlauf der 
Pachtdauer jährlich etwa 2 ha weitere Moorflächen ver- 
waltungsseitig und allein auf Kosten der Verwaltung zur 
Bestellung vorbereitet werden sollen. Nur die dem Kolonisten 
im Laufe der Jahre überwiesenen, fertig vorbereiteten Teile 
des Kolonats darf er nach Massgabe des allgemeinen Kultur- 
planes landwirtschaftlich bestellen und zu seinem Vorteil 
und auf seine eigenen Kosten ausnutzen. Die übrigen Teile 
des Kolonats sind bis zu ihrer vollständigen Vorbereitung 
und Überweisung seiner Benutzung entzogen. 

Der Kolonist nebst seinen arbeitstüch- 
tigen Familienmitgliedern hat jedoch bei 

Stumpfe. Moor-Kolonisation. 21 
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Ausführung dieser Arbeiten, sowie der sonstigen 
auf dem Provinzialmoor überhaupt vor- 
zunehmenden Arbeiten Arbeitshilfe zu 
leisten und hat dafür die verwaltungs- 
seitig zu normierenden ortsüblichen Ak- 
kord- oder Tagelohn-Vergütungen zu em- 
pfangen. Diese dem Kolonisten schon im § 2 auferlegte 
Arbeitsverpflichtung wird ihm im § 7 nochmals mit folgendem 
Satze eingeschärft : „Kolonist verpflichtet sich daher zu einem 
nüchternen Lebenswandel und verspricht samt seinen arbeits- 
tüchtigen Familienmitgliedern auf Erfordern gegen ortsüb- 
lichen Lohn auf dem Kolonate und im Provinzialmoore Ar- 
beitshilfe zu leisten und sich dabei willig, fleissig und rechtlich 
zu verhalten." Die Eigenschaft des Kolonisten als Ar- 
beiter der Provinzialmoor-Verwaltung, als 
welcher er „den Weisungen des Moorvogts, als seines näch- 
sten Vorgesetzten, unweigerlich Folge zu leisten" hat (§9), 
wird also, worauf ich besonders verweisen möchte, scharf 
hervorgehoben und festgelegt. 

Den landwirtschaftlichen Betrieb hat der 
Kolonist „genau nach Vorschrift der Ver- 
waltung einzurichten und durchzuführen 
und hat sich deshalb der Kontrolle durch die betr. Ver- 
waltungsinstanzen unweigerlich zu fügen". Brandkultur darf 
nur mit schriftlicher Genehmigung des Provinzialforstmeisters 
auf dem Kolonate getrieben werden. Die Baulichkeiten 
stellt die Verwaltung auf ihre Kosten her und trägt auch die 
Versicherungsgebühren, die Entschädigung für ihre Be- 
nutzung ist in der Pacht enthalten. 

Die Pacht (Miet- und Pachtvergütung) ist jährlich 
im voraus zu zahlen und betrug zuerst Mk. 40 p. ha kultiviert 
übergebener Fläche ohne Freijahrsgewährung. Späterhin 
sah man sich jedoch genötigt, insbesondere auch mit Rück- 
sicht auf die in Marcardsmoor gewährten günstigeren Be- 
dingungen, 1 Freijahr zu gewähren, die Pacht auf Mk. 30 
herabzusetzen und die halbe Einsaat im 1. und die halben 
Düngerkosten im 2. Jahre zu ersetzen. Die Grund- und 
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Gebäudesteuer trug die Verwaltung, die Gemeinde-, Kirchen- 
und Schullasten trägt dagegen der Kolonist. 

Dies das wichtigste aus den Vertragsbedingungen.*) 

Für die Schulverhältnisse ihrer Siedelung hat übrigens 
die Provinz bislang sehr schlecht gesorgt, da die in dem 
benachbarten Schöninghsdorf erbaute einklassige Schule schon 
seit Jahren über 100 (jetzt 120 [!]) Schüler zählt und bei der 
schlechtenDotierung der Stelle in Anbetracht der ganz ent- 
legenen und teuren Station ein ständiger Wechsel des einzigen 
Lehrers stattfindet, so dass also der „Bildungsgrad" der Kolo- 
nistensprösslingc leider der denkbarst dürftigste sein muss. 
Auch für kirchliche Zwecke ist die Provinzialverwaltung nichts 
weniger als freigebig und steuert zu dem Kirchenbau in 
Schöninghsdorf , dicht gegenüber ihrer Kolonie , nur 
Mk. 1000 bei. 

Das Ergebnis des Kolonisationsunternehmens ist in vieler 
Hinsicht ein befriedigendes. Es wird nach jeder Richtung 
hin sehr genau Buch geführt, so dass sich Kosten, Rentabilität 
und Wirtschaftserträge genau übersehen lassen. Die ganze 
Fläche wurde in 43 Kolonate ausgelegt. Von ihnen sind 36 
an Kolonisten begeben, 2 liegen in Kiefernschonung,**) der 
Rest wird teils vom Moorvogt und vom Vorarbeiter genutzt, 
teils von der Verwaltung bewirtschaftet oder erst kultiviert 
und ist grossenteils in Wiese und Weide gelegt und an die 
Ansiedler verpachtet. Die Kolonate sind durchschnittlich 
830 m lang und 118 m breit, also rund 9,8 ha gross. 

Die Kolonisten haben zuerst mehrfach gewechselt, bis 
Mitte der 90er Jahre schieden fast alljährlich einer oder mehrere 

*) Ein Pachtvertrag ist abgedruckt im 24. Prot. d. Z.-M.-K. 
S. 58/62. 

**) Auch dieser Aufforstungsversuch hat erneut gezeigt, dass Forst- 
betrieb auf tieferem Hochmoor nicht möglich ist, dagegen sind dfe 
Schutzstreifen um die Gehöfte hier "wie auch in Schöninghsdorf sehr gut 
gediehen. Während man in Provinzialmoor bei der Pflanzung mit durch 
die „Abfälle" bei der Mischung der künstlichen Düngemittel gut- 
gemachtem Kompost nachgeholfen hat. will man in Schöninghsdorf 
keinerlei Kompost oder Dünger verwendet haben. 

21* 
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freiwillig oder nach erhaltener Kündigung aus. Neuerdings 
ist der Wechsel selten, das Material ist gewissermassen 
durchgesiebt und die Spreu entfernt. Es hatte sich zuerst 
begreiflicherweise viel minderwertiges Material herzugedrängt, 
das auf Kosten der Verwaltung bequem leben zu können 
hoffte und das erst entfernt werden musste. Bei den ver- 
bliebenen brauchbaren Kolonisten ist eine erfreuliche Er- 
starkung der Vermögensverhältnisse festzustellen, wie die 
nachstehenden Zahlen zeigen. Es betrug im Durchschnitt 
der vorhandenen Ansiedlerfamilien*) 



im 
Jahre 


bei insgesamt 
Ansiedlerfamilien 


die Zahl der gehaltenen: 


Kühe 


Rinder 


Kälber 


Pferde 


bch weine 


Geflügel 


1891 


14 


0,86 




0,07 




1,36 


5,8 


1895 


28 


2,35 


_ 


0,96 


0,57 


6,1**) 


12,9 


1901 


34 


3J3 




o,35 


0,88 


5,i 


23,2 



Die Höhe der Inventarversicherung betrug im 
Durchschnitt 

1890 bei 8 Ansiedlerfamilien = Mk. 1484 
1895 „28 „ = „ 3000 

1901 » 34 » = m 4416 

Die Vermögensverhältnisse der Ansiedler haben sich 
also in dem Jahrzehnt ganz erheblich gebessert, wobei sehr 
ins Gewicht fällt, dass ihr „eingebrachtes Vermögen" ganz 
überwiegend nur in mehr oder minder dürftigem Hausrat 
bestanden hat, während ihr geringes „Betriebskapital" von 
Mk. 100 — 500 vielfach zum grossen Teile erborgt war. Dem- 
nach ist die Vermögensmehrung in Wirchlichkeit stärker, als 
sie in obigen Zahlen zum Ausdruck kommt. Dabei ist aber 
zu beachten, dass eine Wirtschaft stets viel schwieriger in 



*) Die nachstehenden Angaben sind den einzelnen in den Prot. d. 
Z.-M.-K. veröffentlichten Jahresberichten über die Entwickelung von 
Provwuial-Moor entnommen. 

**) Der Bestand an Schweinen ist für dieses Jahr gegen die Jahre 
vor und nachher ganr außergewöhnlich hoch angegeben. 
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Betrieb zu setzen und Vermögen anzusammeln ist, wenn gar 
kein Anfangskapital da ist. Hätte man statt vielfach recht 
fragwürdiger und minderwertiger Arbeiter wirkliche Klein- 
bauernsöhne und gute vermögende Heuerlinge gehabt, die 
Entwickelung der Kolonie und Kolonate wäre eine viel 
bessere gewesen. 

Zur näheren Beleuchtung der Ertragsfähigkeit der neuen 
Hochmoorkultur seien nachstehend die im Provinzialmoor 
erzielten Durchschnittserträge kurz angegeben.*) 

Es wurden im Durchschnitt p. ha netto in Zentnern 
geerntet : 

1890 91 92 93 94 95 96 97 98 99 1900 1901**) 
Roggen 18,6 30,5 34,7^43,4 33.6 28,— 28,8 34,4 28,5 33,6 28,1 28,9 
Hafer — 32,710,6 9,122,636,828,633,536,241,8— 28,9 
Kartoffeln 178 181 239 394 222 347 357 308 303 443 236 396***) 
Heuertrag — — 108 135 106 112 98t) 93 74 77 58 7of) 

Die in Regie bewirtschafteten Flächen, von denen Roggen 
und Hafer auf dem Halm versteigert, die Kartoffeln aber 
abgeerntet werden, ergaben folgenden Erlös bezw. Ertrag 
p. ha brutto.f+) 

*) Prot. d. Z.-M.-K. 48. Sitzg. S. 129 fr. 
**) Bei der Ernte des Jahres 1891 ist zu beachten, dass es das 
weitaus trockenste Jahr der ganzen Periode war, da im Durchschnitt der 
Jahre 1892 — 1901 die Niederschläge 721,9 mm betrugen, im Jahre 1901 
aber nur 529,6 mm! Es sind die trockenen Jahre für die Hochmoore 
mit richtig reguliertem Wasserstand im allgemeinen gute Jahre. 

***) Die Ernte von 1901 wird in Wirklichkeit als die beste be- 
zeichnet, deren Durchschnitt nur dadurch so herabgemindert worden sei, 
dass in einigen Kolonaten die angebauten Flächen durch ein von der 
benachbarten Moorheide ausgehendes Schadenfeuer beeinträchtigt worden 
seien. Auf Kolonat 3 seien vom ha 509 Ztr. geerntet worden. 

■f") Seit einigen Jahren werden die Wiesen etwa zur Hälfte ge- 
weidet, wodurch natürlich ein grosser Teil der Grasnutzung vorweg- 
genommen wird und in obigen Zahlen nicht mehr zur Erscheinung 
kommt. Die Wiesen und Weiden machen in der Tat einen überwiegend 
sehr guten Eindruck. 

ff) Eingerechnet die zugehörigen Wege- und Grabenflächen. 
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1890 9i 92 93 94 95 9° 97 98 99 '9QQ 190» 



Roggen Mk. 150 223 323 300 287 174 199 202 209 176 147 »85 
Hafer » — 229 122 148 200 219 119 244 152 214 183 195 
Kartoffeln » 226 239 335 421 264 333 287 296 311 351 225 461 

Bei dem Erlös für Roggen und Hafer ist zu beachten, 
dass er in den letzten Jahren zum Teil darunter gelitten hat, 
dass die Kolonisten grossenteils mit ihrer eigenen Ernte 
schon voll zu tun hatten, wodurch die Nachfrage stark zurück- 
ging, während die in Regie bewirtschaftete Fläche zu- 
genommen hatte. 

Vergleichen wir die Erträge bis 1895 und von 1896 an, 
so lieferten eine Ernte von Zentnern ; 



Die Ernteerträge haben sich also im Durchschnitt ganz 
beträchtlich gehoben, was die günstigsten Aussichten für die 
Zukunft eröffnet. Eine Tatsache möchte ich hier noch 
als bezeichnend und sehr erfreulich hervorheben. Während 
nämlich in den ersten 6 Jahren die Kolonisten beträchtlich 
weniger Kartoffeln ernteten, als die Verwaltung (240 : 303 Ztr. 
p. ha brutto), haben sie in der Periode 1896/1900 — die 
Ernte von 1901 muss aus den umstehend angeführten Gründen 
unberücksichtigt bleiben — eine etwas bessere Ernte erzielt 
(304 : 294 Ztr.). Das lässt darauf schliessen, dass sich ihr 
Wirtschaftsbetrieb wesentlich gehoben hat, dass sie nun an- 
fangen, wirklich ordentlich zu wirtschaften.*) 

Zu beachten ist ferner, dass die Absatzverhältnisse zuerst 
die denkbar schlechtesten waren und sich erst neuerdings 
durch die beginnende „Industrialisierung" der Gegend durch 

*) „Die Ernte steht in direktem Verhältnis zu der wirtschaftlichen 
Befähigung der einzelnen Kolonisten und den individuellen Charakter- 
eigenschaften, insbesondere auch der Frau." Quaet-faslem 35. Prot. d. 
Z.-M.-K. S.- 42. 



bis 1895 
1896— 1901 



Roggen Hafer Kartoffeln 
32,2 18,7 241 

30— 34,3 332 




— 15,6 91 

2,2 — — 
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die Holländer, durch Bau einer Molkerei (1898; die Butter 
wurde früher mit 60 Pfg. p. % kg bezahlt) u. s. w. heben 
werden. Die bessere Verwertung der Milch wird eine Ver- 
mehrung und Verbesserung des Rindviehbestandes und damit 
eine bessere Fütterung und Düngung im Gefolge haben. Zu- 
dem hat sich in der Neuzeit der ganze Charakter des landw. 
Betriebes dadurch von Grund aus geändert und zwar ver- 
bessert, dass man von dem ursprünglichen fast ausschliesslichen 
Ackerbau mit Zukauf sehr grosser Mengen von Düngemitteln 
immer mehr zur vorwiegenden Wiesen- und Weidenanlage 
und demnach zur starken Viehhaltung übergeht. Dadurch 
wird das Düngerkonto stark sinken*) und die Rentabilität 
eine viel günstigere werden. Die ersten Jahre waren eben 
ausgesprochene Lehrjahre — aus denen man ja auch jetzt 
noch nicht ganz heraus ist — , in denen die Kolonisten viel 
Lehrgeld zahlen mussten, da über fast alle landwirtschaftlich- 
technischen Fragen (der Entwässerung, Vorbereitung, Be- 
stellung und Düngung des Moores, der auszuwählenden Früche 
und Sorten, der Fruchtfolge u. s. w.) erst durch häufig ziemlich 
kostspielige mehrjährige Probeversuche Erfahrungen gesam- 
melt werden mussten. Es ist hier leider nicht der Ort, 
diese hochinteressanten Versuche — Erfolge und Miss- 
crfolge — und Fortschritte genauer darzustellen, ich kann 
vielmehr zum nähern Studium nur auf die jährlichen Ver- 
handlungen der Z.-M.-K. und die entsprechenden Dar- 
legungen der Moor-Versuchs-Station verweisen.**) 

*) In gleicher Richtung wirkt die äusserst erfolgreiche Einfuhrung 
der Gründüngung (Zwischenfruchtbau, Seradella). 

**) Nur eines grossen Fortschrittes sei hier gedacht, der Ein- 
führung einer regelrechten Drainage des Hochmoors, welche eine 
bedeutende Erleichterung der Hochmoorkultur (Wegfall des ßeetebaues, 
der vielen alljährlich zu räumenden Gruppen. Verringerung der Ver- 
unkrautung bei leichterer Bestellung, Landgewinn u. s. w.) bedeutet. 
Die Drainage wird meist mit Faschinen, zum Teil — in Ostpreussen — 
auch mit schichtenweise übereinander gelagerten und durch aufgenagelte 
Querhölzer verbundenen Abfalllatten hergestellt. Im altgesackten Moore 
werden auch regelrechte Röhrendrainagen durch einfaches Auflegen der 



Digitized by Google 



— 328 — 



Nach alledem kann man nicht mehr daran zweifeln, dass 
die Kolonie wie die Kolonisten die schwerste Zeit hinter sich 
haben und einer befriedigenden Entwickelung entgegensehen. 
Dass man das in den Kreisen der tüchtigen Kolonisten 
auch erkannt hat, beweist u. a. die Tatsache, dass von dem im 
Jahre 1892 zugezogenen Holländer de Graaf auch der Sohn und 
Schwiegersohn in den Jahren 1896 und 1899 Kolonate in 
Provinzialmoor erworben haben. 

Ich halte das wirtschaftliche Fortkommen der Kolonisten 
für durchaus gesichert und die Grüdung der Kolonie trotz 
der Schwierigkeiten der Lehrjahre wirtschaftlich für in der 
Hauptsache geglückt. 

Die schwache, allerdings sehr schwache Seite von Pro- 
vinzialmoor sind seine Bauten, bei deren Ausführung, ins- 
besondere Fundamentierung und Bedachung man seinerzeit 
nicht glücklich vorgegangen ist, so dass vielfach sehr arge 
Senkungen der Häuser und Hausteile (Schornsteine) u. s. w. 
stattgefunden haben, die ständig kostspielige Ausbesserungen 
verursachen. Die Kolonatsgebäude kosteten 1901 durch- 
schnittlich Mk. 4057, der Durchschnittspreis ist durch die 
vielen Ausbesserungsarbeiten leider alljährlich etwas ge- 
stiegen. Da zudem eine buchmässige Abschreibung einer 
entsprechenden, nach Lage der Dinge hoch zu bemessenden 
Tilgungsquote nicht stattgefunden hat, belasten die minder- 
wertigen, in wenigen Jahrzehnten baufälligen Gebäude die 
Kolonate über Gebühr. 

Uber die Rentabilität des ganzen Unter- 
Drainröhren auf die Sohlen des Draingrabens mit Erfolg ausgeführt. So 
wurde mir in der alten Hochmoorkolonie Stellenfelde im Hellweger 
Moor eine schon 10 Jahre tadellos fliessende derartige Röhren-Drain age 
gezeigt, an der sich noch nichts auszusetzen gefunden hatte. In Peters- 
fehn bei Oldenburg sind einige Hochmoorkolonate von ihren Besitzern schon 
seit länger als 1 5 Jahren mit Röhren drainiert, die jetzt noch fehlerlos wirken. 
Die Einführung der verdeckten Entwässerung bedeutet in der Tat einen sehr 
grossen Fortschritt in der Hochmoorkultur, sowohl für den Ackerbau, 
wie auch für den Wiesenbau und insbesondere für die Weiden! In 
Provinzialmoor waren bis 1891 8,5 ha mit Faschinen drainiert für 
Mk. 56 pro ha auf 20 m Entfernung der Drainstränge! 
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n e h ni e n s sei aus dem Jahresbericht für 1901*) folgendes 
wiedergegeben : 

Es betrug die Verzinsung 

a) der wirklichen Ausgaben (einschl. der örtlichen Vcrwal- 
tungskosten, Wegeanlagen u. s. w.) durch die Einnahmen 
aus dem Moore (ausschl. also der Zinsen des Fonds), 

b) des ganzen Fonds durch die Einnahmen aus dem Moore 
und aus den Kapitalzinsen: 

im Jahre 1888/89 8 9/ 90 90/91 91/92 92/93 93/94 94 /95 

a) 0,17 0,31 0,90 2,02 2,29 3,59 3,5o °/ 0 
h) 3— 2.5 2,6 3»i 3.2 4,2 4,2 °/ 0 

im Jahre 95/96 96/97 97/98 98/99 99/1900 1900 

aT2~37~ 3.34 2,64 3,o8 3,28 2,8 4 °/ 0 

b) 3.3 4,4 3,7 4.2 4,6 4,2 °/o 
bei b) im Durchschnitt jährlich 3,6% des Ursprungskapitals 
von Mk. 400000, allerdings ohne Belastung des Unter- 
nehmens mit den Zinsen des hineingesteckten Kapitals. 

Das würde eine nach Lage der Dinge durchaus genügende 
Verzinsung des Anlagekapitals sein. Dieser Zinssatz ist jedoch 
noch nicht abschliessend, da einerseits die Einnahmen noch 
steigen, andrerseits noch mehrere Gebäude zu errichten und un- 
gefähr 1 1 % der Fläche in Kultur zu bringen sind. Indessen 
ist die Verzinsung allmählich gestiegen, die Ausgaben sind 
zurückgegangen (von 1893/ 1896 zu 1897/1900 von Mk. 37264 
auf Mk. 21254), die Einnahmen (aus dem Moore) in der 
gleichen Zeit von Mk. 11 142 auf Mk. 13590 gestiegen. Das 
endgültige Ergebnis wird also vielleicht noch günstiger sein. 

Erwägt man nun, dass die Kultivierung und Besiedelung 
von Provinzialmoor den ersten Hochmoorkulturversuch im 
grossen und den ersten neuzeitlichen Hochmoorkolonisations- 
versuch**) darstellt, der im grossen ganzen unter nicht 

*) Näheres vergl. 48. Prot. d. Z.-M.-K. S. 139/140. 
**) Ganz ohne Vorgang war die Anlage von Provinzialmoor aller- 
dings nicht, da mit ihm grenzend an der Westseite des Kanals die 
private Hochmoor-Kolonie Schöninghsdorf schon 1 88 1 begründet wurde. 
Dort lagen die Verhältnisse noch viel schwieriger, da weder Kanal noch 
ein irgend brauchbarer Weg, noch Schule u. s. w. vorhanden war, so 
dass man den Ansetzungsvertrag (Pachtvertrag) wohl mehr als einen 
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günstigen Bedingungen unternommen wurde, bei dem natur- 
gemäss viele Fehler in landwirtschaftlicher, bau- und koloni- 
sationstechnischer Hinsicht vorkamen, die viel Lehrgeld 

Wechsel auf die Zukunft bezeichnen muss. Angelegt wurde die Kolonie 
von Hauptmann Schöningh, der in den dortigen Mooren eine Fläche 
von rund 6000 Morgen erworben hatte. 

Bei der ausserordentlichen Ungunst der Verhältnisse waren die 
Erfolge in der Kolonie denn auch zunächst begreiflicherweise wenig 
befriedigend. Das Kolonistenmaterial war äusserst minderwertig und 
hat späterhin vielfachen Wechsel erforderlich gemacht. Allmählich hat 
sich aber nach Fertigstellung des Süd-Nord-Kanales und Herstellung 
des Verbindungsweges über Provinzialmoor nach Meppen, sowie neuer- 
dings durch Fertigstellung der Verbindungsstrecke des Süd-Nord-Kanales 
mit der holländischen Hogeveensvaart die Lage wesentlich günstiger 
gestaltet, seit einigen Jahren besitzt die Kolonie auch eine eigene, z. Z. 
allerdings sehr überfüllte Schule, während der Bau einer Kirche 
dieses Jahr in Angriff genommen werden wird. Die Kolonate sind 
durch ordentliche und gut gehaltene, übersandete und mit Bäumen be- 
pflanzte Wege verbunden. 

Die tüchtigeren Pächter sind gut vorwärts gekommen, befinden 
sich in befriedigender Lage und wirtschaften auch ohne Reglementierung 
zum Teil durchaus zweckentsprechend. So hat der tüchtige Pächter des 
grössten Kolonats von seiner 80 Morgen grossen Fläche rund 50 Morgen 
in Wiesen- und Weideland liegen. Freilich gibt es auch jetzt noch 
einige fragliche Existenzen unter den Ansiedlern. Indessen unterliegt es 
keinem Zweifel, dass sich Schöninghsdorf, nachdem es einen wenig er- 
freulichen, zum Teil an die Zustände der alten Moorkolonieen erinnern- 
den Anfang hinter sich hat, in Kürze durchaus befriedigend ausgestalten 
und entwickeln wird. 

Ein sehr ungünstiges Urteü über Schöninghsdorf fällte 1883 Freiherr 
von Hammerstein-Loxten (18. Prot. d. Z.-M.-K. S. 31): „Ein Kon- 
sortium Schöningh u. Gen. haben z. Zt. etwa 30—40 Zeitpächter mit 
von diesen selbst erbauten und ihnen gehörenden, höchst primitiven 
Wohnungen darauf angesiedelt. Die Verhältnisse dieser Ansiedelung 
sind in aller Beziehung noch ungeregelt. Die Zeitp&chter scheinen 
Vagabunden und Bettler zu sein, die, vom Betteln lebend, jeder geord- 
neten Polizeiaufsicht entbehren, ihre zahlreichen Kinder haben jahrelang 
keine Schule besucht, weil zu den entfernten Schulen kein zugäng- 
licher Weg führte. Leichen konnten nicht zur Bestattung gelangen, — 
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kosteten und die man künftig vermeiden würde, bei dem 
schliesslich das Kolonistenmaterial zuerst ein sehr minder- 
wertiges und mittelloses*) war, so kann man diesen Ausgang 
nicht anders als durchaus befriedigend bezeichnen. Er 

Geburten und Todesfälle waren dem Standesamte nicht gemeldet, kurzum, 
es bestanden und bestehen anscheinend auch noch völlig ungeordnete 
Zustände. Die Vorbedingungen einer gesicherten Existenz für die An- 
siedler, Entwässerung, Verkehrswege u. s.w. fehlen zur Zeit noch gänzlich." 

Umsomehr anzuerkennen ist die im Vergleich damit gewaltige 
Besserung, die in den Verhältnissen von Schöninghsdorf eingetreten ist. 

Es ist gekommen, wie es Amtshauptmann Behnes und Dr. Fisse 
(in einem Berichte über die Moore im Landdrostei-Bezirk Osnabrück, 
II. Prot. d. Z.-M.-K. S. 68) voraussagten: „Die von einer Genossen- 
schaft an der holländischen Grenze neu angelegte Kolonie Schöninghs- 
dorf befindet sich noch in den Anfängen, wird noch mit recht viel 
Schwierigkeiten zu kämpfen haben und ihren Schöpfern voraussichtlich 
noch manchen Kummer und manche Unannehmlichkeiten bereiten, bevor 
sie es zu einer wohlhäbigen Existenz bringen wird." 

Schöninghsdorf zählt 30 Kolonate, die von 1881 bis 1897 ab- 
gegeben wurden, mit rund 250 ha Fläche und 36 Wohnhäusern. Vier 
von ihnen haben über 12,5 ha, darunter befindet sich I mit 
20 ha. Auch diese Kolonie scheint mir ein Beweis dafür zu sein, 
dass die Hochmoorbesiedelung mit den neuen wirtschaftlichen Hilfs- 
mitteln sehr wohl möglich ist. Würde man z. B. mit den jetzigen Er- 
fahrungen und bei den jetzigen Verkehrsverhältnissen die Kolonie 
Schöninghsdorf anzulegen haben, so würde der Erfolg der Besiedelung 
ein ungleich besserer und durchaus befriedigender sein. 

*) „Das ganze Unternehmen ist in seiner weiteren planmässigen 
Entwickelung auf die Mitwirkung tüchtiger arbeitsamer Kolonisten 
angewiesen. Letztere müssen aber vor allem über ein massiges Betriebs- 
kapital verfugen, um rechtzeitig die erforderlichen Düngerquantitäten 
ankaufen und das lebende Inventar ergänzen zu können. Es ist geradezu 
unmöglich, diese Mittel aus den Erträgen der neu eingerichteten Wirt- 
schaften neben der Pacht und dem Unterhalt für die Familie des 
Kolonisten zu erübrigen. Zur Zeit sind derartige Kolonisten, welche 
über ausreichendes Betriebskapital verfügen, nicht vorhanden.'* Quaet- 
faslem, 27. Prot. d. Z.-M.-K. S. 40/41. Genügend kapitalkräftige 
Kolonisten haben sich aber auch jetzt noch nicht gefunden, was m. E. 
zum Teil sicher mit an den Bedingungen des Pachtvertrages liegt, wie 
später (bei Marcardsmoor) noch zu erörtern sein wird. 
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scheint mir ein einwand s freier Beweis da- 
für zu sein, dass die Hochmoorkultur und 
-kolonisationnichtnurmöglichist, sondern bei 
richtiger Anfassung des Unternehmens auch durchaus 
nicht verlustbringend zu sein brauchen. Unbillig würde 
ich es jedoch finden, wenn die Provinzialverwaltung 
an ihrem ursprünglichen Beschlüsse, die von den 
Pächtern dereinst zu fordernden Kauf- bezw. Renten- 
summen unter Zugrundelegung einer 4%igen Verzinsung ihrer 
gesamten generellen wie speziellen Aufwendungen zu berech- 
nen. Das würde tatsächlich nichts anderes bedeuten, als dass 
die Provinz ganz ausschliesslich auf Kosten der Ansiedler im 
grossen experimentiert und ihr Wissen bereichert habe, dass 
die Ansiedler das grosse Lehrgeld, was in vieler Hinsicht zu 
zahlen war, ganz allein tragen müssten und in wirtschaftlich 
ganz unbilliger Weise (z. B. mit teuren und doch ganz 
minderwertigen Gebäuden) belastet würden. M. E. müsste 
die Provinz einen Teil dieser Kosten tragen, z. B. die „Folge- 
einrichtungen" übernehmen, also u. a. mindestens die Kosten 
des Anschlussweges ausserhalb der Kolonie abschreiben und 
die dereinstige neue Gemeinde reichlich — nicht nach Art 
ihrer bisherigen Aufwendungen z. B. für kirchliche und Schul- 
zwecke — ausstatten. Die Provinz sollte sich beim Verkauf 
mit einer Verzinsung von höchstens 3 % des Anlagekapitals 
durchaus begnügen und damit zum Ausdruck bringen, dass 
sie selbst einen Teil des grossen Lehrgeldes gezahlt und 
nicht nur auf Kosten ihrer Ansiedler experimentiert hat. 

Dass sie bei den Privaten etwa mehr Nachfolge mit der 
Kultivierung und Kolonisierung der Hochmoore finden würde, 
wenn sie nachweisen könnte, dass sie — aus den An- 
siedlern herausholend, was herauszuholen 
war — eine 4 %ige Verzinsung erziele, als wenn sie dar- 
legen müsste, dass sie unter günstiger Einsetzung 
der Kolonisten sich mit nur 3 % oder auch weniger 
begnügt habe, das halte ich für ganz ausgeschlossen. Über- 
haupt ist ja die Wirkung eines solchen „Beispieles" nur eine 
sehr beschränkte und wohl meist stark überschätzte. 
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2. Marcardsmoor, 
a) Ergebnis der Besiedelung. 

Nach dem Vorgange der Provinzialverwaltung im Bour- 
tanger Moor entschloss sich auch die Staatsregierung einen 
Kolonisationsversuch grösseren Stiles in ihren ostfriesischen 
Mooren zu machen. Sie wählte dazu eine verhältnismässig 
günstig gelegene örtlicheit, den vom Ems- Jade-Kanal durch- 
schnittenen Teil des grossen Aurich-Friedeburger Moores, 
da der Kanal günstige Absatzgelegenheit nach Wilhelms- 
hafen sowie nach Aurich und Emden eröffnete. Bald schloss 
man die neue Kolonie auch durch eine Klinkerstrasse an die 
Wittmund-Fricdeburger Chaussee an. Zu Ehren des um 
die Hebung der Moorkultur hochverdienten langjährigen 
Vorsitzenden der Zentral-Moor-Kommission, des Unterstaats- 
sekretärs Dr. von Marcard, erhielt die Kolonie den Namen 
Marcardsmoor. 

Es liegt je rund 2 Meilen von Wittmund (Kunststrasse) 
und Aurich entfernt. Die Kanalstrecke bis Wilhelmshafen 
ist ungefähr 4 Meilen lang. Die Lage ist also im Vergleich 
zu Schöninghsdorf und Provinzialmoor als sehr günstig zu 
bezeichnen. Das Moor, das den Charater eines reinen Hoch- 
moores hat, besitzt eine Tiefe bis zu 9 m, im Mittel zu 3 m, 
der Untergrund ist eisenhaltiger Sand meist mit Tonunter- 
lage. Die Mooroberfläche liegt (mit 9 — 11 m über N. N.) 
in den an den Kanal angrenzenden Kolonaten rund 5 — 7 m 
über dem Normalwasserstand des Kanals von 4,8 m (Hoch- 
wasser = 5,8 m), der Untergrund mit etwa 6,5 — 8,5 m (in 
Terrainwellen allerdings auch bis 9,5 m) etwa 2 — 3 m über 
dem Normalwasserstand. 

Die zunächst zu erledigende Frage, ob Marcardsmoor 
als Hochmoor- oder als Fehnkolonie anzulegen sei, wurde, wie 
schon erwähnt, unter dem Einfluss der bereits geschilderten 
ungünstigen Ergebnisse der staatlichen Fehnkolonisation und 
der Erfolge der Moorversuchsstation in Bremen zu Gunsten 
der Hochmoorbesiedelung entschieden. Diese ausschlag- 
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gebenden Momente sind zum Ausdruck gebracht in dem dies- 
bezüglichen Referat*) des mit der Bearbeitung des Koloni- 
sationsprojektes beauftragten Mitgliedes der Generalkommis- 
sion zu Hannover, Reg.-Rat Peltzer. Er verweist auf den 
in den Berichten über Preussens landw. Verwaltung für die 
Jahre 1881/83 bezw. 1884/87 wiederholt festgestellten schlech- 
ten Fortgang der staatlichen Fehnkolonisation, für den in 
jenen Berichten freilich stets nur die Konkurrenz der Stein- 
kohle, der dadurch verschlechterte Torfabsatz und dergedrückte 
Torfpreis sowie die in Emden und Leer bestehenden Accisen 
verantwortlich gemacht, die Hauptursachen aber überhaupt 
nicht aufgeführt werden. Ferner nimmt er auf die in den 
gleichen Berichten im Gegensatz zur Fehnkultur hervor- 
gehobenen guten Erfolge der neuen rationellen Hochmoor- 
kultur Bezug. 

Man entschloss sich also zur Hochmoorbesiedelung, hielt 
sich aber den Übergang zur Fehnkultur und -kolonisation 
durch Vorbehalt der zu event. späteren Kanälen erforder- 
lichen Flächen frei. 

Die Ausführung der Besiedelung wurde der General- 
kommission zu Hannover überwiesen und von ihr der Spezial- 
kommission in Aurich unterstellt. Das zur Besiedelung zur 
Verfügung stehende Objekt umfasst eine Gesamtfläche von rund 
10200 ha und würde demnach bei einer durchschnittlichen 
Kolonatsgrösse von 10 ha Raum für eine Auslegung von 
nicht weniger als rund 1000 Stellen bieten ! Von dieser Fläche 
sind der Generalkommission zur Kultivierung und Besiedelung 
einstweilen 2092 ha zugeteilt. Bei der Anlage und Einrichtung 
der Kolonie ist man im wesentlichen dem in Provinzialmoor 
gegebenen Beispiel gefolgt. Man verzichtete auf die Anlage 
von Wasserstrassen, die man durch einen gut besandeten und 
mit einer Feldeisenbahn versehenen Hochmoorweg ersetzte. Da 
man durch die grossen Aushubmassen des dort gewaltigen Ein- 
schnittes des Ems-Jade-Kanals reichlich Sand in der Nähe 
hatte, war die Besandung leicht ausführbar, es sind denn 

*) 23. Prot. d. Z.-M.-K. S. 12. 
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auch die Wegeverhältnisse in Marcardsmoor wesentlich besser 
als in Provinzialmoor, wo der Sand weit heranzuholen 
und wo man vor allem auch zu einer sparsamen Wirtschaft 
gezwungen war. 

Als Kolonatsgrösse wählte man auch hier die 
Fläche von 10 ha. Diese Wahl wurde u. a. mit dem Hin- 
weis begründet, dass dies auch die in Oldenburg beliebte 
Grösse sei. Das trifft jedoch nicht zu, da die dortigen alten 
Hochmoorkolonate, wie wir sahen, meist nur 5 — 7,5 ha be- 
sitzen. Über die richtige Grösse war man sich in der Kom- 
mission nicht ganz einig, die Mehrheit entschied sich aller- 
dings für 10 ha-Kolonate. Der Umfang von 10 ha sei, 
wie gesagt wurde, durch jahrhundertelange Erfahrung ge- 
geben, da eine solche Grösse gerade hinreiche, eine Familie 
genügend zu beschäftigen und zu erhalten.*) Dabei hatte 
man aber ganz vergessen, dass ein gewaltiger Unterschied 
ist zwischen dem Arbeitsbedarf einer mit Anwendung grosser 
Düngermengen betriebenen rationellen Hochmoorwirtschaft in 
Marcardsmoor und der ganz extensiven Wirtschaft früherer 
Jahrhunderte, ja schon früherer Jahrzehnte! Aus dieser 
„jahrhundertelangen Erfahrung" hätte man logischerweise 
folgern müssen, dass man den intensiven Wirtschaftsverhält- 
nissen der Neuzeit entsprechend, die Kolonatsfläche unbedingt 
merklich kleiner wählen müsse. 

Von anderer Seite (Bokelmann) hegte man gegen die 
Zweckmässigkeit der Kolonate von 10 ha grosse Bedenken 
und verlangte einen mehr gemischten Besitzstand. Dr. Sal- 
feld plädierte für einen Versuch auch mit kleineren Kolonaten 
als 10 ha. um die Haltung eines Pferdes und von Dienst- 
boten zu ersparen. Auf 6 ha genüge die Anspannung mit 
Kühen un<J die Handarbeit. Übrigens hat die General- 
kommission die Kolonate, abgesehen von den Kolonaten 
6 — 7 und 9 — 10, später „der besseren Schlageinteilung wegen" 
sogar mit 11,36 ha einschl. Gräben ausgelegt. Die erst- 
genannten Kolonate sind 125 m, die späteren 142 m breit bei 
je 800 m Länge. 

— .1 - - 

s ) 24. Prot. d. Z.-M.-K. S. 32. 
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Blickt man nun zurück auf die Erfahrungen der 12 jäh- 
rigen Besiedelungsperiode, so scheint es mir zweifellos, dass 
das Ausmass von 10 — 11 ha für die eigentliche kleinbäuer- 
liche, d. h. selbstwirtschaftende Familie — insbesondere in 
Marcardsmoor, wo fremde Arbeitskräfte nicht zu haben 
sind — und für einen ordentlichen Wirtschaftsbetrieb bei 
uuserm durchschnittlichen Kolonistenmaterial unbedingt zu 
gross ist. Dass dies der Fall ist, ging und geht übrigens 
schon daraus hervor, dass man in den alten Moorkolonieen 
trotz viel extensiveren Betriebes nicht viele Wirtschaften 
mit 10 ha K u 1 1 u r f 1 ä c h e (also ohne das rohe Moor 
natürlich!) findet, die ohne fremde Leute bezw. ohne 
mehrere erwachsene Familienmitglieder bewirtschaftet werden. 
Ich bin überzeugt, dass die Oldenburger Kolonate von 5 bis 
7,5 ha (z. B. in Petersfehn und Friedrichsfehn) das richtige 
Grössenmass bezeichnen, das eine kleinbäuerliche Familie 
von 3 Erwachsenen, die sich ihren Torf selbst wirbt, bei 
intensiver Ackerwirtschaft ordnungsgemäss bestellen kann. 

Während sich die Siedler in Provinzialmoor die erfor- 
derlichen Arbeitskräfte aus dem nahen Holland 1 eicht 
verschaffen konnten — in Zukunft dürfte ihnen das durch 
die benachbarten umfangreichen torfindustriellen Unter- 
nehmungen der Holländer wohl auch schwieriger, jedenfalls 
aber teurer werden — , würde man in Marcardsmoor mit den 
10 ha-Kolonaten Schiffbruch gelitten haben, wenn man nicht 
den Ansiedlern die Arbeitskraft der Gefangenen der auf Mar- 
cardsmoor untergebrachten Abteilungen hätte zur Verfügung 
stellen können.*) Gleichwohl haben z. B. im Herbst 1897 

*) „Schliesslich darf es als besonders vorteilhaft angeführt werden, dass 
es auf diese Weise (d. h. durch Gefangenenarbeit) möglich gewesen ist, die 
Kartoffelernte zeitig zu vollenden und die Kolonisten damit in den 
Stand zu setzen, dass sie die Roggenbestcllung endlich zur rechten 
Zeit ausführen konnten. In der Kartoffelernte wurden 10 — 20 Mann 
alltäglich an einzelne Kolonisten abgegeben." Aus dem Bericht etc. 
über Marcardsmoor; 39. Prot d. Z.-M.-K. S. 264. „Wenn die Ge- 
fangenen auch hauptsächlich für die Verwaltung arbeiten, so ist doch 
die Nachfrage nach Aushilfe durch Gefangene — Tagelohn 95 Pfg. — 
bei den Kolonisten sehr gewachsen; in der Erntezeit ist solchen 
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„6 Kolonisten gebeten, von der Bestellung eines neuen 
Schlages abzusehen, weil sie die Arbeit nicht zwingen können 
und deshalb mit der Winterbestellung nicht fertig werden. 
Andere Kolonisten suchen dasselbe Ziel dadurch zu erreichen, 
dass sie bitten, die Grasschläge mehrere Jahre nutzen zu 
dürfen."*) Im Jahresbericht für 1900**) heisst es in ähn- 
licher Weise: „Im Herbst waren verschiedene Felder leider 
wieder verunkrautet, was vielleicht darauf zurückzuführen ist, 
dass von der Heuernte ab die Siedler, welche grösstenteils 
nur auf die Hilfe ihrer Frauen angewiesen sind, bei der 
Grösse der Kolonate von 40 Morgen zu viel 
durch andere dringliche Arbeiten in Anspruch genommen 
und dann in der Fürsorge für die Ackerfelder, zumal der 
Kartoffeln lässiger werden." „Nur 4 Siedler haben in diesem 
Jahre den Anbau von 1% Schlag Kartoffeln (zusammen 
1,23 ha) durchgeführt und für das nächste Jahr in Aussicht 
genommen. Die übrigen befürchten nach wie vor die Rei- 
nigung von Unkraut und die Erntearbeit nicht bewältigen zu 
können, obschon ihnen dazu weitgehendste Hilfe durch die 
Gefangenen in Aussicht gestellt ist. Nicht ganz mit Un- 
iecht, denn in der Tat wurde es den Siedlern in den beiden 
letzten Jahren schwer, selbst mit Hilfe eines Gefangenen- 
Kommandos von 12 — 20 Mann die Kartoffeln***) rechtzeitig 
einzubringen." 

Wünschen, soweit tunlich, entsprochen, da sonst die rechtzeitige 
Einbringung der Ernte in Frage gestellt war." 48. Prot. d. 
Z.-M.-K. S. 229. 

*) 39. Prot. d. Z.-M.-K. S. 263. 
**) 46. Prot. d. Z.-M.-K. S. 114/115. 

***) „Die Moorkartoffel hat sich sehr gut eingeführt, die Händler 
holen dieselbe vom Moore ab gegen guten Preis. Der Erlös bildet 
die Grundlage für den Pachtzins". O.-R.-R. vom Hove; 41. Prot. d. 
Z.-M.-K. S. 132. Die besonders wertvolle und dünnschalige Hochmoor- 
Kartoffel ist in den ostpreussischen wie in den westlichen Hoch- 
mooren die rentabelste Frucht. Ihren Anbau können bei Mangel 
bezw. ohne Heranziehung fremder Arbeitskräfte die Kolonisten auf 
einer Wirtschaft von 7,5 ha weiter ausdehnen als auf einer solchen 
von 10 ha, eine Tatsache, die die kleinere Wirtschaft rentabler macht 
und sehr für das kleinere Kolonatsfiächenmass spricht. 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. 22 
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Da ss in Marcardsmoor die Ackerkultur viel zu wünschen 
übrig lässt, liegt zweifellos zum Teil mit daran, dass die 
Kolonate trotz der Hilfe der Gefangenen flir die den An- 
siedlerfamilien zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte eben 
zu gross sind. Das beweisen auch die vorstehend angeführten 
Urteile. Es ist aber für den landw. Betrieb ausserordent- 
lich nachteilig, die erforderlichen Arbeiten, insbesondere bei 
der Bestellung und Ernte nicht zur rechten Zeit und ord- 
nungsgemäss ausführen zu können. 

Hätte man nun an dem ursprünglichen Plane, die Vieh- 
haltung tunlichst zu beschränken und mit starker künst- 
licher Düngung fast nur Ackerbau zu treiben, festgehalten, 
wäre man nicht vielmehr ganz im Gegenteil dazu über- 
gegangen, die Kolonatsflächen zu grossem Teile zu Gras- 
land niederzulegen*) und damit unter Ausdehnung der Vieh- 
haltung den Ackerbau von Jahr zu Jahr mehr einzuschränken, 
so wäre dabei ein halbwegs ordentlicher Wirtschaftsbetrieb 
den Kolonisten in Marcardsmoor in Anbetracht der dort herr- 
schenden Leutenot bei der Grösse der Kolonate von 10 — n ha 
einfach unmöglich gewesen. 

Hat man Kolonisten mit genügend Be- 
triebskap ita 1**) und hat man genügend A r - 

*) In Provinzialmoor nimmt Wiese, Weide und Klee fast die Hälfte 
der ganzen Fläche ein, gleichwohl soll das Grünland noch erweitert 
werden. Auch in Marcardsmoor soll der neue Wirtschaftsplan möglichst 
darauf hinwirken, dass annähernd die Hälfte jedes Kolonates — ein- 
schliesslich der Dauerwiese — Grasland sei. 48. Prot. d. Z.-M.-K. S. 234. 

**) Im übrigen darf man aus der Tatsache, dass die früheren Moor- 
besiedelungen großenteils mit ganz oder fast ganz Vermögenslosen 
ausgeführt worden sind, nicht darauf schliessen, dass ihre Ansctzung 
daher auch jetzt ebenso tunlich sei. 

Findorf, der langjährige Leiter der Moorkolonisation im bremisch- 
verdischen erklärte allerdings, dass er lieber vermögenslose und 
fleissige als „bloss bemittelte" Kolonisten annehme. Frhr. 
von Pechmann urteilt dagegen, dass im Donaumoore von den völlig 
mittellosen Ansiedlern trotz reichlichster Unterstützung durch die Regierung 
nur wenige vorwärts gekommen seien, dagegen sehr viele „von den An- 
siedlern, welche aus dem Bauernstande stammten und einiges Vermögen 
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beitskräfte in der Nachbarschaft zur Ver- 
fügung, so mag man die Kolonatenach Be- 
lieben gross wählen. Fehlt es aber bei den 
Siedlern, wie in Marcardsmoor, so völlig 
an Betriebskapital und A r b e i t s k r a f t , f e h 1 1 
es weiter, wie dort, an dem genügenden 
wirtschaftlichen Verständnis, an der er- 
forderlichen landw. Schulung u. s. w., hat 
man mit andern Worten keine Bauern, 
sondern nur Arbeiter als Siedler, so er- 
schwere man sich nicht durch Zuweisung 
zu grosser Stellen die gute Entwickelung 
des Unternehmens und den Siedlern ein 
ihren Verhältnissen entsprechendes Vor- 
besessen hatten". (Vgl. S. II.) Der erste Vertreter Oldenburgs in der 
Z.-M.-K., Geh. Ob.-Kammerrat Rueder, äusserte diesbezüglich (39. Prot, 
d. Z.-M.-K. S. 103): „Was nun die Annahme der Pächter anbeträfe, 
so hätte man früher an dem Grundsatze festgehalten, dass der Pächter 
soviel Kapital haben müsse, um das Baugeld für das Haus zu entrichten. 
Dies sei im allgemeinen ein richtiger Grundsatz." 

Zu beachten bleibt aber vor allen Dingen, dass zwischen der 
jetzigen Moorwirtschaft und der früheren ein grundlegender Unterschied 
besteht. Die letzere war äusserst extensiv, sie war mehr oder weniger 
eine Raubbauwirtschaft, wenigstens in den ersten Jahren, in denen man 
nicht wie jetzt, grosse Kapitalien in das rohe Moor steckte, sondern 
durch Brandfruchtbau (bezw. durch Torfverkauf im bremisch-verdischen) 
im Gegenteil herauszog. 

Die frühere Moorwirtschaft war gewissermassen extensivste 
Naturalwirtschaft, die jetzige (in Marcardsmoor) ist dagegen inten- 
sivste Geld- und Marktwirtschaft. Das ist ein grundlegender 
Unterschied. Zur ersteren mag ein vermögensloser An- 
siedler sehr wohl passen, zur letztern absolut nicht. „Für den 
Vermögenslosen Grundbesitz, aber kein Bauerngut," sagt Hugcnberg 
(a. a. O. S. 417) mit Recht. 11 ha in Macardsmoor in voller Kultur 
mit guten Gebäuden und vollen Inventar sind aber schon ein kleines 
Bauerngut im Wert von Mk. 12—18000, für das ein fast vermögens- 
loser Arbeiter als Besitzer nicht passt. Ihm gebührt nur eine Stelle 
hart an der Grenze der wirtschaftlichen Selbständigkeit, also eine solche 
von etwa 7 ha. 

22* 
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wärtskommen. Eine solche Ansiedlerfamilie wird besser 
vorwärtskommen auf vielleicht 30 Morgen, die sie unter An- 
bau der rentabelsten Früchte (Kartoffeln) ordentlich be- 
stellen kann, als auf 40 Morgen, wenn ihr zur ordentlichen 
Bestellung und Wirtschaft auf der grösseren Fläche weder 
die Arbeitskraft noch das Betriebskapital zur Verfügung 
sieht. Je mehr allerdings die Weidewirtschaft ausgedehnt 
wird, um so mehr vergrössert sich bis zu einem gewissen 
Grade die Fläche, die als „kleinbäuerliche" Wirtschaft an- 
gesprochen werden kann. 

Mit Recht tadelt man an den Landwirten, dass sie 
im allgemeinen mit zu wenig Kapital zu grosse Stellen 
kauften*), und hier zwingt man gewissermassen durch 
Auslegung zu grosser Stellen besitzlose Arbeiter 
zur Übernahme von Wirtschaften, deren Bewirtschaftung 
sie weder hinsichtlich ihres Kapitals, noch ihrer Arbeitskraft 
gewachsen sind. 

Die ersten 6 Kolonate wurden im Herbst 1891 verpachtet. 
Bis Ende 1901 waren 38 Pacht-Kolonate (ausser Schule, 
Moorvogtei, Rentengut und Gemeindehaus) bebaut und davon 
37 an Pächter vergeben. 1 Kolonat gehört zur Moorvogtei 
und ein weiteres ist Versuchskolonat und wird nebst Ge- 
bäude von der Gefangenenverwaltung benutzt und bebaut. 

Der Pachtvertrag ist fast genau derselbe wie in 
Provinzialmoor, nur wurde die Pacht von Anfang an auf 
Mk. 30 p. ha festgesetzt und 2 Freijahre gewährt, derart, dass 
Pächter am 1. Oktober des 2. Jahres von der Übergabe der 
bestellten Fläche an gerechnet, die Pacht im voraus für das 
3. Jahr zu zahlen hat. Überwiesen erhält er beim Antritt 
2 ha mit Roggen bestellt und den Garten (nebst Holzschutz- 

*) Die Kolonisten tragen allerdings, wie mir in Provinzialmoor 
gesagt wurde, z. T. das Verlangen nach einer weiteren Vergrösserung 
ihrer Stellen, um sich Knecht und Magd halten zu können und nicht 
so viel arbeiten zu müssen. Wo genügendes Kapital vorhanden ist 
und genügende Arbeitskräfte sich erlangen lassen, kann die Schaffung 
einer Reihe von grösseren Stellen nur erwünscht sein, aber auch 
nur dann. 
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streifen) mit 0,36 ha in Kultur gebracht. 1 kleineres Kolonat 
von 5 ha ist an einen Stellmacher als Rentengut vergeben. 

Für die Schul-, Gemeinde- und Kirchenverhältnisse der 
Ansiedler ist in Marcardsmoor in bester und freigebigster 
Weise gesorgt. Eine Schule (63 Schulkinder) ist schon seit 
einigen Jahren vorhanden, auch eine Pfarrkollaboratur da- 
selbst eingerichtet. Die Verhandlungen wegen Bildung einer 
Kirchengemeinde Marcardsmoor (mit Kirche daselbst) unter 
Anschluss zweier Nachbargemeinden sind im Gange. Ein 
Kirchhof ist eingerichtet und der Kirche überwiesen. Ferner 
ist ein Gemeindehaus zu verschiedenen Gemeindezwecken 
gebaut und 1900 in Betrieb genommen worden, das in erster 
Linie einen in eigener Regie betriebenen Kramladen und eine 
Schankwirtschaft enthält. Auch ist man nach jeder Richtung 
bemüht, durch mannigfache Massnahmen der „Wohlfahrts- 
pflege auf dem Lande" den Ansiedlern den Aufenthalt in 
Marcardsmoor angenehm zu machen. Genossenschaftliche 
Unternehmungen, insbesondere die einer Molkerei, haben sich 
bislang wegen Widerstandes der Kolonisten noch nicht ein- 
führen lassen. Der Düngerbezug findet jetzt von dem fiska- 
lischen Lager statt, nachdem es anfänglich schwer gehalten 
hatte, die Ansiedler von den Händlern abzubringen. Für 
die Unterhaltung des Düngerlagers ist vom Herrn Minister 
ein Betrag von Mk. 12000, gewissermassen als „Betriebs- 
fonds" zur Verfügung gestellt worden. Zur Gewährung 
kleinerer Darlehen, insbesondere zur ViehbeschafTung, ist 
vom Staat eine Darlehnskasse eingerichtet worden, für die 
gleichfalls eine Betrag (Mk. 3000) zur Darlehensgewährung 
bewilligt worden ist. Die Darlehne sind nur mit 1%% zu 
verzinsen und ratenweise zurückzuzahlen. Auch sind an ver- 
schiedenen Stellen Gemeinweiden angelegt, die später in den 
Besitz der Gemeinde übergehen sollen. Zur Anspornung 
der Ansiedler hat man 1900 und 1901 Wirtschafts- 
prämiierungen vorgenommen und beide Jahre an je 2 Siedler 
je Mk. 200 als Prämie gezahlt. Zur Hebung der Viehzucht 
ist von der Verwaltung ein Zuchtbulle und ein Zuchteber 
eingestellt worden. 
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Ein irgend nennenswertes Kapital haben die Siedler 
ausser ihrem Hausrat übrigens auf das Moor nicht mit- 
gebracht. Es heisst zwar im Bericht für 1892:*) „Sämt- 
liche Kolonisten besitzen ein ausreichendes Wirtschafts- 
inventar und verfügen über ein Barvermögen von Mk. 300 
bis 400, welches zu Gunsten der Generalkommission ver- 
pfändet und hinterlegt ist." Doch geht aus späteren An- 
gaben**) hervor, dass sie z. T. auch nur Mk. 100 — 200 zu 
„verpfänden" in der Lage waren. Zudem war ihr „Bar- 
vermögen" vielfach ganz oder teilweise nur geborgtes 
Geld. Das „lebende Wirtschaftsinventar" der im Februar 1892 
vorhandenen 10 Ansiedlerfamilien bestand aus: 

Pferde Kühe Rinder Kälber Milchschafe Schweine Ziegen. 
— 1 1 — 19 29 3 

Die Ackergeräte werden wohl in der Hauptsache nur aus 
Schubkarre, Hacke, Grabscheit und Rechen bestanden haben. 
Das Wirtschaftsinventarvermögen ist also ein recht dürf- 
tiges gewesen. 

Im November 1893 besassen 16 Ansiedler 

Pferde Kühe Rinder Kälber Müchschafe Schweine Ziegen. 
2 23 7 8 13 50 4 

Der Viehstand hatte sich also in den iVt Jahren ganz 
beträchtlich gehoben. 

Der Versicherungsbetrag der im Oktober 1892 angesetzten 
6 Ansiedler betrug zur Zeit ihrer Ansetzung Mk. 8290 und 
soll November 1893 bereits Mk. 13465 erreicht haben. Er 
hätte sich demnach in dem einen Jahre um Mk. 5 175 vermehrt. 
Ausserdem ist das „als Kaution hinterlegte Barvermögen" 
dieser 6 Siedler in der gleichen Zeit noch um Mk. 437 
gestiegen. Danach hätte jeder Ansiedler in dem Anfangs- 
jahre eine Vermögensvermehrung von mehr als Mk. 900 
erzielt. Das kann sich der Ansiedler aus seinen 2 ha 
Kulturfläche und seinem Arbeitsverdienst trotz der Freijahre 
unmöglich erspart haben. Es werden manche, wenn die 

*) 27. Prot. d. Z.-M.-K. S. 69. 
*•) 31. Prot d. Z.-M.-K. S. 04. 
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Schätzung richtig, d. h. nicht zu hoch ist, das angeschaffte Vieh 
eben nicht bar bezahlt, sondern Kapitalschulden gemacht haben. 
Dies wird zwar in dem betr. Bericht*) bestimmt in Abrede ge- 
stellt, im Bericht für 1895**) werden aber bei leistungsunfähig 
gewordenen Pächtern ausdrücklich verheimlichte Schulden, die 
sie nicht hätten begleichen können, als Ursache ihres wirtschaft- 
lichen Ruins angegeben. Manchem andern Kolonisten wird 
es noch gelungen sein, seine Schulden zu decken. 

Jedenfalls kann die Beschaffung des vielfach ja auch 
noch nicht voll genügenden Betriebsinventars nicht ganz 
aus ihren eigenen Mitteln und Ersparnissen erfolgt sein, 
zumal man ihnen ja das geringe Barver- 
mögen von Mk. 100 — 400, das sie besassen und 
zur so notwendigen Inventarergänzung 
dringend benötigten, sorgfältigst abge- 
nommen hatte. 

Trotzdem ist auch hier eine sehr beträchliche wirt- 
schaftliche Erstarkung der verbliebenen tüchtigen Kolonisten 
festzustellen. 

Es betrug im Durchschnitt der vorhandenen Ansiedler- 
familien 



im 
Jahre 


bei ins- 
gesamt 
Ansiedler- 


die Zahl der gehaltenen: 


Zugochsen 


Kühe 


Rinder 


Kälber 


Pferde 


Milch- 
schafe 


Schweine 


Ziegen 


Geflügel 


1892 1 ) 


10 




0,1 


0,1 






1,9 


2,9 


0,3 


? 


1895 2 ) 


23 a ) 






2.3 




0,2 


1,— 


4,7 


0,3 


? 


1900») 


37 


0,1 


2,2 


0,86 


O.S4 


o,5 


1 - 


5,4 




16,8 



*) ,,Nach eingehenden Erkundigungen ist festzustellen, dass kein 
Kolonist in der Kolonie oder ausserhalb der Kolonie Schulden gemacht 
hat." 31. Prot. d. Z.-M.-K. S. 65. 
**) 35. Prot.d. Z.-M.-K. S. 21/23. 

*) 31, Prot. d. Z.-M.-K. S. 64. 

f ) 35- Prot. d. Z.-M.-K. S. 19 ; einschliesslich Viehbestand des 
Lehrers, MoorvogU, Vorarbeiters und eines Arbeiters, sowie des Renten- 
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Für 1901 ist eine Angabe über den Viehbestand nicht 
gegeben. Es heisst in dem Bericht*) nur: „Der Vieh- 
bestand der Kolonie hat sich zwar gehoben, die Vermehrung 
steht aber nicht im richtigen Verhältnis zu dem Fortschritt 
der Kultivierung, besonders der Zunahme des Grünlandes." 
Der Durchschnittsbestand pro Kolonat dürfte also derselbe 
sein wie 1900. Dasselbe gilt von der nachstehend berechneten 
Versicherungssumme, von der es an gleicher Stelle 
heisst: „Aus den Nachweisen über die Versicherung des 
Mobiliars, der Feldfrüchte, des Viehs der Kolonisten lässt 
sich ein Fortschritt für das letze Jahr nicht feststellen." 

Die Höhe der Inventarversicherung betrug : 

1891 bei 10 Ansiedlerfamüien = Mk. 1200**) 
l8 95 „ 23 (?)***) Versicherten = „ 2690**) 
1900 „ 37***) „ = 11 3325 

Ein Vergleich des letzten Bestandes mit Provinzialmoor 
gibt folgendes Bild. Es entfielen im Durchschnitt auf das 
Kolonat : 

Zugochsen Kühe Rinder Kälber Pferde Schafe Schweine Geflügel Vers.-Summe 

1. Marc- ) 

Moor:} 0,1 2,2 °' 86 °' 54 °' 5 X ~ 5 ' 4 l6 ' 8 33*5 

2. Prov.- ) 

Moor:} ~~ 3,73 °' 88 0,9 "~ 5,1 23 ' 2 *4 l6 

Beia" 1 "}* 18 " +1,53+0,14+0,34+0,4 - +6,4 +1091 

_/beii_ 0) i — — — — — I 0,3 — — 

gutsbesitzers, deren Viehbestand dem von 3 Normal-Kolonisten gleich- 
zusetzen ist. 

«) 46. Prot. d. Z.-M.-K. S. 107 u. 112; einschl. Viehbestand 
des Lehrers, Moorvogts, Vorarbeiters und eines Arbeiters, sowie des Renten- 
gutsbesitzers, deren Viehbestand dem von 3 Normal-Kolonisten gleich- 
zusetzen ist. 

*) 48. Prot. d. Z.-M.-K. S. 235. 
**) 35. Prot. d. Z.-M.-K. S. 7. 
***) Bei dem Betrage für 1900 und wohl auch für 1895 sind die 
Beträge der Inventarversicherung des Lehrers, Moorvogts, Vorarbeiters 
und des Renten gutsbesitzers eingerechnet, die etwas höher versichert 
sind als die Pächter; für 1898 betrug unter ihrer Zurechnung die 
Vers.-Summe durchschnittlich Mk. 3134, für die Pächter allein Mk. 3087. 
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In Provinzialmoor gab es 1901 337 ha bestellte Flächen, 
in Marcardsmoor 293 ha. Auch unter Berücksichtigung der 
geringeren Nutzfläche war in Marcardsmoor Viehbestand wie 
Versicherungssumme um rund Va geringer wie in Provinzial- 
moor, die Entwickelung ist danach augenscheinlich hier gün- 
stiger gewesen wie dort. 

Als durchschnittliche Ernteerträge vom ha sind an- 
gegeben (in Zentnern) : 

91 92 93 94 95 96 97 98 99 1900 1901 

Roggen 24,- 34,2 34,2 31,3 35,1 30,1 25,4 23,2 26,7 27,9 33,3 
Hafer — — 21,2 33,3 20,8 16,8 18,9 22,835,-27,533,6 
Kartoffeln 260 463 482 259 208 275 276 227 294 223 342 
Vergleichen wir diese Erträge mit denen von Provinzial- 
moor, so haben wir folgende Durchschnittsernte in Zentnern 
in den Jahren 1891/1901 : 

Roggen Hafer Kartoffeln 
Marcardsmoor: 29,6 26,2 301 

Prov.-Moor: 32,— 28,1 311 
Während aber in den allerersten Versuchsjahren bis 1894 
einschliesslich in Marcardsmoor die Erträge in Hafer und 
Kartoffeln beträchtlich höher waren als in den Jahren 1895 
bis 1901 und höher als in Provinzialmoor, sind die von Pro- 
vinzialmoor in beiden Früchten (die Roggenerträge sind beider- 
seits etwas zurückgegangen) wesentlich gestiegen. Es sind 
als Erträge angegeben für 

Hafer Kartoffeln 

I. II. Periode I. H Periode 

1. Marcardsmoor 27,3 25,1 366 263 

2. Provinzialmoor 18,8 34,3 259 341 

bei , {+} gegen , + *> _~ + * 

Um diese sonderbare Erscheinung genügend zu erklären, 
bin ich in die Entwickelung beider Kolonieen, die ich zwar 
zweimal besucht habe, nicht genügend eingeweiht. An- 
scheinend spricht auch die Verschiebung der beiderseitigen 
Erntebilanz dafür, dass Bodenkultur und Ackerwirtschaft in 
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Provinzialmoor sich wesentlich besser entwickelt haben als 
in Marcardsmoor. 

Was Marcardsmoor vor Provinzialmoor in hohem Masse 
voraus hat, das sind neben den guten Absatz- und Verkehrs- 
verhältnissen vor allem die guten Koloniewege, die freigebige 
fiskalische Fürsorge für die öffentlich-rechtlichen und gemein- 
schaftlichen Verhältnisse und die guten Bauten. Auch hier 
liessen die ersten Bauten manches zu wünschen übrig, sind 
aber immerhin noch wesentlich besser als die von Provinzial- 
moor, während die reueren Bauten, die vom ersten bis zum 
letzten Schlage von Gefangenen hergestellt werden, massiv, 
gut (zu gut !) und verhältnismässig auch nicht zu teuer sind 
und die Kolonatc mit Rücksicht auf die Solidität des Baues 
nicht über Gebühr belasten. 

Welches das Schicksal der Kolonisten sein wird, wenn 
die Regierung ihre „geldspendende" und in diesem Falle 
„wohltuende" Hand von ihnen wegzieht und sie vielleicht 
unter den gleichen Zahlungsverpflichtungen wie bisher zu 
Eigentümern macht, ist wohl nicht ganz sicher zu sagen. 
Dass die tüchtigen Kolonisten, wenn sie dann nur für sich 
auf ihrem Besitz tum arbeiten, gut vorankommen 
werden, scheint mir aber ohne allen Zweifel. Die jetzt viel- 
fach künstlich gehaltenen, wirtschaftlich weitgehendst bevor- 
mundeten Siedler dagegen, die keine „selbständigen Bauern" 
geworden, sondern in ihrer Eigenschaft als „unselbständige 
Arbeiter' erhalten worden sind, werden mehrfach ihre Kolo- 
nate an geeignetere Kräfte abtreten müssen. Es befindet 
sich augenscheinlich immer noch viel minderwertiges Material 
unter den Siedlern, obwohl begreiflicherweise auch dort 
schon viel Spreu abgesondert worden ist und noch 1900 1 
sowie 1899 und 1901 je 2 Siedler ausgeschieden wurden bezw. 
weggezogen sind, also ein beträchtlicher Bruchteil. Von 4 
bis 6 weiteren Siedlern nimmt der Bericht für 1900 an, dass 
sie noch werden ersetzt werden müssen. 

Dass übrigens mindestens die tüchtigeren Siedler selbst 
mit Vertrauen in die Zukunft sehen und von der Rentabilität 
ihrer Wirtschaften überzeugt sind, beweist die Tatsache, dass 
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schon in mehreren Fällen die Siedler Verwandte zur An- 
nahme von Kolonaten veranlasst haben. 

Ob die Kolonisation in Marcardsmoor ren- 
tabel ist, etwa wenigstens in gleicher Weise, wie in Provinzial- 
moor lässt sich aus den in den Berichten vorgelegten Ab- 
rechnungen, die viel weniger eingehend, erschöpfend und 
übersichtlich wie die für letztere Kolonie gegebenen sind, 
nicht erkennen. Es ist sehr bedauerlich, dass man es ver- 
mieden hat, etwa in ähnlicher Weise wie in Provinzial- 
moor Rechenschaft über die Kosten und Rentabilität der 
neuen Hochmoorbesiedelung zu geben. Das Ergebnis wir*d 
allerdings wohl wenig befriedigend sein und die Überzeugung 
aufzwingen, dass sich, auf diese Weise eine genügend schnelle 
und nicht zu kostspielige Besiedelung der staatlichen Moore 
nicht erreichen und insbesondere für Privatbesitzer ein an- 
spornendes Beispiel zu gleichem Vorgehen nicht geben lässt. 

Im Jahresbericht für 1900 (46. Prot. d. Z.-M.-K. S. 147) 
ist folgende Rechnung für ein Kolonat von 10 ha aufgemacht : 

Kulturarbeiten Mk. 4010 

Baukosten „ 4000 

Differenz zwischen Pacht und Zinsen der Auf- 
wendung (Zinsverlust) „ 1344 

Summe A = Mk. 9354 
Hierzu der Erwerbspreis des rohen Moores mit 

Mk. 200 p. ha Mk. 2000 

Summe B = Mk. 11354 
Dafür war eine Rente von Mk. 260 vorgeschlagen, von 
der Mk. 32,50 auf eine V2 %ige Amortisation entfallen sollten, 
so dass Fiskus Mk. 227,50 reine Rente und damit eine Ver- 
zinsung von 2,4 % der Barkosten des Kolonats an sich 
(Summe A) und von 2% dieser Kosten einschliesslich des 
Wertes der Ländereien (Summe B) erhielte. Das ist eine in 
Anbetracht der Neuheit und Schwierigkeit der Sache an- 
scheinend leidlich genügende Verzinsung. 

Doch so darf wohl selbst der Fiskus die Rechnung nicht 
aufmachen, da von den grossen nicht in Betracht gezogenen 
sogenannten „allgemeinen" Kosten ein grosser Teil, z. B. 
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wenn man die Kosten und Erfolge der oldenburgisehen Hoch- 
moorbesicdelung mit denen der preussischen oder die Ren- 
tabilität der Kolonieanlage von Marcardsmoor mit der von 
Provinzialmoor bezw. von Augstumalmoor vergleichen will, 
dem Unternehmen zAveifellos zur Last gelegt werden muss. 
Es sollen hier nur die Hauptposten aufgeführt werden. 
Zu ihnen gehören 

1. die Kosten der eigentlichen Lokal- 
verwaltung, der gewissermassen „speziellen" Verwal- 
tung, soweit sie nicht etwa, was nur zum allerkleinsten Teile 
zutrifft, auf das Konto wissenschaftlicher Anbauversuche u.s.w. 
entfallen. Diese Kosten sind nicht unbedeutend und dürften 
jetzt jährlich für i Moorvogt, 2 Wiesenbauer, 1 Vor- 
arbeiter u. s. w. an Bargehalt wie Nebenbezügen (Land- 
nutzung) auf Mk. 6000 — 8000 kommen; 

2. die Kosten der fiskalischen Wirtschafts- und Dienst- 
Gebäude, z. B. der Moorvogt ei und der von der Gefangenen- 
verwaltung benutzten Baulichkeiten, für die an Verzinsung, 
Unterhaltung und Tilgung gleichfalls über Mk. 1000 jähr- 
lich anzusetzen sind; 

3. die Kosten der Moofbahn, die doch ausschliesslich der 
Herstellung der Kolonie dient. Ende 1891 beliefen sie sich 
schon auf Mk. 18750 und dürften infolge nachträglicher 
bedeutender Verlängerung der Geleise gegenwärtig wohl 
auf Mk. 25000—30000 angestiegen sein. Bei der schnellen 
Abnutzung muss man wohl Mk. 2000 — 3000 für Verzinsung, 
Unterhaltung und Tilgung rechnen ; 

4. die Kosten der Unterhaltung der Wege in der 
Kolonie selbst sowie die Verzinsung des betreffenden 
Anlagekapitals mit im Durchschnitt wohl mindestens Mk. 500 ; 

5. die Beträge für die Unterhaltung der Gebäude der 
Kolonisten und für ihre Feuerversicherung sowie für die 
Kirchen- xind Schullasten, welche zusammen in dem erwähnten 
Berichte mit Mk. 75 für das Kolonat angenommen sind und 
sich demnach gegenwärtig auf rund Mk. 2000 — 3000 belaufen ; 

6. sowie schliesslich eine Reihe kleinerer Ausgaben und 
Aufwendungen, z. B. jährlich Mk. 400 Wirtschaftsprämien 
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in den letzten Jahren, zinslose oder ganz niedrig verzins- 
liche Hergäbe von Kapitalien zu verschiedenen Zwecken 
(wie Düngerfonds (=Mk. 12000), Darlehnsfonds (=Mk.3ooo), 
für Zuchtviehbeschaffung), Entschädigungen für unverschul- 
dete schlechte Ernte durch Überweisung von Ernteanteilen 
von fiskalischen Flächen u. a. mehr, Aufwendungen, deren 
Gesamtbetrag die Summe von jährlich Mk. 1000 wohl sicher- 
lich überschreitet. 

Alles in allem dürften daher die „beson- 
deren allgemeinen" Kosten Mk. 15 — 16000, viel- 
leicht noch mehr betragen. 

Darin sind aber, was wohl zu beachten ist, nicht ent- 
halten die nachstehenden, mit mehr Recht als „allgemeine" . 
zu bezeichnenden Kosten. 

1. Die gleichfalls ganz beträchtlichen „allgemeinen" Ver- 
waltungskosten, die die General- und Spezialkommission, die 
Gefängnisverwaltung (1 Oberinspektor, 2 Aufseher), die 
Moorversuchsstation u. a. tragen, 

2. die Zinsen für die Anschlussstrecke Marcardsmoor- 
Wittmunder Chaussee mit über Mk. 14000 Baukosten, 

3. die Zinsen für die Schule mit über Mk. 17000, für das 
grosse Gemeindehaus und seine Einrichtung sowie die Kirch- 
hofsanlage, 

4. der beträchtliche Gehaltszuschuss des Fiskus für die 
Pfarrkollaboratur, 

5. Kapitalien und Zinsen der für gemeinschaftliche bezw. 
kommunale Zwecke gegebenen Ländereien (z. B. Gemein- 
weiden und Schulland), und deren Instandsetzungskosten, die 
z. Z. einen nicht unbedeutenden Zinsverlust mit sich bringen. 

Es handelt sich also noch um bedeu- 
tende Beträge, die, ohne sie der Kolonie- 
gründung in Ansatz zu bringen, aufzu- 
wenden sind. 

Aber auch die erstgenannten, der Koloniegründung 
m. E. mit vollem Recht zur Last zu legenden Beträge sum- 
mieren gewaltig auf. Sie sind voll in Ansatz zu bringen, 
da die Pachteinnahmen (1901 waren 264 ha Pachtländereien 
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vorhanden, davon rund 50 ha infolge der Freijahre noch 
pachtfrei, also 214 ha mit 30 Mk. p. ha pachtpflichtig; die 
Pacht betrug daher rund Mk. 7000 für die ganze Kolonie) 
in der vorerwähnten amtlichen Berechnung der Herstellungs- 
kosten eines Kolonats schon gegen die Passivzinsen auf- 
gerechnet sind. Nimmt man als Jahresdurchschnitt der an- 
zurechnenden Unkosten nur Mk. 10000 an, so betragen sie 
auch ohne Zinszurechnung seit 1890 bereits Mk. 130000. Sie 
werden aber noch eine Reihe von Jahren in eher noch wach- 
sender Stärke — ihre jährlichen Zinseszinsen belaufen sich ja 
schon auf über Mk. 4000 ! — bestehen, so dass sie, wenn die 
Kolonie in bisherigem Tempo sich weiter entwickelnd 50 Sie- 
, delungen zählen wird, weit über Mk. 200000 betragen werden. 
Dabei ist man noch in der günstigen Lage, keine Grund- 
erwerbszinsen in Rechnung stellen zu brauchen, während z. B. 
in Provinzialmoor das Besiedelungskonto von Anfang an 
mit Mk. 233 p. ha oder insgesamt mit Mk. 103000 belastet 
ist. Würde man wie die Provinzialverwaltung das Objekt 
haben erwerben müssen etwa für Mk. 200 p. ha, so läge 
jetzt schon eine weitere Zinsenlast von Mk. 40000 — 50000 
darauf. 

Ich bin ganz gewiss ein Freund der inneren Kolonisation 
und habe die Überzeugung, dass der Staat, wenn erforderlich, 
nicht so leicht vor einem grossen Opfer zurückschrecken 
soll, wenn er nur dadurch die Kolonisation wirklich fördern 
kann. Ist aber mit den gebrachten grossen Opfern ersicht- 
lich viel mehr zu erzielen und anderwärts auch viel mehr 
erzielt worden, dann kann man nur ein unbedingter Gegner 
einer solchen „unproduktiven" Kolonisation sein. Während 
in den ersten 5 Jahren 1890/94 durchschnittlich 5 Siedler 
(zus. 24, davon 1891 und 1892 je 6) angesetzt wurden, kamen 
in den 7 Jahren 1896/1901 nur noch 14 Siedler zur An- 
nahme, also nur zwei im Jahre bei zuletzt Mk. 15000 — 16000 
örtlichen „allgemeinen Unkosten" ! 

Oldenburg hat in den letzten 3 Jahren (1900 bis 1902) 
nicht weniger als 151 Ansiedler (121 auf Moor, 30 auf Heide) 
angesetzt und darauf trotzdem ganz sicher sehr viel geringere 
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„allgemeine" Unkosten verwendet, als in gleicher Zeit allein 
für Marcardsrnoor erforderlich waren! 

Ein solcher Vergleich müsste doch eigentlich stutzig 
machen und uns davon überzeugen, dass das ganze „System" 
der Kolonisation gründlich reformbedürftig ist. 

Diese Frage wollen wir nun etwas näher beleuchten und 
uns fragen, welche Fehler wohl das bisherige Verfahren ge- 
zeigt hat und welche Lehren wir aus der bisherigen Koloni- 
sation für die zukünftige Hochmoorbesiedelung ziehen können. 

b) Verfahren bei der Besiedelung. 

In Provinzialmoor wie in Marcardsmoor hat man mit 
dem alten System der ödlandbesiedelung, wie es bei allen 
früheren, im ersten Teil der Arbeit geschilderten Koloni- 
sationen — des Donaumooses, der ostpreussischen Moore u. s.w. 
— sowie noch gegenwärtig in Oldenburg in Gebrauch war 
und ist, dem Siedler die Fläche unkultiviert zu überweisen, 
gebrochen und ist ganz im Gegensatz dazu übergegangen, dem 
Siedler jede Kultivierungs- und Bauarbeit abzunehmen und 
ihm das Kolonat vollständig kultiviert und bebaut zu über- 
geben. Für diesen Wechsel im Vorgehen scheint ja u. a. 
die Tatsache zu sprechen, dass von den auf unkultiviertem 
Grunde angesetzten Kolonisten früherer Zeiten der grösste 
Teil nur sehr spät und nur nach grossen Mühsalen oder gar 
nicht zur Kultivierung des ganzen Kolonats gelangt ist. In- 
dessen ist dabei zu beachten, dass das langsame Vorwärts- 
kommen der Kolonisten wie der Kultur in der Hauptsache 
doch durch den Mangel an genügenden Hilfsmitteln für 
die Hochmoorkultur, wie sie uns jetzt in den künstlichen und 
Gründüngungen u. s. w. zur Verfügung stehen, begründet 
war. Früher wäre ein staatliches Vorgehen nach jetzigem 
Muster noch viel weniger bezw. überhaupt nicht in Betracht 
gekommen, da damals die Handarbeit und der animalische 
Dünger die ausschlaggebende Rolle bei der Kultivierung der 
Kolonate spielten, das System also ganz eigen- und natural- 
wirtschaftlich war gegenüber dem jetzigen ausgeprägt geld- 



— 352 — 



wirtschaftlichen Systeme (grosse Ausgaben für Kunstdünger 
und Bauten!). 

Ist nun dieses frühere System, aus dem doch eine ganze 
Reihe durchaus lebensfähiger Besiedelungen hervorgegangen 
sind und noch hervorgehen (z. B. Petersfehn, Friedrichs- 
fehn, Jeddeloh, Mentzhausen u. s. w. in Oldenburg), wirklich 
so völlig zu verwerfen und durch das neue, sagen wir, Mar- 
cardsmoor-System zu ersetzen? 

Es ist zuzugeben, dass so manches für das neue Vor- 
gehen spricht. Es führt zu einer schnelleren und 
besseren Kultivierung des ganzen Kolo- 
nates sowie zu einer solideren Bebauung 
als es früher der Fall war. Das sind grosse und 
unbedingt erstrebenswerte Vorzüge, aber 
sie sind auch mit beträchtlichen Nach- 
teilen erkauft, die zunächst in der Kostspielig- 
keit des neuen Verfahrens liegen. 

Dass eine Behörde teurer arbeitet, als ein Privatunter- 
nehmer ist ja nachgerade zur Genüge bekannt und wird zu- 
dem auch seitens der leitenden Beamten wiederholt hervor- 
gehoben.*) Die Sachlage verschiebt sich allerdings wesent- 
lich zu Gunsten der fiskalichen Tätigkeit, wenn und insoweit 
sie durch Gefangene ausgeführt wird, da sich dadurch die 
Unkosten um 20 bis 40 % vermindern und damit die Kosten, 
die der Kolonist selbst bei eigener Arbeit aufzuwenden bezw. 
sich anzurechnen haben würde, nicht mehr wesentlich 
übersteigen. 

In der Verwendung von Strafgefangenen zu den Kulti- 
vierungs- und Bauarbeiten hat man in der Tat ein ausser- 
ordentlich wichtiges Mittel, die Urbarmachung und Besie- 
delung unserer Hochmoore und Heiden zu verbilligen gefunden. 
Angeregt wurde sie durch die Wahrnehmung, dass die an ver- 
schiedenen Stellen auf den Mooren vorgenommenen Melio- 
rationsarbeiten bei Benutzung freier Arbeiter viel zu teuer 
wurden. Das galt in besonders hohem Grade für das Kehdinger- 
Moor, das sich nördlich von Stade unweit der Elbe und gleich- 

*) Z. B. Prot. d. Z.-M-K. No. 27, S. 76; No. 35, S. 27. 
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laufend mit ihr hinzieht, weil hier die Arbeitslöhne infolge der 
Nähe der Marschen, der Elbe und auch Hamburgs sehr hoch 
stehen. Daher unternahm man 1897 im Kehdinger Moor den 
ersten Versuch mit der Gefangenenarbeit, nachdem zwischen 
den beteiligten Ministerien (für Landwirtschaft einerseits und 
des Innern andrerseits) die Bedingungen vereinbart waren. 

Das Ministerium des Innern, speziell die Leitung der 
ihm unterstellten Gefängnisverwaltung (Geh. Ob.-Reg.-Rat 
Dr. Krohne) hat übrigens von Anfang an und stets diesem 
neuen Beschäftigungszweige der Gefangenen das grösste 
Interesse und Wohlwollen entgegengebracht und sich z. B. 
gleich in der einleitenden Verhandlung bereit erklärt, falls 
sich die Generalkommission an der Unsicherheit stossen sollte, 
„die ganze Sache (d. h. Kultivierung des Kehdinger Moores) 
in Entreprise zu nehmen, um selbst einen Versuch zu machen, 
der für die Gefängnisverwaltung von grossem Wert sein 
würde". Die Gefängnisverwaltung Hess sich dabei von drei 
Gedanken leiten, einmal von einem landwirtschaft- 
lichen, in der Uberzeugung, dass die Besiedelung der 
Moore sich nur mit billigen Arbeitskräften gedeihlich und 
lebensfähig ausführen lasse, zweitens von einem wirt- 
schaftspolitischen, um dadurch den Druck der Ge- 
fangenenarbeit auf die gewerbliche und Handwerkerarbeit 
möglichst zu vermindern, und drittens von einem straf- 
vollzugstechnischen, da diese Arbeit in den 
menschenleeren Mooren es ermögliche, die Gefangenen im 
Freien zu beschäftigen, was für sie in so mancher Hinsicht 
vorteilhafter sei, als die Arbeit im Gefängnisgebäude. 

Als Entgelt für die Arbeitsleistung verlangt die Gefäng- 
nisverwaltung Mk. 0,80, wobei sie diese Frage nidht in den 
Vordergrund stellt, wie die nachstehende Äusserung ihres 
obengenannten Vertreters erkennen lässt:*) „Es handelt sich 
lediglich um die Frage : können wir mit Hilfe der Gefangenen- 
arbeit neue Wohnstätten schaffen, wo wir die Söhne unseres 
Volkes festsetzen, damit sie uns treu bleiben, — oder nicht? 
Können wir das, dann muss die Gefängnisverwaltung uns 

*) 42. Prot. d. Z.-M.-K. S. 24. 
Stumpf*, Moor-Kolonisation. 23 
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diesen Weg ebnen, und ich hoffe, die Staatsverwaltung wird 
ihn betreten." 

Nun, diesen Weg hat die Gefängnisverwaltung,, 
soweit es an ihr liegt, mit grossem Eifer und auch 
mit Erfolg zu ebnen versucht. Im Jahre 1899 waren bereits 
Kolonnen von je 20 — 60 Mann auf der Eifel (Hohe Venn) 
und auf dem Hümmling, in Marcardsmoor und im Kehdinger 
Moor, in den schleswig-holsteinischen (Reitmoor) wie in 
den ostpreussischen Mooren mit bestem Erfolg beschäftigt. 

Teilweise tritt die Gefängnisverwaltung als selbständige 
Unternehmerin auf, so in Schleswig-Holstein im Bargstedter 
und im Reitmoor, die der Gefängnisverwaltung als Eigen- 
tum bezw. zur Kultivierung überwiesen worden sind, so auch 
in der Eifel, wo die Gefangenenvcrwaltung 300 Mrg. Venn- 
land zur Kultivierung und nachfolgenden Besiedelung erwor- 
ben hat. Auch die vollständige Bauausführung nach festem 
Anschlage (z. B. in Marcardsmoor) übernimmt bezw. über- 
nahm sie als Unternehmerin in eigener Regie. Neuerdings 
hat es sich jedoch als zweckmässiger herausgestellt, die 
Materialien von der Moorverwaltung ankaufen zu lassen, so 
dass die Gefängnisverwaltung nur die gesamten Arbeiten 
ausführt. Da man die Gefangenen jetzt auch über Winter 
in den Mooren lässt, wo man z. T. direkte Filialgefängnisse 
(so im Kehdinger Moor) eingerichtet hat, bereiten sie im 
Winter z. B. das Holz für die Bauten vom Rundholz an vor, 
machen Zementsteine u. s. w., soweit sie nicht als Kultur- 
arbeiter im Freien beschäftigt werden. Wenn dies ganz 
unmöglich ist, werden sie von der Gefängnisverwaltung mit 
Arbeiten im Innern, Mattenflechten u. s. w. beschäftigt. 

Soweit sie für die Moorverwaltung (Generalkommission, 
Forstverwaltung) beschäftigt sind, erhält die Gefängnis- 
verwaltung für jeden wirklich geleisteten Arbeitstag (zu je 
10 Stunden gerechnet) 80 Pfg. und meist noch eine „Tüchtig- 
keitszulage" von 5 Pfg. Die Kolonisten müssen für jeden 
ihnen geleisteten Tag 90 + 5 Pfg. zahlen. Gerechnet sind 
von den 80 Pfg. auf Arbeitslohn 40 Pfg., auf Kost 38 Pfg. 
(einschl. einer Zulage von 10 Pfg. wegen der angestrengteren 
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und z. T. schwereren Arbeit als im Gefängnis), der Rest auf 
die Kosten der verstärkten Aufsicht. Die Aufsicht ist deshalb 
nicht so sehr viel teurer, als es erforderlich scheinen könnte, 
weil die Moorvögte, Vorarbeiter und Poliere als Hilfsaufseher 
vereidigt werden und behilflich sind. Die Zahl der — meist 
nur für wenige Stunden geglückten — Entweichungen ist 
eine ganz geringe. Gröbere Unbotmässigkeiten und Auf- 
sessigkeiten sind kaum vorgekommen, es hat sich erfreulicher- 
weise' vielmehr gezeigt, dass sich die erforderliche strenge 
Disziplin auch unter den erschwerten Umständen durchaus 
befriedigend aufrecht erhalten lässt. Allerdings ist man auch 
in der Wahl der ins Moor zu sendenden Sträflinge vorsich- 
tig, schliesst z. B. Gewohnheitsverbrecher aus und nimmt 
nur solche, die einen Teil ihrer Haft abgesessen, sich dabei 
als ordentliche Elemente erwiesen haben und die überdies 
eine nicht mehr allzulange Haftzeit (i — 2% Jahre) vor sich 
haben. Untergebracht werden die Gefangenen auf dem Moore 
teils in dem künftigen Moorvogteigebäude, teils in künftigen 
Kolonistenhäusern, die entsprechend zurecht gemacht werden, 
so dass die Unterbringung keine grossen unproduktiven Bau- 
kosten verursacht. 

Die Arbeitsleistungen der Gefangenen schwanken 
stark, je nach der Art der Arbeit, dem in der Kolonne 
gerade herrschenden Geiste, der Wirksamkeit der Auf- 
sicht u. s. w. Im allgemeinen müssen die Erfolge aber als 
ausserordentlich befriedigend beeichnet werden. So kostete 
1901 die Kultivierung von 1 ha in Marcardsmoor 
_ _ f bei freien Arbeiten Mk. 15 

für das Gruppen { ^ Gefangenenarbeit „ 11 

freier Arbeit „ 90 
Gefangenen arbeit „ 52 
Anfänglich bis zur Einarbeitung bleibt die Tagesleistung 
der Gefangenen beträchtlich, oft bis zur Hälfte und noch mehr 
hinter der der freien Arbeiter zurück, allmählich kommt sie 
ihr jedoch nahe, wenn auch meistens nicht gleich. Im all- 
gemeinen Durchschnitt scheint eine Kostenersparnis von 30 
bis 40 % erreicht zu werden, die in manchen Fällen (z. B. 

23* 



„ „ Hacken l " 
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beim Ersatz qualifizierter Arbeiter wie Maurer und Bauhand- 
werker) weit übertroffen, in einigen Fällen aber auch 
nicht erreicht wird. So wird von dem Bau eines Heuer- 
mannshauses (Baukosten Mk. 4400) auf dem Domänenhof 
Wippingen (Kr. Meppen) berichtet, dass durch die Ge- 
fangenenarbeit bei dem Hausbau (1 freier Polier und 6 — 8 Ge- 
fangene) „nur Mk. 150 im Verhältnis zu dem in andern 
Jahren üblichen Lohn der freien Handwerker erspart sei, 
teils weil die Gefangenen eine kürzere Arbeitszeit als freie 
Maurer haben, weil sie ferner mittags zum Essen nach dem 
Haupthof geführt werden mussten und weil sie auch wenig 
geschickt zu den Arbeiten waren".*) Das ist aber eine Aus- 
nahme. Im allgemeinen sind gerade auch bei den Bauten 
die Ersparnisse ganz beträchtlich, weil es schwer hält, Bau- 
arbeiter und -handwerker in genügender Zahl in die Moor- 
einöden zu bekommen und deshalb besonders hohe Löhne ge- 
fordert werden. Bislang herrschte noch ein grosser Mangel 
an eingelernten Bauarbeitern und -handwerkern unter den 
Gefangenen, den man notdürftig dadurch abzustellen suchte, 
dass man die geeignetsten Leute aus dem betr. Moorkom- 
niando an Ort und Stelle anlernte. Diesem Übelstande will 
nun die Gefängnisverwaltung dadurch selbst entgegentreten, 
dass sie nach einer bereits mit dem Kriegsminister getroffenen 
Vereinbarung ein Viertel der Unterbeamten aus dem Stande 
der (Militär-) Handwerker entnimmt, die dann schon in der 
Gefangenenanstalt die brauchbarsten Leute zu Bauhand- 
werkern soweit ausbilden, dass sie die teuren freien Poliere 
und Handwerksmeister ersetzen können. 

An der Berechtigung dieses besonderen Vorgehens so- 
wie der Gefangenenverwendung zur Kultivierung der Moore 
und Heiden überhaupt ist nicht im geringsten zu zweifeln^ 
Die Sachlage ist die, dass die genannten Arbeiten mit freien 
Arbeitern im Regiebetriebe und in irgend grösserem Umfange 
im allgemeinen so teuer werden, dass man von ihrer Aus- 
führung überhaupt Abstand nehmen müsste. Die verwaltungs- 
seitige Urbarmachung und Besiedelung der Moore ist in 

*) 46. Prot. d. Z.-M.-K. S. 34. 
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irgend grösserem Massstabe eben nur mit billiger Gefangenen- 
arbeit ausführbar. 

Im Provinzialmoor ist man mit freien Arbeitern ganz 
leidlich ausgekommen, weil man aus den benachbarten hollän- 
dischen Moordistrikten genügende und preiswerte Arbeits- 
kräfte heranziehen konnte. Mit der Arbeit von Korrigenden 
hat die Provinzialverwaltung sogar wenig befriedigende Er- 
fahrungen gemacht. Sie zahlte für einen Korrigenden im 
Sommer Mk. i, im Winter Mk. 0,90 und für Akkordarbeit 
die halben Sätze wie dem freien Arbeiter. Aber die Erfah- 
rung habe gezeigt, dass der Korrigend nicht viel mehr leiste 
als die Hälfte der Arbeit eines freien Arbeiters. Die Arbeit 
käme also teurer zu stehen. (Quaet-faslem ; 37. Prot. d. 
Z.-M.-K. S. 101.) 

Gegenwärtig beträgt die Zahl der in solcher Weise zur 
Hebung der Landeskultur (Moorkultivierung) beschäftigten 
Gefangenen schon rund 660. Auch die Zahl der Stellen, wo 
die Gefängnisverwaltung in so erfreulicher Weise eingreift, 
ist entsprechend gestiegen. Bei dem grossen Interesse, welches 
die Gefängnisverwaltung der Sache dauernd entgegenbringt, 
ist eine weitere gute Entwickelung und ein zweckmässiger 
Ausbau des ja noch in den Anfängen steckenden Systems 
sicher zu erwarten. 

Das erfolgreiche Vorgehen der preussi sehen Gefängnis- 
verwaltung hat auch andere deutsche Regierungen zu gleichen 
Schritten unter ähnlichen Bedingungen bewogen. So unter- 
nahm Oldenburg 1899 den ersten Versuch im Steinfeld- 
Ehrendorfer Moore. Die dort von den Gefangenen bis zur 
Arbeitsstätte zurückzulegenden weiten Entfernungen be- 
wogen die Gefängnisverwaltung, die Anschaffung von Wohn- 
wagen in Aussicht zu nehmen. 

Auch in Baiern ist die Gefangenenarbeit auf den Mooren 
jetzt ebenso organisiert wie in Preussen. Nur sind die dort 
zu zahlenden Tagelöhne höhere. 

Doch ist das, was durch Gefangenenarbeit zu leisten ist 
oder wenigstens bisher geleistet wird, in seinem Gesamt- 
umfange immerhin verhältnismässig gering und, wenn die 
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Gefangenenarbeit sich nicht beträchtlich weiter ausdehnen 
lässt, nicht ausreichend. Wenn sich z. B. in Marcardsmoor, 
wie dies in den letzten Jahren der Fall war, jährlich trotz 
ständiger Verwendung von mehr als 30 Gefangenen wirklich 
nur 2 — 3 Kolonate erbauen und die in jedem Jahre plan- 
mässig vorzubereitenden Schläge kultivieren lassen, dann sind 
doch die Generalunkosten bei so geringer kolonisatorischer 
Leistung so gross, dass sie eine Rentabilität völlig aus- 
schliessen. Die jetzige Gefangenenarbeit reicht also an- 
scheinend auch nicht aus, um eine umfangreichere Besie- 
delung möglich bezw. rentabel zu machen. Ob das bei einer 
Änderung des bisherigen Systems der völligen Vorbereitung 
der Kolonate der Fall sein oder durch andere Massnahmen 
sich erreichen lassen würde, entzieht sich meinem Urteil, ist 
aber wohl anzunehmen. 

Jedenfalls scheint mir die eine wichtige Tatsache fest- 
zustehen, dass bei dem jetzigen System der Kolonisation 
auch mit der Gefangenenarbeit nicht eine Herabdrückung 
der Kosten bis zu d e m Grade gelungen ist, dass man den 
gegenwärtigen Weg als für die Zukunft gangbar und ins- 
besondere nicht gangbar für eine Besiedclung in irgend 
grösserem Stile ansehen könnte. Wenn der Staat auf diese 
Weise seine Moore kultivieren und besiedeln will, muss er 
viele Millionen nicht nur hineinstecken, sondern zum grossen 
Teil direkt mit Kapital und Zins opfern. Ist das Ziel auf 
eine andere, billigere Weise nicht zu erreichen, so wird man 
vielleicht auch vor diesem Opfer nicht zurückschrecken 
dürfen, denn in Anbetracht des grossen Nutzens, den die 
Urbarmachung und Bcsiedelung der Wüsteneien für den 
Staat, für die Gesamtheit haben würde, müsste die Anlage, 
obwohl sie an sich nicht direkt rentabel ist, trotz grosser 
Baropfer doch als im Interesse und zum Vorteil des Staats- 
ganzen geschaffen gelten. 

Ich bin aber fest überzeugt, dass die grosse Kostspielig- 
keit des „Marcardsmoor-Systems" und seine geringen koloni- 
satorischen Erfolge durchaus nicht unabänderlich in der Sache 
selbst begründet ist, sondern zum grossen Teil auf Fehlern 
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im System und Verfahren beruhen, aus denen man für die Zu- 
kunft lernen und dadurch zu besseren Erfolgen kommen kann. 

In Oldenburg sucht man das gleiche Ziel unter mög- 
lichster Vermeidung aller Unkosten zu erreichen, da man 
dort nicht in der glücklichen Lage ist, so gewaltige Summen 
in so wenig produktiver Weise anzulegen. Man beschränkt 
■die staatlichen Leistungen in der Hauptsache auf die Be- 
schaffung einer ordentlichen Abwässerung und Zuwegung, 
bei deren Anlage man gleichfalls möglichst sparsam und rech- 
nerisch zu Werke geht. Die Kultivierung der Kolonate da- 
gegen, für die man nur Kultivierungsprämien (vgl. 
S. 3°6) gewährt, überlässt man den Kolonisten ganz aus- 
schliesslich. Sie haben dafür aber auch in den ersten 10 Jahren 
keine Rente an den Staat zu zahlen. Auch nachher ist ihre 
Rente bezw. Zinsverpflichtung sehr gering, weil sie die Kul- 
tivierung selbst ausgeführt haben, und besteht in der Haupt- 
sache in den Zinsen für das Gebäudekapital. Gewiss geht 
dabei die Kultivierung langsamer vor sich und es wird wohl 
auch gegenwärtig noch 15 — 20 Jahre währen, ehe ein Kolonat 
voll in Kultur kommt, aber es steht dem Kolonisten — und 
auch dem Staat — dafür viel niedriger „zu Buch" als das in 
Marcardsmoor der Fall ist. 

Dass übrigens die Neubauern ohne alle fremde Hilfe 
in der Lage sind, allmählich ein Kolonat in Kultur zu bringen 
und sich eine selbständige Wirtschaft zu schaffen, zeigt die 
Erfahrung mehrfach. So haben sich neuerdings auf den 
Mooren nördlich von Provinzialmoor am Süd-Nord-Kanale 
Kolonisten auf bäuerlichem Moor angesiedelt, die ohne alle 
Unterstützung, ja wahrscheinlich trotz nicht unbedeutender 
Zahlung für das Moor selbst, ihr Durchkommen zu finden 
hoffen und auch finden werden. Die private Moorbesiedelung 
würde sicherlich schon bedeutender sein, wenn die Moor- 
flächen der einzelnen Besitzer wirtschaftlichere Formen 
hätten, die Moore durch Wege besser erschlossen wären *) 

*) So heisst es z. B. in einem Berichte der Generalkommission vom 
31. Mir* 1900 (46.Protd.Z.-M.-K. S.208) : „Grösserer Erfolg (in der Kulti- 
vierung der Moorabfindungen von Wesuwe) würde noch zu erwarten «ein, 
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wenn die Erfolge der neuen Hochmoorkultur allgemeiner 
bekannt wären und wenn schliesslich die alten Dörfer nicht 
meist in nächster Nähe noch genügend kulturfähiges Land 
besässen, das die dünne Bevölkerung noch leicht aufzunehmen 
in der Lage ist oder doch wäre. 

Auch sonst findet man vielfach grosse Fortschritte in der 
Kultivierung privater Hochmoorkolonate. So ist die schon 
geschilderte Entwickelung Südgeorgsfehns aus einer verun- 
glückten Fehnkolonie zu einer augenscheinlich durchaus 
gedeihenden Hochmoorkolonie sehr bezeichnend. Dort er- 
folgt die Kultivierung der Hochmoorkolonate durch die nichts 
weniger als wohlhabenden Besitzer ohne jeden Zwang und 
ohne staatliche Unterstützung langsam, aber sicher, angeregt 
allein durch das vorzügliche Beispiel, das ihnen der dortige 
Hauptlehrer Heinrici auf seinem 35 Mrg. grossen Privat- 
kolonate nunmehr schon seit langen Jahren mit vorzüglichem 
Erfolge gibt, sowie vielleicht durch geringe Prämien und 
Schlickbezugsbeihilfen. 

Ein anderes Beispiel der Ansiedelung aus eigenster Kraft 
ohne jegliche staatliche Beihilfe fand ich nördlich von West- 
rhauderfehn im Collinghorster Moor (ähnlich ist es übrigens 
auch in den benachbarten Mooren von Glansdorf u. s. w.). 
Daselbst verkaufen jetzt die Bauern von Collinghorst die 
Leegmoore, die anscheinend reichliche Bunkerde enthalten 
und teilweise wohl schon seit mehr als einem Jahrhundert 
abgetorft daliegen, an Arbeiter in Parzellen von 1 — 1% ha. 
Meist sind diese „Möre" ca. 30 m breit und 400 — 500 m lang. 
Für solches unkultiviertes Stück erhalten sie mindestens 
Mk. 1000 p. ha, jetzt sogar Mk. 1200 — 1500! Die Frau 

wenn am östlichen Ufer des Süd-Nord-Kanals ein Sandweg vorhanden wäre 
und es ermöglicht würde, hier Häuser auf Sand zu bauen. An kauflustigen 
Siedlern würde es dann vielleicht nicht fehlen. Verhandlungen wegen 
Ankaufs von am Kanal gelegenen AbfindungsstUckcn haben mit den 
Empfängern verschiedener Pläne geschwebt, sind aber aus dem ange- 
deuteten Grunde nicht verwirklicht." Trotzdem haben sich inzwischen 
Käufer für solche Abfindungspläne, also unter in vieler Hinsicht un- 
günstigeren Bedingungen als etwa in Marcardsmoor gefunden. 
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wirtschaftet zu Hause, die Manner gehen in den Torfstich, 
in die Ernte, zu Schiff u. s. w. Meist treiben sie zuerst Hoch- 
moorkultur auf der Fläche und erst allmählich gehen sie zu 
fehnmässiger Sandmischkultur über. Die Flächen sind viel- 
fach sehr gut kultiviert, mehrfach sind schon neue schöne 
Häuser an Stelle der alten billigen Bauten getreten. Die 
Leute kommen trotz des viel zu hohen Preises augenschein- 
lich vorwärts. Und das alles aus eigener Kraft 
ohne jegliche Staatsbeihilfe und ohne jede 
staatliche Beratung und Anleitung! 

Ähnliche bedeutende Fortschritte in der Hochmoor- 
kultivierung und Urbarmachung der Kolonatsflächen habe ich 
in Hebelermeer, im Hellweger Moor, in Friedrichsfehn und 
anderwärts gefunden, überall ohne staatliche Unterstützung 
und Leitung, höchstens angeregt durch Düngerbeihilfen, 
Wirtschaftsprämien, Musterwirtschaften u. s. w. Sehr wirk- 
sam für den Fortschritt der Kultivierung sind augenschein- 
lich die zahlreichen ,,Beispielswirtschaften" Oldenburgs, die 
gegen Gewährung staatlicher Beihilfen nach genauer Vor- 
schrift bewirtschaftet und gedüngt werden müssen und bei 
ihren guten Erfolgen viel freiwillige Nachfolge finden sowie 
vor allem die bereits erwähnten jährlichen Kultivierungs- 
prämien für Neukulturen bis zu 10—15 Mk. für 10 Ar. 

Aus alledem ziehe ich den Schluss, dass eine soweit- 
gehende Bevormundung, wie sie in Marcards- (und, allerdings 
wohl etwas schwächer, auch in Provinzialmoor stattfindet, 
wo man den Siedlern nicht nur die ganze Fläche kultiviert, 
sondern auch noch für die ganze zehnjährige Pachtperiode die 
genauesten Vorschriften über Düngung, Bestellung, Frucht- 
folge u. s. w. macht, zum mindesten in diesem Umfange und 
gegenwärtig nicht mehr nötig ist. Es mag sein, dass sie vor 12 
bis 15 Jahren, als man mit der Anlage der Kolonieen begann, 
unvermeidlich war und dass man deshalb ihre Nachteile, die 
man damals auch noch nicht kennen konnte, mit in den Kaut 
nehmen musste. 

Andrerseits halte ich aber auch das alte Kolonisations- 
system bezw. das oldenburgische System nicht für ganz richtig. 
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M. E. muss der Kolonisator dem Ansiedler eine Grund- 
lage zum Weiterbau schaffen. Als ich im Herbst 190 1 
durch die oldenburgische (künftige) Heidekolonie Beverbruch 
(jetzt Nikolausdorf) in der Garreler Feldmark fuhr, fand ich 
mehrere der 1900 übernommenen „Anbauplacken" noch völlig 
unberührt. Ihre Besitzer hatten also schon 2 Jahre, d.h. Ys ihrer 
Freijahrszeit unbenutzt verstreichen lassen. Sie fühlten sich 
wohl noch nicht kapitalkräftig genug, die zunächst ja unpro- 
duktive Kultivierung vorzunehmen oder vielmehr von den be- 
nachbarten Besitzern vornehmen zu lassen. Würde man ihnen 
wenigstens 2 ha haben umbrechen und vielleicht auch zur 
Saat zurechtmachen lassen, dann hätten sie im 2. Jahre wenig- 
stens ihr Brotgetreide, vielleicht auch ihre Kartoffeln sowie 
Futter für ein Schwein gehabt und hätten die weitere Kulti- 
vierung dann sicherlich schneller in Angriff genommen. 
Allerdings muss dabei der Mann selbst noch mehrere Jahre 
hindurch längere Zeit auf Arbeit gehen und sich die zur Kulti- 
vierung erforderlichen Gelder allmählich hinzuverdienen. Vor- 
teilhafter dürfte es sein, die Rente um den Betrag der ersten 
Mehraufwendungen zu erhöhen.*) 

Ich möchte daher eine Kombination aus beiden Systemen 
vorschlagen, die vielleicht am besten zum Ziele führt 
und die dunkelsten Schattenseiten beider zu vermeiden 
gestattet. 

*) Durch die im Jahre 1 902 zum erstenmal gewährten Kultivierungs- 
prämicn wird die Kultivierung bedeutend erleichtert und beschleunigt 
werden. Am Schlüsse jeden Jahres wird in allen neuen Kolonieen 
Oldenburgs seit 1900 der Kultivierungszustand für jedes Kolonat wie 
insgesamt örtlich aufgenommen und in eine Karte bezw. Liste graphisch 
eingetragen. In dem schon erwähnten Nikolausdorf hatten die im 
Herbst 1900 eingewiesenen 15 Kolonisten 



Im letzten Jahre ist die Umbruchfläche deshalb so gering, weil schon 
Mitte November, als die Kolonisten eben Zeit fanden, ans Pflügen zu 
gehen, Kälte eintrat. 




kultiviert 
— ha 
8,8o „ 

30.35 
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Gewissermassen auf einer Mittellinie zwischen dem olden- 
burgischen und preussischen System sich haltend, scheint 
mir folgendes Verfahren am angemessensten*) 

Von dem Normalkolonate von etwa 7 ha werden dem An- 
siedler 2 ha fertig bestellt und eine kleinere Gartenfläche fertig 
aptiert übergeben, 2 ha werden gegrüppt. Zur Bestellung 
dieser weiteren 2 ha erhält der Siedler die Düngung und die 
Aussaat, während er für ein weiteres ha nur die halben 
Kosten zu tragen hat. Den Rest muss er ohne alle 
Beihilfe kultivieren. Alljährlich hat er vertraglich min- 
destens 1 Schlag in vorgeschriebener Weise**) in Kultur 

*) Es kann hier natürlich nur darauf ankommen, mit den nach- 
stehenden Vorschlägen ein ungefähres Bild von der Richtung und der 
Durchführbarkeit eines gründlichen Systemwechsels zu geben, nicht 
aber darauf, das neue System auch nur annähernd vollständig lücken- 
los aufzubauen, örtliche Verhältnisse und andere Einflüsse und Er- 
wägungen werden beträchtliche Abänderungen und Verbesserungen 
bedingen. 

**) Ein z w e i maliges Brennen sollte gestattet sein, da es die Kulti- 
vierung verbilligt und erleichtert, einen Vorertrag gibt und die Humus- 
substanz wirklich nicht in irgend bedenklicher Weise verringert. In 
Oldenburg gestattet man ein zwei- bezw. dreimaliges Brennen. Bei der 
privaten Kultivierung geht wohl stets eine kurze Brandkultur vorweg, 
die ich an verschiedenen Stellen bei durchaus tüchtigen Wirten im 
bremischen und oldenburgischen sowohl wie in Ostfriesland getroffen 
habe. Mit dem Erlös aus einer normalen Brandfruchtbauernte kann 
der Siedler schon den Dünger für die nachfolgende ordnungsgemässe 
Kultivierung bezahlen. Findorf, der „Vater der Mooranbauer" sagt : 
„Für einen Anfänger im Moor kann keine glücklichere Erfindung sein, 
als dass er sofort eine Strecke Moores ohne den gewöhnlichen Stall- 
dünger bestellen und davon ernten kann." Das gilt mit Einschränkung 
und mit der Änderung, dass man an Stelle von „Stalldünger" „Massen 
von Kunstdünger" setzt, für den fast mittellosen Kolonisten, der schnell 
und dabei nicht zu teuer zur völligen Kultivierung seines Kolonates zu 
kommen suchen muss, auch jetzt noch genau ebenso. 

Mag die jetzige Methode vielleicht theoretisch die bessere sein, 
mag sie bei der völligen Kultivierung durch den Staat den Vorzug 
verdienen (was mir noch nicht bewiesen erscheint), so ist für den selbst- 
kultivierenden Kolonisten die Unterstützung und Verbilligung der Kulti- 
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zu bringen und zu bestellen, so dass das Kolonat, da i ha 
auf Garten, Hof, Schutzstreifen u. s. w. abgeht, etwa 5 Jahre 
nach der Übernahme in Kultur sein, die fünfte Ernte also 
schon von der vollen Fläche erfolgen könnte. 

Die Kosten für ein Kolonat von 7 ha würden sich dem- 
nach stellen bei der Urbarmachung 

L durch den Kolonisten: 

dazu 3°/ 0 Zinsen für 
Freijahre • 

Mk. Mk. Sa. Mk. 



Freijahre Zinsen 

-t x ^«500 

1. Gebäude = 3500 5 x ^gg — = 525 4025 

2. Urbarmachung und Be- 
stellung von 2 ha, so- 
wieUrbarmachung von 
12,5a Gartenland, An- 
lage des Holzschutz- 
streifens und Grüp- ^ 

3><75 0 

pung von 2 ha — 750 5X — — = 112 862 

3. Düngung und Aussaat ^ ^ 

ganz f. das 3. ha — 200 4 x - — 2 4 22 4 

4. Düngung und Aussaat 

* 6 6 3 x 200 

ganz f. das 4. ha = 200 3 x — — — = 18 218 

5. Düngung und Aussaat ^ 

■J o o 3 x 100 

halb f. das 5. ha -= 100 2 x = 6 106 

(für das 6. ha keine Unterstützung) 100 

Mk. 4750 685 5435 

6. Kosten derLändereien 
undBeitrag zur Verwal- 
tung 7 haxMk. 200= 1400 

Zus. Mk. 6835 



vierung durch ein einmaliges, höchstens aber zweimaliges Brennen das 
zweckmässigere und rationellere Verfahren. In dem schon erwähnten 
Bericht der Generalkommission über Fortschritte der Moorkulturen in 
den Emsmooren heisst es bezgl. der Hochmoorkultivierung durch die 
Bauern von Wesuwe, dass sie von dem im Provinzialmoor und Marcardsmoor 
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II. durch die Verwaltung und bei Zahlung nach jetzigem 





System : 


J \ 

> wie oben 
2. J 






3. Bestellung etc. d. 3. ha 


300 


4 x 


4. Bestellung etc. d. 4. ha 


300 


3>< 


5. Bestellung etc. d. 5. ha 


300 


2 X 


6. Bestellung etc. d. 6. ha 


300 


I X 



3 


X300 




100 


3 


X300 




100 


3 


X300 




100 


3 


X300 



IOO 



5 2 S 


4025 


112 


562 


36 


336 


27 


327 


18 


3i8 


9 


3<>9 


727 


6177 



Mk. 5450 + 

Davon geht ab die gezahlte Pacht von Mk. 60 im 
3., Mk. 90 im 4. und Mk. 120 im 5. Jahre, zu- 
sammen mit Mk. 270, 

so dass die reinen Kultivierungskosten sich be- 
laufen auf » 5907. 

Hierzu treten noch die Kosten der Lände- 
reien u. s. w. (wie oben) mit » 1400, 

so dass der Gesamtpreis des Kolonats Anfang des 

6. Jahres sich stellen würde auf Mk. 7577. 



vorgeschriebenen Verfahren insofern abweichen, „als sie das Moor nach dem 
Hacken vor der Kalkung und Düngung erst noch oberflächlich brennen, 
um die Heidenarbe zu zerstören und dadurch gleichzeitig die düngende 
Asche auszunutzen. Dieses Verfahren würde in den besiedelten Kolonieen, 
z. B. in Macardsmoor, aber nicht mehr gestattet sein wegen der be- 
nachbarten, bereits bestellten und kultivierten Flächen, sowie wegen 
der Nähe der Häuser. Die Erträge der Wesuwer Beteiligten 
sind durchweg die gleichen wie in Marcardsmoor, sie 
bleiben vielleicht um ein Geringes zurück, weil nicht 
überall die volle Düngung gegeben wird. 4 ' 

Dass die Brandkultur in einer besiedelten Kolonie wegen Fcucrs- 
gefahr nicht möglich sei, kann ich nicht als richtig zugeben, angesichts 
der einfachen Tatsachen, dass soviele „Brandfruchtbaukolonieen" 
länger als ein Jahrhundert bei ausgedehntestem Moorbrennen rings um sie 
herum gestanden haben, und dass ich vielerorts (z. B. in Mösles- und Fried- 
richsfehn, im Hellweger Moor und in Hebcler Meer) zum Teil nicht weit von 
denKolonatcn das Brennen als Vorbereitung dauernder Kultur gefunden habe. 



Digitized by Google 



- 366 — 



Der Fiskus würde demnach den allerdings nicht gerade 
erheblichen Betrag von Mk. 472 weniger aufzuwenden haben, 
den der Kolonist andrerseits sehr wohl einbringen könnte u. a. 
durch seine billigere bezw. intensivere Arbeit und durch 
die Nutzung, die er aus dem Brandfruchtbau zöge. 

Doch ist die unmittelbare Verbilligung der Kultivierung 
nach der vorgeschlagenen Methode wohl nicht ihr bedeu- 
tendster Vorzug. Sie würde es zunächst ermöglichen, die 
allgemeinen Verwaltungskosten ganz wesent- 
lich herabzudrücken, da nur noch 7t der bisherigen Fläche 
(2 ha statt 7 ha p. Kolonat) in Kultur zu bringen wären. 
Die Beaufsichtigung der Kultivierungsarbeit der Kolonisten 
auf ihren eigenen Kolonaten würde mehr nebenbei erfolgen 
können. Das bedeutete eine weitere Ersparnis von vielleicht 
Mk. 400—500 p. Kolonat. Ausserdem verwüchse bei diesem 
Verfahren die Kolonistenfamilie viel enger mit ihrem Kolonat, 
welches sie dann zum allergrössten Teile selbst urbar gemacht 
hätte. Das ist ein wichtiges psychologisches Moment. Zu- 
gleich könnte, was in mehrfacher Hinsicht Beachtung ver- 
dient, die Arbeitskraft der Familie voller ausgenutzt werden, 
da dann Frau und Kinder nach Kräften und zu jeder freien 
Zeit zu den Kultivierungsarbeiten mit herangezogen würden. 
Dadurch würden die Urbarmachungs-, Düngungs- und Be- 
stellungskosten, insbesondere gegenüber der Kultivierung durch 
freie Arbeiter wesentlich, unter Umständen selbst noch 
gegenüber der Gefangenen- Arbeit, verringert werden. 

Die Gefangenen arbeiten 10 Stunden einschliesslich des 
Ganges zu und von der Arbeitsstätte. Die Wege sind bei 
der grossen Ausdehnung der Kolonie zum Teil sehr weit, 
so dass teilweise Entfernungen von 3 — 4 km viermal (zu- 
sammen also ca 2 Meilen) zurückgelegt werden müssen. 
Die Gefangenen arbeiten im Tagelohn, doch hat man ihnen 
bei einigen Arbeiten „Tagespensen" überwiesen, in deren 
Fertigstellung dann die Stärkeren die Schwächeren unter- 
stützen, so dass das Pensum meist in 9 Stunden (einschl. der 
Wegezeit) statt 10 Stunden erledigt ist. Bei irgend grösseren 
Entfernungen können daher auf die wirkliche Arbeitszeit (bei 
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9 — io Stunden Brutto-Arbeitszeit) nur (7 — )8 Stunden ent- 
fallen. Der auf seiner Fläche wohnende Kolonist kann da- 
gegen jede freie Stunde zur Kultivierung in seinem Inter- 
esse wahrnehmen. Er verbraucht auf den Zu- und Abgang 
nur ganz kurze Zeit und wird, wenn er irgend brauchbar und 
tüchtig ist, unter möglichster Zuhilfenahme der Familien- 
arbeitskraft die Arbeit noch billiger ausführen, als die Ver- 
waltung durch die Gefangenen. 

Dieses Verfahren würde gleichzeitig einen schnelleren 
Fortschritt der Urbarmachung und Besiedelung ermöglichen, 
da die Gefangenen dann viel weniger Kulturarbeit zu leisten 
hätten und alles, was sich irgend eignete und anlernen Hesse, 
zum Hausbau verwendbar wäre. Eine schnellere Besiedelung 
würde aber die Generalunkosten auf eine grössere Zahl von 
Kolonaten verteilen, eine schnellere Verzinsung der Gesamt- 
anlage herbeiführen und dadurch den Buchwert bezw. den 
Herstellungswert des einzelnen Kolonates gleichfalls wieder 
um einige Hundert Mark herabdrücken. 

Fassen wir kurz zusammen, was bisher für die Einführung 
einer umfangreicheren Selbstkultivierung angeführt ist.sofinden 
wir ihren Nutzen 1. in einer billigeren Ausführung 
der Kultivierungsarbeiten und damit in einer 
Verbillig ung des ganzen Kolonates, 2. in einer 
absoluten Verminderung der allgemeinen 
Kosten durch Verringerung der erforderlichen Aufsichts- 
arbeit, 3. in einer relativen Verminderung dieser 
allgemeinen Kosten durch Ermöglichung ihrer Ver- 
teilung auf eine grössere Anzahl von Kolonaten infolge be- 
schleunigter Besiedelung, 4. in eben dieser dadurch erreich- 
baren Beschleunigung der Besiedelung, 5. dar- 
in, dass der Kolonist durch Selbsturbarmachung des 
grössten Teiles des Kolonats mehr mit dem Kolonat 
selbst verwächst und 6. darin, dass er in der Lage ist, 
auch in den ersten Jahren die Arbeitskraft der Fami- 
lie voll auszunutzen. 

Der Übergang zur — möglichst schnellen — Urbar- 
machung des Kolonates durch den Kolonisten selbst würde 



Digitized by Google 



— 368 — 



indessen noch andere stark ins Gewicht fallende Wirkungen, 
die in der Fassung des ganzen Übernahmevertrages zum Aus- 
druck kommen müssten, zeitigen. Es scheint zweifellos, dass 
man bei Beginn der Besiedelung vor jetzt fast iM* Jahrzehnten, 
wo die ganze Urbarmachungs- und Besiedelungfrage ja viel 
dunkler war als jetzt, den Kolonisten gar nicht in anderer 
Form und mit anderem Vertrage ansetzen konnte, als es ge- 
schehen ist. Nachdem wir aber eine so lange Arbeitszeit 
hinter uns haben und in vielen Punkten ungleich klarer sehen 
als früher, nachdem es sich ferner erwiesen hat, dass das Er- 
gebnis in mancher Hinsicht durchaus nicht befriedigt, wäre 
es doch wohl an der Zeit, das bisherige Verfahren einer 
gründlichen Durchsicht zu unterwerfen und insbesondere auch 
das gegenwärtige Vertragsverhältnis auf seine Brauchbarkeit 
zu prüfen. 

Da kann es keinem Zweifel unterliegen, dass sich aus 
der Bestimmung, dass der Siedler nur als Pächter angesetzt 
wird, dem man alles verwaltungsseitig in Kultur bringt, 
manche nachteiligen Folgen ergeben. 

Die direkten Wirkungen der verwaltungsseitigen Urbar- 
machung habe ich soeben eingehend besprochen, doch hat der 
eingeschlagene Weg noch andere, z.T. gleichfalls nicht günstige 
Folgen, wozu die hierbei wohl unvermeidliche Notwendigkeit 
gehört, den Siedler nur als Zeitpächter und nicht als Besitzer 
anzusiedeln. Es sei nochmals hervorgehoben, dass es während 
der ersten Lehrjahre wohl nicht anders möglich war und 
man eben die Schattenseiten mit in den Kauf nehmen musste. 
Jetzt, wo man über die Urbarmachungs- und Bebauungskosten 
eines Kolonats sowie über seine Ertragsfähigkeit ziemlich 
unterrichtet ist, wäre man auch in der Lage, von Anfang an 
— mindestens bedingte — Kauf Verträge abzuschliessen, zu- 
mal nun die Bewerber durch die fertigen Kolonate in der 
Lage wären, sich eine Vorstellung davon zu machen, was 
und wie sie kaufen. 

Kaufverträge kann man allerdings nur abschliessen, wenn 
man dem Käufer genauen Aufschluss geben kann über seine 
Zahlungsverpflichtungen, was auch in dem Falle, wenn 
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auch noch nicht alle Posten festliegen und der Kauf 
nur ein bedingter ist, geschehen müsste. Der Käufer würde 
demnach das Kolonat von 7 ha käuflich als Rentengut er- 
werben, jedoch mit der Einschränkung, dass er zwar, wie 
in Oldenburg, in das Kolonat sofort „eingewiesen" wird, die 
Auflassung aber erst nach völlig oder doch grossenteils vollen- 
deter Urbarmachung empfangt und dass Rentengutsgeber in 
wenigen bestimmten und genau aufgeführten Fällen, ins- 
besondere bei Leistungsunfähigkeit des Kolonisten und nicht 
vorschriftsmässiger Kultivierung, vor der Auflassung vom 
Kauf zurücktreten kann. Hierbei Hessen sich auch speziellere 
( En tschädigungs-) Bestimmungen einfügen, welche es ermög- 
lichen, eine ordentliche Kultivierung zu erzwingen. 

Gehen wir von unserm vorigen Beispiel aus, so wären 
zunächst die bezw. Kapitalien zu 1 — 5 als Kaufpreise ein- 
zusetzen, von denen die Beträge zu 1 und 2 bereits vor der 
Kaufverhandlung aufgewendet sind. Die noch nicht genau 
feststehenden, in ihrer Gesamtsumme unbedeutenden Kapi- 
talien zu 3 bis 5 würden am besten vielleicht auch bald fest 
zu ihrem ja annähernd zu übersehenden Wahrscheinlichkeits- 
werte (oder um weniges niedriger) eingesetzt oder unter 
einstweiliger Einsetzung dieses Wertes der dereinstigen end- 
gültigen Berechnung vorbehalten. Zum Bezug der Dünge- 
mittel und der Aussaat aus fiskalischem Lager müsste Käufer 
vertraglich so berechtigt wie verpflichtet erklärt werden. 

Ausserordentlich wirksam für die Gewinnung genügender 
und tüchtiger Bewerber würde es sein, wenn man auf die 
Zinsen während der ganzen 5 jährigen Kultivierungszeit (bezw. 
Hauptkultivierungszeit) verzichtete, d. h. auf einen Betrag 
von rund Mk. 685, also vertraglich 5 volle Freijahre 
(in Oldenburg gibt man unter allerdings anderen Ver- 
hältnissen 10 Freijahre!) gewährte. Dann würde der 
Käufer für die Einrichtungskosten Mk. 4750 zu zahlen 
bezw. zu verrenten haben. Hierzu kämen für Grund- 
erwerb Mk. 200 p. Ea, insgesamt also Mk. 1400, eine Summe, 
welche in Wirklichkeit in der Hauptsache als Entschädigung 
für die allgemeinen Kosten zu gelten hätte und vielleicht im 

Stumpfe, M i Kolonisation. 24 
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Vertrage auch als nebenbei dafür gerechnet zu bezeichnen 
wäre. Da der Staat z. B. 700 ha aus dem Wiesmoor an die 
Fehngesellschaften für Mk. 25 p. ha abgetreten hat und ihm 
seine ostfriesischen Moore durch Oberflächennutzung, wenn 
er die ganzen Verwaltungskosten abrechnet, kaum mehr als 
nichts gebracht haben, kann er den Siedlern unmöglich 
Mk. 200 als Grundpreis in Ansatz bringen. Davon müssten 
mindestens % als Entschädigung für allgemeine Auf- 
wendungen gelten, d. h. bei 300 ha Koloniefläche Mk. 45000, 
welche die dann ja stark verringerten örtlichen all- 
gemeinen Kosten, wenn auch nicht ganz, so doch grossen- 
teils decken würden. 

Das Kolonat würde demnach kosten Mk. 6150. Diesen 
Preis hätte Käufer mit 3%%= Mk. 215,25 zu verrenten und 
mit % % = Mk. 30,75 zu tilgen. Der Hektarwert würde 
dann etwas höher sein, als er für Marcardsmoor und Provin- 
zialmoor (mit 8300 — 8500 p. 10 ha) in Aussicht genommen 
zu sein scheint *) d. h. Mk. 880 gegen Mk. 830 — 850. Für 
den Fiskus würde die Rente von Mk. 215,25 eine 3^ %ige 
Verzinsung seines direkten Aufwandes einschliesslich 
des Zinsverlustes bedeuten. 

Ich glaube sicher, dass die Kolonisten — insbesondere 
mit Rücksicht auf die grosse Vermögensvermehrung, 
die sie trotz der Lehrjahre und Vermögenslosigkeit erzielt 
haben — in der Lage sein werden, diese Jahresrente 
aufzubringen. Jedenfalls können die Kolonisten, das 
ist meine vielfache Erfahrung, viel eher von einem 
7 ha-Kolonate Mk. 880 p. ha mit 3%% verrenten, als von 
einem 10 ha-Kolonate Mk. 850. Eine Rente von im Höchst» 
betrage Mk. 35 p. ha, die sich entsprechend der geleisteten 
Anzahlung verringern würde, ist an sich nicht zu hoch, da 
sich ja das Kolonat bei der Rentenübernahme in bestem Zu- 
stande befindet und die Erträge denen eines guten Mittel- 
bodens entsprechen. Voraussetzung ist dabei freilich noch 
dass durch die Fruchtfolge und Wirtschaftsrichtung (Weide 

•) 48. Prot. d. Z.-M.-K. S. 236. 
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und Viehhaltung) der Ankauf von Kunstdung mit Recht be- 
trächtlich beschränkt werden kann.*) 

*) Ich hoffe zuversichtlich, dass man je länger, je mehr von den 
früheren, überaus kostspieligen Düngungen etwas abkommt, und dass 
es sich erweisen wird, dass man bei sorgfältiger Ackerkultur und 
bei Zwischenfruchtbau, sowie bei reichlichen Grünlandereien auch mit 
Immerhin erheblich geringeren Beträgen auskommt. Ich habe auf 
vielen Privatkolonaten ganz befriedigende Erträge angegeben erhalten, 
die mit viel geringerem Düngeraufwand erzielt waren. Hocherfreulich 
sind in dieser Richtung die Darlegungen des Leiters der Moorversuchs- 
station in Bremen, Prof. Dr. Tacke, der als Ergebnis seiner mehr- 
jährigen Versuche folgende wichtigen Sätze aufstellte (48. Prot d. Z.- 
M.-K. S. 15/16) und näher begründete: 

„Ich trage daher kein Bedenken, für unsere Hochmoor- 
böden von durchschnittlicher Beschaffenheit eine Herab- 
setzung der aufzubringenden Kalk- oder Mergelmengen 
auf ein 2000 kg Kalk pro ha entsprechendes Quantum zu 
empfehlen." Das bedeutet eine Verbilligung der Kalkung um */» 
oder rund Mk. 27 pro ha und bei einem 7 ha-Kolonate um rund 
Mk. 160 bezw. eine Verminderung der Rente pro ha um rund Mk. i,— , 
was schon ins Gewicht fällt. Weiter: „Auf Hochmoorboden kann nach 
mehrjährigen stärkeren Düngungen, durch die ein gewisser NährstofF- 
vorrat im Boden angehäuft wird, die Düngung so eingeschränkt werden, 
dass etwas mehr als die in der Ernte entnommenen Mengen an Pflanzen- 
nährstoffen wieder zugeführt werden. Die Kosten für die Düngung 
mit Kali und Phosphorsäure auf derartigen Hochmoor- 
flächen sind nicht grösser als auf Niederungsmooren." Auch 
das bedeutet gegen die früher im Turnus vorgesehenen Dtingermengen 
eine wesentliche Verbilligung der Produktion. 

Wenn wir imstande sind, auf Hochmoor die bisherigen Erträge, 
z. B. von Provinzialmoor, zu erzielen unter Aufwendung einer Kalk- 
düngung von 2000 kg pro ha und unter Verwendung von Kali und 
Phosphorsäure in derselben Stärke wie auf Niederungsmoor, so ist, 
zumal mit Rücksicht darauf, dass wir die teure Stickstoffzufuhr durch 
Gründung (Seradella-Zwischenfruchtbau) und durch Kleebau stark ver- 
mindern, sowie die ganze Statik durch die sich auf Hochmoor vor- 
züglich bewährende Anlage von Wiesen und Weiden ungemein günstig 
beeinflussen können, das kann nicht dem geringsten Zweifel 
unterliegen, ein gut geleiteter Hochmoor-Kleinbetrieb 

24* 
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Jahre hinaus als Arbeiter der Verwaltung, 
dann als P ä c h t e r binden, weiss aber nicht, o b und unter 
welchen Bedingungen er jemals Besitzer 
werden wird oder werden kann. Darüber kann und muss 
man ihn künftig im Interesse des Fortganges der Besiedelung 
bald Aufschluss geben. Ich habe so oft Gelegenheit gehabt, die 
Erfahrung zu machen, dass Leute mit etwas grösserem Kapital, 
vielleicht von Mk. iooo und mehr, wenn sie sich einmal an- 
kaufen, Arbeitsverpflichtungen absolut nicht mehr über- 
nehmen wollen. Sie wollen ihr „freier Herr" sein. Dieses 
Moment hält sicherlich auch jetzt noch die kapitalkräftigeren 
und tüchtigeren Heuerleute von der Ansiedelung zurück, 
gegenwärtig wahrscheinlich sogar in höherem Grade als der 
alte schlechte Ruf der Moorbesiedelung, denn die bisherigen 
Kolonisten mit Mk. 100 — 400 (z T. noch erborgtem) Barver- 
mögen können wohl nicht als Vertreter des Stammes der 
guten Heuerleute und Arbeiter gelten. 

Das Gefühl, dass die weitgehende Bevormundung ihre 
grossen Schattenseiten besitze, hat man auch in der Verwal- 
tung selbst schon gehabt. So sagt der Sachkommissar, 
Reg.-Rat Lauenstein:*) „Die Siedler haben es zwar nicht 
ausgesprochen, wünschen aber zweifellos auch, der stetigen 
Aufsicht und Bevormundung der Verwaltung ledig zu werden. 
In der Tat halte ich diesen Wunsch für berechtigt . . .** 
„Es ist aber auch zu erwarten, dass die Siedler mit noch 
mehr Lust und Fleiss arbeiten, wenn sie ihr Eigentum bewirt- 
schaften." Sehr richtig. In gleichem Sinne spricht sich 
Landesökonomierat Heumann**) aus. Es empfehle sich 
die Bewegungsfreiheit der Siedler nicht zu beschränken; die- 
selben seien, wenigstens in Marcardsmoor, keine Kinder mehr 
und hätten grosse Freude an der Freiheit. Es sei nicht 
anzunehmen, dass diese Leute ihre Grundstücke gleich 
ruinieren würden. 

Dass die Frage der Freiheit, Unabhängigkeit 
und Selbständigkeit gerade für den tüchtigen An- 

*) 33. Prot. d. Z.-M.-K. S. 82. 
**) 46. Prot. d. Z.-M.-K. S 150. 
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siedler eine sehr grosse Rolle spielt, ist eine allgemein 
bekannte und leicht begreifliche Tatsache. Ist diese Frage 
nicht befriedigend gelöst, wie dies bei dem Marcardsmoor- 
system der Fall ist, dann wird das so manchen gerade der 
tüchtigsten und besten Arbeiter von der Ansiedelung abhalten 
und die Erfolge der Besiedelung stark herabdrücken (schlech- 
tes Material!) und verlangsamen. Auch hat die Bevor- 
mundung der Siedler schon vielfach zu Reibereien gerade mit 
den wirtschaftlich tüchtigeren Elementen Veranlassung ge- 
geben. So musste z. B. 1899 m Marcardsmoor ein Ansiedler 
entlassen werden, weil er sich den Anordnungen der Verwal- 
tung betr. Einhaltung der Fruchtfolge u. s. w. durchaus nicht 
fügen wollte. Er wird als „guter Siedler" bezeichnet, der 
„sogar mit der Anlage und guter Haltung eines kleinen 
Blumengartens am Hause mit gutem Beispiel vorangegangen" 
sei und der auch „am ersten und meisten auf die Verleihung 
der Stelle zu Eigentum hingedrängt" habe. Wäre er Eigen- 
tümer gewesen, würde er wahrscheinlich jetzt noch dort sein 
und zu den besten Siedlern gehören. 

Dass es unter Umständen sogar von allergrösstem Nutzen 
sein kann, wenn die Ansiedler nicht unbedingt der Ver- 
waltung folgen, sondern selbständig denken und Versuche 
machen, zeigt der Erfolg, den der holländische Ansiedler 
de Graaf in Provinzialmoor dadurch erzielt hat, dass er in 
ausgedehnter Weise zur Anlage von Wiesen und Weiden und 
damit zur Viehwirtschaft überging, obwohl die Verwaltung 
damit nicht einverstanden war und ihre Einwilligung dazu 
nur gab, weil der Mann ein sehr tüchtiger Kolonist war 
und auf seinem Plane fest bestand. Sein vorzüglich aus- 
geschlagener Versuch hat einen geradezu grundlegenden 
Wechsel der Hochmoorkultur hervorgerufen, da daraufhin der 
Ackerbau von der Viehzucht und der auf sie berechneten 
Bodennutzung (Grünland) in den Hochmoorkolonaten immer 
mehr zurückgedrängt worden ist und vielleicht noch weiter 
zurückgedrängt werden wird. Diese hochwichtige, 
die Rentabilität der Hochmoorbewirtschaf- 
tung stark hebende, wenn nicht gar erst 
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ermöglichende Änderung ist also durch einen 
„eigensinnigen*' Kolonisten gegen den Wil- 
len der Verwaltung und gegen deren „amtliche 
Vorschrift" herbeigeführt worden!*) 

Das zeigt doch, dass es auch sein Gutes hat, wenn man 
den Kolonisten eine grössere Selbständigkeit lässt und sie auf 
solche Weise zum eigenen Denken anregt. Man soll den 
Mann fest in den Sattel setzen, aber möglichst allein reiten 
lassen. Wer das nicht kann, wird am besten bald und auf 
diese Weise von selbst ausgeschaltet. Das ist besser, als wenn 
eine Reihe ungeeigneter Existenzen jahrelang künstlich ge- 
halten wird, um dann schliesslich doch ausgeschaltet werden 
zu müssen. Der „schlechte Ruf", den man fürchtet, wird 
in letzterem Falle eher grösser sein als in ersterem und wird 
durch das „Marcardsmoor-System" sicherlich nicht verhindert. 
Der Wechsel wird beim bisherigen System, bei Pächtern, 
sicher stärker sein als bei Besitzern. Man wirke durch Be- 
lehrung, Beispiel wirtschaften, Wirtschaftsprämien u. s. w. auf 
eine zweckmässige ordentliche Wirtschaft hin, nicht aber 
durch Unterbindung jeder Selbständigkeit der Kolonisten. 

Durch das bisherige System wurden sie in jeder Hin- 
sicht in der Unselbständigkeit erhalten. Im Berichte für 
1899**) heisst es: „vom Departementsrat war angeordnet, dass 
die älteren Siedler nicht mehr so viel wie früher zu den 
Arbeiten der Verwaltung herangezogen werden sollten". „All- 
mählich werden die älteren Siedler sich übrigens daran ge- 
wöhnen müssen, dass sie auf eigenen Füssen stehen und 
wirtschaftlich nicht von der verwaltungsseitig ihnen gegebenen 
Lohnarbeit abhängig sein sollen." Nun, diese Abhängigkeit 
ist nicht weiter zu verwundern, da sie ja durch alle Vor- 

•) Zu gleicher Zeit oder noch etwas früher war der Kolonist 
Möllmann im benachbarten Schöninghsdorf in gleicher Richtung vor- und 
noch weitergegangen. Er hatte also das richtige gefunden, gleichfalls 
ohne amtliche Vorschrift und Anleitung, bezw. in gewisser 
Hinsicht auch gegen sie, da ja die in Provinzialmoor vorgeschriebene 
Wirtschaftsweise den Schöninghsdorfern als Beispiel und Muster diente. 
*•) 44. Prot, d, Z.-M.-K. S. 156. 
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Schriften und Massnahmen der Verwaltung gewissermassen 
erzwungen und es verhindert wird, dass sich die Ansiedler 
von unselbständigen, auf Arbeitsverdienst angewiesenen Ar- 
beitern, was sie ja von Haus sind, zu unabhängigen und 
selbständigen Bauern fortentwickeln. 

An dem bisher befolgten System und an den Ansiedelungs- 
bedingungen gibt es also so manches, was in der Zukunft, 
wenn man die Hochmoore wirklich mit Erfolg besiedeln 
will, einer gründlichen Änderung bedarf. 

Gegen den Vorschlag, die Kolonate in vorher genauer 
bezeichneter Weise bald zum Eigentum auszugeben, lässt 
sich auch die Tatsache nicht verwerten, dass es der General- 
kommission bisher nicht gelungen ist, die 10 an der Nordseite 
des Kanals mit rund 5 ha Grösse ausgelegten Rentengüter 
zu vergeben. Man wollte dabei folgendermassen vorgehen.*) 
„Der Staat macht auf die Rentengutsflächen grundsätzlich 
keine Aufwendungen. Die Stellen sind als Vehnstellen 
gedacht, deren Eigentümer zunächst vom Torfverkauf, Lohn- 
arbeit in Kolonieen und Hochmoorkultur so lange leben, bis 
sie auf dem Hochmoor und dem abzutorfenden Moore eine 
für ihre Existenz genügende Landwirtschaft eingerichtet 
haben. Ausser den öffentlich-rechtlichen sollen den Kolo- 
nisten im Rentengutsvertrage keine weiteren Bedingungen ge- 
stellt werden, als die Zahlung einer Rente, die einem Boden- 
werte von Mk. 300 p. ha entspricht, und die Erbauung eines 
anständigen Wohnhauses." Mit Bezug hierauf heisst es im 
41. Protokoll (S. 131) : „Indessen ist hierzu ( — zu selbständiger 
Ansiedelung auf obigen Rentengütern — ) anscheinend Neigung 
nicht vorhanden. Ausser dem Rentengut II, welches ein 
früherer Kolonist errichtete, sind weitere Anträge überhaupt 
nicht eingegangen. Die Ansiedler ziehen die Existenz als 
fiskalische Pächter vor."**) 

*) 33. Prot. d. Z.-M.-K. S. 83. 
**) An anderer Stelle wird von einem Vertreter der General- 
kommission geäussert, dass die Ostfriesen schon deshalb keine Neigung 
zur übernähme von Rentengütern hätten, weil sie sich an die Be- 
stimmungen des Anerbengutsgesetzes (Teüungsbeschränkung und — aber 
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Sonderbar. Die Bauern von Collinghorst, Glansdorf u. s.w. 
verkaufen ihre altabgetorften, entlegenen Torfstiche für 
Mk. iooo — 1500 p. ha an Arbeiter und für am Ems-Jade-Kanal 
(dem besten ostfriesischen Kanäle!) bei Chaussee, Schule 
u. s. w. gelegene Flächen von 5 ha mit einem Moorstande 
von 4 — 5 m finden sich bei einem Preis von Mk. 1500 für 
5 ha keine Käufer! Verglichen freilich mit den un- 
geheuren Aufwendungen, die der Staat für die Marcards- 
moor- Pachtungen macht, ist der Preis von Mk. 300 p. ha 
exorbitant hoch und tatsächlich nichts weniger als zum Kauf 
verlockend. Es scheint daher durchaus nicht ver- 
wunderlich, dass der einzige Rentengutskäufer, der 
nach 1 Freijahre von den ganzen 5 ha und ebenso von dem 
genommenen Baudarlehen seine 3% +% %ige Zins- und 
Tilgungsrente zahlen muss, keine Nachfolger gefunden hat. 

Aus den vorerwähnten Tatsachen lassen sich daher, wie 
ohne weiteres ersichtlich ist, für die vorgeschlagene Systems- 
änderung Schlüsse nach keiner Richtung ziehen. 

Die Generalkommission hat übrigens schon einen ersten 
Versuch gemacht, das von ihr gleichfalls als in vielen Punkten 
verbesserungsbedürftig erkannte System abzuändern. Sie hat 
drei an günstiger Stelle gelegene Kolonate von je 6 ha unter 
folgenden Bedingungen ausgegeben:*) Die 6 ha werden in 
7 Schläge gelegt, von denen 3 — 4 dem Kolonisten in bis- 
heriger Weise vorbereitet und bestellt werden, während ihm 
für die übrigen die Zuwegung beschafft, ferner die Gräben 
und Grüppen ausgehoben werden. Die Kultivierung der ver- 

.iur ex intest ato — auch Vorschriften betr. die Vererbung), dem ja 
alle Rentengüter unterworfen sind, stiessen. Dass dies in wirklich grossem 
Umfange zutreffe, scheint aber mit Rücksicht darauf doch etwas fraglich, 
dass sich die Ostfriesen seit Jahrhunderten und auch gegenwärtig noch 
auf den Fehnen weitgehenden Teilungs-, ja vielfach sogar Verschuldungs- 
beschränkungen unterworfen haben. Auch haben ja die älteren Pächter 
schon mehrfach beantragt, Rentengutsbesitzer zu werden und damit 
bezeugt, dass sie sich an den Beschränkungen durch das Anerbengesetz 
nicht stossen. 

*) 41. Prot. d. Z-M.-K. S. 151. 



Digitized by Google 



— 379 — 



bleibenden Schläge hat er selbst zu übernehmen. Dabei würde 
er nach Rechnung der Generalkommission um Mk. 600 
billiger zur Stelle kommen, also bei 3 % Rente insgesamt 
Mk. 18 weniger zu zahlen haben. In Wirklichkeit würde er 
aber schlechter abschneiden, da er sich für seine Auf- 
wendungen, die er bei der Selbstkultivierung für Dünger und 
Saat zu machen gezwungen wäre, einen höheren Prozentsatz 
einstellen müsste. 

Zu erreichen wünscht man mit dieser Neuerung einmal 
„die Herabminderung der Kosten und damit der Rente bei 
der Übernahme der Stelle", ferner „die Kolonisten auf solche 
Weise an Selbständigkeit zu gewöhnen" und schliesslich 
„die Fortsetzung der Errichtung von Siedelungen zu 
erleichtern". 

Der erste und letzte Zweck wird allerdings dadurch nur 
unvollkommen erreicht, wenn man dem Ansiedler */t der 
Fläche kultiviert übergibt. 

Was dem Ansiedler die schnelle Kultivierung am meisten 
erschwert, das sind die grossen Aufwendungen für Düngung 
und Saat. An ihnen ist aber nichts zu ersparen, hierin 
muss also der kapitalkräftige Fiskus als billiger Geldleiher 
länger mitwirken. Was aber dem Fiskus zu leisten schwer 
wird, das sind die Urbarmachungsarbeiten und diese gerade 
sind die starke Seite des Kolonisten, der hierauf, wenn er 
den Dünger geliefert erhält, seine Arbeitskraft intensiv und 
sehr produktiv verwenden kann.*) Gerade hierin muss 
Fiskus möglichst entlastet werden und hierin liegt die grösste 
Möglichkeit einer Kolonatsverbilligung. Daher scheint 
der vorgeschlagene Grundsatz viel richti- 
ger zu sein, dem Ansiedler einen möglichst 
grossen Teil der Urbarmachungsarbeiten 
zu überlassen, ihn dabei tunlichst lange mit 

*) Mit Recht sagt Geh. Rat Fleischer: „Auf keinem Boden ist die 
Arbeit der Hand höher zu bewerten als auf dem Hochmoor. Hier 
ist für den mittellosen, aber tüchtigen Arbeiter Gelegenheit gegeben, 
allmählich seiner Hände Arbeit in Besitz umzusetzen.'" 
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Kapital in Form von Dünger und Saat- 
getreide zu unterstütze n.*) 

Erste Bedingung bei dieser Änderung ist freilich die, 
dass man den Ansiedler nicht von allem Barkapital entblösst, 
denn er muss jetzt länger wie vorher „von der Hand in den 
Mund" leben, da er seine Arbeitskraft in allererster Linie 
auf sein Kolonat und nur nebenbei zum Geldverdienen ver- 
wenden soll. Mit Fortschreiten seiner Kultivierungsarbeiten 
kann und muss man ihm die etwa geleistete Anzahlung, wenn 
erforderlich, wieder herausgeben, da es für den Fiskus die- 
selbe Sicherheit gewährt, ob er Mk. 300 in bar empfangen 
und dafür 1 ha mit Mk. 300 Kosten kultiviert hat, oder ob 
er die Anzahlung von Mk. 300 bald in Form der durch den 
Kolonisten erfolgten Urbarmachung jenes Hektar erhielt. 



c) Leitung der Besiedelung. 

Die bisherigen Ausführungen über eine wünschenswerte 
Änderung des „Marcardsmoor-Systems" bezogen sich mehr 
auf die kolonisationstechnischen Fragen der Ausführung. 

Ein ebenfalls sehr wichtiges Kapitel ist weiter die Frage 
nach der richtigen Wahl der ausführenden 
Personen. 

Wo liegen die grössten Schwierigkeiten 
einer erfolgreichen Besiedelung der Hoch- 
moore? Abgesehen von dem besprochenen kolonisations- 
technischen doch in allererster Linie auf land- 
wirtschaftlichem Gebiete. 

Bei dieser Sachlage sind natürlich die landwirtschaft- 
lichen Kenntnisse die weitaus wichtigsten. 

Wie das nun inPreussen gutem Brauch ent- 

*) Diese« Ziel muss unverrückbar im Auge behalten 
werden. Der von mir vorgeschlagene Weg, der sicherlich noch 
mancher Verbesserung bedürfen mag, sollte, wie nochmals bemerkt sei, 
nur die ungefähre Richtung für die Erreichung des Zieles weisen. 
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spricht, sind diese landwirtschaftlichen Fach- 
kenntnisse bei der Urbarmachung und Besiedelung 
unserer staatlichen Moore Westdeutschlands so gut wie gar 
nicht vertreten, den Landwirt hat man fast völlig aus- 
geschaltet ! Es ist darauf schon von anderer Seite hingewiesen 
worden, so von Frhr. von Wangenheim*) der einmal die land- 
wirtschaftlichen Kenntnisse an der Stelle der juristischen 
stärker vertreten sehen will und dann ein möglichstes Ver- 
bleiben der leitenden Beamten in ihrem Spezialwirkungskreise 
nach der nun einmal unvermeidlichen Einarbeitung wünscht. 

Die Leitung der Urbarmachung und Besiedelung, die Be- 
stimmung der Fruchtfolge, der Ackerung und Bestellung u. s.w. 
unterliegen bezw. unterlagen zeitweilig fast ausschliesslich der 
Kgl. Generalkommission in Hannover**) und werden von 
zwei juristischen Mitgliedern derselben, dem jeweiligen Ober- 
Regierungsrat als Departementsrat und dem Spezialkommissar 
in Aurich als Dezernenten, geführt. Die örtliche Ausführung 
untersteht einem Moorvogt, der von Haus aus gleichfalls nicht 
Landwirt, sondern Wiesenbautechniker ist. Ein Landwirt 
wirkt also nicht mit und die — seltene — Zuziehung und 
„Anhörung" von ökonomierat Dr. Salfeld kann naturgemäss 
nach Lage der Dinge einen genügenden Ersatz nicht bieten. 

*) 28. Prot d. Z.-M.-K. S 22. 
•*) Hilgenberg (a. a. O. S. 412) sagt über die neuzeitlichen staat- 
lichen Siedelungsbestrebungen: „Und niemand wird an den wohl- 
wollenden Gesinnungen des heutigen Staates gegen seine Ansiedler 
zweifeln. (Wohlwollen auch in Klosterfehn, Am Abelitzkanal u. s. w.? 
d. Verf.) Im übrigen aber kann der unbedingte und alleinige Beruf 
desselben zur Kolonisation nach den Erfahrungen des vorigen (d. i. 18.) 
Jahrhunderts (und, fügen wir hinzu, auch des 19; d. Verf.) kaum behauptet 
werden. Es kommt hier wie überall wesentlich auf die ausführenden 
Persönlichkeiten an, deren Selbständigkeit und Selbstver- 
antwortlichkeit unerlässliche Bedingung ist" „Um eine Auf- 
gabe für Geschäftsleute, nicht für Bureaukraten handelt es sich. 
In dem Bestreben, derartigen Erwägungen möglichst Rechnung zu 
tragen, hat die Staatsregierung die Leitung der Besiedelung des 
Wieseder Moores (d. h. Marcardsmoores) in die Hände der General- 
kommission zu Hannover gelegt" 
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Auch diese Zuziehung sowie die der Leiter der Moor- 
versuchsstation in Bremen, also der berufensten Führer auf 
diesem Gebiete ist augenscheinlich lange Zeit nicht erfolgt, 
was nachstehende Sätze aus dem Berichte der General- 
kommission ans dem Jahre 1897*) erkennen lassen: „Der 
Herr Minister f. Landw. hatte die Kgl. General- 
kommission darauf aufmerksam gemacht, dass 
es sich empfehle, die Beamten der Moor-Ver- 
suchsstation von Zeit zu Zeit über den Stand 
der Kultivierungsarbeiten auf den der Kgl. Gen.- 
Kom. zur Besiedelung überwiesenen Mooren zu hören und 
zwar in der Absicht, die von diesen Beamten 
gewonnenen Kenntnisse in der Moorkultur 
für die gedachten Unternehmungen nutz- 
bar zu machen. Die Kgl. Generalkommission hat von 
dieser Genehmigung (??) gern Gebrauch gemacht, Herr 
Dr. Tacke-Bremen und Dr. Salfeld-Lingen sind zweimal zu 
Besichtigungen auf Marcardsmoor eingeladen und sind ihnen 
bei ihrer Anwesenheit alle diejenigen Punkte zur Erörterung 
vorgetragen, rücksichtlich deren es der Verwaltung auf einen 
Beirat ankommen musste." 

Ohne diese ministerielle Empfehlung würde 
man demnach augenscheinlich zu den äusserst umfangreichen 
moortechnischen und landwirtschaftlichen Arbeiten nicht nur 
keinen Landwirt, sondern auch nicht einmal die berufenen 
Moorsachverständigen hinzuzuziehen für nötig befunden 
haben ! Die juristischen Mitglieder der General- 
kommission hätten vielmehr über die vielen aus- 
gesprochen technischen Fragen ganz allein ent- 
schieden, was mit deren überwiegender Mehrheit natürlich 
ohnehin geschehen ist. So heisst es z. B. im 35. Prot. S. 31 : 
„Bezüglich der Behandlung der Kleeschläge hebt Referent 
noch hervor, dass er nicht die Absicht habe, diese 
nach einmaligem Schnitt zu mähen und dann zur Weide zu 
benutzen ohne Düngung". 



*) 39. Prot. d. Z.-M.-K. S. 269/270. 
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Man mag über den Wert oder Unwert der landwirt- 
schaftlichen bezw. juristischen Vorbildung für den Beruf des 
Spezialkommissars im übrigen denken, wie man will, die 
Besiedelung Marcardsmoors, für die es nach Lage der Dinge 
in so hohem Masse und in allererster Linie auf 
eine gründliche landwirtschaftliche Durch- 
bildung ankommt, hätte man einen landwirtschaftlich 
besonders erfahrenen Ökonomie-Kommissar, einen hervor- 
ragenden landwirtschaftlichen Techniker über- 
tragen sollen. Hier kann ihn k e i n e s f a 1 1 s ein in seinem 
Berufe sonst noch so tüchtiger juristisch 
vorgebildeter Kommissar ersetzen. 

Es ist hocherfreulich, dass es wenigstens in Ostpreussen 
entsprechend der obigen Forderung des Frhr. von Wangen- 
heim geglückt ist,*) technische Beamte mit der Leitung 
der schwierigen Facharbeiten zu betrauen und dass man für 
diese Beamten auch Lebensstellungen schaffen will. 

Hoffentlich kommt man auch im Westen, wo man noch 
gewaltigere Moore liegen hat, dazu, solche Stellungen zu 
schaffen oder vielmehr wieder zu schaffen, da ja z. B. in 
hannoverscher Zeit mit Fachbeamten besetzte Moorkommissa- 
riate — als Lebensstellungen — zum grossen Nutzen der 
Sache vorhanden waren. Jetzt hat Marcardsmoor schon den 
dritten Departementsrat und dritten Dezernenten und die 
Avancementsverhältnisse werden sicherlich bald neuen Wech- 
sel**) mit sich bringen. Zu einem wirklich erfolg- 

*) Bei der Entscheidung der Frage ruhte die Leitung der dortigen 
Gencralkommission in der Hand eines aus dem Stande der Landwirte 
hervorgegangenen Präsidenten, von Baumbach-Amönau. Das damals 
begonnene System wird erfreulicherweise auch unter seinem Nachfolger 
zweckmässig weiter entwickelt. 

**) Demgegenüber ist die Stetigkeit in der Verwaltung von 
Provinzialmoor, die seit Beginn, also seit l'/g Jahrzehnten in ein und 
derselben Hand eines Technikers (Landesforstrats) liegt, rühmend hervor- 
zuheben. Es steht ausser Zweifel, dass ein Forstmann am ehesten in 
der Lage ist, den Landwirt zu ersetzen. Er besitzt eine ganz ähnliche 
Vorbildung in den wichtigsten naturwissenschaftlichen Fächern, hat 
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reichen und gedeihlichen Vorgehen ist 
obiges eine einfach u n e r 1 ä s s 1 i c h e For- 
derung. 

Aber auch für die Leitung auf dem Moore selbst muss 
man auf landwirtschaftliche Fachkenntnisse aus Praxis wie 
Theorie viel mehr Wert legen. Das ist ja auch bereits mehr- 
seitig hervorgehoben*) worden, aber leider, man möchte sagen 
selbstredend, ohne Erfolg. Die in Anmerkung wiedergegebenen 
Wünsche nach Anstellung einer „tüchtigen, landw. Kraft" 
wurden von dem Dezernenten**) mit der Bemerkung ab- 
gelehnt, „dass der Moorvogt in Marcardsmoor, obwohl er 
von Hause aus >Viesenbauer sei, sich in zehnjähriger 
landwirtschaftlicher Tätigkeit den nötigen 
praktischen Blick angeeignet habe". Nun, das ist ja gerade 
der Vorzug des Fachmanns, dass er es nicht nötig 

ständig mit land- und forstwirtschaftlichen Dingen Berührung und meist 
(wenigstens einige Jahre als Oberförster u. s. w.) seinen Dienstacker zu 
bewirtschaften und dabei spezielle landw. Fachkenntnisse zu sammeln 
Gelegenheit gehabt. 

*) 46. Prot. d. Z.-M.-K. S. 152/153. Reg.-Rat Dr. Fleischer: 
.Immerhin sei es ja möglich, dass der im übrigen tüchtige Moorrogt 
' in Marcardsmoor nicht diejenigen landw. Kenntnisse und Erfahrungen 
besitze, die nötig seien, um den dortigen Siedlern gegenüber seinen 
technisch-landwirtschaftlichen Anweisungen das nötige Gewicht zu ver- 
leihen." Prof. Dr. Tacke: „Die Moorvögte seien tüchtige Leute, vor 
denen man grosse Hochachtung haben müsse, ihre landwirtschaftliche 
Vorbildung sei aber nicht genügend. Man müsse von ihnen ein ge- 
wisses Mindestmass theoretischer Kenntnisse und eine grosse praktische 
Erfahrung verlangen. Der Beamte in Marcardsmoor sei vorwiegend 
Wiesenbaumeister, seine landwirtschaftliche Seite dagegen zurücktretend. 
Es sei den Kolonisten nicht entgangen, dass ihm die praktischen Er- 
fahrungen fehlten, und es wäre freudig zu begrüssen, wenn ihm eine 
tüchtige landwirtschaftliche Kraft zur Seite gestellt würde." 

**) Der Ablehnung durch den Dezernenten schloss sich auch der 
Departementsrat an. „Einer müsse alle Fäden in der Hand haben und 
zwar der landwirtschaftliche Beamte." An sich sehr richtig, nur ist 
dabei vergessen, dass der bekämpfte Antrag eben bezweckte, erst einen 
(wirklichen) landwirtschaftlichen Beamten anzustellen l 
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hat, sich in langjähriger Lehrzeit zum Schaden 
der Sache autodidaktisch einzuarbeiten, 
sondern dass er in seiner vorherigen Lehrzeit und 
Praxis in der Lage war, sich die langjährigen und 
vielseitigen Erfahrungen anderer anzueignen. 
Es fällt also bei ihm die ganz unproduktive Tätig- 
keit des Nichtfachmanns fort, der gezwungen ist, i m Dienst 
und auf Kosten des Dienstes sich durch eigene 
Versuche mühsam d i e Erfahrungen zu sammeln, die ander- 
weit schon längst gesammelt sind und die ihm 
bei einer richtigen fachlichen Ausbildung gewissermassen auf 
den Präsentierteller entgegengebracht werden. 

Es ist unverständlich, wie man in unserer 
Staatsverwaltung gegen diese einfache und ge- 
radezu selbstverständliche Forderung immer 
wieder verstösst. Bei einem Privatunternehmer, 
einem Landwirt, wäre ein derartiges fehlerhaftes Vor- 
gehen, ein in allererster Linie landwirtschaftliches 
nud dabei schwieriges und wichtiges Unternehmen aus- 
schliesslich in die Hände von Nichtland- 
wirten bezw. Nichtfachleuten zu legen, geradezu undenkbar. 

Seitens der Generalkommission wollte man einen Mangel 
an landwirtschaftlichen Kenntnissen bei den ihr unterstellten 
nicht landwirtschaftlichen Beamten nicht zugeben. Man 
musste daher den — nicht wegzuleugnenden — Fehler anders 
zu erklären und insbesondere abzustellen versuchen. Das tat 
man dadurch, dass man ihn — vonneuembeging. Man 
schob die Schuld ausschliesslich auf „Überlastung der Be- 
amten" und „entlastete" durch Anstellung junger, 
ebenso vorgebildeter Wiesenbautechniker! 
Bezgl. dieser wird allerdings zugestanden, dass sie „zur Be- 
aufsichtigung und Überwachung der Siedler" als junge Leute 
auch „vielleicht noch zu wenig Ansehen gemessen". 

Ganz gewiss, vor allen Dingen aber schon deshalb, weil 
sie keine irgend genügende Erfahrung besitzen können, 
um „die Beaufsichtigung und Überwachung" der Siedler wirk- 
sam und diesen doch zugleich erträglich ausführen zu können. 

Stumpfe. Moor-Kolonisation. 25 
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Das ist auch eine schwache Seite des „Marcardsmoor- 
Systems", dass die selbständigen oder doch selbständig sein 
«ollenden Siedler in ihrer 1 a n d w. Tätigkeit beaufsich- 
tigt und überwacht werden von jungen Leuten von 18 
bis 20 Jahren, die keine irgend genügenden land- 
wirtschaftlichen Fachkenntnisse besitzen ! Bei 
solchem „System" wird man selbstbewusste und 
tüchtige Bauern nie erziehen oder heranziehen. 

M. E. muss die örtliche Ausführung insbesondere so 
gewaltiger landwirtschaftlicher Unternehmungen, wie die Ur- 
barmachung und Besiedelung der grossen Aurich-Friede- 
burger Moore in die Hände von landwirtschaftlich viel gründ- 
licher vorgebildeten Beamten gelegt werden. Der erfolg- 
reiche zweisemestrige Besuch einer Winterschule wäre das 
geringste Mindestmass, besser wäre vielleicht noch der Besuch 
einer ordentlichen Landwirtschaftsschule. Es handelt sich 
in Marcardsmoor nicht nur um gewaltige Summen, die unter 
Leitung des Moorvogts jährlich umgesetzt werden, sondern 
auch um so wichtige Fragen und Forschungen, dass sich die 
geringe Mehrausgabe für die Anstellung eines gegenüber 
dem Moorvogt etwas besser dotierten, theoretisch wie prak- 
tisch gut geschulten landwirtschaftlichen Verwalters reich- 
lichst bezahlt machen würde. Wenn ein mit den chemischen 
und physiologischen Vorgängen des Pflanzenwachstums u. s. w. 
vertrauter Beamter (geleitet und angeregt durch den Vor- 
steher der Moorversuchsstation) alle Vorgänge im Boden 
wie im Wachstum der Pflanzen auf so grossem „Versuchs- 
felde" stündlich sachkundig verfolgen kann, so wird das eine 
wesentliche Unterstützung der Bestrebungen der auf die Mit- 
wirkung von Landwirten angewiesenen Moor- Versuchs- 
station sein. 

Die Übertragung der örtlichen Leitung 
der Besiedelung, der Urbarmachung, der 
umfangreichen Anbauversuche, der Unter- 
weisung und Anleitung (was wichtiger ist als Be- 
aufsichtigung und Überwachung, aber eben 
nur von wirklich sachverständiger Seite wirk- 
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9am ausgeführt werden kann) der Siedler an einem 
besonders tüchtigen, praktisch und theore- 
tisch durchaus genügend vorgebildeten 
Landwirt ist unbedingtes Erfordernis. 

Damit wollen wir das „Marcardsmoor-System" an sich 
verlassen. Es konnten aus ihm allerdings nur die Haupt- 
punkte und auch diese nur skizzenhaft hervorgehoben werden, 
um uns dabei nicht in die vielen technischen Einzelheiten, die 
überall noch in Frage kommen, zu verlieren, doch wird sich 
aus den vorstehenden Ausführungen wohl schon zur Genüge 
ergeben haben, dass das jetzige System in vieler Hinsicht 
abänderungsbedürftig ist. 

Werfen wir nochmals einen kurzen zusammenfassenden 
Blick auf die staatlichen Besiedelungsbestrebungen der letzten 
Jahrzehnte im Nordwesten Deutschlands sowohl bei Hoch- 
moor- wie bei Untergrundkultur. 

Beiderseits waren die Erfolge wenig befriedigend mit dem 
Unterschiede, dass bei der Fehnkolonisation in erster Linie der 
wirtschaftliche, bei der Hochmoorbesiedelung dagegen haupt- 
sächlich der finanzielle Erfolg ein unbefriedigender ist. Die 
Gründe dafür sind bereits eingehend besprochen und die 
sieh daraus ergebenden Folgerungen und Lehren gezogen 
worden. 



4. Lehren aus alter und neuer Kolonisation. 
Hochmoor- oder Fehnkolonisation? 

Im Anschluss daran sei in Kürze der Lehren gedacht, 
die sich für unsere neuzeitlichen Besie- 
delungsbestrebungen aus den erstlich be- 
sprochenen früheren bezw. nichtstaatlichen 
oder ausserpreussischen gleichartigen 
Unternehmungen ziehen lassen. 

Zunächst zur Besiedelung des Do naumooses, so- 
weit sie durch den Staat erfolgte. Auch hier sehen wir bei 
der ersten Besiedelungsperiode eine sehr kostspielige An- 
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setzung meist völlig mittelloser Ansiedler, gleichfalls begreif- 
licherweise unter Begehung einiger technischer Missgriffe, 
die aber den späteren, so völligen Verfall der Kolonieen 
nicht herbeigeführt hätten. Er ist vielmehr ganz überwiegend 
eine Folge der nachherigen völligen Vernachlässigung aller 
Kulturanlagen, insbesondere der Entwässerung, seitens der 
Regierung. 

Als man nach 1820 wieder an die Besiedelung ging, 
machte man sich die früheren Erfahrungen sehr gut *:u 
nutze. Man betraute mit der Besiedelung tüchtige Fachleute, 
(Manhard, „der in dem wohlverdienten Rufe eines ausgezeich- 
neten praktischen Landwirts stand", und den gleichfalls sehr 
tüchtigen Ökonomie Verwalter Häutle), die man mit grossen 
Befugnissen ausstattete und zu Moorinspektoren ernannte. 
Sie gingen nicht mit gebundener Marschroute an ihr schwie- 
riges Werk, sondern fassten es in sehr geschickter und erfolg- 
reicher Weise an. Sie berieten sich „mit den erfahrensten und 
fleissigsten Kolonisten und andern geschickten Landwirten" 
über das einzuschlagende Verfahren und die zu stellenden 
Bedingungen. Dadurch erfuhr man die Fehler, die früher 
gemacht und nun zu vermeiden waren sowie die Punkte, 
auf die die Ansiedler grossen Wert legten u. a. mehr. 

Durch ein solches geschäfts- und sachkundiges Vorgehn 
gelang es, in wenig Jahren im Donaumoos vier neue, grosse 
Kolonieen anzulegen mit nur geringen Opfern der Statsregie- 
rung. Dies gelang, obwohl man sehr strenge Anforderungen 
an die Ansiedler stellte und vor allem auch ein nicht un- 
bedeutendes Kapital verlangte, obwohl ferner die Moorkolo- 
nisation in der ganzen Gegend denkbarst verrufen war, und 
das Donaumoos als die „Pflanzstätte von Bettlern, Dieben 
und Räubern" galt! Gewiss ein sehr hoch zu bewertender 
Erfolg der Kolonisatoren. 

Die Ergebnisse der ostpreussischen Moorbesie- 
dehtng können wir wenigstens hinsichtlich der kolonisations- 
technischen Seite kaum zu Vergleichen heranziehen. Die 
wirtschaftlichen wie Besitzverhältnisse liegen dort für einen 
solchen Vergleich zu eigenartig. 



Digitized by Google 



- 389 — 



Dagegen können wir von der besten früheren deutschen 
Hochmoorkolonisation, der hannoverschen in den bre- 
misch-verdischen Landen, so manches lernen. Dort 
band man sich, ebenso wie im Donaumoos, an kein von oben 
her, von Ministerium, Kommission und Kollegium dauernd 
festgelegtes Schema und Verfahren, sondern besprach all- 
jährlich in einer Zusammenkunft der 1 e i t e n d e n und ö r t - 
lich-ausführenden Beamten das Ergebnis und die 
Erfahrungen des eben abgelaufenen Jahres und beriet die 
für das nächste Jahr vorgelegten Kultur- und Besiedelungs- 
pläne und das einzuschlagende Verfahren. Bei diesen Be- 
ratungen, die mit jährlich unter den einzelnen Bezirken 
wechselnden Besichtigungen verbunden waren, gab man auch 
den Ansiedlern Gelegenheit, ihre Ansichten und Wünsche 
vorzubringen. Die wirkliche Leitung und Ausführung der 
Besiedelung lag ganz überwiegend in der Hand von Land- 
wirten oder von besonders tüchtigen Technikern, die diese 
Tätigkeit alle als ihre Lebensaufgabe betrachteten. 

Die alljährlichen Moorkonferenzen ,*) die von den mit 
allen in Betracht kommenden Fragen aufs engste vertrauten 
Sachverständigen abgehalten wurden, haben im Verein mit 
der erfolgreichen Tätigkeit der fachkundigen örtlich aus- 
führenden Beamten das glückliche Gelingen der hannover- 
schen Kolonisation bewirkt, ohne dass der Staat für seine 
Kolonieen irgend nennenswerte Opfer hätte bringen müssen. 
Durch diese alljährlichen „Sachverständigen-Konferenzen" 
wie durch die Übertragung der technischen Oberaufsicht an 
einen für alle vier Kolonisationsbezirke fungierenden tech- 
nischen Oberbeamten, dem Moorkoramissar, wurde ver- 

*) Die jährlichen Beratungen der an sich ausserordentlich erfolg- 
reich tätigen Zentral-Moor-Kommission können jene nur Spezialfragen 
behandelnden Moorkonferenzen absolut nicht ersetzen, da sie ein ganz 
anderes, vielseitigeres und umfangreicheres Tätigkeitsgebiet hat. Dem- 
zufolge ist es den einzelnen Mitgliedern ganz unmöglich, in die Einzel- 
heiten aller mit der Moorbesiedelung zusammenhängender Fragen auch 
nur annähernd so einzudringen, als das bei den Mitgliedern jener 
gewissermassen Spezial •Moorkonferenzen seinerzeit der Fall war. 
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mieden, wie Hilgenberg (a. a. O. S. 216/217) sagt: „einerseits 
die Gefahr der Missgriffe unkundiger juristischer Beamten, 
andrerseits diejenige der Unfähigkeit und Bestechlichkeit der 
niederen Ausführungsorgane." 

Ich möchte hier nochmals verweisen auf die schon früher 
besprochene Äusserung, dass über der bremisch-verdischen 
Moorkolonisation insofern ein glücklicher Stern geschwebt 
habe, „als sie sich der Mitwirkung einer grossen Zahl höchst 
tüchtiger, mit den Bedürfnissen der Ansiedler vertrauter und 
wohlwollender Lokalbeamten erfreute, denen die leitenden Be- 
hörden mit vollem Vertrauen möglichst freie Hand lassen 
durften und zum höchsten Nutzen der Unternehmungen auch 
gelassen haben". Nun, es ist ganz unbestreitbar, dass die mit 
der Ausführung der Besiedelung Marcardsmoors betrauten 
Personen an sich „höchst tüchtige und wohl- 
wollende Beamte" sind. Daran fehlt es also nicht, woran 
es ihnen im Gegensatz zu jenen Vorgängern fehlt, das ist, 
wie immer wieder betont werden muss, die genügende fach- 
liche Vorbildung, obwohl sie gerade jetzt, wo die 
viel schwierigere „rationelle Hochmoorkultur" 
eingeführt und den Siedlern beigebracht werden soll, in 
ungleich höherem Grade erforderlich wäre, als 
früher. 

Im Anschluss hieran sei auf Oldenburg verwiesen, 
das trotz der äusserst geringen Mittel, die der Verwaltung 
zur Verfügung stehen, gleichwohl durchaus erfreuliche und 
beachtenswerte Erfolge, sowohl nach dem äusseren Umfange 
als auch nach der sachlichen Ausführung der Besiedelung 
erzielt hat. Oldenburg zeichnet sich, soweit unser Gebiet 
in Betracht kommt und soweit ich einen Einblick gewonnen 
habe, in hoch erfreulicher Weise durch die „Unmittel- 
bar k e i t" und „M ü n d 1 i c h k e i t" des Verfahrens aus. 
Soweit irgend möglich wird alles direkt erledigt ohne lange 
und umständliche Berichte. Der ausführende Moorkultur- 
inspektor, der fast nur auf diesem Gebiete arbeitet, ist in stän- 
digster und engster Fühlung mit den Ansiedlern, deren Be- 
dürfnisse und Wünsche er dadurch aller Orten auf das Ge- 
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naueste kennt, wobei man diese augenscheinlich auch äusserst 
geschickt und erfolgreich zu fassen versteht. Bei den dort 
obwaltenden glücklichen Verhältnissen, wo die Oberleitung 
wohl ganz uneingeschränkt bei einer höchst sachver- 
ständigen Persönlichkeit*) ruht, braucht man keine grossen 
Kommissions- und Kollegiumsbeschlüsse, kann sich vielmehr 
viel schneller und leichter der jeweiligen Sachlage anpassen. 

Sollten wir da nicht bei Oldenburg etwas in die Lehre 
gehen können, dessen Besiedelung gleichfalls nur in den 
Händen von Fachleuten ruht? 

Als Muster kann uns auch jetzt noch die Stadt Gro- 
ningen dienen, bezgl. deren erfolgreicher Kolonisations- 
tätigkeit Hugenberg (S. 379) mit Recht sagt : „Die fort- 
währende örtliche Berührung der verant- 
wortlichen Beamten mit den Moorgebieten und die 
provinzielle Zusammengehörigkeit aller mitwirkenden Ele- 
mente musste die Fähigkeiten und das Interesse anregen. 
Auch hat man sich zu hüten, in der Groninger Stadt- 
verwaltung eine deutsche bureaukratisch-juris- 
tische Behörde zu erblicken." 

Gewiss, was die Stadt Groningen an grossartigen Er- 
folgen erreicht hat, das hat sie nur erreicht durch ihr sach- 
kundiges, geschäftsmännisches Vorgehen, von 
dem ihre Tätigeit auf Schritt und Tritt Zeugnis gibt. Mit 
einem System nach Marcardsmoorer Art bei sorgfältigem Aus- 
schluss aller Sachverständigen oder nach Art der preussischen 
staatlichen Fehnkolonisation sähe es in den holländischen 
Fehnkolonieen jetzt sicherlich sehr viel ungünstiger aus. 
Und nun vergleiche man mit den Ergebnissen und dem 
Verfahren bei den vorerwähnten Kolonisationen die Art der 
Leitung und Ausführung der preussischen Kolonisations- 
unternehmungen in Ostfriesland. 

Als die preussische Kammer in den ersten Jahren nach 
<ier Besitzergreifung von Ostfriesland noch einige sach- und 



*) Dem Leiter der Verwaltung des Landeskulturfonds, Landes- 
■ökonomicrat Heumann. 
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landeskundige Ostfriesen enthielt, blieb sie durch diese vor 
unglücklichen kolonisatorischen Massnahmen bewahrt. So- 
bald man die Ostfriesen aber hinausgedrängt und durch Ver- 
waltungsbeamte aus Berlin ersetzt hatte, begann die „Glanz- 
zeit" der ostfriesisch-preussischen Moorbesiedelung, bei der 
die Kammer in unübertrefflichem Fiskalismus 
und gänzlich sachunkundigem Bureaukratismus 
Leistungen zu Tage gefördert hat, die von staatlicher Besie- 
delung in Deutschland wohl nie auch nur annähernd erreicht 
worden sind.*) 

Der gleiche Geist des engherzigen Fiskalismus und ganz 
ungeschäftsmännischen und sachunkundigen Bureaukratismus 
hat auch die staatliche Fehnkolonisation der letzten Jahrzehnte 
so „gänzlich in Misskredit gebracht" und ganz unfruchtbar 
nach jeder Richtung gemacht, wie ich früher des näheren 
dargelegt habe. Das war auch nur dadurch möglich, dass 
man sich überlegen hinweggesetzt hat über alle Erfahrungen, 
die man privaterseits in jahrhundertelanger Arbeit gesammelt 
und über alle Bedenken, die Sachverständige geäussert hatten. 

Den Fiskalismus hat man allerdings in der neuesten 
Kolonisationsperiode, da wir jetzt in Preussen viel Geld 
haben — wenigstens für manche Zwecke — , gründlich ab- 
gelegt und handelt jetzt eher schon nach Art des „reichen 
Mannes", der sich sagt, ich kann ruhig einmal was drauf- 
gehen lassen, ich hab's ja dazu! Handelt man nach diesem 
Ausspruche aber im grossen, so wird der Beutel doch eher 
leer, als man denkt. So würde es uns sehr bald ergehen 

*) Übrigens möchte ich doch nicht unterlassen, darauf zu ver- 
weisen, dass das System der ostfriesischen Kammer in jeder Richtung 
grundverschieden war von dem gleichzeitigen Kolonisationssystem im 
Osten. Einmal war hier vom Fiskalismus keine Rede, man brachte im 
Gegenteil gewaltige Opfer, und dann war die Kolonisation hier „auf 
persönliches Regime gestellt". Der König selbst hatte die Oberleitung, 
aber auch die Leitung der Ausführung lag in den Händen einzelner, 
besonders tüchtiger Männer, wie Brenckenhof, Logau, Domhardt, die 
sogar oft genug mit dem Widerstande der Kammerbeamten, der eigent- 
lichen Verwaltungsbeamten, zu kämpfen hatten. 
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bei der Besiedelung unserer Moore nach dem Marcardsmoor- 
System *) Lieber indessen, viel lieber ist mir die neuere 
Auffassung von den Aufgaben des Fiskus, der jetzige reich- 
lichst spendende, als der früher alles zusammenscharrende 
Fiskus. Aber trotz aller Freigebigkeit, wo 
bleibt der Erfolg?! 

Nun, wenn der Fiskus wider alles Erwarten sich den 
„Fiskalismus" so völlig und schnell abgewöhnt hat, sollte er 
sich nicht auch den „Bureaukratisraus" abgewöhnen 
können? Bei der Besiedelung der ostpreussischen 
Moore hat man ja in mancher Hinsicht schon einen viel- 
versprechenden Anfang damit gemacht. Das eine ist sicher: 
hält man an dem bisherigen System und 
Verfahren**) fest und schlägt man die 
Lehren, die man aus den bisherigen Er- 
fahrungen und Misserfolgen sowie aus den 

*) „Bei allen Besiedelungcn grosser Moorflächen, "wie der vor- 
liegenden — (Kehdinger Moor) — sollte man nie aus den Augen ver- 
lieren, dass das Unternehmen nur dann wahrhaft nutzbringend werden 
kann, wenn bei allen Vorarbeiten und Anlagen von vornherein stets 
mit der peinlichsten Sparsamkeit verfahren wird. Nur dadurch kann 
man sich vor bitteren Enttäuschungen bewahren, die bestimmt ein- 
treten, wenn man nach einer Reihe von Jahren eine Gewinnberechnung 
aufstellt, ohne den Sparsamkeitsgrundsatz bei allen Einzelheiten be- 
obachtet zu haben." (Meliorations-Bauinspcktor Krüger; 37. Prot. d. 
Z.-M.-K. S. 100.) 

**) Eine völlige Änderung des Verfahrens bei der Urbarmachung 
und Besiedelung der Hochmoore stellte Ministerialdirektor Dr. Thiel 
(42. Prot. d. Z.-M.-K. S. 30/31) in Aussicht. Das Moor solle vorher 
in Grünland umgewandelt werden, das man sicher mit gutem Erfolge 
ah die Nachbarn oder an Unternehmer (wie die Marschweiden) werde 
verpachten können. So nutze man das Moor am besten und billigsten 
aus und sorge zugleich auch für den künftigen Kolonisten am besten, 
dem man Grünland statt Heide und Hochmoor überweisen könne. Die 
Bewirtschaftung des Grünlandes werde ihm vertrauter sein und eine 
ausgedehntere Stallmist» und geringere Kunstdüngerverwendung ge- 
statten. Die Wirtschaftsweise werde sich dann schon mehr der nähern, 
an die er auf dem Mineralboden gewöhnt war, und damit sei ein 
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vorgeschilderten erfolgreichen anderwei- 
ten staatlichen wie kommunalen Unter- 
nehmungen ziehen muss, in den Wind, dann 
werden wir nie und nimmer zu einer wirk- 
lich grosszügigen staatlichen Besiedelung 
und Kultivierung unserer Hochmoore kom- 
men. Das wäre aufs tiefste zu bedauern. 



Nun noch einiges zu der wichtigen allgemeinen Frage: 
Sollen wir überhaupt Hochmoorkolonisa- 
tion oder sollen wir nur Fehnkolonisation 
treiben? 

Ich würde es sehr bedauern, wenn man nach den in 
mancher Hinsicht nicht befriedigenden Erfahrungen mit der 
Hochmoorkolonie Marcardsmoor nun die Hochmoorkoloni- 
sation wieder ganz verlassen wollte, nachdem man vor 
14 Jahren von der Fehnkolonisation im allgemeinen ab- 
gesprungen ist. Freilich in Marcardmoor selbst 
muss Fehnkolonisation betrieben werden. 
Es ist eigentlich eine Sünde, ein mit einem 
brauchbaren Kanal für den Torfbetrieb 
gewisser massen kostenlos angeschnittenes 
Moor, das zu seiner rentablen Verfehnung 
im grossen Stile nur eines allerdings nicht 
billigen Schleusen- (und wohl auch Pump- 

■ 

grosses Hindernis der Beschaffung zahlreicher Kolonisten aus dem Wege 
geräumt. 

Dass man fitr gute Hochmoor-Weideflächen viel eher gute Be- 
werber und Ansiedler finden werde, als für rohes Hochmoor, steht 
ausser Zweifel. Wenn es also wirklich möglich sein sollte, das Hoch- 
moor vor der Besiedelung im grossen Umfange und unter ange- 
messenen Kosten zu Weiden umzuwandeln, so gestaltet sich dadurch 
die ganze Frage der Hocbmoorbesiedelung viel günstiger als jetzt. 
Bislang scheint man indessen diesen (1899) vorbezeichneten Weg noch 
nicht nennenswert beschritten zu haben. 
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w e r k • ) B a u e s bedarf und das eine so vorzüg- 
liche Absatzgelegenheit nach Wilhelms- 
hafen, nach den ostfriesischen Marschen 
und Inseln, ja nach den s c h 1 e s w i g s c h e n 
Inseln und nach Hamburg besitzt, nicht zu 
verfehnen. M. E. sollte man Hochmoorkolonisation 
nur da betreiben, wo an Fehnkolonisation in absehbarer Zeit 
nicht zu denken ist, d. h. in kleineren Mooren, deren Auf- 
schliessung durch einen Kanal nicht lohnt, oder in den 
Teilen der Hauptmoore, z. B. im Aurich-Friedeburger Moore, 
die vom künftigen Hauptkanal sehr entlegen und daher in den 
nächsten 50 — 100 Jahren von dem Fehnbetriebe nicht zu er- 
reichen sind. Ich bin aber überzeugt, dass unsere Fehn- 
kolonisation und die Abtorfung der Moore bei der starken 
Bevölkerungszunahme und dementsprechenden Zunahme 
der Feuerstätten und des Brennstoffbedarfs einen ganz ge- 
waltigen, vielleicht ungeahnten Aufschwung nehmen wird, 
wenn wir ihr erst holländische Kanäle schaffen und sie 
ganz nach holländischem Vorbild betreiben. Daher wird 
bei Erfüllung der letzten Vorraussetzungen mancher Moor- 
bezirk eher verfehnt werden, als man jetzt annimmt, so 
dass man die für die Verfehnung vorzubehaltenden Flächen 
auf keinen Fall zu eng greifen sollte. Ich würde es, wie ich 
nochmals betonen möchte, für einen grossen, nie wieder 
gut zu machenden Fehler halten, ein Moor durch 
Hochmoorbesiedelung und daran anschliessende allmäh- 
liche nicht fehnmässige Abtorfung (ohne Kanal) der 
ordnungsmässigen, wenn auch vielleicht erst 50 Jahre 
später einsetzenden Fehnkultur und dem Kanalbau dauernd 
zu entziehen. Denn die Vorzüge einer ordentlichen 
Fehnkolonie sind in vieler Hinsicht so gewaltige, dass eine ge- 
wissermassen verkehrslose Hochmoorkolonie oder ein daraus 
im Laufe der Jahrhunderte entstehendes Geest-Kleinbauern- 
dorf nie einen nur annähernden Ersatz bieten kann. 

Daher scheint es mir richtiger, ein Moor lieber 
noch 50 Jahre und länger im unkultivierten 
Zustand liegen zu lassen, wenn man Aus- 
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sieht hat, dann dort eine gute Fehnkolonie 
mit guten Kanälen entstehen zu sehen, als 
es durch eine Hochmoorbesiedelung dem 
Fehnbetrieb und der ordentlichen Kanali- 
sation vielleicht ganz zu entziehen. 

Selbst bei einer unbedingten Befolgung dieser Forderung- 
bleibt noch genügend Moor für die Hochmoorbesiedelung 
verfügbar und das um so mehr, als man ja gegebenenfalls die 
Hochmoorkolonieen unter Berücksichtigung späterer V er- 
fehnung (wie in Marcardsmoor) anlegen kann. 

Die staatliche Hochmoorbesiedelung 
wäre also keinesfalls aufzugeben, sie Hesse 
sich vielmehr auch neben einer energisch 
betriebenen staatlichen F e h n k o 1 o n i s a t i o n 
in grösserem Umfange und nach entspre- 
chendem System Wechsel wohl auch mit be- 
friedigendem Erfolge betreiben. 



*» 
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V. Die künftige Fehnkolonisation; Staat- 
liehe oder private Ausführung; die 
Holländer in den Emsmooren. 

Wie für die Hochmoorbesiedelung aus den früheren Er- 
fahrungen viel zu lernen ist, so auch für die Fehnkolonisation. 
Gerade bei dieser scheint man deutscherseits wohl so ziem- 
lich alles ausprobiert zu haben, was sich an verfehltem Vor- 
gehen ausfindig machen Hess, so dass wir nunmehr wenig- 
stens darin eine reiche Erfahrung besitzen, wie man Fehn- 
kolonisation nicht betreiben soll. 

Was die ostfriesischen Moore anlangt, so wäre zuerst 
die Frage zu erwägen, ob der Staat ihre Nutzbarmachung 
im Wege der Fehnkultur und -kolonisation selbst in die Hand 
nehmen oder einer bezw. wenigen Gesellschaften über- 
tragen soll. 

Die beiden Autoren, welche zuletzt in ausführlichen Ar- 
beiten die Frage der Nutzbarmachung und Besiedelung der 
Moore eingehend dargelegt haben, v. Bodungen*) und Hugen- 

*) v. Bodungen a.a.O. S. 156/157: „Dringt man tiefer in dir 
Verhältnisse der ostfriesischen Fehnwirtschaft ein, so hat man alle 
Ursache, anzunehmen, dass die Regierung, hätte sie beim Beginn der 
Fehnanlagen den Erfolg mit allen seinen Umständen voraussehen 
können, Anstand genommen haben würde, diese Unternehmung so ohne 
alle Einschränkung und direkte Teilnahme den Privaten zu überlassen. 
Gleichwohl sind wir der Ansicht, dass die Ausführung 
bedingungsweise durch vermögende Privatgesellschaften zu 
realisieren ist. Dafür sprechen alle Erfahrungen in Holland, während 
hingegen bei dem Georgsfehn in Ostfriesland die Ausführung auf Staats- 
kosten einen nichts weniger als rentablen Ausgang genommen hat." 
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berg*) sind von der Leistungsfähigkeit des Staates auf diesem 
Gebiete durchaus nicht überzeugt. Das gleiche trifft bezw. 
traf augenscheinlich auch auf Mitglieder der Staatsregierung 
selbst zu, wie die unten wiedergegebene Äusserung aus dem 
Jahre 1871 des damaligen Geh.-Rat Marcard**) erkennen 
lässt. Leider haben die vorstehend geschilderten Erfah- 
tungen der letzten Jahrzehnte obige Urteile nicht nur nicht 
entkräftet, sondern in ihrer Richtigkeit noch bekräftigt. 

Gleichwohl möchte ich mich nicht ohne weiteres zu 
Gunsten der Übertragung der Fehnkolonisation an Privat- 
gesellschaften aussprechen, falls nämlich die Staatsverwaltung 
sich die bisherigen Lehren wirklich voll und ganz zu nutze 
macht. Die Ausgabe der Fchnkolonate ist an sich nicht so 
schwierig, dass sie nicht bei einer zweckmässigen Organisation 
des Verfahrens sehr wohl auch durch die nun einmal etwas 
schwerfällige Maschine des Bureaukratismus besorgt werden 
könnte. Sollte man aber Privatgesellschaften, etwa wie 
1878/79 der Spetzer- und der Grossefehngesellschaft, wieder 
grössere Flächen überweisen bezw. schenken — denn der 
damals für die 700 ha gezahlte Preis von Mk. 25 p. ha ist 
nur eine nominelle Bezahlung — , so müsste man doch 

*) Hilgenberg a. a. O. S. 412: „Im übrigen aber kann der unbe- 
dingte und alleinige Beruf des Staates zur Kolonisation nach den 
Erfahrungen des vorigen Jahrhunderts kaum behauptet werden. Es 
kommt hier, wie überall, wesentlich auf die ausführenden Persönlich- 
keiten an, deren Selbständigkeit und Selbstverantwortlichkeit 
unerläßliche Bedingung des Erfolges ist. Um eine Aufgabe für 
Geschäftsleute, nicht für Bureaukraten handelt es sich." 

**) Marcard a. a. O. S. 52/55 : „Anlagen dieser Art ( — nämlich 
das linksemsische Kanalsystem — ) dauernd auf die Staatsverwaltung zu 
übernehmen, hat grundsätzliche Bedenken und würde in Prcusscn eine 
vollständige Anomalie sein; aber auch für die Nutzbarmachung 
der Anlagen selbst würde dieser Modus entschieden fehler- 
haft sein; denn die Staatsverwaltung ist nach ihrem ganzen 
Organismus, nach den Rücksichten, die sie zu nehmen und 
nach den Formen, in welchen sich ihr Geschäftsgang zu 
bewegen haben würde, ungeeignet, ein solches Unter- 
nehmen glücklich zu leiten." 
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die Ansiedelungsbedingungen, die die Gesellschaften stellen 
dürften, genauer als damals festsetzen. Man müsste dabei 
mehr das Interesse der Fehntjer und nicht allein das der 
Gesellschaften berücksichtigen. 

M. E. steht das, was sich die Gesellschaften von den 
Kolonisten zahlen lassen, in keinem Verhältnis zu dem, was 
sie für die Kolonate aufwenden und was sie dem Fiskus 
dafür gezahlt haben. Die Kolonate in Wilhelmsfehn II z. B. 
sind rund 225 m lang, so dass mit 100 m Wiekenlänge 2 Kolo- 
nate mit 4,5 ha aufgeschlossen werden. Diese 2 Kolonate 
bringen p. ha Mk. 150 — 200 Anzahlung, Mk. 250 Erbpacht, 
Mk. 600 — 900 im Durchschnitt wohl Mk. 700 Torfheuer, zu- 
sammen also p. ha Mk. 1000 — 1350 oder für 4,5 ha = 4500 
bis 6000 Mk. ungerechnet die Einschreibegebühren, Auf- und 
Abfahrtsgelder, Konsensgebühren und Kanalabgaben. Da- 
gegen kosten der Gesellschaft die Kolonate für das Land — 
einschliesslich Landverlust für Kanäle. Wege und Dotatio- 
nen sind hier 5 ha zu rechnen — 25 X 5 = Mk. 125 ; hierzu 
Kauf- und Vermessungskosten — hoch gerechnet — Mk. 75. 
Der Ausbau der Wieke kostet p. 100 m durchschnittlich 
Mk. 800.*) Das macht für 2 Kolonate rund Mk. 1000 Grund- 
erwerbs- und Aufschliessungskosten. Rechnen wir weiter den 
auf 2 Kolonate entfallenden Verwaltungskostenanteil, der an 
sich bei dem grossen Umfange der Fehne nur gering ist, 
sehr hoch mit Mk. 1500, also mit rund Mk. 333 p. ha, wobei 
zu beachten ist, dass die vorher bei der Einnahme nicht an- 
gesetzten Konsens- sowie Auf- und Abfährtsgelder einen nicht 
unbeträchtlichen Teil der eigentlichen Verwaltungskosten 
decken, so kommen wir zu Gesamtleistungen der Gesellschaft 
für genannte 2 Kolonate in Höhe von rund Mk. 2500. 

*) Seitens eines Fehndirektors wurde mir als betrübende Tatsache 
mitgeteilt, dass er flir eine gerade im Bau befindliche Kanalstrecke von 
100 m nicht weniger als Mk. 1000 zahlen müsse, da dort der Sand 
ca. 10 Fuss (hann.) (2,92 m) tief auszuheben sei. Sonst zahle er für 
gewöhnlich Mk. 700 — 800 pro ioom, wobei allerdings die Kolonisten 
den Sand in den Wegen planieren müssten. Der Glückliche! Der 
Staat zahlt das 2 — 3 fache für die gleiche Kanalstrecke! 
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Die Gesellschaft erzielt also einen Ge- 
winn von M k. 2000 — 3500 p. 4,50 ha oder von Mk. 450 
bis 800 p. ha, wahrscheinlich aber noch mehr! 
Dieser Gewinn ist ungerechtfertigt hoch. Es müsste künftig 
bei Moorüberweisungen Sorge dafür getragen werden, dass 
auch der Fehntjer einen entsprechenden Nutzen von der 
billigen Vergebung der staatlichen Moore hat. Auch wäre 
unbedingt die Anlage grösserer Stellen und die Sicherung 
ihres ungeteilten Bestandes, mindestens bis zur völligen Ab- 
torfung zu verlangen. Weil sich durch Ausgabe kleinster 
Stellen am meisten herausschlagen lässt, haben die Spetzer- 
wic die Grossefehngesellschaft die ihnen überwiesenen Wil- 
helmsfehne I und II in so lebensunfähige Kolonate geteilt, 
da für sie bei grösster Nachfrage am meisten gezahlt wird. 
Die deutschen Fehngesellschaften haben eben im allgemeinen 
bislang auch nie einen weiteren Blick bewiesen, was an sich 
schon deshalb nicht weiter zu verwundern ist, weil ihnen der 
Fiksus meist immer nur wenige Hundert Morgen Moor zur 
Verfügung stellte. Der Fiskus hat die Gesellschaften durcli 
seine Moor-Ausgabe-Politik auf ihrem dürftigen Stande er- 
halten und jede grosszügige Entwickelung verhindert. 

Der in seinem Gesamtumfang nicht so bedeutende Be- 
trieb der vielen kleinen ostfriesischen Fehngesellschaften ist 
mit vielen Aufsichts- und Verwaltungskosten schwer belastet. 
Trotz der in der Gesamtheit hohen Belastung ist aber keine 
Gesellschaft in der Lage, besonders tüchtige und teure Ver- 
waltungskräfte nach Art der holländischen Gesellschaften zu 
bezahlen. Die Verhältnisse unserer Fehngescllschaften liegen 
also leider auch nicht derart, dass man die Besiedelung 
der restlichen fiskalischen Moore ohne weiteres vertrauensvoll 
in ihre Hände legen kömnte. 

Nach meiner Uberzeugung m u s s es dem Staat ge- 
lingen, nach entsprechendem Systemwechsel gute, ja 
mustergültige Fehnkolonieen zu schaffen, er braucht 
sich nur die früheren Erfahrungen voll zu nutze zu machen. 
Der Staat soll also seine Moore, soweit als möglich, soweit 
er vor allen Dingen die Zugänge zu ihnen noch in der Hand 
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hat (wie beim Aurich-Friedeburger Moor) oder sich solche 
ohne zu grosse Kosten wieder verschaffen kann, selbst aus- 
geben zur Verfehnung. Andernfalls soll er sie möglichst 
einheitlich unter Sicherung entsprechender Ansetzungs- 
bedingungen und guter Schiffahrtsverhältnisse der bezw. den 
geeignetsten Gesellschaften überweisen. 

Vor allen Dingen muss er aber nunmehr 
endlich vorgehen mit einer wirklichen 
Nutzbarmachung der Flächen. Die Torfpro- 
duktion Ostfrieslands ist in der letzten Zeit augenscheinlich 
nicht unbedeutend zurückgegangen, worauf wenigstens der 
Rückgang der Schiffe (vergl. Tab. S. 252/253) schliessen lässt, 
weil mehrere Fehne überhaupt kein oder nur noch ganz un- 
bedeutendes vergebbares Moor besitzen. Der Staat lässt trotz- 
dem seine grossen Moore, z. B. das 11 000 ha grosse Aurich- 
Friedeburger, das von Norden, Süden und Westen an- 
geschnitten ist, so gut wie völlig unbenutzt liegen. Dieser 
unnatürliche Zustand muss je eher, je besser beseitigt werden 
und der Staat muss voll und ganz in eine 
grosszügige B e s i e d e 1 u n g s p o 1 i t i k groningi- 
schen Systems eintreten. 

Dieses Ziel kann er in wirklich befriedigender Weise 
nur mit H o 1 1 ä n d e r n erreichen. Sie sind schon so 
oft unsere Lehrmeister gewesen, sie müs- 
sen und werden es auch hier wieder sein. 
Dass sie kommen werden, wenn man ihnen irgend günstige 
Bedingungen bietet, unterliegt keinem Zweifel. Sie sind in 
den letzten beiden Jahren nach Oldenburg (Elisabethfehn, 
Brandrekenmoor, Vehnemoor) und ins Bourtanger Moor 
gekommen, sie werden nach dem Aurich-Friedeburger Moor, 
das nachstehend in erster Linie ins Auge gefasst ist, erst 
recht kommen, da wir ihnen dort vorzügliche Verkehrs- und 
Absatzverhältnisse bieten können oder doch könnten. 

Selbst wenn der Staat ihnen vielleicht die ersten 20 bis 
50 Kolonate (von je 10 — 12 ha) umsonst oder zu demselben 
Preise wie seinerzeit die 700 ha der Spetzer- und Grosse- 
fehngesellschaft (zu Mk. 25 p. ha) oder zu sonstigen 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. 26 
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billigen und zugkräftigen Bedingungen überHesse, so würde er 
auf diese Weise immer noch viel billiger zu wirklich blühenden 
Kolonieen kommen, als durch das „Marcardsmoorsystem".. 
Er würde damit vor allen Dingen einen guten und aussichts- 
reichen Anfang für die Verfehnung der grossen zusammen- 
hängenden Moorfläche gewonnen haben und das wäre schon 
sehr wichtig. 

Es fällt jedoch nicht in den Rahmen dieser Arbeit, auf 
die etwa zu stellenden Bedingungen genauer einzugehen. Nur 
ein paar Fragen von allgemeinerer Wichtigkeit sollen nach- 
stehend kurz besprochen werden. 

Zunächst :Soll der Staat den vorhandenen 
Fennen „Konkurrenz machen" durch Anlage 
neuer Fehne oder nicht? M. E. soll er es nicht 
nur, sondern er m u s s es. Unser deutscher Fehnbetrieb ist 
ohne alles Leben, er ist in ärgster Stagnation und zeigt gegen 
früher keinerlei Fortschritte. Das gleiche gilt von der Fehn- 
schiffahrt, die auch an veraltetem Schiffssystem festhält und 
dadurch das Fahrwasser nicht so ausnutzt, wie es sehr wohl 
möglich wäre .*) Die im Fehn- und Fehnschiffahrtsbetriebt 



*) Die neuen, prahraartig gebauten eisernen Schiffe der Norder- 
fehngesellschaft laden z. B. 600 — 800 Ztr. Torf bei einem Tiefgange von 
nur 95 — 100 cm. Da ein grosser, wenn nicht der grösste Teil des 
Torfes der Fehntjertiefgruppe gleichfalls nicht über Emden hinausgeht, 
sondern meist durch die verschiedenen Sieltiefe nach den Marschen 
gebracht wird, ohne in die Ems zu kommen, so Hesse sich dieser Teil 
des dortigen Torfes durch einen dem vorgenannten ähnlichen Schiffstyp. 
zweifellos erheblich billiger verfrachten unter gleichzeitiger entsprechen- 
der Verbilligung der Rückfrachten an Schlick u. s. w. Wie wenig die 
Schiffer indessen geneigt sind zum Fortschritt und zu Verbesserungen, 
zeigt auch folgende von Hugenbcrg (S. 1 80/1 81) angeführte Ursache des 
neuzeitlichen Rückganges in der Grösse der Schiffe: „Jener 
Rückgang hat jedoch seine unmittelbare Veranlassung nicht sowohl in 
dem mangelhaften Fahrwasser, als vielmehr . . . vor allem in dem Um- 
stände, dass der graue Torf, sowie die Massengüter (Dünger» 
Schlick u. s. w.) nicht lasten-, sondern ladungs weise verkauft werden. 
Dies hat zur Folge, dass die Schiffer ein Interesse an der Ver- 
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eingetretene Versumpfung hat viel Ähnlichkeit mit dem Zu- 
stande, in dem sich der Handwerksbetrieb beim Verfall der 
Zünfte befand. Es muss ein frischer Wind kommen, der das 

kleinerung der Ladungen zu haben glauben." Über die veraltete 
Bauart der Schiffe, die nicht genügende Ausnutzung des Fahrwassers 
und die damit verbundene Verteuerung des Torftransports und dadurch 
zugleich des Torfs, ist mir auch ausserhalb der Fehntjertiefgruppe, z. B. 
in Südgeorgs- und in Augustfehn, geklagt worden. Die Berechtigung 
solcher Klagen zeigt ein Vergleich der verschiedenen Schiffsgrössen, wie 
er nachstehend für Holterfehn gegeben ist (vergl. auch S. 197). Es 
sind daselbst vorhanden: 4 Torfschiffe mit einer Ladefähigkeit von 
2 — 3 Tagewerk (36 — 5° c bm Laderaum), 2 mit i'/« (bezw. 25) und 
8 mit Vt und 1 Tagewerk (bezw. 8 und 19 cbm). Die Möglichkeit, 
grössere Ladungen aufzunehmen, die die dortigen Wasserverhältnisse 
bieten, wie auch das Vorhandensein einiger grösserer Schiffe zeigt, wird 
von der grossen Mehrzahl der Schiffer nicht entfernt ausgenutzt. 

Wie sehr die Torfpreise durch die ungünstigen Schiffahrtsverhält- 
nisse erhöht werden, zeigen die nachstehenden Betrachtungen. Nach 
Angaben von Dr. Salfeld (23. Prot. d. Z.-M.-K. S. 71) kostete der 
Transport einer Ladung von 10 t von Lingen nach Schöninghsdorf, 
wenn der Schiffer Rückfracht findet: 

a) in kleinen Vechteschiffcn (zu 14 — 28 t) Mk. 27,38 

b) in Harener Pünten (zu 70 t) „ 10,58. 

Die Fracht ist bei den kleineren Schiffen also fast 3 mal so hoch. 

Die Fracht für i 1 /»— 2 Tagewerk Torf von Börger nach Leer, 
Ditzum u. s. w. beträgt je nach Wasserstand in den Kanälen und nach 
Schiffsangebot Mk. 35 — 45, also pro Tagewerk Mk. 17 — 30, durch- 
schnittlich wohl Mk. 20 — 25. Würden es aber die Kanalverhältnisse 
gestatten, statt I 1 /« — 2 Tagewerken deren 8 — 10 zu laden, wozu z. B. 
bei dem schweren Börger Torf keine allzugrossen Schiffe erforderlich 
wären, dann würde der Schiffer für die gleiche Wegestrecke bei 
gleichem Verdienst wie jetzt eine Einnahme von sicherlich nicht mehr 
als etwa Mk. 60 nötig haben. 

Das Tagewerk würde dann nur mit Mk. 6—8, statt wie jetzt mit 
Mk. 20—25 Schiffahrtskosten belastet. Es könnte demnach bei 
gleichem Verdienst des Verfehners und Schiffers wie bisher, 
z. B. in Leer um 10 — 15% billiger an den Konsumenten 
abgegeben werden und wäre damit gegenüber der Kohle 
natürlich viel konkurrenzfähiger. 

Übrigens verteuern die kleinen Schiffe nicht nur die Fracht, sondern 

26* 
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Morsche wegfegt, es fehlen die „Hechte im Karpfenteich". 
Diese Aufgabe zu erfüllen, dazu sind die Holländer die 
berufensten Leute. Freilich muss man ihnen durch angemes- 
sene Wasserstrassen auch die Möglichkeit eines technisch 
voll leistungsfähigen Betriebes geben. 

Das Erscheinen ihrer Konkurrenz wird eine heilsame 
Aufrüttelung der Ostfriesen bedeuten und die noch grössere 
Moore besitzenden Fehngesellschaften zur Verbesserung ihrer 
Wasserstrassen geneigter und opferwilliger machen *) 

häufig auch das Einladen (und z. T. wohl auch das Ausladen), da die 
zum Einladen (auf die Karre legen, Kroden, Verstauen) nun einmal er- 
forderlichen Leute mit dem Einladen von i l l%—2 Tagewerken vielfach 
nicht eine volle Arbeitsperiode zu tun haben. Entweder trägt nun der 
Arbeitgeber den Schaden und zahlt ihnen den vollen Arbeitslohn, oder 
die Leute haben den Schaden in Gestalt eines nicht vollen Lohnes zu 
übernehmen. Bei grösseren Schiffen ist demgegenüber die Arbeitskraft 
beim Ein- und Ausladen voller auszunutzen, was eine weitere Produktions- 
kostenverbilligung bedeutet. 

*) Die zu ihrem grossen Schaden jetzt noch konkurrierenden Ge- 
sellschaften des Grossefehns und des Spetzerfehns z. B. könnten durch 
ein entsprechendes Vorgehen wohl zu einer mehr oder minder voll- 
kommenen und an und für sich sehr segensreichen Verschmelzung gebracht 
werden, was sie schon längst hätten tun sollen. Wir leben ja jetzt in 
einer Zeit der „Fusionen". Wenn ihnen der Fiskus nur für den Fall 
der Verschmelzung eine grössere Moorzuweisung in Aussicht stellte und 
für diesen Fall zugleich eine ganz bedeutende Beihilfe zur tunlichst 
grossen Vertiefung und zugleich (soweit möglich) auch zur Verbreiterung 
des geeignetsten der beiden Parallel kanäle der verschmolzenen Gesell- 
schaft zusagte, so wäre eine Verschmelzung der Gesellschaften vielleicht 
um so eher zu erreichen, als sie bei ihrem jetzigen Schiffahrts- und 
Fehnbetriebsverhältnissen dem neuen Wettbewerb kaum gewachsen 
wären. Da überdies ihre jetzigen Moorflächen in ungefähr iVt bis 2 
Jahrzehnten vergeben sein werden, ständen sie in Kürze vor ihrer Auf- 
lösung, zumal da dann die Erbpächter sicherlich auch die Ablösung 
beantragen und erreichen würden. 

Eine Verschmelzung (oder doch Vereinigung in irgend einer weiteren 
Form) hätte, abgesehen von der — geringen — Vcrbilligung der Ver- 
waltung, den grossen Nutzen, dass erstens nur an einem Kanal (dem 
mit seiner Wasserhaltung etwas höher liegenden Spetzerfehn-Kanal) 
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Das Erscheinen ihrer Konkurrenz ist, 
wie ich nochmals besonders hervorheben 
möchte, nicht nur erwünscht, es ist sogar 
unbedingt erforderlich. Der Torf muss, um zu 
einer umfangreichen Verfehnung zu kommen und um die 
Kohle wieder auf ihr Gebiet zurückdrängen zu können, un- 
bedingt billiger werden, als er es jetzt ist. Trotzdem muss der 
Fehnbetrieb vollauf rentabel bleiben. Dass dies sehr wohl 
möglich ist, zeigen die früher skizzierten holländischen Ver- 
hältnisse. Wenn die Kohle dem Torf jetzt ge- 
fährlicher geworden ist als früher, so 
kommt das nur daher, dass ihre Gewinnung 
und ihr Transport in den letzten Jahrzehn- 
ten ausserordentlich verbessert und ver- 
billigtworden ist, während beim Torf beides 
bei uns noch „nach alter Väter Weise" statt- 
findet. Stillstand ist Rückgang, wie sonst so 
auch hier. Daher müssen wir im Fehnbetriebe mit aller Macht 
fortschreiten und dazu brauchen wir frisches Leben aus 
Holland. 

Diese Erkenntnis muss freilich in erster Linie die 
Regierung selbst besitzen. Das scheint aber früher nicht 
der Fall gewesen zu sein, sonst hätte sie z. B. nicht der 
Norderfehngesellschaft bei deren Gesuch um Genehmigung 
des Anschlusses ihres Kanales an den Abelitz-Kanal die Be- 
dingung gestellt, dass die Gesellschaft mit ihrem Torfe im 
Absatzgebiet der Abelitzkanal-Kolonisten keine Konkurrenz 
machen dürfe 1 

Wenn die Konkurrenz einerseits nötig ist, selbst wenn 

leistungsfähige Dampfschöpfwerke gebaut zu werden brauchten, da von 
ihm in der oberen Haltung durch einen (kurzen) Querkanal das er- 
forderliche Wasser in das andere System geleitet werden könnte, und 
dass ferner nur e i n Kanal auf die volle Tiefe und Breite (Schleusen- 
umbau!) gebracht zu werden brauchte. Dass jemals beide Kanäle 
(neben dem Fehntjertief ) auf Normalabmessungen gebracht werden, 
erscheint völlig ausgeschlossen. Wenn die Grosse- und Spetzerfehn- 
Gesellschaft noch eine gute Zukunft haben wollen, so ist das nur auf 
dem oben bezeichneten Wege möglich. 
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durch sie manche verfehlten Gründungen leiden sollten, so 
müssen ihr andrerseits auch die Wege zur Wirksamkeit so- 
wie den alten Fehnen die Wege zur Gesundung geebnet 
werden. Dazu ist es nötig, dass die Pläne zur Verwirk- 
lichung gelangen, die man in den 70er Jahren hatte und die 
sich in der betr. Denkschrift*) in folgenden Sätzen zusammen - 
gefasst finden : „Alle Hauptkanäle sollen solche Abmessungen 
erhalten, dass sie bis in die oberen Haltungen für Watten- 
fahrzeuge und die kleinen holländischen Seeschiffe, welche 
den Dollart und die Zuider-See befahren, zugänglich sind, 
ein Prinzip, welches in Holland durchgeführt, dort un- 
gemein günstig gewirkt hat. Da die holländischen 
Schiffe bei einer Tragfähigkeit bis z u 2000 Ztr. im Ver- 
hältnis zur Länge und Breite einen bedeutenden Tiefgang 
haben, so sollen die projektierten Kanäle zwar eine Wasser- 
tiefe von im M i 1 1 e 1 2 m, im übrigen aber ziemlich geringe 
Abmessungen, nämlich eine Sohlenbreite von 8,5 m und eine 
Spiegelbreite von 16,5 m, die Schleusen eine Länge von 33 m, 
eine Weite von 6,5 m und eine Wassertiefe von 2,1 m über 
den Drempeln erhalten. Alle Hauptkanäle ohne Ausnahme 
werden mindestens an einer Seite mit guten Fahrstrassen 
versehen." 

M. E. sollte es sich bei den künftigen 
Beratungen über den Ausbau der Kanäle 
nicht etwa darum handeln, ob man bis an 
diese Abmessungen herangehen, sondern ob 
man nicht, in Anbetracht des gewaltigen Fort- 
schrittes des Massengüterverkehrs in der 
Neuzeit, noch über sie hinaus gehen soll. Das 
letztere ist mindestens für die Hauptwasserstrassen, z. B. von 
der Jümme (Leda) über Nordgeorgsfehn und Marcardsmoor- 
Wilhelmshafen**) nach der Jade unbedingt das richtigere. 

*) Denkschrift betr. die in Preussen vorhandenen Wasserstrassen, 
deren Verbesserung und Vermehrung, Berlin 1877 S. 93/94. 

**) Der das Aurich-Friedeburger Moor (bei Marcardsmoor) auf 
etwa Ii km durchschneidende und Emden mit Wilhelmshafen ver- 
bindende Ems-Jahde-Kanal lässt freilich trotz der gewaltigen Kosten, 
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Dass die Kanäle nicht mehr in der bisherigen ganz über- 
stürzten und unfehngemässen Weise gebaut werden dürfen, 
ist wohl selbstverständlich. Es wäre bedauerlich, wenn man 
jetzt den Kanalbau, nachdem er, abgesehen von dem lang- 
samen Weiterbau der linksemsischen Kanäle, fast 2 Jahr- 
zehnte lang sogut wie völlig gestockt hat, nun zum schweren 
Schaden der Sache überstürzen wollte. Es ist besser, z. B. der 
Verbindungskanal Nordgeorgsfehn-*) Marcardsmoor wird in 
20 — 30 Jahren fehngerecht und billig ausgebaut, als in 
5 Jahren teuer und in bisheriger, die Verfehnung schwer 
schädigender Weise. 

Mit der Frage, wie schnell der Kanal gebaut 
werden soll, hängt die andere eng zusammen, wer ihn 
bauen soll. 

Wie hat sich bislang der Kanalbau bei den ver- 
schiedenen Unternehmungen vollzogen ? Das 

die er verschlungen hat, hinsichtlich seiner Brauchbarkeit für die Schiff- 
fahrt sehr viel zu wünschen übrig. Amtlich soll er 2 m Wassertiefe 
auch bei kleinem Wasserstande (vcrgl. die Tabelle über die Schiffahrts- 
verhältnisse u. s. w. S. 254/256) haben, halt sie aber, insbesondere auf 
der ersten Strecke von Wilhelmshafen aus, wohl nur ausnahmsweise. 
Fast alljährlich geht sie dort auf Monate bis 1,6, ja 1,5 m und zeitweilig 
noch weiter herunter, obwohl der Kanal bei seinem äusserst ge- 
ringen Verkehr nur wenig Schlcuscnwasser- Verluste hat. Zeitweilig ist 
er daher nicht einmal für Schiffe mit 4 Fuss Tiefgang fahrbar. Im 
Jahre iqoo war sein Wasserstand sogar lange Zeit so niedrig, dass 
nicht einmal „ein Transport der Prähme" (für Schlick) möglich war! 
(46. Prot. d. Z.-M.-K. S. 106.) Soll er für eine lebhafte Torfschiffahrt 
nutzbar gemacht werden, so ist die Erbauung leistungsfähiger Schöpf- 
werke unbedingt nötig. Seit dem I. E. 1902 werden bei jeder Schleuse 
als Kanalgeldcr (Schleusengelder) erhoben und zwar von beladenen 
Schiffen mit einem Nettoraumgehalt von unter 25 cbm Mk. 0,60, von 
25 — 40 cbm Mk. 0,90, über 40 cbm Mk. 1,20. Nur mit Torf be- 
ladene Schiffe zahlen die Hälfte, nur mit Schlick beladene sind abgaben- 
frei. Die in der mittleren Kanalstrecke gelegene Schleuse zu Wiesens 
passierten 1902 nur 763 beladene und 460 leere Fahrzeuge, d. h. nach 
jeder Richtung im Tagesdurchschnitt noch nicht 2 Schiffe! 

•) Bezw. Neudorfer Moor, woselbst sich jetzt das Kanalende schon, 
befindet 
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System des Baues der Moorkanäle durch die preussische 
Kanalbauverwaltung — um mit dem allerunvoll- 
kommensten zu beginnen — ist schon zur Genüge geschil- 
dert und bestand fast ausnahmslos darin, dass man den Kanal- 
aushub (Sand und Moor meist in lieblicher Mischung) auf 
die künftigen Wege und Kolonatsanfänge warf und so den 
Kolonisten die Benutzung der Wasserstrasse wie des so- 
genannten Weges am ausserordentlich teuer erbauten Kanal 
aufs ärgste erschwerte. Der oldenburgische Staat 
ist — abgesehen vom Anfange — ebenso wie die Ida- 
fehner-Kanalbaugenossenschaft dagegen so 
vorgegangen, dass sie zunächst fehngerecht abtorften und 
dann den Kanal nebst Wegen ordnungsmässig ausbauten. 
Das wird im allgemeinen natürlich den Nachteil eines sehr 
langsamen Fortschrittes des Kanalbaues haben. 

Die meisten ostfriesischen Gesellschaften, 
wie die Spetzer-, Iherings- und Grossefehngesellschaft lassen 
die Kolonisten in vorgeschriebener Weise und Frist abtorfen. 
werfen dann den Sand aus dem Kanal, den die Kolonisten 
teils auf dem Wege zu planieren haben, teils zu ihren Unter- 
grundkulturen benutzen dürfen. 

Die Rhauderfehngesellschaft (und bei den 
letzten Kolonaten auch die Klosterkammer) überlässt 
auch den Kanalausbau den Kolonisten ganz ausschliesslich. 
Neuerdings gewährt sie bei erforderlichem tieferen Ein- 
schneiden des Kanals eine Wiekprämie von etwa Mk.2000 p.km. 

Die holländischen Verveener graben ihre 
Kanäle selbständig und ohne alle Unterstützung. So werden 
in Valthermond die beiden (Doppel-) Kanäle jährlich um je 
170 m (gleich der Breite von 2 Kolonaten an jedem Kanäle), 
also um 340 m in holländischen Dimensionen vorgetrieben. 

Das zweifellos beste und billigste System bei kapital- 
kräftigen Verveenern ist das holländische 
bew. Rhauderfehner, doch dürfte es sich bei uns empfehlen, 
zumal wir genügend kapitalkräftige Verfehner vielleicht doch 
nicht bekommen sowie schon als starkes Zugmittel, eine 
angemessene Wiekprämie zu zahlen. Sie muss ungefähr hin- 
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reichen, um die Selbstkosten annähernd zu decken, muss also 
im Mittel und bei grösseren Kanaldimensionen (2 m Wasser- 
stand, 16—18 m Wasserspicgelbreite) Mk. 12000— 18000 be- 
tragen. Die für jedes Kolonat nach Verhältnis der zu leisten- 
den Arbeit (auszuwerfende Sandmenge) besonders zu berech- 
nende Beihilfe für eine bestimmte Kanalstrecke (etwa für 
1 km) ist auf die an ihr beteiligten Kolonate nach Güte und 
Menge des Torfs jedes einzelnen zu verteilen*) und in der 
Torfheuer oder in dem ratenweise zu zahlenden Kaufpreise 
abzutragen. 

Die Kanalbauverwaltung hätte natürlich die genaueren 
Bauanweisungen zu geben, den Bau, soweit erforderlich, zu 
beaufsichtigen und dann vor allem abzunehmen. Nach 
diesem System würden dem Staat die neuen Kanäle höch- 
stens Mk. 15000 bis Mk. 18000 p. km kosten,**) während 
ihm z. B. die neu zu bauende Strecke in Südgeorgsfehn auf 
rund Mk. 70000 p. km zu stehen kommen wird. Gleich- 
wohl brauchte das Kanalbautempo, vorausgesetzt, dass man 
genügend Kolonisten hat ( — das würde bei einem richtigen 
Vorgehen ganz zweifellos der Fall sein — ) und mindestens 
zunächst Holländer heranzieht, durchaus nicht besonders 
langsam zu sein. Bei obiger Kanalbaubeihilfe, die event., um 
ein schnelles Vortreiben des Hauptkanals zu erreichen, auch 
noch etwas erhöht werden könnte, bei Kolonaten von 10 
bis 12 ha Grösse und bei etwas kapitalkräftigen Verfehnern 
Hesse sich der Kanal jährlich um die Breite von 3 — 4 Kolo- 
naten, d. h. um rund 300 m, vortreiben. Das Kilometer wäre 
also in etwa 3 Jahren auszubauen, vielleicht wäre aber auch 
noch ein schnelleres Fortschreiten zu erzielen. Wenn der 
Kanal Marcardsmoor-Georgsfehn nun von Norden und Süden, 

*) Dazu ist allerdings eine sorgfaltige Einschätzung der Kolonate 
wie in Oldenburg erforderlich, wo auf jedem Kolonate an 9, 12 oder 
mehr Stellen die Mächtigkeit des Torfs, sowie seine und des Untergrundes 
Lage zum Wasserspiegel, die einen grossen Einfluss auf den Wert des 
Kolonats hat, festgestellt werden. 

**) Den Privatgesellschaften kostet der Kanalausbau bei etwa 6 m 
Sohlenbreite, rund Ii m Wasserspiegelbreite und 1,7 — 3 m Kanaltiefe 
Mk. 7 — 10 000 pro km; vergl. auch S. 399. 
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vielleicht auch von der Mitte (Vossbarger Wieke oder Grosse- 
fehn-Kanal) aus in Angriff genommen würde, Hesse er sich 
sehr wohl in 15—20 Jahren billig und gut fertig stellen. 

Dabei genösse man noch den grossen Vorzug, dass die 
Verveener nach der Torfstichzeit (bezw. nach der Ernte in 
den Marschen) bei den Kanalbauten Beschäftigung für ihre 
Arbeiter hätten, was für Haltung eines guten und festen 
Arbeiterstammes sehr wichtig ist. Bei dem bisherigen 
System nehmen dagegen fremde Arbeiter und Unter- 
nehmer sowohl den Gewinn wie die Arbeitsgelegenheit vor- 
weg und verteuern und erschweren damit denen, für die 
die Anlage bestimmt ist, die Arbeit und das Fortkommen. 
Das Geld für den Kanalbau bleibt auf die vorgeschlagene 
Weise in der Kolonie, was sehr wohl Beachtung verdient.*) 

Mein ceterum censeo ist daher: der ein- 
zig richtige Kanalbau (wenigstens für die dortigen 
Verhältnisse) ist der durch die Verfehner mit 
staatlichen Beihilfen. 

Das Kanalsystem müsste, wenigstens bei Anlage 
grösserer und sich voraussichtlich schneller entwickelnder 
Kolonieen, möglichst ein Zweikanalsystem sein. 

Sehr wichtig ist es auch, dass bei dem Bau des Kanals 
wie der Schleusen auf eine genügend hohe Wasser- 
haltung gesehen wird und zwar so, dass das Maifeld 
möglichst nicht mehr als 2 Fuss über dem Wasserspiegel liegt. 
Darauf ist bei unsern Fehnen bislang viel zu wenig Gewicht ge- 
legt worden. Selbst wenn dadurch auf der ganzen Strecke auch 
1 — 2 Schleusen (und cv. Schöpfwerke) mehr erforderlich sein 
sollten, um den Wasserstand der Oberfläche mehr anzupassen, 
so ist der dadurch erzielte Nutzen (geringere Kanalbaukosten 
und vor allem viel grösserer Wert und dauernd grössere Er- 
tragsfähigkeit des Untergrundes) doch zweifellos viel be- 
deutender. 

*) Dass bei besonders kostspieligen Einschnitten durch Sandweilen 
hindurch der Staat eventl. selbst bauen oder bauen lassen bezw. dem 
Kolonisten für die Abräumung des dann meist auch schlechten Torfs 
von dem Kanalstreifen eine kleine Beihilfe geben muss, braucht wohl 
nicht weiter hervorgehoben zu werden. 
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Dass Inwieken überall dort, wo man nicht gerade Sand- 
wellen durchschneidet, unbedingt vorgeschrieben 
werden müssen, ist wohl selbstverständlich. Holländer würde 
man zur Verfehnung ohne Inwieken auch nicht erhalten. 
Ihr grosser Nutzen für den Torftransport sowie die dauernde 
Verbilligung, die sie bei der An- und Abfuhr der Düngemittel 
wie der landw. Erzeugnisse gewähren, ist früher schon dar- 
gelegt worden. Es sei nur hier noch in Kürze ihres Wertes für 
die Urbarmachung des Untergrundes gedacht. Für ein Kolonat 
von 80 m Breite sind für je 1 m Länge zur Untergrund- 

80 

(Sandmisch-) Kultur bei 10 cm Sandauftrag — = 8 cbm Sand 

10 

erforderlich. Ein lfd. Meter Inwieke gibt bei 2,40 m Tiefe 
und 7,50 m mittlerer Breite einen Kubikinhalt (Sandmenge) 
von 1 X 2,40 X 7,50 = 18 cbm. Es steht demnach 
jedem Kolonat für das lfde. Meter eine 
Sandmenge von 9 cbm zur Verfügung, die 
zusammen mit dem aus den Entwässerungs- 
und Wegegräben gewonnenen Sande den 
Sandbedarf vollauf deckt, und zwar g e - 
wissermassen umsonst und bei kurzem 
Landtransport. 

Bei einem inwiekenlosen Kolonate müsste der Sand ent- 
weder mit grossen Kosten aus dem Untergrunde gewonnen 
oder vom Schiffer für 50 — 80 Pfg. p. cbm gekauft und dann 
per Karre auf das Kolonat gefahren werden, was die Urbar- 
machung gewaltig verteuern würde. Bei 1600 m Länge der 
Kolonate (wie in Holland) sind etwa 12 — 13000 cbm Misch- 
sand erforderlich, deren Ankauf und Anfuhr oder aber Her- 
aufholung aus dem Untergrund allein mehrere Tausend Mark 
kosten würde! 

Ohne Inwieken lassen sich grössere 
lebensfähige Kolonate eben nicht schaffen, 
das steht ausser Zweifel. 

Selbstredend muss der Staat künftig viel günstigere 
Ansiedelungsbedingungen, insbesondere Zah- 
lungsbedingungen als früher stellen. Hat er bei der 
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Hochmoorkolonisation den Fiskalismus abgelegt, so muss er 
ihn auch hier beiseite lassen. W i e die Bedingungen zu stellen 
und wie sie nicht zu stellen sind, das haben die früheren 
Ausführungen wohl zur Genüge gezeigt und bedarf hier 
keiner Erörterung mehr. 



Ein gütiges Geschick hat es übrigens zur rechten Zeit 
oder vielmehr endlich glücklich gefügt, dass uns die Holländer 
in Deutschland selbst in grossem Stile zeigen werden, wie 
man Fehnkultur und -kolonisation treiben soll. Im links- 
emsischen Bourtanger Moor am Süd-Nord-Kanal haben sie 
mehrere Tausend Hektar Moor gekauft oder gepachtet und 
deren Ausnutzung grossenteils schon in Angriff genommen.*) 
Allein in der Fullener Gemarkung sind rund 7000 Mrg. Moor- 
flächen in den Besitz bezw. in die Nutzung der Holländer über- 
gegangen. Sie halben insbesondere zuerst die Moore sehr 
billig, für ungefähr Mk. 260 p. ha,**) von den Bauern ge- 
wissermassen durch Überraschung erworben. Sobald die 
Bauern sich darüber klar wurden, dass nun die Zeit für 
die Hebung ihrer toten Kapitalien gekommen sei, gingen die 
Preise bald bis über Mk. 400 p. ha in die Höhe. Übrigens 
haben die Holländer auch von grösseren Besitzern (Fürsten 
von Bentheim) Moore erworben. 

Die erstgenannte Gesellschaft, die Griendtsveengesell- 
schaft, hat ihre Fläche von dem Konsortium Schönin gh 
(vergl. S. 329) gepachtet. Sie muss das Moor so abtorfen, 
wie es in Holland üblich ist und den Untergrund 1945 zurück- 

*) Als Käufer bezw. Pächter kommen hauptsächlich in Betracht: 
1. Die schon genannte Griendtsvcengesellschaft mit etwa 600 ha 
Pachtung bezw. Kauf im Gr. Fullencr Moor, 2. Verhocven mit 900 ha, 
3. Berends und v. d. Vecht mit 200 ha (Kauf) im Kl. Fullener 
Moor, 4. Ten Kate, 5. Bokhing und Kleiböker, 6. Minke, 7. Berken- 
velder u. a. 

**) In Holland, z. B. Weerdingermond, Provini Drenthe, werden 
heute gezahlt für 1 ha Hochmoor fern vom Kanal Mk. 670, für 1 ha 
Hochmoor am Kanal und Wijk Mk. 1600! 49. Prot. d. Z.-M.-K. S. 2_ 
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geben. Ihr Hauptaugenmerk geht (wie bei den meisten 
andern Käufern aus Holland) auf die Torfstreufabrikation, 
für die das dortige Moor durch die mächtige Moostorfschicht 
besonders günstig ist. Die mit 8 Millionen Mk. arbeitende 
Gesellschaft hat auch in Holland und Schottland grosse Moore 
und Torfstreufabriken und scheint danach zu streben, das 
Torfstreugeschäft möglichst allein zu beherrschen. 

Wenn man, wie dies bei mir der Fall war, auf der Fahrt 
(Nov. 1902) von den deutschen Mooren und Fehnen mit 
ihren „Torfwerken" und ihrer schneckenartigen Entwicke- 
lung nach dem Wirkungskreise dieser Gesellschaft kommt, 
so kann man den Ausruf des Staunens und der Bewunderung 
nicht unterdrücken. Die ganze Fläche von 600 ha ist in 
kurzen Abständen mit mächtigen Moostorfhaufen bedeckt. 
Sie ist in ihrem ganzen Umfange durch ungefähr 1 m tiefe 
nicht weit von einander entfernte Gräben entwässert, aus 
denen nach Abhebung der Bunkerde der Moostorf sorgfältigst 
gestochen und dann in Haufen gesetzt ist. Die Entwäs- 
serungsarbeit hat man dadurch so ziemlich kostenfrei, da sie 
gleichzeitig eine (allerdings vielleicht etwas verteuerte) Torf- 
produktion bedeutet. Die sofortige Vornahme der Ent- 
wässerung der ganzen Fläche, die bei unsern Gesellschaften in 
solchem Umfange auch nicht annähernd stattfindet, ist zugleich 
ein Beweis dafür, wie sorgfältig und kaufmännisch-vorraus- 
schauend der Holländer die Sache anfasst. Eine grosse Torf- 
streufabrik der Gesellschaft befand sich bereits im Betrieb, die 
zweit e wurde montiert. Einige sehr ansprechende Arbeiter- 
häuser waren teils schon fertig, teils noch im Bau.*) Ein 
die Moorflächen abschliessender Zweigkanal, an den sich die 
Inwieken anschliessen sollen, war gleichfalls schon in Angriff 
genommen. Er wird die Ausmessungen des Süd-Nord- 
Kanals,**) insbesondere seine volle Tiefe erhalten. 

•) Die Dächer waren übrigens mit schwarzen, weissen und roten 
Dachsteinen gedeckt. Die Holländer geben sich also hier als „gute 
Deutsche". 

*•) Über die Ausmessungen des Süd-Nord-Kannls vergl. die Tabelle 
über die Schiffahrtsverhältnisse u. s. w. S. 254/56, Inzwischen ist er 
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Laut Pachtvertrag ist die Gesellschaft nämlich verpflich- 
tet, die Abtorfung so vorzunehmen, wie es in Holland bei 
der Verveenung üblich ist, so dass in der Gross-Fullener 
Gemarkung die erste deutsche Fehnkolonie in holländischer 
Anlage (System Pekela; Ein-Kanalsystem, weil die Flächen 
für ein Zwei-Kanalsystem zu schmal sind) entstehen dürfte. 



südlich des Haren-Rütenbrocker Kanals (Verbindung der Ems mit dem 
Groninger Stadtkanal) vollkommen fertig gestellt, ebenso sein Anschluss 
bei Schöninghsdorf nach der Hoogeveensvaart (Drentschkanaal). Die Wasser- 
tiefe dieses Verbindungskanals soll 2 m betragen, die des Süd-Nord-Kanals 
selbst 1,8 m, doch sinkt der Wasserstand im Sommer beträchtlich, so dass 
seine Nutzbarkeit, zumal da er stellenweise schon starker verschlammt 
ist, lange Zeit hindurch wesentlich geringer ist. Der Tiefgang der 
Schiffe darf 1,20 — 1,40, ihre Breite 6 m, ihre Länge 33 m nicht über- 
steigen. Bei günstigem Wasserstande können die Schilfe 1800 bis 
2000 Ztr. laden, im Sommer häufig kaum 1400 — 1500. Auch dieser 
beste deutsche Fehnkanal lässt also noch zu wünschen übrig. 

Erhoben wird ein Brückengeld von 10 Pfg. pro Schiff, ein 
Schleusengeld (7 Schleusen) von Mk. 0,20 bei jeder Schleuse, bei 
einer Doppelschleuse Mk. 0,30. Als Kanalabgabe ist zu zahlen für 
J e 5 t (5000 kg) Tragfähigkeit und für jeden zurückgelegten Tarif- 
kilometer (unter Aufrundung beider Einheiten nach oben) 

a) für ganz oder teilweise beladene Schiffe Mk. 3,75, 

b) für leere oder diesen gleichgestellte Schiffe „ 1,50. 

Unter b fallen die mit Torf beladencn Schiffe, sowie die Kalkstein 
oder Düngemittel führenden, falls diese Fracht für Grundstücke bestimmt 
ist, welche zur linksemsischen Kanalgenossenschaft gehören* 

Trotz der ziemlich hohen Abgaben oder vielleicht gerade durch sie 
ist „die linksemsische Kanal-Genossenschaft bisher immer das Schmerzens- 
kind der landwirtschaftlichen Verwaltung gewesen" (Frhr. v. Hammer- 
stein-Loxten; 48. Prot. d. Z.-M.-K. S. 53). Der Kanal ist in der Weise 
gebaut worden, dass die Interessenten zu einer Genossenschaft zusammen- 
traten, für welche der Staat den Kanal ganz oder doch fast ganz auf 
Staatskosten baute, den er ihnen dann zur Unterhaltung und Verwaltung 
überwies. Bislang hat der Kanal jedoch nicht einmal die Unter- 
haltungskosten gedeckt und der Nutzen, den er den Interessenten 
gebracht hat, besteht wohl ausschliesslich in der allerdings sehr 
wichtigen Beschaffung einer guten Entwässerung. 
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Hoffentlich folgen ihr bald recht viele und womöglich noch 
vollkommenere, mindestens in den fiskalischen Mooren 
(Aurich-Friedeburger und Kloster-Moor). 

Das Erscheinen der Holländer wird in der Geschichte der 
Ausnutzung und Besiedelung unserer Moore hoffentlich einen 
wichtigen Wendepunkt bedeuten. Die eine gute Wirkung 
hat es z. B. schon gehabt, dass die Zentral-Moor-Kommission, 
die sich seit ungefähr 2 Jahrzehnten mit der Fehn- 
kolonisation fast gar nicht befasst hatte, im 
Sommer 1902 eine Informationsreise in die holländischen 
Fehnkolonieen unternahm mit dem augenscheinlichen Er- 
gebnis, dass man sich der Fehnkolonisation künftig wieder 
mehr zuwenden will. 

Die Aufnahme, die die erste Nachricht von den grossen 
Ankäufen der Holländer bei den Mitgliedern der Zentral- 
Moor-Kommission*) fand, war allerdings überwiegend keine 
freundliche. Sonderbarerweise. Im Dezember 1881**) re- 
ferierte Frhr. v. Hammerstein-Loxten namens einer Kom- 
mission, die über die Kultivierung der kanalisierten links- 
emsischen Moorgebiete beraten sollte, u. a. folgendes: „Man 
hielt aber dafür, dass nach Vollendung der Teilungen die 
jetzigen Besitzer teils zur Deckung der Teilungskosten, teils 
um für die unkultivierten Moore möglichst bald ohne Mühe 
Einnahmen zu gewinnen, in grösserem Umfange zu Verkäufen 
schreiten werden. Man glaubte, dass dann In- und Ausländer, 
namentlich Holländer, denen genügendes Anlage- 
Kapital zu Gebote stehe, einzeln oder zu Gesellschaften ver- 
eint, grössere Erwerbungen für eine fehnartige Kolonisation 
oder Kultur machen, und damit, wenn der Erfolg ein gün- 
stiger, die beste Anregung zu ähnlichem Vorgehen auch den 
jetzigen Privatbesitzern geben werden ;man glaubte da- 
her, dass derartige Unternehmungen, sei 
es im Wege der Gesetzgebung, wobei die Erb- 
pachtsfrage in den Vordergrund trete, sei es durch 

•) 48. Sitzg. Der. 1901 ; Prot S. 40 und S. 52/54. 
•♦) 16. Prot. d. Z.-M.-K. S. 49- 
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Subventionen u. s. w. und in sonstiger Weise 
möglichst gefördert werden müsse n." 

Im Gegensatz dazu wurde 20 Jahre später, als nun wirk- 
lich und endlich die Holländer kamen, in der Sitzung vom 
Dezember 1901*) ihr Erscheinen mehrseitig bedauert und 
gewünscht, dass man in der Lage wäre, „die Flächen zu 
einträglicher Ausnutzung für Deutsche zu bewahren", ob- 
wohl doch, wie Dr. v. Bennigsen mit Recht hervorhob, 
bereits seit 20 Jahren in den in Rede stehenden Bezirken 
Moorkanäle fertig, der Verkehr auf ihnen aber gleich Null 
sei und nur durch spätere Fehnkultur gehoben werden könne. 
Erfreulich war demgegenüber die Stellungnahme des Ver- 
treters für Oldenburg, Landesökonomierats Heumann, welcher 
erklärte, dass die oldenburgische Regierung den Holländern 
nach Belieben kleine und grosse Flächen verkaufe, doch 
müssten sie oldenburgische Staatsbürger werden, wobei sie 
allerdings zu ordentlicher Abtorfung und nachfolgender land- 
wirtschaftlicher Kultur verpflichtet würden. 

Hoffentlich gewinnt diese praktische Auffassung der 
Sache auch bei uns die Oberhand, dass wir nicht etwa in 
kleinlicher Schikane die Holländer jetzt an der Aufschliessung 
unserer Moore hindern, nachdem wir jahrzehntelang sehn- 
süchtig auf sie gewartet haben. Es ist nun einmal unbestreit- 
bar, dass uns die Holländer in der Torfverwertung weit über- 
legen sind. Bringen sie uns nun ihre technischen Kennt- 
nisse und Erfahrungen ins eigene Land und machen 
es uns hier vor, wie ein Torfmoor rentabel zu verwerten ist, 
so wird das für unsere inländischen Interessenten (Moor- 
besitzer, Kapitalisten und Fachleute) ein ganz anderer An- 
sporn zur Nachfolge und zum Wettbewerb 
sein, als wenn die Holländer ihre Kenntnisse nur zur — uns 
nachteiligen — Aufschliessung holländischer, schot- 
tischer oder irischer Moore verwenden. Und was 
besagt es, wenn die Holländer von den etwa 300 000 ha Moor 
der Emslande und Oldenburgs wirklich 10000 ha kaufen oder 

*) 48. Prot. d. Z.-M.-K. S. 52/54. 
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zur Ausnutzung pachten sollten? Andrerseits bedeutet es 
aber eine wesentliche Beschleunigung der Hebung 
des Wohlstandes, der Kultur, der Güter- 
erzeugung und insbesondere auch der Be- 
völkerungszahl, die mit allen Mitteln zu 
fördern ist. 

Anders steht es mit dem Bedenken, dass die 
grossen holländischen Gesellschaften die 
Abtorfung und Untergrundkultur möglicher- 
weise nicht „fehngerecht" betreiben, sondern 
die Moore nur s o ausnützen wollen, wie es für sie a m ren- 
tabelsten ist, ohne Rücksicht darauf, was später aus den 
mehr oder minder devastierten Flächen wird. 

Es ist ohne weiteres zuzugeben, dass sich dieses Be- 
denken nicht von der Hand weisen lässt, obwohl ich der An- 
sicht bin, dass die Gefahr nicht so gross ist, wenigstens dort, 
wo die Holländer das Moor nebst Grund und Boden gekauft 
haben oder wo ihnen bei einer Pachtung ein fehngerechter 
Abbau vertraglich vorgeschrieben ist. Eine Devastierung kann 
dadurch erfolgen, dass die zur Untergrundkultur erforderliche 
Bunkerde fast völlig weggenommen oder dass der bei der 
Kultivierung hinderliche schwarze Torf nicht ganz entfernt 
wird. Ein Sitzenlassen des untersten schwarzen und wert- 
vollsten Torfs, wodurch er nicht nur die Einnahme aus dem 
Torf verlöre, sondern auch den Untergrund entwertete, kann 
man dem Holländer wohl nur dann zutrauen, wenn man ihm 
durch einen zu hohen Abgabensatz oder sonstwie einen ren- 
tablen Torfversand unmöglich macht oder doch sehr erschwert. 
Andernfalls ist von ihm ein derartig geschäftlich-unkluges Ver- 
fahren wohl kaum zu erwarten. Auch die Gefahr, dass die Hol- 
länder gar nicht abbunken werden, ist wohl nicht sehr gross. 
Sie würden sich dadurch den Untergrund fast völlig entwerten. 
Freilich werden sie ohne gesetzliche Bestimmung sicherlich 
nicht s o stark abbunken, als es wünschenswert und in Hol- 
land z. B. in der Provinz Drenthe gesetzlich vorgeschrieben ist, 
also etwa mindestens 50 cm. Dass sie jedoch schwächer 
abbunken werden, als es auf vielen, wenn nicht auf den 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. 2"J 
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meisten ostfriesischen Fehnen Brauch ist, scheint wenig- 
wahrscheinlich. 

Wie schon früher erwähnt, wird auf den meisten 
ostf riesischen Fehnen (z. B. in Iherings- und 
Warsingsfehn, inSpetzer- und Grossefehn, 
in den fiskalischen Fehnen Am Abeliz- 
Kanal und Auricher Wiesmoor II) nur i Fuss, 
stellenweise sogar nur y fa Fuss, im Mittel 
wohl 20 — 30 cm stark abgebunkt. Der Gewinn, 
den die Holländer durch eine noch schwächere Abbunkung 
aus der Torfstreu haben würden, wäre verhältnismässig 
gering. Wenn man von der doch wohl verbleibenden obersten 
Heidestreu und Heideerdeschicht und von den auf die Kanal-, 
Wege- und Gräbenflächen p. ha entfallenden Bunkerde ab- 
sieht, würden sie gegen die ostfriesische Abbunkung nur 
noch etwa 2500 cbm Moostorf p. ha wegnehmen können. 
Rechnet man das cbm am Süd-Nord-Kanal zu dem wohl an- 
gemessenen Preise von 5 Pfg., so könnten sie bei solchem 
Raubbauverfahren noch Mk. 125 p. ha gewinnen, würden den 
Untergrund aber wohl um das Doppelte und mehr entwerten. 
Die Gefahr eines solchen Vorgehens ist also wohl nicht 
gross, ist aber doch vorhanden und hat mit Recht die An- 
regung zu einem hoffentlich in kürzester Frist erscheinenden 
Gesetzentwurf, betr. die ordentliche Verfeh- 
nung unserer Moore und Kultivierung des 
Untergrundes gegeben. 

Ich würde sein Erscheinen, das wir auch wieder den 
Holländern, wenn auch wider ihren Willen, verdanken, mit 
Freuden begrüssen. Denn unsere Moorwirtschaft 
bezw. -misswirtschaft spottet vielfach 
jeder Beschreibung. Auch wäre es ein grosser Irr- 
tum anzunehmen, dass nur die bäuerlichen Moore schlecht 
ausgebeutet bezw. auf die Dauer verwüstet würden, auf den 
grossen staatlichen Mooren (z. B. in Ostfriesland) stand und 
steht es vielfach auch nicht viel besser. Bezüglich der Kloster- 
moore I und II, die der Klosterkammer zu Hannover unter- 
stehen, habe ich das schon (S. 210 ff.) näher ausgeführt. Doch 
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finden sich anderwärts, z. B. auf dem fiskalischen Südmoore 
und auf dem Pfalzdorfer Moore bei Aurich, ganz ähnliche 
Verhältnisse. 

Das Aussehen des dortigen, durch unregelmässige Ab- 
torfung der verpachteten Gräbereien entstandenen Leeg- 
moores wurde mit den bei einer Sonnenfinsternis zu beob- 
achtenden Protuberanzen verglichen. Sie würden herbei- 
geführt durch die mangelhafte Aufsicht und willkürliche Be- 
handlung der Hochmoorflächen bei der Torfgewinnung, die 
es zur Folge habe, dass in den Leegmoorflächen leider recht 
häufig kleinere, der Kultivierung sehr hinderliche Torflager 
liegen blieben. Wie traurig es ferner um eine „fehngerechte" 
Abtorfung auf dem fiskalischen Fehn Am Abelitz-Kanal aus- 
schaut, ist andernorts gleichfalls schon näher dargelegt. 

Wir brauchen ein Gesetz, das eine ratio- 
nelle Verwertung unserer grossen Moor- 
flächen — sowohl der staatliche n*) wie der 



•) Die Nutzung der grossen domänen- fiskalischen Moore in Ost- 
friesland findet statt I. durch Brandfrucht bau, 2. durch Ausweisung 
sogenannter Vergrösserungsfiachen zu alten Kolonaten u. s. w., 3. durch 
Ausgabe von Torfgräbereien, 4. zur Anlage von „Arbeiterheimstätten" 
und 5. durch Ansiedelung von Kolonisten. Der letzte Punkt scheidet 
hier ganz aus, da abgesehen von Marcardsmoor, Hochmoorkolonate 
nicht ausgewiesen werden. 

Zum Brandfruchtbau wird das Moor nur auf 2 — 3 Jahre gegen 
eine Brandheuer von 4 Pfg. pro a, also Mk. 4 pro ha verpachtet. Die 
Einnahmen hieraus sind also, insbesondere wenn man alle anteiligen 
Verwaltungskosten abziehen wollte, sehr gering. 

Die Vergrösserungsfiachen zu Stammkolonaten werden in 
Parzellen zu 1 ha im allgemeinen nur an kleinere Kolonate (unter 
6 ha), ausnahmsweise auch an grossere Besitzer und ärmere Bürger 
vergeben. Der Wert des darauf vorhandenen Torfes wird nach 
5 Klassen zu 2—4—6—8—10 Pfg. (VI. Klasse — Bunkerde zu 1 Pfg.) 
pro cbm berechnet. Von dem so berechneten Kapital wird der Betrag 
der 4°/ 0 igen Zinsen erlassen bezw. gewisserroassen bald vom Kapital 
abgesetzt 

27* 
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privaten — sicherstellt, bitter nötig. Hoffent- 
lich führt die „Angst vor den Holländern" zu einer schleu- 
nigen Erreichung dieses Zieles, wobei man sich jedoch hüten 
sollte, den Bogen zu straff zu spannen. 

Die Provinzialverwaltung der moorreichen holländischen 
Provinz Drenthe hat, weil die in den letzten Jahren ent- 
standene grosse Nachfrage nach Torfstreu die Gefahr einer 
zu geringen Abbunkung heraufführte, mit Zustimmung der 
Staatsregierung unter dem 10. Juli 1900 ein Gesetz erlassen, 
das eine ordnungsmässige Verveenung, insbesondere eine ge- 
nügende Abbunkung und damit die Vorbedingungen zu einer 
blühenden landwirtschaftlichen Kultur des abgetorften Unter- 



auf 5 10 12,5 Jahre 

bei einem berechneten 1 , 

m \ 10—20000 20—30000 mehr als 30000 cbm 

Torfgehalt des ha von J 

Mit anderen Worten heisst das, es werden vom ermittelten Torfgeld 
bei 10—20000 cbm 2O°/ 0 , bei 20—30000 cbm 4O°/ 0 und bei mehr als 
30000 cbm Torfgehalt pro ha 50% erlassen. 

Der Wert des Untergrundes darf nicht unter dem um 3,33 erhöhten 
Betrag des betr. Grundsteuerertrages mal 25 erscheinen. Da es sich 
meist um die 8. oder 7. Weideklasse handelt, so beträgt der Minimal- 
wert pro ha Mk. 13. Durchschnittlich beträgt er wohl Mk. 80 und 
kommt selten über Mk. 100. 

Der auf diese Weise ermittelte Wert für den Torf wie für den 
Untergrund, der wohl zwischen Mk. 300 — 600 beträgt, ist mit 4°/o ver- 
zinsbar in 10 Jahresraten abzutragen. Vielfach haben freilich die 
Kolonisten, z. B. in Moordorf, die billig empfangenen Flächen bald- 
möglichst zum 2 — 3 fächern Preise weiterverkauft! 

Die Torfgräbereien werden unter gleicher Klassifikation nach 
Kubikmetern vergeben. 

Ausserdem können laut Ministerialvcrfügung zur Hebung des 
Arbeiterstandes sog. Arbeiterheimstätten bis zur Grösse von 2 ha 
ausgewiesen werden. Die Erwerbsbedingungen sind genau so wie bei 
den Vergrösserungsflächen für die Kolonisten. Nur muss der Erwerber 
einer Heimstätte innerhalb 4 Jahren ein Haus im Brandkassenwert von 
mindestens Mk. 600 errichten. Der Umfang der Gründung solcher 
Heimstätten scheint aber ein äusserst geringer zu sein. 
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grundes sicher stellen soll. Seine wichtigsten Bestimmungen 
folgen nachstehend.*) 

,,a) In allen Fällen muss bei der Abtorfung an Bunk- 
erde, d. h. von dem obersten, jüngeren Moostorf wenigsten* 
50 cm tief auf die abgetorften Flächen geworfen und dort 
zum Zwecke der späteren landwirtschaftlichen Kultur 
reserviert werden. 

b) Es ist ausdrücklich bestimmt, dass ,Grauw-Veen' 
(d. h. der untere, ältere und härtere Moostorf) nicht als Er- 
satzmittel für den obersten Moostorf als B unkerde dienen 
soll, wenn von letzterer 50 cm vorhanden sind. Andernfalls 
muss von dem Grauw-Veen so viel hinzugenommen werden, 
dass wenigstens 50 cm B unkerde auf den Sanduntergrund 
geworfen werden. 

c) Die Tiefe der Abtorfung ist für den Fall begrenzt, 
dass der Sanduntergrund im Verhältnis zum Kanalspiegel zu 
tief liegt. 

d) Das abgetorfte Moor darf nicht gebrannt werden." 
Ob wir eine Abbunkung von mindestens 50 cm werden 

allgemein vorschreiben bezw. durchführen können, scheint 
mir bei der fast ganz allgemeinen, geringeren Abbunkung auf 
unseren Fehnen noch sehr zweifelhaft, wenn auch unbedingt 
erwünscht. Für ungerecht und unklug würde ich es halten, eine 
derartige Vorschrift etwa nur für solche Bezirke zu erlassen, 
wo die Holländer tätig sind, wenn ein solches Spezial- 
gesetz überhaupt möglich wäre, oder aber ein zwar all- 
gemeines Gesetz doch so zu handhaben, dass es nur die 
Holländer träfe. 

Denn wir brauchen, das kann nicht oft genug wiederholt 
werden, ein anspornendes Beispiel für die Verwertung unserer 
Moore sehr dringend. Die Hoffnungen, die man seinerzeit 
an die Fertigstellung der Kanäle**) und an das Vorgehen 

*) 49. Prot. d. Z -M.-K. S. 16. 
**) „Auch die Osnabrücker Landdrostei dringt — ebenso wie Herr 
Amtshauptmann Bödiker in Meppen — wieder auf ein Ansiedelungs- 
gesetz für die Moore. Nach der Vollendung der im Bau begriffenen 
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der Provinzialverwaltung*) geknüpft hatte, sind, soweit sie 
deutsche Kapitalisten anbetreffen, doch so gut wie gar 
nicht erfüllt worden. Wenn ferner 1899 Landesforstrat 
Quaet-faslem der Hoffnung Ausdruck gab, „dass nunmehr 
auch der Staat, die Provinzen und die sonst beteiligten Kreise 
die nicht unerheblichen Mittel zur Verfügung stellen möchten, 
um dieses Unternehmen ( — Hochmoorbesiedelung — ) weiter 
zu fördern/'**) so ist von einer umfangreichen Betätigung 
nach dieser Richtung bislang leider sehr wenig zu spüren. 

„Nur eine gesunde lebensfähige Kolonisation kann die 
grossen Kapitalisten zinsbar machen, welche der Staat für die 
Kultur der Moor- und Heidegebiete des Emsgebietes angelegt 
hat, und nur eine rationelle Kultur und Kolonisation darf im 
allgemeinen wirtschaftlichen Interesse gefördert werden," 
sagt Frhr. v. Hammerstein-Loxten***) sehr richtig. Zu ihr 



grossen Ems-Kanäle erwartet sie die Bevölkerung der Gegend zunächst 
hauptsächlich durch Kapitalisten, welche sich, wie in Holland, 
förmlich auf die Ausbeutung des Moores legen und denen 
dann ein Erbpachtgesetz soweit Schranken ziehen muss, dass 
die Ansiedelung nicht wucherisch ausgebeutet werde. Unteilbarkeit 
der Stelle, Unablösbarkeit des Kanons scheinen ihr notwendige Be- 
dingungen des Gelingens/' Aus einem Referat v. Lammers; 14. Prot, 
d. Z.-M.-K. S. 79. 

*) „Bei diesem Charakter der Moorbesitzer muss daher mit grosser 
Freude der von dem 21. Landtage der Provinz Hannover am 
28. Okt. d. J. gefasste Beschluss begrüsst werden, eine ca. 425 ha 
grosse Fläche im Gross-Fullencr Moor zu erwerben und zur Anlegung 
einer Musterkolonie zu verwenden. 

Es durfte nicht zu viel gesagt sein, wenn man diesen Beschluss, 
mit Umsicht und Energie ausgeführt, neben dem von der Kgl. Staats- 
regierung in die Hand genommenen Ausbau der Moor- 
kanäle als ein sicheres Fundament der Moo rkolonisation 
bezeichnet und der Hoffnung Ausdruck gibt, dass dieser Unternehmung 
weitere Privatunternehmungen folgen mögen.' 4 Reg.-Rat 
Peltzer; 22. Sitzg. d. Z.-M.-K. S. 47. 
**) 42. Prot. d. Z.-M.-K. S. 15. 
**♦) 18. Prot. d. Z.-M.-K. S. 32. 
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werden uns aber augenscheinlich eben nur die Holländer 
verhelfen oder wenigstens drängen und den besten Weg 
weisen. Daher soll man sie nach Kräften fördern, aber nicht 
scheel ansehen und belästigen. Wir kommen eben not- 
gedrungen wieder viel mehr, wenn auch natürlich durchaus 
nicht ausschliesslich, zu dem Wege der holländischen Moor- 
ausnutzung, von dem man zu Unrecht längere Zeit fast 
völlig abgewichen ist, und den der spätere Unterstaatssekretär 
von Marcard*) 1871 folgendermassen bezeichnet: „Die Be- 
wirtschaftung der Hochmöre sollte vielmehr stets auf Ab- 
grabung der Moorschicht und Torfgewinnung, auf Kultur 
<ies Untergrundes und nur vorübergehende Benutzung der 
Hochmooroberfläche gerichtet sein. Dass dies der richtige 
Weg ist, Hochmoordistrikte rasch zu einer ausserordentlichen 
Elüte zu führen, lehren uns zweihundertjährige Erfah- 
rungen."**) 

*) Marcard a. a. O. S. 23/24. 
*•) Nach Drucklegung dieses Teils der Arbeit gelangte ich in den 
Besitz des „Anhangs zum Prot, der 50. Sitzg. d. Z.-M.-K.", in welchem 
die von den verschiedensten Seiten eingeholten Gutechten über Ver- 
fehnungsfragen und insbesondere über die angemessene Stärke der Ab- 
bunkung niedergelegt sind. Die Meinungen gehen augenscheinlich sehr 
weit auseinander, im allgemeinen glaube ich aber aus den dortigen 
Ausführungen unbedingt eine Bestätigung meiner diesbezüglichen Dar- 
legungen entnehmen zu können. Für ein genaueres Studium der Einzel- 
heiten ist ein Studium jener 300 Seiten langen, auch die einschlägigen 
Verhandlungen der niederländischen Kammern enthaltenden Gutachten 
sehr empfehlenswert. 
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6. Erschliessung und Besiedelung der privaten 
Moore; gegenwärtige Lage und Aussichten. 

a) Hannover. 

Wie die bisherigen Betrachtungen uns zeigten, ist der 
Fortschritt bei der Erschliessung und Besiedelung der staat- 
lichen Moore in Hannover ein sehr geringer. Das gleiche 
scheint auch fiir die privaten Moore Geltung zu haben, 
doch ist es bei ihnen sehr schwer, einen auch nur annähern- 
den Uberblick über die Sachlage zu erhalten. 

Die private Besiedelungstätigkeit ist wohl nie ganz zum 
Stillstände gekommen, wenn sie auch allmählich mit dem 
Fortschreiten der Markenteilungen immer schwächer geworden 
zu sein scheint.*) 

Übrigens haben die Markenteilungen**) doch auch mehr- 

*) „Die Ausweisungen sind, abgesehen von Esterwegen, . . . überall 
von den Markgemeinden ausgegangen und haben auf bis dahin unkulti- 
vierten Heide- und Moorflächen stattgefunden. Sie kommen auch heute 
noch vor, sind aber immer seltener geworden, weil die Muttergemeinden 
in dem Kanon keinen genügenden Ersatz für die stets sich mehrenden 
und übergreifenden Ansprüche der Kolonisten gefunden haben, und 
hören mit den Markenteilungen, zu denen die Verhältnisse immer mehr 
drängen, von selbst auf." Behnes, Amtshauptmann des Amtes Hümm- 
ling, in einem Berichte an die Z.-M.-K.; 14. Prot. S. 104. 

**) Obwohl es nicht streng zur Sache gehört, möchte ich doch 
nicht unterlassen, hier darauf zu verweisen, dass bei den Markenteilungen 
auch jetzt noch die Mark so gut wie gänzlich unter die Berechtigten 
verteilt und ein irgend nennenswerter Gemeindebesitz (Gemeindevermögen) 
nicht zurückbehalten wird. Im Osten verwenden wir die grössten Mühen 
und Kosten darauf, den neuen Gemeinden einen leidlichen Gemeindebesitz 
zu verschaffen, im Westen verteilen die Generalkommissionen immer noch 
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fach Ausbauten und die Gründung von Neubauerstellen zur 
unmittelbaren Folge gehabt Im allgemeinen haben sie fiei- 
lich das wohl bei weitem nicht erfüllt, was man sich von 
ihnen versprochen hatte, sie haben die Urbarmachung und 
Besiedelung insbesondere der Moore kaum gefördert. Dabei 
haben allerdings verschiedene Ursachen hindernd mitgewirkt: 
der Mangel an Kapital und Intelligenz bei den Besitzern der 
Moorabfindungen, diemeist unglückliche Form der Abfindungen, 
die sich bei überwiegend nur geringer Breite oft 5 — 6 km 
lang hinziehen, der Mangel an genügender Abwässerung und 
vor allem auch an Zuwegung. Ferner tritt hinzu das speku- 
lative Moment, das in der Tat eine grosse Rolle spielt. Die 
Bauern sind seit Jahrhunderten gewohnt, ihre Moore so gut 
wie unbenutzt liegen zu lassen, sie haben jetzt eine mehr oder 
minder klare oder dunkle Ahnung von dem steigenden Wert 
der Moore und spekulieren nun erst recht auf die Zukunft, 
von der sie hohe Preise für ihre Moore erwarten. Es ist in 
der Tat vielfach schon reine Grundstücksspekulation, die die 
Bauern mit ihren Ländern treiben. So wurde mir von einem 
Bauern erzählt, der in der Lohner Mark 400 Mrg. vorzüg- 
lichsten, zu Grünland geeigneten Doppheideboden (Sandheide) 
in günstigster Lage zu beiden Seiten einer Chaussee als Ab- 
findung bei der Markenteilung erhalten hat, die Fläche aber 
unbenutzt liegen lässt, obwohl sich Käufer bezw. Ansiedler 
für sie finden würden, da er eben auf ein weiteres „Steigen 
der Grundstückspreise" spekuliert. 

In gleicher Richtung hinderlich ist die bei der bäuerlichen 
Bevölkerung der dortigen Gegenden herrschende Anschauung 

weiter nach den Grundsätzen der in dieser Hinsicht viel zu radikalen 
und insofern unglückseligen Gemeinheitsteilungsordnung das gewaltige Ge- 
meindevermögen, von dem sich so leicht, event. durch eine entsprechende 
Änderung in den gesetzlichen Bestimmungen, ein genügender Teü für die 
Gemeinden erhalten Hesse! Sie bereichern die jeweiligen Empfänger auf 
Kosten der ganzen Zukunft, in der man dereinst die unverbesserliche 
Kurzsichtigkeit der verantwortlichen Behörden dauernd beklagen und ver- 
wünschen wird. Eine Hoffnung auf Änderung des Vorgehens besteht 
allerdings wohl ganz und gar nicht. 
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über die Unteilbarkeit ihrer Grundstücke, die es ihnen teil- 
weise fast als einen Frevel erscheinen lässt, von der ererbten 
Fläche etwas abzuverkaufen, selbst wenn die betreffenden 
Ländereien ihnen keinerlei Nutzen bringen, sondern voraus- 
sichtlich sogar noch auf Jahrzehnte hinaus ein unbenutztes 
Zubehör der Wirtschaft bilden würden. Dass indessen die 
bäuerlichen Besitzer dem Verkauf ihrer entlegenen Ländereien, 
insbesondere ihrer weiten Moore vielfach nicht so grundsätzlich 
abgeneigt sind, wenn sich dafür zu ihnen angemessen er- 
scheinenden Preisen Käufer finden, das scheinen doch die 
Verkäufe von Tausenden von Hektaren am Süd-Nord-Kanal, 
im Börgermoor, in Oldenburg und anderwärts zu beweisen. 

Auch in dem rund 7500 ha grossen Wietingsmoore hat 
z.B. Pastor v. Bodelschwingh von verschiedenen Gemeinden 
insgesamt an 1000 ha Moorparzellen erworben, in denen er eine 
grosse Arbeiter - Moorkolonie „Freistatt"*) ins Leben zu 
rufen begonnen hat. 

*) In „Freistatt", einer Filiale von Wilhelmsdorf, fanden 1901/02 
522 Arbeitslose mit 32958 Pflegetagen Aufnahme. Die etwa 4000 Mrg. 
grosse Moorfläche soll genutzt werden durch Torfindustrie (Torfstreu- 
fabrikation) und landwirtschaftliche Kultivierung. Es wäre hoch zu 
veranschlagen, wenn die Urbarmachung der grossen Fläche durch die 
Insassen der Kolonie Freistatt gelänge. Im ersten Jahre (1901/02) war 
leider der finanzielle Abschluss der torfindustriellen Unternehmung infolge 
ganz ungünstiger Witterungsverhältnisse (zu nass bei an sich noch zu 
nassem Moor) und infolge der viel zu grossen Frachtkosten bis zur 
Bahn (schlechte und weite Wege) sehr ungünstig und ergab einen 
Fehlbetrag von rund Mk. 21000. Mit dem Ausbau einer Chaussee 
wird sich die Rentabilität bessern. Vor allen Dingen wird auch an 
dem Ausbau der Entwässerung rüstig gearbeitet „Ob es uns gelingen 
wird, von den armen Landfahrern allmählich eine grössere Anzahl an- 
zusiedeln, ist noch nicht sicher; die Absicht liegt vor und haben die 
Leute alle Sparkassenbücher", schreibt Pastor Frhr. v. Bodelschwingh. 
Hoffentlich gelingt es, die „Kinderkrankheiten" baldigst zu überwinden 
und das Ziel voll und ganz zu erreichen. 

Ein gleiches Ziel verfolgt der von Pastor Cronemeyer ins Leben 
gerufene Verein für die Heimatskolonieen Friedrich-Wilhelms- 
dorf. Ihr Grundeigentum umfasst in den 3 nordöstlich von Geeste- 
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Die Urbarmachung und Besiedelung der Moore wird 
schliesslich noch dadurch verlangsamt, dass sich wohl in den 
meisten Gemarkungen noch mehr oder minder grosse Sand- 
Heideflächen finden, deren Urbarmachung und Besiedelung der- 
jenigen der Hochmoore meist wohl mit Recht vorgezogen 
wird. Die Neigung, auf dem Hochmoore sich anzusiedeln, ist 
z. Z. nicht gross, insbesondere bei irgend etwas kapital- 
kräftigeren Leuten, denen sich anderwärts (u. a. bei der Kgl 
Ansiedelungskommission) günstigere Kaufgelegenheit bietet. 
Die Aussichten auf ein künftiges schnelleres Fortschreiten der 
Besiedelung der privaten Hochmoore sind daher gegenwärtig 
nicht als günstig zu bezeichnen, wenn auch augenblicklich die 
Flaue in Industrie und Schiffahrt das Abströmen minder 
kapitalkräftiger Elemente etwas verhindert. 

Äusserst lehrreich ist die nachstehende mir von der Kgl. 
Generalkommission zu Hannover auf meine Anfrage freundlichst 
erteilte Auskunft über den Stand und die Aussichten der Be- 
siedelung privater Ödländereien, wozu indessen zu bemerken 
ist, dass sich die betreffenden Angaben zu einem grossen 
Teile auf die Besiedelung von Sandheideländereien beziehen. 

münde gelegenen Gemeinden Sellstedt, Düring und Stinstedt rund 280 ha 
Moor, das von den Insassen allmählich kultiviert wird. Natürlich erfordert 
auch dieses Unternehmen, wie das vorhergehende, grosse Zuschüsse, 
sei es durch milde Spenden oder durch Zuwendungen von Korpora- 
tionen. Bis I . April 1 903 soll die Auslegung der ersten 6 Kolonisten- 
stellen in Grösse von je 30 Mrg. erfolgt sein. Drei von ihnen 
sollen an bisherige Kolonen (in der Anstalt längere Zeit Beschäftigte), 
„die 3 anderen an städtische, aber vom Lande stammende, strebsame 
und nicht unbemittelte Arbeiter vergeben werden. Man will damit den 
Versuch unternehmen, einstige Landbewohner, die durch die Entwickelung 
unserer wirtschaftlichen Verhältnisse in die Stadt gedrängt worden sind, 
dem Lande wieder zuzuführen". 

Damit wird man wohl leider wenig Erfolg erzielen, da „nicht 
unbemittelte" Arbeiter, die einmal in die Städte weggezogen sind, kaum 
Neigung haben werden, Hochmoorkolonate zu erwerben. Über Friedrich- 
"Wilhelmsdorf ist übrigens auch in den Sitzungen der Z.-M.-K. mehrfach 
verhandelt worden (vgl. die Prot. 23, 25 und 26). 
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In dem genannten Bericht (vom 23. VIII. 02) heisst 
es u. a. : 

1. In der Provinz Hannover*) sind folgende Rentenguts- 
sachen, in denen es sich um Gründung von neuen Stellen 
auf bisherigem Ödland handelt, anhängig : 



*) In der Provinz Hannover befindet sich neben Marcardsmoor und 
Provinzialmoor noch ein andres grosses staatliches Kolonisations- 
unternehmen in Vorbereitung, die Besiedelung des im Staatsbesitz, 
befindlichen südlichen Teiles des Kehdinger Moors. Dieses zieht sich 
in einem verhältnismässig schmalen Streifen nordwestlich von Stade 
unweit der Elbe entlang. Es enthält insgesamt ungefähr 10 000 ha, 
wovon auf den staatlichen Besitz 1000 ha entfallen. Das Kehdinger 
Moor (Näheres darüber in den Prot. d. Z.-M.-K. Nr. 23 S. 77; 24 
S. 38; 27 S. 53 und 85; 33 Blatt 1 und 2; 37 Tafel VII; 40 
Anlage 1 und 2 ; 46 S. 206) ist dadurch zur landw. Nutzung besonders 
geeignet, dass sich unter ihm Kleierde befindet, die mit besonderen 
Maschinen (Kuhlmaschinen) leicht heraufgeholt und zur Herstellung 
einer ausserordentlich fruchtbaren Ackerkrume verwendet werden kann. 

Seine Urbarmachung und Besiedelung wurde nach Fertigstellung 
und Genehmigung des Meliorations- und Besiedelungsplanes 1892 in 
Angriff genommen und vom Herrn Minister der KgL Generalkommission 
in Hannover überwiesen. Da das Moor noch unentwässert und grössten- 
teils im Aufwachsen begriffen war, erforderte es mehrjährige Ent- 
wässerungsarbeiten. Infolge der hohen Arbeitslöhne in der dortigen 
Gegend machte man 1897 den ersten Versuch mit der Gefangenenarbeit. 
Diese hat sich gerade auch dort so vorzüglich bewährt, dass man freie 
Arbeiter jetzt nur noch ausnahmsweise verwendet. 

Die eigentliche Besiedelung sollte durch Verpachtung der ersten 
zwei Kolonate zum Oktober 1901, also nach iojähriger Vorbereitungs- 
zeit, beginnen. Welchen Fortgang die Besiedelung haben wird, lässt 
sich zur Zeit wohl noch nicht sicher beurteilen, wenn auch an ihrer 
Durchführbarkeit kein Zweifel walten dürfte, ebensowenig allerdings 
auch daran, dass die Gründung der neuen Kolonie im Kehdinger Moor 
wohl ähnlich wie in Marcardsmoor ziemlich kostspielig sein wird. Da 
sich hier jedoch durch Heraufholen („Kuhlen" mit Kuhlmaschinen) des 
Kleiuntergrundes und Aufbringen auf die Akerkrume den Ansiedlern 
gewissermassen ein Mineralbodcn schaffen lässt, dürfte sich die Besiede- 
lung des Kehdinger Moores wohl auch leichter vollziehen. 
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a) Wohlstreck, Kreis Diepholz, ca. 23 ha 

b) Schierholz, „ „ „ 40 „ 

c) Donstorf, „ „ „ 33 „ 

d) Rathlosen, „ Sulingen „ 108 „ 

e) Ströhen, „ „ „ 80 „ 

f) Cantrup, „ „ „12 „ 

g) Gross-Lessen, „ „ „ 100 „ 

h) Schwaförden, „ „ „ 7 »» 

403 ha. 

Von diesen Flächen sind bislang ausgegeben in: 
Schierholz, 2 Stellen zu ca. 9 ha 18 ha 
Rathlosen, 7 „ „ 10 — 17 „ 108 „ 
Cantrup 2 „ „ 5*/^ u. 6*/^ ha 12 „ 
Schwaförden 1 Zukaufsrentengut 4 ,. 

(Konsolidation) 

12 Stellen (11 neu, 142 ha. 

1 Konsolidation) 

Die übrigen Flächen stehen noch zur Verfügung und 
werden demnächst vergeben werden. 

Das Angebot an bisherigen Ödländereien zur Renten- 
gutsbildung war wesentlich grösser als die obige Fläche von 
403 ha. Es mussten jedoch bislang rund 500 ha im Ein- 
verständnisse mit den Gutachten der Kreisbeiräte als zur 
Besiedelung ungeeignet — in der Hauptsache absoluter Forst- 
boden, — zurückgewiesen werden. 

2. In den Sachen von Schierholz, Rathlosen und Ströhen 
hat der Herr Minister die durch den Ausbau der Folge- 
einrichtungen entstehenden Kosten durch Beihilfen gedeckt. 
Auch hat er in der Gross-Lessener Sache eine Beihilfe hierzu 
in Höhe des Kostenanschlages in Aussicht gestellt. Die 
Grundstücke in den anderen Sachen sind bereits jetzt durch 
Wege und Gräben genügend aufgeschlossen. 

In der Rathlosener Sache sind den 7 Rentengutsnehmern 
zu den Kultivierungskosten zusammen Mk. 4500 zur Anlage 
von Musterkulturen aus dem Westfonds bewilligt, ferner sind 
in der Ströhener Sache aus dem Westfonds die Kosten zur 
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Anlegung eines Musterkolonats auf Hochmoor bewilligt bezw. 
aus dem Moorfonds in Aussicht gestellt. Weitere Beihilfen 
zu den Kultivierungsarbeiten sind weder für die übrigen Hoch- 
moorkolonate in Ströhen, noch für die anderen Sachen zu 
erwarten. 

Nach den bisherigen Erfahrungen wird die Rentenguts- 
gründung auf mineralischem Heideboden ohne weiteres organi- 
satorisches Eingreifen voraussichtlich ihren Fortgang nehmen, 
wenn, wie zu erwarten steht, der Herr Minister die Kosten 
zum Ausbau der Folgeeinrichtungen zwecks Aufschliessung 
des Geländes aus dem Folgeeinrichtungskostenfonds bewilligt 
und die Verkäufer den Erwerbern 2 — 3 Freijahre vor Über- 
nahme auf die Rentenbank bewilligen, so dass die Käufer 
unterer Zuhilfenahme des gesetzlichen Freijahrs bis zur Zahlung 
der ersten Rente die Stelle zum grössten Teil kultiviert haben. 
Bis zur Übernahme auf die Rentenbank haben die Renten- 
gutsnehmer auch die Wohn- und Wirtschaftsgebäude unter 
Zuhilfenahme des staatlichen oder sonstigen Zwischenkredits 
errichtet. 

So ist in Rathlosen und Schierholz mit Erfolg vor- 
gegangen. 

Die Rentengutsgründung auf Hochmoor durch 
die Initiative der Bauern halten wir ohne erhebliche, 
aber nicht zu erwartende Beihilfen zu den Kulti- 
vierungskosten für aussichtslos, weil einmal die Ver- 
käufer das Risiko der vorherigen Kultivierung der 
neuen Stellen, sei es auch nur zum Teil, nicht 
tragen wollen, ferner aber leistungsfähige Er- 
werber für Hochmoorstellen sehr schwer zu be- 
kommen sind. 

3. Wie aus 1 und 2 hervorgeht, ist die Besiedelung in 
Rathlosen mit vollem Erfolge duchgeführt. In Ströhen ist 
das Musterkolonat noch nicht vollständig fertig, auch fehlt es, 
trotz aller Bemühungen noch immer an einem geeigneten 
Bewerber. Für die übrigen in Ströhen zur Verfügung 
stehenden Hochmoorflächen werden solche aus den bei 2 
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am Schlüsse angegebenen Gründen wohl kaum zu er- 
langen sein*). 

4. In Schleswig-Holstein sind reine Neugrün- 
dungen auf Neuland bislang nicht vorgekommen. 
Dagegen ist bei einer grossen Zahl der gegründeten Renten- 
güter (über 100) eine grössere oder geringere Fläche kultur- 
fähiger Heideboden mitverkauft, der durch die Rentenguts- 
bildung der Bearbeitung erschlossen wird. 

Es würde, übrigens irrig sein, wenn man annehmen wollte, 
dass mit den vorstehend geschilderten Anfängen einer Renten- 
gutsgründung auf Neuländereien, die hoffentlich weiter gedeih- 
lichen Fortgang nehmen wird, die Urbarmachung und Be- 
siedelung der Moore und Heiden erschöpft wäre. Es sind 
in den letzten Jahren neben der Aufforstung grosser Heide- 
flächen, sehr umfangreiche Flächen, namentlich von Heideboden, 
urbar gemacht worden, indem die Eigentümer sie entweder 
zwecks Vergrösserung des eigenen Betriebs kultiviert, oder 
die kultivierten Flächen mit Gebäuden versehen und ver- 
pachtet, oder endlich im Wege freihändigen Verkaufs an Ab- 
bauer abgetreten haben. 

Irgend welche Flächenangaben über diese Kulturen ver- 

*) Eine Zeitungsnotiz d. Hann. Tagebl. vom 6. 2. 02 besagt: „Vor 
etwa einem Jahr bot die hiesige Kgl. Gen. -Kommission eine Flache 
Hochmoor, 90 ha umfassend und der Intercssentcnschaft Ströhen, in» 
Kreise Sulingen, gehörig, zum Verkauf aus. Die Fläche sollte in 6 
Stellen von je etwa 15 ha aufgeteilt werden. Trotz der von der 
Rentenbank zugesagten Unterstützung ist bisher keine Stelle verkauft 
worden." Auch hier zeigt es sich eben wieder, wie sehr der Erfolg 
jeder Besiedelung von einer geeigneten sachkundigen Leitung abhängt. 
Mit der trotz des lebhaftesten Widerspruches aller Interessenten (trotz 
Beschwerden und Petitionen an Minister und Abgeordnetenhaus!) 
1901 erfolgte Versetzung desjenigen Kommissars (Ökonomie-Kommissar 
Preuss), der die obengenannten Rentengutsachan eingeleitet und er- 
folgreich begonnen hatte, ist der Erfolg dahin und das ganze Werk 
völlig zum Stocken gekommen, obwohl es keinem Zweifel unterliegt, 
dass es bei sachgemässer Anfassung einen guten Fortgang genommen 
hätte. 
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mögen wir nicht zu machen. Eine Statistik hierüber durfte 
auch schwerlich vorhanden sein." 

Zur Ausführung solcher privaten Besiedelungstätigkeit hat 
sich durch Statut vom 22. Jan. 1901 zu Menslage, Kr. Bersen- 
brück eine „Gemeinnützige Ansiedelungsgenossenschaft für 
das Kirchspiel Menslage, e. G. m. b. H., zu Menslage gebildet. 
Auf meine Anfrage nach den bei der Kolonisation gemachten 
Erfahrungen wurde mir im Dezember 1902 mitgeteilt, dass 
die Gesellschaft bislang wenig vorwärts kommen könne. Der 
Grund liege darin, dass von den Besitzern dortiger Gegend 
geeigneter Grund und Boden zu angemessenem Preise fast 
gar nicht zu erwerben sei. Die Genossenschaft habe ein 
Heidegrundstück von 5 ha erworben, welches z. Z. kultiviert 
werde. Ferner beabsichtige sie vom Forstfiskus ein Grund- 
stück in der Grösse von 10 ha zu erwerben, um hieraus 
2 Neubauerstellen zu büden, für die 5 — 6 ha die richtige Grösse 
sei. Nach neuen Heuerlingsstellen sei dort keine Nachfrage, 
da sich daselbst ein gut situiertes Heuerlings Verhältnis vor- 
finde. Es würden nur Neubauerstellen gefragt werden, z. Z. 
aber wohl auch weniger wegen der starken Abwanderung, die 
in die Ansiedelungsprovinzen stattfinde*). Diese Befürchtung 
hegt man, obwohl jeder Ansiedler Mk. 1000 als geschenk- 
weise Beihilfe aus dem Westfonds zu erwarten hat. 

Die Frage nach einer energischen Inangriffnahme der 
Besiedelung der privaten Moore scheint nach all dem noch 
nicht recht spruchreif zu sein. Sie steht zwar schon seit 

*) Wie sehr die „ Unterbehörden d. h. wohl die Amtsvorsteher 
und vor allem auch die Landräte des Westens die Wiedereindeutschung 
des Ostens, gewissermassen doch nichts anderes als die Zurückfuhrung 
eines Teiles der aus dem Osten abgewanderten deutschen Bevölkerung 
zu erschweren suchen, zeigt der nachstehende Seufzer eines Mitgliedes 
der Genossenschaft: „Wenn auch die Unterbehörden sich alle 
mögliche Mühe geben, die HeuerlingsfamUien hier zu behalten, so 
werden denselben vom Staate doch solche Vorteile geboten, dass wohl 
noch eine weitere Abwanderung die Folge sein wird." Das ist die Be- 
folgung der dienstlichen Verpflichtung zur Unterstützung der 
staatlichen Ansiedelungsbestrebungen ! 
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mehreren Jahren auf der Tagesordnung der an ihrer Lösung 
interessierten Körperschaften*) woselbst auch die ver- 
schiedensten Vorschläge zu ihrer Lösung gemacht worden sind. 

Der Vorschlag, die Besiedelung der grossen Ödländereien 
durch eine staatliche Ansiedelungskommission nach Art der 
Posener ausführen zu lassen, wurde wegen seiner viel zu 
grossen Kostspieligkeit m. E. mit Recht von vornherein aus- 
geschieden. Wenn der Staat die Flächen erst kaufen und 
dann ä la Marcardsmoor kolonisieren sollte, so würde das 
ganz unerschwingliche und ungerechtfertigte Geldopfer ver- 
ursachen. Des weiteren wurden auf längere Zeit (10 bis 
25 Jahre) unverzinsliche Darlehen oder aber bald geschenks- 
weise Beihilfen vorgeschlagen. Obwohl gegen die letzteren 
mehrfache Bedenken verlauteten, hat man sich doch ent- 
schlossen, mit ihnen versuchsweise vorzugehen und will durch 
sie die Interessenten zur Besiedelung anregen. Bislang scheint 
der Erfolg nur sehr gering zu sein. So sind im Kreise 
Lingen, der doch noch sehr viel Ödland besitzt, bis jetzt nur 
in 4 Fällen Beihilfen (von Mk. 1000— 1500) zur Gründung 
neuer Eign erstellen gewährt worden. 

Wichtig ist noch die Unterfrage, ob man nur die Grün- 
dung von Eignerstellen (überwiegend kleinere Neubauer- 
stellen) oder auch die von Heuerlingsstellen unterstützen 
soll. Die interessierten Landwirte haben begreiflicherweise 
viel mehr Neigung für die letzteren, doch wurde dem mit 
Recht entgegengehalten, dass gerade die dortige Landwirt- 
schaft sich in der günstigen Periode eines grossen Auf- 
schwunges befinde und daher im allgemeinen sehr wohl in 
der Lage sei, die Ausgaben für die etwa notwendige An- 
setzung von Heuerlingen aufzuwenden. Die Beihilfen sollen 
daher zur Gründung von Eignerstellen verwendet werden, 
wobei sich wohl ein Unterschied zwischen Rentengutsstellen 

*) U. a. Landw. Hauptverein f. Arenberg-Meppen, Bentheim und 
Lingen; Landwirtschaftskammer zu Hannover; Regierung zu Osnabrück 
— 44. Prot, der Z.-M.-K. S. 187 — ; Zentral-Moor-Kommission, 43. Prot. 
S. 9/16; 44. Prot. S. 130/148. 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. 28 
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und freien Eignerstellen nicht machen Hesse, da die Neigung 
zum Erwerb von Rentengütern daselbst anscheinend sehr 
gering sei, so dass die etwaige Bedingung, dass die zu unter- 
stützende Stelle Rentengutseigenschaft haben müsse, den ganzen 
Versuch zum Scheitern bringen würde. 

Dass trotzdem die Besiedelung der teÜweise leicht urbar 
zu machenden Heideflächen so ausserordentlich langsam 
fortschreitet, ist in jeder Hinsicht tief bedauerlich. Es ist 
möglich, ja sogar wahrscheinlich, dass sich die Besiedelung 
im Lauf der nächsten Jahrzehnte mit dem Steigen der Wohl- 
habenheit und der Intelligenz der dortigen Bevölkerung,, 
insbesondere wenn die Neukultivierungen allgemeiner den 
Umfang angenommen hahen werden, dass sie von der alten 
Hofstelle aus nicht mehr bewirtschaftet werden können, 
schneller vollziehen wird. Indessen hat nicht nur der Staat, 
sondern auch die Provinz und der Kreis das grösste In- 
teresse daran, diese Entwickelung nach Möglichkeit zu fördern. 

Diese drei Verbände müssten einerseits zur Erreichung 
des Zieles grössere Opfer bringen und insbesondere alle Vor- 
arbeiten und Folgeeinrichtungskosten (Ausbau der Wege und 
Hauptgräben, Bau von Schulen und eventl. Kirchen u. s. w.) 
übernehmen, sowie möglicherweise noch kleine Bau- oder 
Kultivierungsbeihilfen bewilligen. Dabei wären bald ganze 
Gemarkungen bezw. grössere Gemarkungsteile ins Auge zu 
fassen, auf denen sich eine lebensfähige Siedelung anlegen 
Hesse. Der einzelne Besitzer und die einzelne Gemeinde 
dürften aus eigener Kraft nur selten in der Lage sein, hierin 
etwas Befriedigendes zu scharfen. 

Andrerseits müsste und könnte dann auch mit Recht als 
eine Art Gegenleistung eine Gewähr dafür verlangt und ge- 
schaffen werden, dass nicht trotzdem aus Gleichgültigkeit oder 
Gewinnsucht grosse durchaus kulturfähige Gebiete der Kultur 
auch ferner entzogen würden. Ohne irgendwelche Mitwirkung 
und mehr oder weniger zwangsartige Beeinflussung wird die 
Kultivierung der Flächen vielleicht in 100 Jahren noch nicht 
voUendet sein und viele Tausende werden dem Lande den 
Rücken gekehrt haben, das ihnen die NiederlassungsmögUch- 
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keit trotz reichlich vorhandener geeigneter Flächen nicht 
geboten hat. 

Zur Erreichung der Kultivierung von Ödländereien hat 
man schon früher mehrfach zu Zwangsmassregeln gegriffen. 

So hat Napoleon durch ein Edikt vom 14. Dezember 
1800 den Staat auch zur Bindung und Bewaldung von Privat- 
und Gemeindedünen befugt, im Falle die Besitzer sich weigern 
oder unvermögend sein sollten, die Arbeiten auzuführen.*) 
Auch das Gesetz vom 19. Juni 1857, welches die Gemeinden 
zur Entwässerung und Aufforstung ihres „landes" (Heiden) 
verpflichtete,**) war dem Wesen nach ein Zwangsgesetz, wenn 
es auch dann die einmütige Zustimmung der Gemeinden fand, 
die durch teilweisen Verkauf ihrer Grundstücke die Kosten 
aufbrachten. Dabei handelte es sich um nicht weniger als 
291500 ha im Besitz von Kommunen und 350000 ha im 
Besitz von Privaten befindlicher „landes", die mit grossem 
Erfolge und Nutzen kultiviert wurden. Wie dürftig sind da- 
gegen unsere Kultivierungsfortschritte! 

Auch in Preussen haben wir ein ähnliches Beispiel. Der 
Artikel 23 des Gesetzes vom 15. Mai 1856, die Gemeinde- 
verfassung in der preussischen Rheinprovinz betreffend, be- 
stimmt, dass die unkultivierten Gemeindegrundstücke in Wald 
oder Wiese umgewandelt werden müssen, wenn es im In- 
teresse der Landeskultur hegt.***) 

In Belgien gestattet das Gesetz vom 25. März 1847 der 
Regierung scharfe Massregeln zur Erzwingung der Kultivierung 
der Heiden zu ergreifen, nachdem die jahrhundertelang an- 
gestellten diesbezüglichen Bemühungen ohne Erfolg geblieben 
waren.f) 

Das vielleicht wirkungsvollste Mittel, die Kultivierung zu 
erreichen, bieten wohl die schon auf Seite 2 dieser Arbeit 
angeführten bayrischen Verordnungen aus dem 18. Jahr- 

*) Dr. R. Grieb, Das europäische Ödland, seine Bedeutung und 
Kultur; Frankfurt a. M., 1898; S. 70. 
*♦) Ebenda, S. 71. 
•••) Grieb a. a. O. S. 66. 
t) Grieb a. a. O. S. 69. 

28* 
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hundert, wonach alle öden Gründe und Sümpfe, an welchen 
der Anbau unterlassen würde, als öde und herrenlos ein-., 
gezogen werden sollten. Insbesondere sollen „Grundeigen- 
tümer und Weideberechtigte, welche ihre öden Gründe weder 
selbst kultivieren, noch durch andere kultivieren lassen wollen, 
ihr Recht gegen jene, welche diese Kultur übernehmen 
wollen, verlieren; und wenn ein Auswärtiger diese Kultur 
wirklich ausgeführt hat, so soll er nicht verpflichtet sein, 
selbst gegen Ersatz der darauf verwendeten Arbeit und 
Kosten, die kultivierten Grundstücke dem vorigen Eigentümer 
zur ückzugebe n' 1 . 

M. E. ist das ein sehr richtiger Grundsatz, der allerdings 
nicht sofort und allgemein Anwendung finden kann, sondern 
nur unter der Voraussetzung, dass die interessierten und 
genügend leistungsfähigen Verbände, Staat, Provinz und Kreis, 
dem einzelnen Besitzer von Ödland oder besser der betr. 
Gemeinde die Möglichkeit zur Verwertung der Ödländereien 
sichern. Ist dies aber geschehen oder ist der betr. Gemeinde 
das Anerbieten gemacht worden — es wird ja nicht aus- 
bleiben, dass es hier und da aus Eigensinn, Verständnis- 
losigkeit u. s. w. abgelehnt wird — , so wäre dann die Urbar- 
machung und eventuell Besiedelung in angemessener Frist 
(vielleicht i — 2 Jahrzehnte) vorzuschreiben. Nach Ablauf 
dieser Frist träte entweder nach obigem bayrischen Gesetz 
das „Okkupationsrecht" jedes bei einer hiermit zu beauf- 
tragenden Instanz (Kreislandrat) sich meldenden geeigneten 
Bewerbers in Kraft oder die dann noch nicht vorschrifts- 
mässig kultivierten bezw. besiedelten Flächen fielen der 
Provinz zu gleichem Zweck zu. 

Vielleicht wäre aber noch ein anderes Mittel geeigneter 
und zeitgemässer. Wir leben in der Zeit der Bodenreform, 
deren Bestrebungen schon dahin geführt haben, dass die 
städtischen Spekulationsgrundstücke mit vielseitigem besten 
Erfolge mit einer höheren Steuer belastet werden. Mit 
gleichem Recht liesse sich eine Besteuerung aller der Landes- 
kultur trotz oben erwähnter durch den Staat u. s. w. zu 
gewährender Kultivierungsmöglichkeit noch weiter entzogen 
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bleibender Heide- und Moorländereien einführen.*) Sie 
würde als eine mit jedem Jahrfünft oder Jahrzehnt beträcht- 
lich steigende Kreis- und Provinzialsteuer eventl. auch als 
Kommunalsteuer im vielfachen Betrage der (für diese Ländereien 
sehr niedrigen) Grundsteuer oder besser nach Neueinschätzung 
zu erheben sein und eine ordentliche Verwertung der 
Ländereien sehr beschleunigen. 

Welche Massnahmen die empfehlenswertesten sind, mag 
dahingestellt bleiben. Sicher scheint es aber, dass wir ohne 
irgendwelche Massnahmen in absehbarer Zeit nicht zum Ziele 
kommen. Der Staat hat das grösste Interesse daran, dass 
die weiten unbenutzt daliegenden Gebiete baldmöglichst zur 
landwirtschaftlichen Produktion herangezogen werden, den 
grossen Bevölkerungsüberschuss sowie den Überschuss 
unserer gewerblichen Gütererzeugung aufnehmen helfen und 
nicht zuletzt auch zur Hebung der finanziellen Leistungs- 
fähigkeit des Staates wie der beteüigten Unterverbände bei- 
tragen. 

Die Erreichung so wichtiger Ziele darf ohne Schaden 
für die Gesamtheit nicht ausschliesslich in das Belieben 
und in das Vermögen des einzelnen gestellt werden, hier 
müssen grössere und leistungsfähigere Verbände 
helfend und fördernd, aber auch drängend und 
zwingend eingreifen. Das muss zum mindesten in Hannover 
geschehen, wo noch gewaltige Ödlanclsflächen im Zusammen- 
hange der Erschliessung harren, für die die Kraft und das 
Verständnis der einzelnen Besitzer und auch Gemeinden 
vielfach nicht ausreichen wird. 



*) In der Tat handeln viele Besitzer von ödländereien dem Wesen 
nach durchaus nicht anders als die städtischen Bauplatzspekulanten 
oder etwa die South-African-Territories-Company in Südwestafrika, deren 
Vorgehen die Erschliessung unserer Kolonie so stark verzögert. Sie 
entziehen grosse Flächen der entsprechenden volkswirt- 
schaftlichen Nutzung, um über kurz oder lang einen Spekulations- 
gewinn einzustreichen. 
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b) Moorbesiedehmg in Westfalen, Rheinprovinz 
und Schleswig-Holstein. 

Etwas anders liegen die Verhältnisse in Westfalen. Über 
die dortige Urbarmachung und Besiedelung der Moore und 
Heiden erteilte mir die Kgl. Generalkommission zu Münster 
gütigst die nachstehende Auskunft: 

„Von den bis Ende 1901 geschaffenen 253 Rentenguts- 
Neueinrichtungen sind rund 2 / 10 durch Aufteilung alter Wirt- 
schaften und mit altem Kulturland geschaffen. 8 / 10 sind teils 
aus seitherigen Pachtverhältnissen, teils durch Verkauf von 
Grundstücken, welche ungünstig zum Hauptgute lagen, ent- 
standen. Hiervon bestehen 2 / 10 aus altem Kulturland, 5 / 10 
teils aus altem Kulturland, teils aus unkultiviertem Land 
(Heide oder Moor) und J /io g anz aus unkultiviertem Land (1 
aus Moorboden, die übrigen aus Heide). 

Unter den Neuansiedelungen sind viele, deren Besitzer 
von ihrem Ertrage allein nicht leben können, also auf Neben- 
erwerb angewiesen sind. Die Rentengutsbewerber haben 
meistens nur geringe Mittel und können daher nur kleine 
Anwesen erwerben. Wohlhabendere ziehen den freien Kauf- 
vertrag vor. Den kleinen Rentengutsbesitzern wird bei ihren 
geringen Betriebsmitteln die Kultivierung ihrer Ödländer viel- 
fach durch staatliche Beihüfen erleichtert. 

In der Provinz Westfalen gibt es etwa 15000 ha Moore 
und weit grössere Heideflächen. Statistische Nachweise über 
die westfälischen Moore und Heiden nebst Beschreibung 
ihrer Kultivierbarkeit gewähren die beiden, in mehreren 
Heften herausgegebenen Werke der hiesigen landwirtschaft- 
lichen Versuchsstation, welche ,Die Moore Westfalens' bezw. 
,Die Heideböden Westfalens' betitelt sind. Gerade die 
letzteren lassen sich leicht kultivieren, weil sie meistens aus 
gutem Sandboden bestehen und einen hohen Grundwasser- 
stand haben. — Schon seit vielen Jahren werden die Arbeiter- 
kolonieen des Trappistenklosters Maria Veen und der von 
Bodelschwingh'schen Anstalt Bielefeld mit Kultivierung von 
Moor- und Heideländern beschäftigt. In neuerer Zeit 
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herrscht überall ein lebhaftes Interesse für diese 
Kultivierungen, weshalb die Preise für Moor- 
und namentlich für Heideböden in manchen Gegen- 
den bis zu schwindelhafter Höhe gestiegen sind. 
So haben mehrere grosse Besitzer, namentlich Graf Lands- 
berg-Velen, Freiherr v. Lüien, Regierungs-Präsident von 
Gescher grosse Flächen kultiviert und die kultivierten Flächen 
mit Bauern besetzt; ebenso die Provinzialverwaltung. Aber 
auch die Bauern, welche Betriebsmittel besitzen, sind eifrig 
bestrebt, ihre Ödländereien in Kultur zu bringen, nicht, um 
sie zu verkaufen, sondern um ihre Wirtschaft oder die Wirt- 
schaft ihrer Kotier (Pächter) zu vergrössern, oder neue 
Köttereien zu gründen." 

Eine eigentliche Moorbesiedelung haben wir aber in 
Westfalen nicht und werden sie auch in Zukunft nicht haben. 
Grosse zusammenhängende Moorflächen, die eine grössere 
Besiedelungstätigkeit erforderten, besitzt Westfalen nicht. Seine 
Moore bestehen vielmehr überwiegend aus kleineren, über das 
Land zerstreut liegenden Flächen, die meist in nicht langer Zeit 
von den anwohnenden Besitzern unter Bewirtschaftung von 
der alten Stelle aus werden urbar gemacht werden. 

Auch mit seinen Heideflächen steht es nicht viel anders. 
Wenn diese teilweise auch viel ausgedehnter sind als die 
Moore, so stehen sie den gewaltigen Heiden Hannovers und 
Oldenburgs an Umfang doch weit nach. Sie werden über- 
wiegend ebenso wie die Moore in nicht ferner Zeit von den 
benachbarten Besitzern urbar gemacht sein. Soweit dies 
nicht geschieht, darf man nach den bisherigen Erfahrungen 
hoffen, dass sich genügend Kapital findet, welches die betr. 
Fläche zur Kultivierung und eventuellen Besiedelung erwirbt. 

In Westfalen dürfte daher ein nennenswertes staatliches 
Eingreifen zur Herbeiführung der Besiedelung der dortigen 
Moore kaum in Frage kommen.*) 

*) In der Provinz Westfalen scheint man in der Tat eine rege 
Tätigkeit auf dem Gebiete der Heidekultivierung zu entfalten, wie aus 
<ien nachstehenden Angaben in einem Bericht von Prof. Dr. König- 
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In der Rheinprovinz kann eine Besiedelung von Hoch 
mooren noch weniger in Betracht kommen, als in Westfalen. 
Soweit Ödländereien daselbst vorkommen, handelt es sich 
ganz überwiegend um solche in höherer und klimatisch 
ungünstigerer Lage, schon mehr um Gebirgsländereien, die 



Münster an die Z.-M.-K. (46. Sitzung S. 187) hervorgeht. Als Heiden, 
deren Urbarmachung in grösserem Umfange geplant ist, finden sich dort 
angeführt: 

„Die Dömerner Heide bei Vreden, deren Urbarmachung von der 
Arbeiter-Kolonie Maria -Veen, die Brechter Heide bei Ochtrup, deren 
Urbarmachung von der Provinzialverwaltung in Angriff genommen wird 
( — sie hat dort 334 ha zur Urbarmachung erworben und grossenteils 
schon urbar gemacht — d. Verf.), die Gelmer- und die Hornheide bei 
Münster, von denen die erstere als Rieselfeld für die Abwässer der Stadt 
Münster dienen soll." »Der Kreis Wiedenbrück will den sämtlichen 
Heiden des Kreises den Garaus machen, indem er den einzelnen Land- 
wirten durch Bewilligung von Mitteln zum Umpflügen der Heiden 
mittels des Dampfpfluges und sonstwie Erleichterungen gewährt. Die 
Stadt Dortmund benutzt die Dahler-Heide im Lippetal zur Berieselung 
für ihre Schmutzwässer, die Arbeiterkolonie Wilhelmsdorf beackert die 
Senner-Heide im Südosten, die Arbeiterkolonie Maria -Veen die Klein- 
Rekener-Heide im Westen der Provinz, so dass wir jetzt auch in den 
Heiden an den verschiedensten Stellen der Provinz ein reges Leben 
finden. Einem vollen Aufschwünge steht die augenblickliche allgemeine 
Arbeiternot, die sich in der westfälischen Landwirtschaft besonders 
bemerkbar macht, leider hemmend im Wege." „Ich glaube, ohne 
Überhebung behaupten zu dürfen, dass wir in Westfalen auf diesem 
Gebiet mit an der Spitze marschieren, und dass die Ödländereien in 
nicht zu ferner Zeit von der westfälischen Landkarte verschwunden 
sein werden." 

Sehr interessant ist auch die nachstehende Äusserung Prof. Königs 
(46. Sitzg. d. Z.-M.-K., S. 184) über das Vorkommen von Ortstein- 
schichten in den westfälischen Heiden: „Wir haben bisher erst einige 
wenige Heiden untersucht, aber können schon heut wenigstens das 
behaupten, dass die allgemein verbreitete Ansicht, dass die Unfruchtbarkeit 
der Heiden und die Unmöglichkeit, sie wieder urbar zu machen, von 
Wasser un durch lassen den Ortsteinschichten herrührt, nicht richtig ist." 
Diese ausserordentlich wichtige Feststellung hat glücklicherweise für den 
weitaus grössten Teil aller Heiden Gültigkeit. 
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für die Besiedelung besonders günstige Bedingungen nicht 
bieten. Als eventuelles Besiedelungsgebiet hat man seit längerer 
Zeit*) die weiten Wüsteneien des Hohen Venn im Auge. 
Sie bestehen aus raeist nur etwa i ra starkem Hochmoor, 
das auf der steinigen und felsigen Hochebene (von ca. 600 m 
über N. N.) in verschiedener Stärke aufgewachsen ist. Bei 
der grossen Luftfeuchtigkeit und hohen Niederschlagsmenge 
(etwa 1 m im Jahre) kommt in erster Linie den Anbau von 
Futterpflanzen, die Anlage von Wiesen und Weiden in Betracht. 

Nachdem der landwirtschaftliche Verein für Rheinpreussen 
seit anderthalb Jahrzehnten auf einem von der Stadt Montjoie 
(welche grosse Flächen im Hohen Venn besitzt) gepachteten 
Versuchsfelde die mannigfachsten Anbau- und Düngungs- 
versuche angestellt hatte, kaufte die Gefängnisverwaltung im 
Jahre 1899 eine 320 Mrg. grosse Fläche (einschliessl. des 
jetzt in Wiese liegenden Versuchsfeldes) von der Stadt, um 
dort mit der Urbarmachung und Besiedelung vorzugehen. 
Es sollen darauf 6 Kolonisten mit je 50 — 60 Mrg. Land 
angesetzt werden, gegebenenfalls soll die Fläche nach ihrer 
Urbarmachung als kleine Domäne im ganzen verpachtet 
werden, falls sich Kleinkolonisten nicht finden. Z. Zt. arbeiten 
daselbst 40 Gefangene, für die in den Nebenräumen (Scheuer 
und Stall) eines künftigen Kolonistenhauses Unterkunft ge- 
schaffen ist. Die Aufsicht über die landw. Arbeiten ist neuer- 
dings dem Direktor der benachbarten landwirtschaftlichen 
Winterschule zu Imgenbroich übertragen worden. 

Ausser den oben erwähnten Ländereien hat das Land- 
wirtschaftsministerium am Bahnhof Sourbrodt eine Ödland- 
fläche von etwa 600 Mrg. gekauft, ebenso eine grössere 
Fläche in Bütgenbach. Die Verwaltung führt hier der Staat 
selbst durch einen Administrator, während die Arbeit ebenfalls 
von Gefangenen (1902 etwa 200) ausgeführt wird. 

Aus diesen ersten Anfängen entwickelt sich hoffentlich 
allmählich die völlige Urbarmachung und Besiedelung der 
Ödländereien des Hohen Venn und der Eifel, soweit sie 



*) Vergl. die Protokolle der Z.-M.-K.: 2, 5, 9, 10, 13, 18, 23, 35. 
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besiedelungswürdig und nicht etwa der Forstnutzung vorzu- 
behalten sind. 

Nächst Hannover weist unter den preussischen Provinzen 
Schleswig-Holstein die grösste, eine Besiedelung ermög- 
lichende wie auch erfordernde Moorfläche auf. Es handelt 
sich dabei überwiegend um die Hochmoore des sog. Mittel- 
rückens. Bislang ist allerdings gerade in Schleswig-Holstein 
auf dem Gebiet der Urbarmachung und Besiedelung sehr 
wenig geschehen. 

Die Provinz hat ihre Gelder, ähnlich wie die Provinzial- 
verwaltung von Hannover, zum Erwerb und zur Aufforstung 
von Sandheide verwandt. Ihr 843,5 na grosses Provinzialgut 
Bokelholm,*) das allerdings zum grossen Teil aus Niederungsmoor 
besteht, bewirtschaftet sie mit Korrigenden im Grossbetriebe. 

Ein grösserer Besiedelungsversuch war vor mehr als 
2 Jahrzehnten geplant, wurde jedoch nicht zur Ausführung 
gebracht. Man wollte das ca. 700 ha grosse fiskalische Reit- 
moor,**) das nunmehr vom Nordostseekanal angeschnitten 
ist und zwischen ihm und der Eider liegt, mit Hilfe von 
Korrigendenarbeit urbar machen und dann besiedeln oder 
aber aufforsten. Der Plan wurde jedoch fallen gelassen, weil 
man das damals etwas entlegene Reitmoor nicht für besonders 
geeignet hielt und zunächst auf besseren Mooren vorgehen 
wollte, die zur Besiedelung sich besser eigneten. In den 
beiden letzten Jahrzehnten ist jedoch in dieser Hinsicht wenig 
geschehen. Neuerdings scheint man mit der Besiedelung 
nun doch vorgehen zu wollen, worauf die Äusserung des 
Vertreters des Min. d. Innern***) bei den Verhandlungen der 
Zentral-Moor-Kommission im Jahre 1900 schliessen lässt, dass 
vom Herrn Minister der Gefängnisverwaltung das Reitmoor 
und das Bargstedter Moor als Eigentum überwiesen worden 
seien, sie deshalb ein grosses Interesse daran habe zu er- 
fahren, wie die Kolonisten zweckmässig zu behandeln und 

*) 32. Prot. d. Z.-M.-K. S. 114 und 121. 
*♦) Prot. d. Z.-M.-K.: 13 S. 51 ; 14 S. 11 ; 16 S. 36; 37 S. 4. 
***) Geh. Ob.-Reg.-Rat Dr. Krohne; 46. Prot. S. 151. 
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zu stellen seien. Im Bargstedter Moor hat man 1899 ein 
Musterkolonat angelegt und an einen hannoverschen Hoch- 
moorkolonisten vergeben. Wir werden also in Kürze auch 
in Schleswig-Holstein neue Hochmoorkolonieen entstehen 
sehen, wenn die Besiedelungstätigkeit daselbst auch nicht 
entfernt einen solchen Umfang wie in Hannover und Olden- 
burg annehmen wird.*) Im Bargstedter und im Reitmoor 
waren 1902 je 30 Gefangene mit Kulturarbeiten für die 
Strafanstaltsverwaltung beschäftigt. 

In den übrigen Provinzen ausser Ostpreussen 
kommt eine neuzeitliche Kolonisation der Moore nicht in 
Betracht. Nach den Ergebnissen der Grundsteuer-Einschätzung 
berechnet (vergl. S. 52) würde zwar Pommern mit 10,2% 
seiner Fläche mehr und Brandenburg mit 8,7 °/ 0 annähernd 
ebensoviel Moore besitzen als Schleswig-Holstein (9,3%). 
Abgesehen jedoch davon, dass diese Angaben sehr unsicher 
sind, handelt es sich in Pommern und Brandenburg (wie in 
den übrigen Provinzen) ganz überwiegend um Niederungs- 



*) In Schleswig- Holstein steht die Bevölkerung der Hochmoor- 
kultur- und -kolonisation anscheinend noch ablehnender gegenüber als 
etwa in Ostfriesland und in den Emsgebieten. Das ist wohl mit zurück- 
zuführen auf die z. T. vollkommen verunglückten Ansiedelungsversuche, 
die die dänische Regierung auf den Heide- und Moorgebieten des 
Mittelrückens im 18. Jahrhundert vorgenommen. Am unglücklichsten 
verlief ihr Bcsiedelungsversuch auf den Mooren des südlichen Teils des 
Amtes Gottorp zwischen Eider und Sorge. Sie gründete daselbst von 
1761— 1770 acht Kolonieen (Prinzenmoor, Sophienhamm, Friedrichs- 
graben , Friedrichsholm, Christiansholm, Julianenebene, Königshügel, 
Königsberge) mit 189 Familien, die ganz überwiegend aus der Pfalz 
und Holstein stammten. Obwohl die Regierung den Kolonisten die 
denkbar günstigsten Bedingungen bot und ihr das Unternehmen innerhalb 
von 10 Jahren nicht weniger als 700000 Taler kostete, verfielen die 
Kolonieen doch vollkommen, die Stellen wurden zum grössten Teil 
verlassen und das Moorland blieb wieder wüst und unbebaut liegen. 
Man war nicht in der Lage gewesen, den Moorkolonisten das zur Vieh- 
haltung nnd DUngergewinnung erforderliche Grünland zu beschaffen. 
(Näheres vergl. 1 2. Prot. d. Z.-M.-K. S. 2/7.) 
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moore, die sich in verhältnismässig kleinen Flächen über das 
ganze Land verteilen. Aber selbst wo die Moore einen 
grossen Umfang besitzen, wie das Lebamoor in Pommern in 
den Kreisen Lauenburg und Stolp, liegen die Verhältnisse 
meistens so, dass eine grosse eigentliche Moorbesiedelung 
nicht wohl zu erwarten ist. Das Lebamoor hat z. B. bei 
einer Fläche von rund 10600 ha Niederungsmoor, 2390 ha 
Übergangsmoor und 2440 ha Hochmoor,*) eine Länge von 
etwa 52 km bei einer Breite von nur 2—4,5 km - Seine Fläche 
verteilt sich demnach auf eine grosse Anzahl von Gemeinden 
und Güter und kann im allgemeinen von ihren bisherigen 
Besitzern in ordnungsmässige Kultur gebracht und bewirt- 
schaftet werden. Einige wenige Güter (z. B. Charbrow mit 
6000 Mrg.) haben allerdings einen so grossen Anteil, dass seine 
Verkleinerung, vielleicht durch Besiedelung, erwünschtund sicher- 
lich auch wirtschaftlich gerechtfertigt wäre. Immerhin würde es 
sich dabei um eine grosse Ödlandbesiedelung nicht handeln. 

Ahnliches wie von Lebamoor gÜt auch von der Lage, 
den Besitzverhältnissen und den Kolonisationsaussichten der 
anderen grössern Moore, so dass wir, wie schon bemerkt, 
abgesehen von Hannover, Oldenburg, Schleswig-Holstein und 
Ostpreussen eine grössere Hochmoorödlandskolonisation nicht 
zu erwarten haben. Damit soll allerdings nicht gesagt sein, 
dass sich nicht mancherorts auf den Mooren eine bisweüen 
nicht unbeträchtliche Zahl von Ansiedelungen schaffen liesse. 
So trat schon 1883 Rimpau-Cunrau in einem Schreiben an 
die Zentral-Moor-Kommission (18. Prot. S. 54) für eine dichtere 
Besiedelung des Drömlings ein. 

Bei solcher Kolonisation wird es sich jedoch grossenteils, 
wenn nicht überwiegend um die Aufteilung oder doch Ver- 
kleinerung schon bestehender Wirtschaften meist unter min- 
destens teilweiser Verwendung von altem Kulturland handeln, 
das durch die dichtere Besiedelung allerdings zu höherer 
Nutzung gebracht werden soll, aber weniger um die Besie- 
delung von erst urbar zu machendem Ödland. 

*) 39. Prot. d. Z.-M.-K. S. 48. 
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V. Die neueste Hochmoorbesiedelung in 

Ostpreussen. 



Das grosse Moosbruch, das Rupkalwer Moor 
und das Augstumalmoor. 

In Ostpreussen handelt es sich dagegen, wie wir schon 
früher sahen, in der Tat noch um grosse zusammenhängende 
und in fiskalischem Besitz befindliche Moore, die ihrer Er- 
schliessung durch eine ordnungsmässige Besiedelung harren. 
Die bisherige Besiedelung der wichtigsten haben wir eingangs 
dieser Arbeit (S. 18/51) so ziemlich bis zur Gegenwart ver- 
folgt. Es erübrigt daher an dieser Stelle nur noch das gegen- 
wärtige kolonisatorische Vorgehen und das für die Zukunft 
geplante kurz zur Darstellung zu bringen. 

Auch hierbei sind die einzelnen Moore getrennt zu be- 
sprechen, da die Besiedelungsverhältnisse überall verschieden 
liegen. 

Zunächst wieder zum „Grossen Moosbruch".*) 
Wie wir früher sahen, kranken die dortigen Kolonieen 
an zu kleinen Wirtschaftsöächen, die im Durchschnitt der 
Wirtschaften noch nicht 2 ha betragen. Dass ihre Vergrösserung 
nicht nur erwünscht, sondern geboten ist, wird von keiner 
Seite bestritten. Strittig ist nur das Mass der Vergrösserung 
und der dabei einzuschlagende Weg. 

Um beides besteht nun schon ein jahrelanger Streit 
zwischen der Kgl. Generalkommission einerseits und der Kgl. 



*) Verhandlungen d. Z.-M.-K.: 35. Prot. S. 147 ff; 39. Prot. S. 78 fr.; 
44- Prot. S. 60 ff.; 45. Prot. S. 3; 48. Prot. S. 60 ff. 
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Regierung bezw. der Forstverwaltung andererseits. Letzterer 
unterstanden früher die sämtlichen Moore der dortigen Niederung, 
soweit sie nicht etwa, weil zu Domänen gehörig, in den Bereich 
der Domänenverwaltung fielen. 

Die Meliorations- und teilweise auch die Besiedelungs- 
arbeiten auf den forstfiskalischen Mooren wurden dagegen den 
Generalkommissionen und zwar zunächst der von Bromberg, 
späterhin der Königsberger übertragen, so dass in vielen 
Fragen die beiden Behörden, Forstverwaltung und General- 
kommission, zusammen wirken mussten. Das führte selbst- 
redend, kann man sagen, zu vielfachen Ressortstreitigkeiten 
und schliesslich dahin, dass die beiden kleineren Moore, das 
Rupkalwer und das Augstumalmoor, der Generalkommission 
ausschliesslich überwiesen wurden. Ein gleiches Vorgehen hat 
bei dem gewaltigen grossen Moosbruche wohl seine Schwierig- 
keiten, da die Generalkommission den zu seiner Übernahme 
erforderlichen grossen Verwaltungsapparat nicht besitzt und 
das Moor überdies zum grossen Teil mit vielfach allerdings 
minderwertigem Holz bestanden ist. 

Der Dualismus ist hier also erhalten geblieben*) in der 
Art, dass die Generalkommission im wesentlichen nur den 
„Gärtner der Forstverwaltung u spielt, d. h. die Meliorationen 
ausführt und die Anlage von Wiesen und Weiden besorgt, 

*) Er ist auch beziigl. Karlsrode erhalten geblieben trotz folgender 
entgegenstehender Entscheidung des Herrn Landwirtschaftsministers 
(46. Prot. d. Z.-M.-K. S. 3) : „Die Verhandlungen über die Besiedelung 
der ostpr. Moore hatten zu dem Beschluss geführt, dem Herrn Minister 
zu empfehlen, die Ausführung der zweckentsprechenden Massnahmen 
einheitlich zu regeln und sie der Generalkommission in Königsberg zu 
überlassen. Dieser Anregung ist Folge gegeben worden. Das Augstumal- 
moor . . ., das Rupkalwer Moor, sowie die Kolonie Karlsrode 
im Grossen Moosbruch mit den angrenzenden Flächen werden 
vom I. April kommenden Jahres ( — 1901 — ) an aus der forstlichen 
in die landwirtschaftliche Verwaltung übergehen und behufs Neube- 
siedelung und Umlegung der vorhandenen Kolonate auf die General- 
kommission Königsberg übertragen werden." 

Trotzdem ist Karlsrode bei der Forstverwaltung verblieben, die 
seine Abgabe augenscheinlich zu verhindern gewusst bat. 
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während die letztere die ganze Verwaltung nach wie vor in 
den Händen hat. 

Einen offenen Gegensatz ergab das Nebeneinander- Arbeiten 
bei der Frage der lebensfähigen Ausgestaltung der alten, zu 
klein bemessenen Siedelungen. Von den 10 Zeitpachtkolonieen 
liefen die Pachtperioden bei Sussemilken (63 Stellen) 1900, 
bei Carlsrode (101 Stelle) und Franzrode (79 Stellen) 1901 ab, 
während sie bei den übrigen erst zwischen 19 10 und 191 6 
ihr Ende erreichen. Bei den ersten war daher eine Um- 
gestaltung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse dringend und 
von ihnen wieder in erster Linie bei Carlsrode, dessen Pächter 
sich in der ungünstigsten Lage befanden. Bei Carlsrode 
sollte daher der Anfang gemacht werden. 

Die Generalkommission schlug nun ein radikaleres 
Vorgehen vor, nach welchem von den 100 Pächtern von 
Carlsrode mindestens 60 sich ausbauen sollen. Ihre alten 
Ländereien würden dann zu der erwünschten Vergrösserung 
der Wirtschaften der etwa 40 zurückbleibenden dienen. 
Dabei will man im allgemeinen nach Art des Umlegungs- 
verfahrens vorgehen. Für die ausbauenden Kolonisten sollen 
an geeigneter Stelle, an der man mit der Kultivierung schon 
begonnen hat, für die überdies auch durch einen Stichkanal 
Wasseranschluss vorgesehen ist, die erforderlichen Flächen 
zur Verfügung gestellt werden. Dabei will man die neuen Stellen 
nunmehr in der Grösse von 10 ha auslegen, wovon der 
Kolonist 5 ha unkultiviert und 5 ha urbar gemacht (2 ha 
Acker, 2 Wiesen, 1 ha Weide) empfangen soll. Da bezw. wenn 
man den Hausbau den Ansiedlern überlassen will, was man bei der 
dort üblichen Bauart (ostpreussisches Blockhaus) auch tun 
kann und soll,*) da ferner zur Urbarmachung Gefangene zur 

*) Da man es insbesondere bei den Umsiedelungen mit einer 
gewisse rmassen ortsansässigen und zudem baukundigen Bevölkerung zu 
tun hat, deren Verwandte und Bekannte in der Nähe sind, so wird es 
sich unbedingt empfehlen, die eigentliche Bauausführung den 
Kolonisten zu tiberlassen. Dagegen erscheint es erwünscht r 
wenn nicht gar geboten, dass die Verwaltung mit der Material- 
lieferung soweit als möglich helfend eingreift, wobei hauptsächlich 
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Verfügung stehen, werden die für den Staat aus der Um- 
legung voraussichtlich zu erwartenden Geldaufwendungen, wenn 
die Voranschläge nicht zu optimistisch aufgestellt sind, nicht 
sehr erheblich sein, so dass sie sogar eine leidliche Verzinsung 
ziemlich sicher erwarten lassen. Die Stellen der Zurück- 
bleibenden sollen durch Zuteilung der Flächen der aus- 
bauenden Pächter sowie neuangelegter, möglichst nahe liegender 
Wiesen und Weiden gleichfalls annähernd auf obige Besitz- 
grösse gebracht werden. Für ihr Vorgehen hat die General- 
kommission einen genauen Plan ausgearbeitet. Bei Sussemilken 
will man ähnlich verfahren. 

Die Kgl. Regierung hingegen bezw. die zunächst interes- 
sierte Forstverwaltung, mit deren Vorschlägen sich das zu- 
ständige Landratsamt sowie das Regierungs- und Oberpräsidium 
einverstanden erklärten, glaubt die unbestreitbar erforderliche 
Sanierung schon dadurch erreichen zu können, dass sie nur 
die Pächter der allerungünstigst geformten (längsten und 
schmälsten) Wirtschaften (etwa 8) ausbauen lassen, den übrigen 
Pächtern aber im Hochmoor möglichst nahe an ihren Be- 
sitzungen je 2 ha Wiesen und wenn möglich auch etwas 
Weiden zulegen will. Dadurch würden die Stellen dann aus 
2 ha Moosbruch-Acker und 2 ha Wiese und event. etwas 

das Bauholz in Betracht kommt, da die Materialienbescbaffung 
die schwache Seite der meist doch sehr kapitalschwachen Bevölkerung 
ist. Das einfachste und wohl auch genügende würde sein, wenn die 
Forstverwaltung aus ihren grossen Nachbarforsten ihren Kolonatspächtern 
das zu jedem Bau erforderliche Holz als Rundholz gegen Barzahlung 
oder aber gegen tunlichst hohe Anzahlung und weitere Teilzahlungen 
überliesse. Die weitere Bearbeitung würde der Kolonist sehr wohl 
selbst ausführen oder durch Bekannte oder durch fremde Zimmerleute 
besorgen lassen können. Falls ausreichende Gefangenenarbeit zur 
Verfügung stände, Hesse sich damit das Rundholz vielleicht zu Kantholz, 
Bohlen u. s. w. in entsprechenden, üblichen Ausmessungen verarbeiten. 

Dass es bei den dort obwaltenden Verhältnissen (insbesondere bei 
dem Üblichen Selbstbau durch die dortige Bevölkerung) billiger und 
vorteilhafter sein sollte, die Häuser ganz in Regie zu bauen, anstatt in 
obiger Weise vorzugehen, möchte ich stark bezweifeln. 
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Weide, zusammen also aus 4 — 5 ha bestehen. Nach An- 
sicht der Forstverwaltung würde diese Grösse wirtschaftlich 
angemessen sein, wogegen ihr das von der Generalkommission 
in Aussicht genommene Grössenausmass von 10 ha zu gross 
und unwirtschaftlich erscheint. Es werde sich diese Fläche 
bei dem dort üblichen ausgedehnten Kartoffelbau, dem rauhen 
Klima mit gegenüber dem Westen viel kürzerer Arbeitszeit 
mit der Arbeitskraft der Famüie nicht bestellen lassen, während 
es bei dem grossen Arbeitermangel in Ostpreussen*) schwer 
halten werde, die erforderlichen Arbeitskräfte zu angemessenen 
Löhnen und zur rechten Zeit zu beschaffen. 

Während die übrigen von der Forstverwaltung gegen den 
Umsiedelungsplan der Generalkommission erhobenen mehr 
lokalen Einwände wohl weniger von Belang sind, kann 
ich ihrer Ansicht, dass eine Fläche von 10 ha Moosbruch- 
landes unter den dort obwaltenden Verhältnissen für eine wirk- 
liche kleinbäuerliche Eigenwirtschaft zu gross sei, nur zu- 
stimmen. Dass die Errichtung wirklicher kleinbäuerlicher 

*) Von den 66554 Arbeiterwohnungen des Regierungsbezirks 
Königsberg standen leer: 

1890: 2807 1893: 5075 1898: 8370 
Dabei sind aber nur die ganz leer stehenden gezählt, während ausser 
ihnen viele Wohnungen, die früher 4 Arbeiter stellten, bei der letzten 
Zählung nur noch mit einem Altersrentner oder Invaliden besetzt waren. 

Auch eine andere Statistik beleuchtet die grosse Abwanderung 
von Arbeitern aus Ostpreussen sehr treffend. In den Jahren 1892/97 
sind nämlich 171 165 Quittungskarten der Versicherungsanstalt Ost- 
preussen aus anderen Provinzen zum Umtausch oder zur Aufbewahrung 
eingeschickt, dagegen nur 4 1 226 Quittungskarten anderer Provinzen in 
Ostpreussen zum Umtausch u. s. w. abgegeben worden. Nach Ansicht des 
Referenten der Landwirtschaftskammer ergäbe dies einen Abgang von 
nicht weniger als 129939 Arbeitern. (Vergl. 44. Prot. d. Z.-M.-K. 
S. 85.) Hier scheint mir allerdings insofern ein grosser Irrtum unter- 
gelaufen zu sein, als in den 5 (oder 6?) Jahren von den meisten 
Arbeitern je 2—3 Karten (und mehr) zum Umtausche gelangt sind, so 
dass die 129939 Karten wohl nur von etwa 40 — 60000 weggezogenen 
Arbeitern stammen. Immerhin ist auch dieser Verlust Ostpreussens an 
Arbeitskräften noch ein ganz gewaltiger. 

S t u m p f e , Moor-Kolonisation. 29 
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Betriebe, die keine fremde Arbeitskraft erfordern, für die 
grosse Masse der Stellen das ausschliesslich zu erstrebende 
Ziel sein muss, ist doch wohl zweifellos.*) 

Wie vorher schon bei Provinzialmoor und Marcardsmoor 
ausgeführt wurde, hat es sich selbst unter den dortigen klima- 
tisch viel günstigeren Verhältnissen ergeben, dass eine Fläche 
von 10 ha Moorboden bei zeitgemässer, intensiver und ordent- 
licher Wirtschaft den Rahmen einer kleinbäuerlichen Eigen- 
wirtschaft übersteigt. Das wird in Ostpreussen in noch höherem 
Masse der Fall sein, wenn auch selbstredend Familien mit 
besonders reichlicher Kinderarbeitskraft eine grössere Fläche 
bewirtschaften können, was indessen als Norm nicht gelten 
kann. 

Andererseits würde der Plan der Forstverwaltung, den 
Wirtschaften im allgemeinen ihre Ackerfläche zu belassen und 
ihnen nur etwas Wiese und Weide möglichst in der Nähe 
zuzuweisen, im wesentlichen eine dauernde Festlegung des 
gegenwärtig bestehenden ungesunden Zustandes bedeuten. 
Die Kolonisten wären nach wie vor in ihrer Ackerwirtschaft 
auf den ganz oder doch fast ganz ausschliesslichen Kartoffel- 
bau angewiesen und würden nur insofern allerdings nicht 
unbeträchtlich besser gestellt sein, als sie einen grossen oder 
den grössten Teil ihres Heubedarf auf in der Nachbarschaft 
liegenden und in ihrem festen Pachtbesitz befindlichen Flächen 
gewinnen könnten. Ihre Ackerwirtschaft wäre aber nach wie 
vor ganz ungesund. 

*) Dass die Auslegung einiger grösserer Wirtschaften möglichst 
von 12,5 — 20 ha aus verschiedenen Gründen höchst erwünscht ist, be- 
darf wohl keiner weiteren Begründung. Dass sie wirtschaftlich vorwärts- 
kommen können, beweisen — abgesehen von zahlreichen gleichgrossen 
Betrieben in den älteren Moorkolonieen — die Kolonisten Möllmann in 
Schöninghsdorf (20 ha) und de Graaf, jetzt in Marcardsmoor (20 ha), 
die vorzüglich vorankommen und in mancher Richtung als Führer und 
Bahnbrecher wirken. Die Schaffung einzelner Pächterstellen gleicher 
Grösse wäre auch auf den ostpreussischcn Mooren unbedingt zu erstreben 
und sicherlich auch zu erreichen, selbst wenn man den betr. 
Pächtern etwas günstigere Bedingungen bieten müsste. 
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Das richtige Fl'ächenmass liegt etwa in der Mitte. Gibt 
man den Kolonisten neben 2 ha Wiesen und 1 ha Weide,*) 
etwa 4,5 ha Acker, so kann er einen, wenn auch nicht ganz 
regelrechten (dreifeldrigen) Fruchtwechsel treiben. Bei Anbau 
von 1,5 ha Kartoffeln, 1,5—2 ha Roggen und 1 — 1,5 na 
Sommerung (Futtergewächse, Hafer) kehren die Kartoffeln 
alle 3 Jahre wieder. Das ist dann eine durchaus gesunde 
und normale Ackerwirtschaft, bei weicher der Kartoffelbau 
(als Hackfrucht kommen vielleicht noch 12—25 Ar Rüben oder 
Wruken im Sommerungsschlage hinzu), eine in jeder Richtung 
angemessene Ausdehnung und Bedeutung besitzt. Der Kartoffel- 
bau wird später gewinnbringender sein als jetzt und nach 
wie vor die Haupteinnahmequelle (vielleicht nächst der Vieh- 
haltung) sein. Er wird andererseits die Arbeitskraft der Familie 
nicht übersteigen. Letztere kommt zudem durch den Frucht- 
wechsel und die stärkere Viehhaltung in die Lage, ihre 
Arbeitskraft das ganze Jahre hindurch voller auszunutzen, 
ohne im allgemeinen auf die Mitverwendung fremder Leute 
angewiesen zu sein. 

Die eigentliche kleinbäuerliche Eigenwirtschaft 
ist insbesondere unter den Verhältnissen des Moos- 
bruches (kurze Jahresarbeitsperiode, starker Hackfruchtbau 
bei intensivem Betriebe, Eigenart des viel Handarbeit erfor- 
dernden, leicht verunkrautenden Moorbodens), im all- 
gemeinen etwa die 30 -Morgen stelle. Sie wird allerdings nur 
gestatten, ein erwachsenes Kind in der eigenen Wirtschaft zu 
verwenden. M. E. ist das nicht nur nicht zu bedauern, 
sondern zu erstreben. Das Grosse Moosbruch sollte nach 
wie vor eine Produktionsstätte menschlicher Arbeitskraft für 
die Nachbargebiete u. s. w. bleiben, anstatt, wie das bei 10 ha- 

*) Ihm mehr Grünland in nächster Nähe zu überweisen, würde 
nicht erforderlich und im Interesse einer ordentlichen Verwertung des 
Graswuchses auf den grossen im Überschwemmungsgebiet liegenden 
fiskalischen Wiesenflächen wohl auch nicht erwünscht sein. Es dürfte 
kein wirtschaftliches Bedenken haben, dass der Kolonist etwa bei 
stärkerem Viehstand auch künftig zur Anpachtung einer kleinen fis- 
kalischen Wiesenfläche sich gezwungen sehen sollte. 

29* 
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Wirtschaften der Fall sein würde, zum grossen Teile fremder 
Arbeitskräfte dauernd zu benötigen. Die Beschaffenheit des 
Menschenmaterials, das aus solchen durchaus lebensfähigen 
30-Morgenstellen hervorgehen würde, würde sicherlich viel 
höher stehen und begehrter sein, als das, was die teilweise 
geradezu fragwürdigen Existenzen des Moosbruchs jetzt in 
die Welt senden. Im übrigen gestattet gerade die Mög- 
lichkeit, reichlich Wiesenfläche vom Fiskus anzupachten, den 
Kolonisten im Moosbruch ihre Wirtschaft je nach Arbeits- 
und Kapitalskraft sowie Arbeitslust in ziemlich weiten Grenzen 
auszudehnen und sich so den Verhältnissen in befriedigender 
Weise anzupassen. 

Dahingestellt möchte ich es sein lassen, ob es sich 
empfiehlt, dem Kolonisten, wie beabsichtigt, gleich volle 5 ha 
in Kultur zu übergeben oder ob man ihm bei einer 7,5 ha- 
Wirtschaft nicht eine kleinere Kulturfläche anweisen könnte. 
Ich halte indessen das letzte für richtiger. Die Urbar- 
machung des Restes wäre vielleicht in bestimmter nicht 
zu langer Frist vorzuschreiben und durch Zuweisung 
des erforderlichen Kalkes, Düngers und Saatgutes (ähnlich 
wie dies bei Marcardsmoor besprochen), zweckgemäss zu 
unterstützen. 

Gegenwärtig ist es freilich noch ganz unsicher, ob man 
überhaupt umsiedeln wird nach dem Plane der General- 
kommission oder ob man den von der Forstverwaltung vor- 
geschlagenen, m. E. unzulänglichen Weg beschreiten wird. Die 
Entscheidung in diesem zwischen den beiden Behörden schon 
seit vielen Jahren schwebenden Streit ist immer noch nicht 
gefallen, wiewohl die ganze Besiedelung des Moosbruches, 
insbesondere aber die beteiligten Kolonisten selbst aufs 
schwerste darunter leiden. Ihr schon abgelaufener Pacht- 
vertrag wird immer wieder, aber nur auf 1 Jahr verlängert, 
obgleich bei sehr vielen die Gebäude höchst reparatur- 
bedürftig oder gar baufällig sind. Z. T. haben sie 
schon seit langem das Bauholz daliegen, das ihnen in- 
zwischen verfault, da sie nicht bauen können, weil 
sie nicht wissen, ob sie auf ihrer alten Stelle bleiben 
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oder mit völligem Abbruch ihrer alten Gebäude umgesiedelt 
werden.*) 

Diesem unhaltbaren Zustande muss je eher, je besser ein 
Ende gemacht werden.**) 

*) Die Umsiedelung und der damit verbundene Ausbau ist auf den 
ostpreussischen Mooren deshalb verhältnismässig wenig schwierig und 
kostspielig, weil die Häuser kaum Mauerwerk enthalten und das Holz- 
werk (Blockhäuser) auseindergenommen und mit wenig Verlust wieder 
zusammengeschlagen werden kann. Ausserdem trifft die Umsiedelung 
mit dem Schluss der schon um einige Jahre verlängerten Pachtperiode 
zusammen, so dass überdies eine grosse Anzahl der ohnehin nur etwa 
ein Menschenalter stehenden Blockhäuser völlig baufällig ist und einen 
Neubau in jedem Falle erfordert. Unter anderen Verhältnissen (z. B. bei 
Massivbauten) würde eine derartige umfassende Umsiedelung an den 
grossen Baukapital- Verlusten und Neubaukosten scheitern. 

**) In den Verhandlungen der Z.-M.-K. ist unter Hinweis auf die 
ganze Zerfahrenheit und Planlosigkeit der früheren ostfriesischen Hoch- 
moor- wie Fehnkolonisation mit Recht mehrfach der Wunsch vcrlautbart 
worden, dass künftig unsere Kolonisation möglichst planvoll und ein- 
heitlich geleitet werde ( — z. B. G.-R.-R. Dr. Fleischer: 42. Prot. d. 
Z.-M.-K. S. 5). Wie weit wir jedoch von diesem erstrebenswerten 
Ziele noch entfernt sind, zeigen deutlich die eben dargelegten Ver- 
hältnisse, die in gewisser Hinsicht durchaus nicht vereinzelt sind. Denn 
wenn wir auch solchen schädlichen Dualismus sonst wohl nicht mehr 
finden, so ist doch die Tatsache als bedauerlich zu bezeichnen, dass 
fast jede kolonisierende Instanz möglichst unbekümmert um die Er- 
fahrungen, die die andere macht, vorgeht. Dabei findet sich die grösste 
Einheitlichkeit noch auf dem Gebiet der Moorbesiedelung, bei der die 
Z.-M.-K. als Erfahrungen sammelnde und austauschende Zentralstelle 
wirkt. Diese fehlt sonst so gut wie völlig und jede Generalkommission, 
die Forstverwaltungen (und neuerdings auch die Gefängnisverwaltung) 
kolonisieren ganz überwiegend ohne gegenseitige Fühlung und ohne 
Kenntnis des anderwärts üblichen Verfahrens, wie ich mich öfters zu 
überzeugen Gelegenheit gehabt habe. Neuerdings ist allerdings insofern 
eine Besserung eingetreten, als bei Gelegenheit des Inkraftretens des 
Zwischenkreditgesetzes das sog. „ Frankfurter Verfahren* (der Gen.-Kom. 
zu Franfurt a. O.) den anderen Generalkommissionen zur Kentnisnahme 
mitgeteilt und von ihnen auch grossenteils angenommen worden ist. 

Es fehlt uns eben eine wirkliche ministerielle Zentralstelle 
für die innere Kolonisation, die sich natürlich um die Einzel- 
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Die ganze Besiedelung des Moosbruchs kommt durch 
ihn ins Stocken, wiewohl sie u. a. auch für die Erhaltung der 
Bevölkerung in der dortigen Gegend, die von Jahr zu Jahr 

ausfiihrungen nicht zu kümmern, sondern in allererster Linie die bei 
allen Einzelbehörden gemachten guten wie schlechten Erfahrungen zu 
sammeln und für ihre entsprechende Verbreitung und Berücksichtigung 
Sorge zu tragen hätte. Jetzt zahlen wir häufig, sehr häufig bei den 
verschiedenen Behörden dasselbe Lehrgeld, weil eben jeder irgend ge- 
nügende Austausch der Erfahrungen fehlt. 

Vor kurzem hat man sogar noch einen weiteren Schritt in der 
Richtung getan, die Leitung der Kolonisation noch mehr zu zersplittern, 
indem man die Besiedelung der Moore teilweise der Gefängnisverwaltung 
(Min. d. Innern) direkt übertragen hat. 

Im Jahre 1895 noch äusserte der Vertreter d. Gefängnisverwaltung, 
G.-O -R.-R, Dr. Krohne bei den Verhandlungen der Z.-M.-K. (35. Prot. 
S. 182): „Wollte man im Reitmoor nur mit der Beschäftigung von 
Gefangenen vorgehen, so warne er doch davor, das Moor der 
Strafanstalt zu Überlassen. Die Arbeiten müssen unter allen 
Umständen einer sachverständigen Leitung unterstehen". Fünf 
Jahre später konnte er derselben Versammlung (46. Prot. S. 151) mit- 
teilen, dass der Gefängnisverwaltung vom Herrn Minister das Reit- 
moor und das Bargstedter Moor als Eigentum Überwiesen 
worden seien. „Dieselbe habe deshalb ein grosses Interesse daran zu 
erfahren, wie die Kolonisten zweckmässig zu behandeln 
und zu stellen seien." „Es sei ins Auge gefasst worden, die 
kultivierten Ländereien zunächst längere Jahre selbst zu bewirtschaften, 
um die Höhe der Erträge genau kennen zu lernen. Dann solle zunächst 
eine Verpachtung und später eine Rentengutsbildung statthaben." 

Wenn auch die Gefängnisverwaltung, was hier besonders hervor- 
gehoben werden soll, der inneren Kolonisation und ihrer Förderung 
stets reges Interesse und Verständnis entgegenbrachte und bei ihren 
Massnahmen sich nicht engherzig, fiskalisch-bureaukratisch zeigte, sondern 
dabei stets das Streben nach geschäftsmännischem Vorgehen betätigte, 
so scheint es mir gleichwohl fraglich, ob es richtig ist, in ihr eine 
neue Kolonisationsbehörde zu schaffen. „Die innere Kolonisation ist 
eine Kunst, und zwar eine recht schwere Kunst, die einen weiten 
Blick, grosse Geschäftsgewandtheit und eine unendliche Geduld erfordert,* 
sagt Präsident Metz („Innere Kolonisation in den Provinzen Brandenburg 
und Pommern 1891 — 1901. Erfahrungen und Verfahren der Kgl. 
Generalkommission zu Frankfurt a. O."; Berlin b. Parey, Landw. Jahr- 
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zurückgeht, dringend notwendig ist. 1500 — 2000 Klein- 
bauern (mit etwa 7,5 ha) können im Moosbruch noch an- 
gesiedelt werden, was für die so schwach bevölkerte Gegend 
einen gewaltigen Gewinn bedeuten würde, da ohne diese 
Ansiedelungsmöglichkeit der grösste Teü dieser eventuellen 
Ansiedler eben nach dem Westen abströmen würde. 

Doch, das Landesinteresse muss hier, wie auch sonst 
oft genug, hinter die Ressortstreitigkeiten zurücktreten! 



Über die Besiedelung des Rupkalwer Moores (Kolonie 
Bismarck)*) können wir kürzer hinweggehen. Die Vor- 
geschichte seiner Besiedelung ist auf Seite 36 — 47 dargestellt. 
Es sei hier nur daran erinnert, dass sich von seiner Gesamt- 
fläche von rund 18 13 ha etwa 762 ha im Pachtbesitz von 
422 Pächtern befinden, die also durchschnittlich rund 1,8 ha 
bewirtschaften. Demnach stehen noch etwa 1050 ha zur 
Vergrösserung der Wirtschaftsfläche den alten Pächtern zur 
Verfügung. 

Diese Vergrösserung auf dem Wege der Umsiedelung 
(Umlegungsverfahren), wie dies schon bei Karlsrode besprochen, 
hat die Kgl. Generalkommission, der das Moor zur Ver- 
waltung übertragen wurde, neuerdings in die Wege geleitet. 
Die verfügbare Fläche würde gestatten, die Wirtschaften im 
Durchschnitt auf etwas über 4 ha zu bringen. Das würde 

bücher XXXI. Bd., Ergänzungsband III). Die Gefangnisverwaltung 
muss aber diese „schwere Kunst* erst wieder mühsam unter Zahlung 
entsprechenden Lehrgeldes lernen, wozu sie, wie die obigen Äusserungen 
ihres Vertreters erkennen lassen, sich auch anschickt. 

Ich fürchte, dass hier wieder viel, sehr viel Lehrgeld ganz 
unnötig gezahlt werden wird, da die damit zu gewinnenden 
Lehren und Erfahrungen bei den anderen Kolonisations- 
behörden (den Generalkommissionen) zum grossen Teil schon ge- 
sammelt sind und bei einer wirklichen einheitlichen Ober- 
leitung unserer inneren Kolonisation einfach übertragen 
werden könnten. 

*) Vergl. hierzu Verhandlungen der Z.-M.-K., 39 Prot S. 84 fr.; 
44. Prot. S. 70 ff. 
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gegen den jetzigen Zustand zwar schon einen erheblichen 
Fortschritt bedeuten, doch wären diese Betriebe immer noch 
(oder vielleicht erst recht und mehr wie früher!) Zwitter: sie 
wären einerseits keine selbständigen keinbäuerlichen Stellen 
und andererseits weniger Arbeiterstellen wie bisher. Vor 
allem wären sie hinsichtlich ihrer Ackerwirtschaft kaum er- 
wähnenswert besser gestellt als jetzt. Von den etwa 4,20 ha, 
die sie erhalten würden, kämen vielleicht 2 ha und mehr auf 
Wiese, Weide, Hof, Garten, Wege und Gräben, so dass 
für den Ackerbau kaum mehr als 2 ha übrig blieben. Sie 
wären demnach nach wie vor zu ausschliesslichem oder fast 
ausschliesslichem KartofTelbau gezwungen, um möglichst grosse 
Einnahmen von ihren Flächen zu erzielen, wodurch der jetzige 
ungesunde Zustand, wenn auch in etwas gemildert, gewisser- 
massen auf die Dauer festgelegt wäre. 

M. E. wäre es zu einer wirklichen Gesundung der Ver- 
hältnisse erforderlich, die Zahl der Pächter dadurch, dass 
man untüchtigere Elemente zur Pacht nicht wieder zulässt und 
tüchtigen Kolonisten Gelegenheit zum Erwerb einer günstigen 
Pachtung im Moosbruch oder im Augstumalmoor bietet, so 
weit zu vermindern, dass auf jeden verbleibenden Pächter 
mindestens 5— 5V2 na Wirtschaftsfläche entfielen, so dass er 
3,5—4 ha oder mehr Ackerfläche besässe, wobei man das 
erforderliche Wiesenareal anderweit zuteilen könnte. 

Die Generalkommission beabsichtigt, jährlich 20 Stellen 
umzulegen und so in etwa 15 Jahren die ganze Umlegung zu 
Ende zu führen. Dass durch dieses Vorgehen, wenn es ge- 
nügend durchgreifend und umfangreich ausgeführt wird, die 
Kolonie Bismarck zu einem ganz gesunden Gedeihen, Aus- 
sehen und Ruf gelangen wird, scheint zweifellos. Hoffentlich 
macht sie dann ihrem Namen mehr Ehre als jetzt! 

Das Augstumalmoor*) ist das nördlichste der drei z. Z. 
in Besiedelung begriffenen Moore des Memeldeltas. Es liegt 

*) Vergl. Verhandlungen der Z.-M.-K.: 30. Prot. S. 2/6, 15/33; 
31. Prot. S. 43/55; 35- Prot. S. 142/146; 39- Prot. S. 90 ff.; 44. Prot. 
S. 66 ff. ; 45. Prot. S. 9 ff. ; 48. Prot. S. 60 ff. 
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kaum 3 km von Heidekrug entfernt in nordwestlicher Rich- 
tung und hat in seinem in fiskalischem Besitz befindlichen 
Teile einen Flächenumfang von rund 3000 ha. Leider stehen 
zur Besiedelung fast nur noch die inneren aus Hochmoor be- 
stehenden Teile des Moores zur Verfügung, während die teil- 
weise aus Niederungsmoor bestehenden Ränder teils an An- 
siedler vergeben wurden (um 1820), teils von den Einwohnern 
der Nachbarortschaften erworben oder von ihnen doch von 
altersher gepachtet und auch kultiviert wurden.*) 

Ende der achtziger Jahre bildete die ganze Innenfläche 
des Augstumalmoors noch ein ganz unbetretbares und, weil 
völlig unentwässert, im Aufwachsen begriffenes Hochmoor. 
Die ersten von der Forstverwaltung, der es bis zu seiner 

*) Von der grösstenteils schon um 1820 vergebenen fiskalischen 
Randfläche sind jetzt endgültig rund 200 ha zu den Dörfern Augstumal 
und Wabbeln und 145 ha zu Sziesgirren gelegt worden. Aus der ersten 
Fläche wurden (neben 37 Zuschlagsgütern mit 122 ha) 17 selbständige 
Rentengütcr mit rund 78 ha gebildet. Von ihnen haben 4 Stellen 
3 — 4 ha, 5 = 4 — 5 ha, 4 — 5 — 7 ha und eine 8'/« ha. (Gegenwärtig 
sind insgesamt 70 Stellen vorbanden.) Doch sind sie so begrenzt, dass 
eine spätere Zuerwerbung von rohem Moor möglich ist. Die von den 
Ansiedlem zu zahlende Kaufrentc schwankt zwischen Mk. 6,— p. ha 
rohen Moores bis zu Mk. 32, — p. ha für kultiviertes Moor, wobei für 
die Berechnung im allgemeinen die früheren Pachtpreise massgebend 
waren. Die Hälfte der Kolonisten erhielt nur rohes Moor, die andere 
Hälfte teils rohes, teils kultiviertes. Grünlandsmoorflächen empfingen 
sie mit kleinen Ausnahmen nicht, sie deckten ihren Heubedarf durch 
Zupachtung des Grasschnitts auf den fiskalischen Moorwiesen oder 
durch freihändige Pachtung von Wiesen in den benachbarten Niederungen 
oder vereinzelt auch durch Anteilsarbeit in der Heuernte. 

Der in althergebrachter Weise erfolgende Hausbau blieb ihnen 
ohne jede Unterstützung selbst überlassen und kostete ihnen bei 
günstigem Holzeinkauf Mk. 600—700 für die Materialien und Mk. 100 
für den Zimmermann, während sie die Übrigen Arbeiten selbst leisteten. 

Bislang sind die Kolonisten durchaus befriedigend vorangekommen 
und haben ihre Renten bis auf kleine Rückstände gezahlt Nur 
schreitet die Kultivierung aus Mangel an Kapital zum Kauf von 
Dünger langsam vorwärts. 
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Überweisung an die Kgl. Generalkommission unterstand, seit 
1888 vorgenommenen Urbarrnachungs- und Anbauversuche 
waren daher auch wenig erfolgreich. Das zähe Moospolster 
(Sphagnum -Vegetation)*) war noch unzersetzt und verteuerte 
einerseits die Urbarmachung sehr stark, während sie andrer- 
seits den Pflanzen einen äusserst ungünstigen Standort bot. 
Diese Erfahrung zwang zu einem langsameren Vorgehen bei 
der Urbarmachung, die man sich später mit Erfolg dadurch 
zu erleichtern und billiger zu gestalten suchte, dass man durch 
eine mehrjährige Entwässerung dem Luftsauerstoff sowie den 
Wurzeln des auf der entwässerten Fläche sich schnell ein- 
stellenden Heidekrautes die Zersetzung des Moostorfes und 
die Schaffung der ersten, wenn auch schwachen Humusdecke, 
überliess. Man ist daher mit der Entwässerung und Vor- 
bereitung zunächst langsam und gewissermassen versuchsweise 
vorgegangen. 

Die Nutzbarkeit des Moores soll durch ein System aller- 
dings nur kleiner Kanäle erhöht werden, die man im Wege 
des Torfstichs, also ziemlich umsonst herstellen will. Da die 
Tauchtiefe der grössten der dort üblichen Kartoffelkähne nicht 
über 60 cm hinausgeht, erstrebt man einen Wasserstand 
von 1 m und will dem Kanal eine Sohlenbreite von 
3 m und 1 Vi fÜssige Böschung geben. Der Hauptkanal 
würde 2 m über N. N. liegen und durch 3 (kurze) Arme mit 
den benachbarten Strömen in Verbindung stehen, wobei ge- 
plant ist das Gefälle durch die für die Kleinschiffahrt sehr 
geeigneten Klappstaue der bremisch-verdischen Moorkolonieen 
zu überwinden. Neben den Kanälen ist natürlich auch ein 
umfangreiches Wegenetz zum Aufechluss des Moores im Bau. 

Im Besiedelungsplan ist vorgesehen an der Seite der 



*) Die reinen Moosplaggen werden abgesammelt, getrocknet und 
zur Herstellung von Melassefutter, Verbandstoffen u.s. w. äusserst vor- 
teilhaft verkauft, sodass daraus Einnahmen bis zu Mk 800 p. ha erzielt 
wurden. 45. Prot. d. Z.-M.-K. S. 12. Diese hohe Einnahme und vor« 
teilhafte Verwertung wird wohl aber eine seltene Ausnahme sein und 
nicht auf die ganze jährlich zu kultivierende Fläche zutreffen. 
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Kanäle, an welcher die Strasse liegt, ca. 350 Kätner- 
ansiedelungen von 100 m Breite und 300 m Länge, an der 
anderen Seite dagegen 76 spannfähige Bauernstellen von je 
ca. 15 ha Grösse auszulegen. Dabei will man zunächst immer 
nur eine um die andere Stelle besiedeln, um den Kolonisten 
die Möglichkeit zur Vergrösserung ihrer Wirtschaftsfläche 
tunlichst lange zu lassen. 

Die ersten Kolonisten, deren sich ohne jede Bekannt- 
machung ca. 150 gemeldet hatten, wurden 1900 und 1901 — 
in diesem Jahre waren 16 Kolonate mit Häusern versehen 
und grossenteils auch schon an Kolonisten vergeben — 
angesetzt unter folgenden Bedingungen. 

Die möglichst zu Wasser und zu Land zugänglich ge- 
machte und intensiv entwässerte Fläche wird vorläufig in 
Kolonate von 3 — 10 ha geteilt. Hiervon werden den 
Kolonisten 2 ha (Kartoffelland, Wiese und Weide) kultiviert 
übergeben. Haus und Stall (unter einem Dach) wird ihm 
mit Hilfe der Gefangenen in Holz wie ortsüblich, aber wesent- 
lich besser und vollkommener, mit ungefähr Mk. 2000 Kosten 
aufgebaut. Die Scheuer muss er sich später selbst bauen. 
Für das Haus und die 2 ha Kulturland zahlt er eine Pacht 
von Mk. 55 p. ha, worin die Verzinsung des Baukapitals 
{Mk. 2000) zu 5 °| 0 und der Kulturkosten zu 3 °| 0 ent- 
halten ist.*) 

Ausserdem hat er jährlich mit dem Pachtgelde eine 
Kaution von Mk. 10 p. ha Pachtfläche einzuzahlen, die für 
ihn verzinslich hinterlegt wird als Haftung für die Erfüllung 
seiner Verbindlichkeiten. Für die Orts- und Kommunal- 
abgaben geniesst er eine 5jährige Freiheit, die übrigen Ab- 
gaben hat er dagegen sofort zu tragen. Die Nutzungsweise 
seiner Kulturfläche wird ihm vorgeschrieben. An den Ge- 
bäuden hat er sämtliche Reparaturen nach Vorschrift des 
Verpächters zu besorgen und die Prämie für einen Teil 
(Mk. 1000) der Versicherungssumme zu tragen. Verpächter 

*) Im 48. Prot. d. Z.-M.-K. S. 89 ist folgende Unkosten- und 
Rentabilitätsberechnung für ein Kolonat von 3 ha (ausseid. Wiesen, aber 
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kann das Pachtverhältnis mit 6 monatlicher Frist jederzeit 
kündigen. Wie lange die „Pachtperiode", von der im Ver- 



auf 6 ha ausschl. Wiesen zu vergrössern) gegeben. Für ein solches Kolonat 
ergiebt sich durch 



pro ha 
Kapital- 



a) Allgemeine Kosten 

(Vermessung, Vorfluter, Kanäle, Sand- 
lager, Dienstgebäude, Baracken, Ver- 
suche, Geräte, Aufsicht u. s. w.) 

b) Zuwegung 

c) Entwässerung (Drainage) 
df ) Brache und Vorfruchtanbau 
ef) Kalkung 

f ) für Zubusse bei Bestellung der 
ersten Nutzfrucht 

g) für Gebäude 



belastung 
von Mk 

31,18 



97,50 
I4O — 
138.61 

67,87 

80,- 
666,67 



pro ha 
eine jährl. Belastung mit 
Zinsen .Amortisationsbeitr., 
laufend. Ausgaben von Mk. 

3,18 



5,53 
4,20 

4,16 

2,04 

2,40 
33,33 



Sa. 1221,83 54,84 

übergäbe man dem Kolonisten die Fläche in gleichem Zustande, 
aber ohne Gebäude, so würde er für das Hektar ein Grundkapital von 
Mk. 555,16 mit Mk. 21,51 Pachtschilling zu verzinsen haben. Die Grund- 
erwerbskosten müssen als massige bezeichnet werden, da in ihnen ja alle 
zugehörigen Hauptunkosten enthalten sind. Die Baukosten sind dagegen 
p. ha als ziemlich hohe zu bezeichnen, da ja dazu noch die Kosten der 
Scheuer mit Mk. 500 — 700 treten. Es ist zudem fraglich, ob sie in 
Wirklichkeit nicht höher bleiben werden, da im Herbst 1901 (z. Zt. 
meines Dortseins) obige Gebäude M. 2600 bei Gefangenenarbeit kosteten 
und man nur hoffte, die Baukosten auf den oben zu Grunde gelegten 
Preis von Mk. 2000 herabzudrücken. Dass die neuen fiskalischen Bauten 
sehr gut sind, viel besser, dauerhafter und gefälliger als die Eigen- 
bauten der Kolonisten, ist selbstredend, aber sie sind immerhin doch 
auch beträchtlich teurer. Ich zweifle immer noch daran, dass es auch 
bei den ostpreussischen Bauvcrhältnissen vorteilhafter sein sollte, den 
Ansiedlern die Gehöfte schlüsselfertig hinzustellen, als ihnen die Bau- 
ausführung nur durch die Lieferung des allerwichügsten Baumateriales, 
des Holzes (sei es als Rundholz oder durch die Gefangenen verarbeitet 
zu Bauholz) zu verbilligen und die Solidität durch zweckentsprechende 
Vorschriften zu sichern. 



)gle 



trage (S n) die Rede ist, dauert, ist im Vertrage*) sonder- 
barerweise nirgends gesagt, anscheinend 18 oder 24 Jahre. 

Die Ansiedlerstellen will man zunächst und wohl aut 
absehbare Zeit nur als Pächterstellen begeben. Das 
scheint für das in den ostpreussischen Mooren zur Verfügung 
stehende, an das Pachtverhältnis wie an weitgehende Unter- 
ordnung und Bevormundung gewöhnte, moralisch wie wirt- 
schaftlich noch sehr der Hebung bedürftige Kolonistenmaterial 
wohl für längere Zeit der richtige Weg zu sein. Das Endziel 
sollte jedoch stets die Überführung der Pachtkolonieen in 
Eigentumskolonieen sein. 

Im übrigen habe ich mich aus den zahlreichen Aus- 
führungen in der Zentral-Moor-Kommission über die Vorzüge 
und Nachteüe des Eigentums- oder Pachtbetriebes in den ost- 
preussischen Mooren und aus den mir an Ort und Stelle ge- 
wordenen Mitteilungen durchaus nicht von der unbe- 
dingten Überlegenheit des letzteren überzeugen können. 
Man geht bei den Vergleichen insofern stets von einer ganz 
falschen Grundlage aus, als man die mit den „Eigentums- 
kolonieen" des Moosbruchs gemachten Erfahrungen mit den 
aus den dortigen „Zeitpachtkolonieen" gewonnenen ver- 
gleicht. Auf die tatsächliche Unzulässigkeit eines solchen Ver- 
gleiches habe ich schon früher (S. 34'35) hingewiesen, möchte 
aber hier nochmals wiederholen, dass die sogenannten 
„Eigentumskolonisten" bei ihrer kleinen, ganz un- 
genügenden (1,5 — 2 ha) Eigentumsfläche in Wahrheit nur 
zum kleinen Teil Eigentumskolonisten sind, da meist 
50—75% und mehr ihrer Wirtschaftsfläche aus fis- 
kalischem Pachtland besteht, das sie im Vergleich zu 
dem Pachtland der Zeitpächter, unter viel ungünstigeren 
Bedingungen (alljährlich auf unbeschränktes 
Meistgebot!), also teurer und zudem in un- 
günstigerer Lage zupachten müssen. Die Entwickelung 
solcher Kolonieen m u s s viel ungünstiger sein als die der viel 
besser gestellten fiskalischen Zeitpächterkolonieen, daher ist 



*) Abgedruckt im 48. Prot. d. Z.-M.-K. S. Ii 5/1 17. 
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es auch unbedingt von der Hand zu weisen, sie als Typ für 
Eigentümerkolonieen anzusprechen und als Ausgangspunkt 
zum uneingeschränkten Vergleich mit den Pächterkolonieen zu 
benutzen. 

Das Urteil, welches über die Anwendung des Eigentums- 
grundsatzes auf die ostpreussische Moorkolonisation und die 
Leistungsfähigkeit der Eigentumswirtschaft gefällt wird, läuft 
ja geradezu auf die völlige Negier ung der Eigentumswirtschaft 
hinaus, die danach der Pachtwirtschaft weit nachstände. Das 
ist m. E. durchaus irrig. 

Um darüber ein wirklich auf Erfahrung beruhendes und 
auf richtiger Grundlage aufgebautes Urteü zu gewinnen, 
sollte man daselbst baldmöglichst mit der Anlage einer 
wirklichen Eigentumskolonie im Grossen Moosbruch oder 
im Augstumalmoor vorgehen. Sie wäre nach den bei einer 
guten Rentengutsgründung oder bei der Kgl. Ansiedelungs- 
kommission üblichen Grundsätzen (angemessene Dotation wie 
Regelung der öffentlich-rechtlichen Verhältnisse) mit etwa 
40 Stellen von meist 7,5 ha mit einigen grösseren Stellen von 
etwa 15 ha auszulegen. Die Flächen wären vielleicht zur 
Hälfte oder zum Drittel kultiviert zu übergeben. Bei zu 
kleinem Anfangskapital des Kolonisten könnte das festgestellte 
Rentenverhältnis vielleicht erst nach 5—10 jähriger Wirtschafts- 
zeit in Kraft treten, während bis dahin provisorisch eine ent- 
sprechende Pacht gezahlt würde. Der Besitzwechsel liesse 
sich wohl bis zur völligen Kultivierung beschränken, während 
eine ZerteÜung den Beschränkungen des Rentengutsgesetzes 
bezw. des Anerbenrechtes unterläge. 

Unter möglichst genau denselben Verhältnissen 
und finanziellen Leistungen wäre sodann tunlichst be- 
nachbart eine übliche Pachtkolonie zu errichten. Damit 
hätte man eine wirkliche Vergleichsgrundlage gewonnen, 
deren Ergebnisse erst beweiskräftig wären. 

Ein solcher vergleichender Versuch wäre in der 
Tat in vieler Hinsicht höchst lehrreich und in den 
ostpreussischen Mooren bei dem reichlich vorhandenen 
Kolonistenmaterial auch wohl ausführbar. Er würde über viele 
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hochwichtige Fragen überzeugenden und vielfach sicherlich 
den jetzigen Anschauungen ganz widersprechenden Ausschluss 
geben. Er würde, um hier nur einen Punkt anzuführen, 
sicherlich auch beweisen, dass man für lebensfähige 
Eigentumskolonieen bei sonst gleichen Bedingungen 
sowohl kapitalkräftigere wie auch bessere Bewerber findet als 
für Pächterkolonieen. 

Hoffentlich lehnt man es nicht ab, sich über 
diesen für die ganze ost- wie westdeutsche Moor- 
besiedelung hochwichtigen Punkt baldmöglichst 
einwandfreie Belehrung zu verschaffen. Können doch 
allein in Ostpreussen noch mehrere Tausend neuer Stellen 
auf den dortigen Mooren geschaffen werden, deren möglichst 
fehlerfreie Anlage es gewissermassen dringend fordert, dass 
der Kolonisator sich über so wichtige Grundfragen, wie die 
der Besitzform, unbedingt klar ist und nicht von Trugschlüssen 
ausgeht. 
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Schluss. 

Wir sind am Ziele unserer Betrachtungen. Was haben 
sie uns gezeigt? Zunächst wohl das eine, dass bei den 
Bestrebungen, die Moore urbar zu machen und zu besiedeln, 
fast zu jeder Zeit und bei den meisten Unter- 
nehmungen mehr oder minder grosse Fehlgriffe 
gemacht worden sind, Fehler, die teilweise geradezu 
die allerverhängnisvollsten Folgen nach sich 
gezogen haben. 

Diese leider unbestreitbare Tatsache sollte eigentlich jeden 
Kolonisator vor dem pharisäischen Hochmut der Selbst- 
gerechtigkeit und Selbstüberhebung bewahren. Wir 
lernen in und bei jedem Kolonisationsunternehmen, und 
blicken wir nach seinem Abschluss auf den Verlauf zurück, 
dann sehen wir so manches, was wir hätten anders und zwar 
besser machen können. Der alte Satz, dass man klüger ist, 
wenn man vom Rathaus kommt, als wenn man aufs Rathaus 
geht, güt eben auch hier. Deshalb sollte es kein Kolonisator 
oder keine Kolonisationsbehörde von der Hand weisen, 
sich die anderweitig gewonnenen Erfahrungen voll und ganz 
nutzbar zu machen und das eigene Vorgehen von Zeit zu - 
Zeit einer gründlichen Durchsicht zu unterwerfen und dem 
jeweiligen Stand der Erkenntnis anzupassen. 

Hoffentlich tragen die vorstehenden Ausführungen in 
etwas dazu bei, hier und dort vielleicht bestehenden 
„Pharisäersinn" zu vertreiben oder doch abzuschwächen 
und das kolonisatorische Vorgehen nach den eigenen sowie 
den von anderen gesammelten Erfahrungen zweckentsprechend 
umzugestalten. 
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Zum andern dürften meine Darlegungen bewiesen 
haben, dass es wie bei allen Unternehmungen, so insbesondere 
auch bei der „schweren Kunst" der Kolonisation in allererster 
Linie darauf ankommt, wie man sie anfasst und betreibt. 
Nur ein Beispiel möchte ich hier anführen: die Fehn- 
kolonisation, den Fehnbetrieb. 

Seit Jahrhunderten steht die Fehnkolonisation in 
Holland in fast ununterbrochener grosser Blüte, während sie 
bei uns fast ebenso lange mit Ausnahme ganz kurzer Auf- 
schwungsperioden krankt und ein mehr oder minder kümmer- 
liches Dasein führt. Neuerdings hat oder hatte man dafür 
eine bequeme Entschuldigung, man schob die Schuld auf die 
„erdrückende" Konkurrenz der Kohle. 

Nun, als von einer Konkurrenz der Kohle noch gar 
keine Rede sein konnte, fiel der Vergleich der deutschen mit 
der holländischen Fehnkolonisation für die erste mindestens 
nicht günstiger aus als jetzt: der holländische Tort 
erdrückte den deutschen in dessen eigenem 
Hause. Die verkehrte und fehlerhafte Kolo- 
nisations- und Betriebsmethode und -technik 
war es fast ganz allein, die die deutschen Unter- 
nehmungen zur Unfruchtbarkeit verdammte. 

Diese ganz unbestreitbare Tatsache hat seit fast drei 
Jahrhunderten ihre Wirkung ausgeübt. Sie wird sie weiter 
ausüben, wenn wir ihr nicht voll und ganz Rechnung tragen. 
Halbe Massregeln fruchten aber nichts. Auch hier kann ich 
nur wiederholen : lernen wir, wo irgend etwas zulernen 
ist, insbesondere bei unseren grossen Vorbildern 
und Lehrmeistern, den Holländern. Der Erfolg wird 
dann sicher nicht ausbleiben. 

Ich habe mit dieser Arbeit kein Lehrbuch der Moor- 
besiedelung liefern wollen und ein solches auch nicht 
geliefert. Was ich erstrebte und stets im Auge hatte, war das 
Ziel der sich oft genug bemerklich machenden Anschauung, 
dass das gerade übliche „Verfahren" das unbedingt 
richtige und nicht weiter verbesserungsbedürftig sei, energischv 
entgegenzutreten, dabei gleichzeitig zu zeigen, wie vieles noch. 

Stumpfe, Moor-Kolonisation. 30 
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verbesserungsbedürftig ist, und schliesslich durch Darbietung 
von Beispielen eines andern Verfahrens zu Vergleichen und 
dementsprechenden Änderungen anzuregen. 

Es führen allerdings ja viele Wege nach Rom. Doch es 
ist nicht so leicht, den kürzesten, besten und billigsten 
herauszufinden. Bei der Besiedelung der Moore haben wir 
ihn in Preussen jedenfalls noch nicht gefunden, daher zum 
Schluss nochmals die Mahnung: 

lernen und vervollkommnen wir! 
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Anhang. 



Loontarief voor Valthermond, 

vastgesteld door de Afdeeling Vervcncrsbond „STADSKANAAL 
& OMSTREKEN" den 15 Januari 1903 voor het jaar 1903 en 
gewijzigd 1 ) op de gecombineerde vergadering van het bestuur der 
afdeeling 1 ) „VALTHERMOND" van genoemden bond en het bestuur 
der Werkliedenvereeniging „WERKMANSBELANG" tc Valthermond, 
den 17 Januari 1903. 

KARBONKEN.*) 



Grauwveen van I bij 10 voet 35 cent. 

Zwartveen ,, 1 „ 10 ,, 45 „ 



KLEINEN. 6 ) 












-20 


1» 


BOLAFGOOIEN.*) 








Per put van 7 voet 1 


.... 


*5 


1» 


n 11 10 n \ >/t voet diep . . 


per bonk 7 ) 


22 1 /« 


»» 


Meerdere breedte per voet ' 


• • • • 


2 Vi 


11 


BOLAFKRODEN. 








Per put van 10 voet en */» voet diepte . . 


• • 


30 


>» 


Tusschenafbollen naar overleg. 9 ) 








PUTSLECHTEN.») 










• • • 77." 


-20 


>> 


Voor het achterstuk laten vallen van 2 bij 3 J /t 


voet . . . 


IO 


11 






20 


11 


voor het meerdere afbonken ter diepte van 2 voet per voet 


5 


»» 



stukafkroden 10 ) met het kleinen van 2 voet diepte per voet 

breedte 8 

TURFGRAVEN. 
te berekenen naar de daghuur 11 ) kleine turf per dagwerk f 1.60 
„ „ „ kwartiersturf 18 ) „ „ - 1.75 

Voor dikke turf „ „ -10 00 

3o* 
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Bij dit turfgraven komt ten laste van den turfgraver in 't laag 

het stukafgooien ter breedte 
van 37t, ter diepte van 2 voct en het putslechten. 

TURF IN 't LAAG. 1 ") 

Putten van 13 voet breedte en 14 klem 14 ) diepte worden 
berekcnd naar 6 man, voor de meerdere klemmen, 
V« man meer. 

KWARTIERS EN DIKKE TURF IN t'LAAG. 

Putten van 13 voet breedte en Ii klem diepte worden 
berekend naar 6 man, voor de meerdere klemmen 
*/a man meer. 

Voor het openlaten van baggelveld lft ) in 't laag per strekkenden 

meter 7 */i cent. 

Voor het openlaten van baggelveld op 't hoog per strekkenden 



meter 



11 i> 
»1 11 
11 11 



6 l /a man 


7 


11 


7 1 /. 


ii 


6'/9 


»> 


7 


11 


* Vi 


11 


7 


it 


77« 


11 


8 


»1 



TURF OP 't HOOG. 1 *) 

Put van 13 veet tot en met 7 klem . . . 
,, ,, 13 ,, van 8 tot en met 14 klem 
„ »13 11 van mer dan 14 klem . . 
Kwartiersturf tot en met 5 klem .... 

alles voor 

Put van 20 voet tot en met 6 klem . . . 6»/t „ f ^^"^ 
20 „ van 7 tot en met 10 klem ■» 
20 „ van II toten met 14 klem 
20 „ van 15 tot en met 18 klem 
dieper naar verhouding 
u. s. w. 

Putten van meer dan 10 Meter of 33 voet waarvan de turf verder 
dan 90 Meter in 't veld komt, van die turf I man meer. 
Voor niet deelgezette putten 7« raan meer. 

TURFDROGERIJ. 

Opdijkcn 18 ) kleine turf f 1.25 

Opdijken kwartiers en dikke - 1.50 

Kleine turf losmaken van 6 lagen met stocken op de ring zetten - 0.50 

Kleine turf losmaken van 3 lagen met opscherpsel .... - 0.25 

Dikke torf per laag - 0.10 

Omzetten dikke, kwartiers of kleine - 1.00 

Zwülen 1 ») - 0.60 
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Afdekken mct turf f 0.25 

Bedekken met veen - 0.25 

Voor het vuren« 0 ) van kleine turf bulten van 9>/t bij 18 voet - 1.00 

11 n 11 n kwartiersturf „ „ Ii bij 19 voet - 1.50 

n »» 11 11 dikke turf „ „12 bij 20 voet - 1.50 

Grauwe turf met uitschiften,' 1 ) bulten van 10 bij 18 voet . . - 1.20 
Opzetten enkele") ringen per roe 7*j| cent, dubbele ringen 

per roe M ) - 0.15 

Uit ringen schepen 94 ) gewoon geld, doch rest der turf binnen 
3 dagen opzetten zonder vergoeding. 

u. s. w. 

Namens het Bestuur der Afdeeling 
n V ALT HERMOND* van den Vervenersbond: 
Hk. BOSSCHER. 
W. BAKKER Mzn. 

Namens de Werkiiedenvereeniging 
, WERKMAN8BELANQ* te VaLthermond: 
P. BOS. 

P. HOLLANDER. 

Anmerkungen zur Tabelle: „Loontarief voor Valthermond". 

x ) abgeändert auf der gemeinsamen Versammlung der Verwaltung*- Abteilung: 
*) abbunken in die Karre; *) Ptitte ( Flächen MM); *) Fuss; *) Torffeld schlichten; 
•) einschlichten des Trockenplaues; ') =fast 9 m Länge (Tiefe); ») Hob aus dem 
Veen entfernen nach Übereinkunft; *) Putten einschlichten (für die spätere Kultur) ; 
l0 > Vertiefvngen ausfüllen; U J Tagelohn; ,f ) Fabriktorf; l ») Untergrund; U J Soden; 
l& ) Lagerfeld , >•) Hochmoor; ") alles für zugefüllte bezw. aufgefüllte Putten (auf das 
Hochmoor hinauf); '») ringen, *») die fertigen Haufen mit Soden bedecken (für 
I. Qual. Torf zum Schutz); *°) in Bulten (Haufen) setzen; aussuchen, sortieren 
•') einzelne; •») Rute (4 m); «*j direkt aus den Ringen ins Schiff bringen (für mindere 
Qual., ohne sie in Haufen zu setzen). 
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